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A n w e s e n d : 36 Abgeordnete

A m   R e g i e r u n g s t i s c h : Landeshauptmann Dr. Haider, Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Mag. Dr. Martinz, Landesamtsdirektor-Stellvertreter Dr. Platzer

E n t s c h u l d i g t : Landesrat Dr. Schantl, Landesamtsdirektor Dr. Sladko
M i t g l i e d e r   d e s   B u n d e s r a t e s :   Ing. Kampl, Molzbichler, Mitterer, Blatnik
Schriftführer: Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich begrüße Sie alle sehr herzlich zur 59. Sitzung des Kärntner Landtages und ersuche Sie, Ihre Plätze einzunehmen. Ich stelle die Beschlussfähigkeit fest. Ich darf die Damen und Herren auf der Zuhörertribüne recht herzlich begrüßen, ich begrüße die Schülerinnen und Schüler der pädagogischen Hochschule unter der Begleitung von Dr. Gerd Rabensteiner. Herzlich willkommen hier im Hohen Hause! (Beifall im Hause.) Ich begrüße auch die anwesenden Regierungsmitglieder. Anwesend Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig, Herr Landesrat Ing. Rohr und Landesrat Dr. Martinz sowie der Vertreter der Verfassungsabteilung. Dr. Glantschnig, als auch die Landesamtsdirektion, heute vertreten durch Herrn Dr. Dieter Platzer. Weiters auch die Bundesräte, Vertreter der Länderkammer, herzlich Willkommen! Herzlich willkommen auch die Fachbeamtenschaft. Wir haben somit die Beschlussfähigkeit. Entschuldigt hat sich Herr Landesamtsdirektor Dr. Reinhard Sladko für die heutige Sitzung. Geburtstage haben gehabt Herr Abgeordneter Jakob Strauß, Herr Abgeordneter Robert Lutschounig, Herr Abgeordneter Adolf Stark und der Zweite Präsident Hans Ferlitsch, herzliche Gratulation im Namen aller Abgeordneten und vor allem Gesundheit und viel Kraft weiterhin! (Beifall im Hause.)
Hohes Haus! Soeben ist noch eine Entschuldigung eingelangt, und zwar Herr Landesrat Dr. Schantl wegen Krankheit, wir wünschen ihm auf diesem Wege baldige Genesung. Wir kommen nun zu Beginn dieser Sitzung zur Fragestunde. 
Fragestunde

1.
Ldtgs.Zl. 412/M/29:

Anfrage des
Abgeordneten Tiefnig an Landesrat Ing. Rohr
Ich bitte den Abgeordneten, die Frage zu stellen.
Lobnig

Abgeordneter Tiefnig (SPÖ):

Tiefnig

Herr Präsident! Geschätzte Regierungsmitglieder! Liebe Landeshauptmann-Stellvertreterin! Geschätzte Damen und Herren! Liebe Zuhörer, einen wunderschönen Guten Morgen hier im Kärntner Landtag. Herr Landesrat, im Zuge Ihrer BZ-Gespräche mit den Kärntner Gemeinden, übrigens herzliche Gratulation zu dem tollen Ergebnis und den positiven Rückmeldungen sämtlicher Gemeinden, konnten Sie sicher feststellen (Beifall von der SPÖ-Fraktion.), dass es für die Kommunen immer schwieriger wird, ihr Straßennetz zu erhalten beziehungsweise zu sanieren.
Daher frage ich Sie, Herr Landesrat, wie sehen Sie als Gemeindereferent den Zustand des Straßennetzes in den Kärntner Gemeinden?
(Der Vorsitzende erteilt LR Ing. Rohr das Wort.)

Tiefnig

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Meine sehr geschätzte Regierungskollegin, meine Damen und Herren Abgeordneten, Herr Präsident, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Ich darf vielleicht folgendes feststellen. Nach den Bestimmungen des Kärntner Straßengesetzes 1991 umfasst das öffentliche kommunale Straßennetz jene Straßen und Wege, die mit Beschluss des jeweiligen Gemeinderates zu Gemeindestraßen oder Ortschafts- und Verbindungswegen erklärt werden. Die Straßenverwaltung, also die Herstellung und die Erhaltung dieser Straßen haben ausschließlich die Gemeinden. Nachdem das kommunale Straßennetz eine wichtige gemeindeinnere Erschließungsfrage darstellt, ist es natürlich so, dass, man auf die Frage ob des Zustandes der Gemeindestraße durchaus sagen kann, dass dieses Straßennetz als „Gut“ bezeichnet werden kann. Wobei natürlich der Straßenzustand auch immer wieder enorme Sanierungs- und Instandhaltungs- und Ausbauarbeiten erfordert und dies insbesondere auch derzeit schwerpunktmäßig auftritt, weil folgende Fakten auch hier zu betrachten sind:
Im Zeitraum 1960 bis 1990 wurden ca. 70 Prozent des kommunalen Wegenetzes erstmalig asphaltiert. Aufgrund der 20 bis 30jährigen Lebensdauer von Asphaltstraßen, natürlich auch in Abhängigkeit von ihrer Verkehrsbelastung, ist eine kontinuierliche und temporär bedingte Erneuerung dieser Straßen mit Asphaltdecken notwendig. Wir wissen, dass die Straßendimensionierungen, Straßenbreite, Tragkraft natürlich zum Teil in der vorhandenen Struktur nicht mehr den Anforderungen der heutigen Verkehrsmittel entsprechen und daher diesbezüglich auch größerer Ausbaubedarf gegeben ist.
Ich kann auch feststellen, dass das Verhältnis im Bereich des kommunalen Wegenetzes asphaltierte Straßen zu Schotterstraßen noch immer circa 80:20 beträgt. Also, 80 Prozent der Gemeindestraßen, der Ortschafts- und Verbindungswege sind asphaltiert, 20 Prozent sind noch als so genannte Schotterstraßen in Betrieb. Natürlich darf man auch feststellen, dass Straßen und Wege vereinzelt ohne Vorkehrungen für den ordnungsgemäßen Abfluss von Oberflächenwässern errichtet wurden, wodurch insbesondere in den Wintermonaten Frostauftrieb, Überschwemmungsgefahr besteht, weil keine Versickerung gegeben ist. Beim Straßenbau nach Kanal – und das ist ein ganz entscheidendes und wichtiges Thema für die Gemeinden – kann eine Asphaltierung lediglich in der kinetischen Breite aus dem Gebührenhaushalt des Kanals finanziert werden, weshalb in der Vergangenheit auch meist keine darüber hinausgehenden Asphaltierungen vorgenommen wurden. Wir haben allerdings, seit ich Gemeindereferent bin, mit den Kärntner Regionalfonds hier ein Instrument geschaffen, dass wir gesagt haben: Eigentlich wollen wir den Gemeinden die Möglichkeit geben, wenn Kanal gebaut wird, dass die Gemeinden dann auch die Möglichkeit bekommen, Investitionsmittel zur Verfügung zu haben, die die Sanierung der gesamten Straße ermöglichen. Wenn man es genau und mit offenem Auge betrachtet, wenn man durch das Land fährt, dann kann man auch die Gemeinden erkennen, die in den letzten drei Jahren im Bereich der Gemeindestraßen Kanalbaumaßnahmen vollzogen haben. Dort sind nämlich die Straßen überall wieder ordnungsgemäß hergerichtet, teilweise saniert und erneuert worden. Die Straßenbeleuchtung, die begleitenden Gehwege sind entsprechend mit dazugebaut worden. (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) Dadurch kann man also sagen, der Regionalfonds war ein ganz, ganz entscheidendes und wichtiges Instrument, um den Gemeinden hier einfach mehr Investitionsmasse zur Verfügung zu stellen. Es sind immerhin 10 Millionen Euro jährlich, die den Gemeinden aus diesem Topf über fünf Jahre aus der Finanzmasse als Darlehen gewährt werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – (Abg. Ing. Haas meldet sich zur Zusatzfrage.) – Bitte, Herr Abgeordneter Ing. Haas, die Frage zu stellen!
Lobnig

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Lieber Landesrat! Wie du in deinen Ausführungen bereits gesagt hast, gibt es in den Gemeinden auf Basis des Kärntner Straßengesetzes verschiedene Straßenkategorien: Gemeindestraßen, Ortschafts- und Verbindungswege. Das Gesetz sieht auch vor, dass für Sanierungen nur bei zwei kategorisierten Straßen von der Bevölkerung Geld mit eingehoben werden kann, und zwar für die Ortschafts- und Verbindungswege. Innerhalb einer Ortschaft oder in einer Stadt sind sozusagen zwei verschiedene Kategorien von Menschen.
Lieber Herr Landesrat: Denkst du daran, diese Ungleichbehandlung der Bevölkerung im ländlichen Raum in Zukunft zu ändern?

Ing. Haas

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter Haas! Du wirst in einer der nächsten Landtagssitzungen einem Antrag folgend genau zu dieser Frage, inwieweit Kostenbeteiligungen von den Gemeinden verpflichtend auf Anrainer umzulegen sind, die Gelegenheit haben die Zustimmung zu erteilen, indem man sagt, wir wollen hier eine Pflicht-Bestimmung in eine Kann-Bestimmung umwandeln. Denn wir sehen heute schon in der gelebten Praxis, dass es in Kärnten regional unterschiedliche Gemeinden gibt, die diese Umlegung der Kosten auf die Anrainer durchaus beispielhaft und gesetzeskonform nachvollziehen und dass es in anderen Bereichen von den Gemeinden einfach stillschweigend Unterstützungen gibt, wo derartige Kostentragungspflichten bei den Anrainern nicht zum Tragen kommen. Genau deshalb ist von mir eine Novelle des Regionalfondsgesetzes angestrebt. Das wird auch in den nächsten Wochen hier ins Haus kommen, um diese Ungleichbehandlung, zumindest was die gesetzliche Verpflichtung betrifft, in eine Kann-Bestimmung umzuändern und damit für alle gleiche Voraussetzungen zu schaffen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller selbst noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage!

Lobnig

Abgeordneter Tiefnig (SPÖ):

Tiefnig

Herr Landesrat! Sie haben vorhin bei Ihren Ausführungen den Regionalfonds erwähnt. Ich stelle die Frage: Wie viele Mittel wurden seit Einführung dieses Regionalfonds schon für Straßenbaumaßnahmen in unseren Gemeinden verwendet?

Tiefnig

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Tiefnig! Es ist so, dass wir seit Einführung des Regionalfonds im Juli 2005 23,6 Millionen Euro an Förderdarlehen zur Verfügung gestellt haben. Damit wurden insgesamt 430 Kilometer des ländlichen Straßen- und Wegenetzes wieder hergestellt bzw. saniert. Ich denke mir, 430 Kilometer, das ist die Strecke von dir bis Wien durchgehend. Da werden wir ungefähr hinkommen. Also, von Oberdrauburg bis Wien, das ist eine beträchtliche Weglänge, die hier innerhalb kurzer Zeit – mit dem Instrument des Regionalfonds, Unterstützung für die Gemeinden – neu gestaltet und neu hergestellt wurde. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Somit kommen wir zur nächsten Anfrage 2:

2.
Ldtgs.Zl. 417/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr

Herr Abgeordneter, ich bitte die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landesrat Rohr! Im Dezember 2007, respektive vom 17. bis 19., wurde bekannt, dass in der Völkermarkter Straße bei einer OMV-Tankstelle Benzin ausrinnt. Die ersten Angaben waren so um die 2.000 Liter. Aber je mehr es dann gerochen hat und die Feuerwehr aufgetaucht ist und die Straßen dann gesperrt wurden und auch in den Kellern Gasgeruch bemerkbar war, hat sich dann herausgestellt und hat die OMV zuerst 50.000 Liter zugegeben und schlussendlich dann 100.000 Liter, die ausgeronnen sind. Schuld war ein Ovalflansch und auch fehlende oder defekte Messgeräte. Jetzt meine Frage an Sie, die Sanierung betreffend, es gibt ja mehrere Ansätze: Es gibt die Boden-Luft-Absaugung, es gibt aber auch eine Ausschwemmung danach mit Bio-Tensiden.
Meine Frage an Sie: Welche optimalen Maßnahmen zur Sicherung der Umwelt, insbesondere des Grundwassers, werden von Seiten des Umweltlandesrates im Sinne eines Sanierungskonzeptes vorgeschlagen bzw. realisiert?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter Holub! Bei dem Schadensfall ist es derzeit so, dass die angeordneten und durchgeführten Maßnahmen ausschließlich der Gefahrenabwehr dienen. Durch ein entsprechendes Netz von Abgassonden wird die Ausbreitung von Benzindämpfen verhindert. Das ist einmal eine wichtige Maßnahme, damit die Umgebung nicht mit diesen Benzindämpfen belastet wird. Über sechs Absenkbrunnen wird der ausgeflossene Treibstoff rückgefordert. Nach aktuellem Kenntnisstand sind diese Maßnahmen, die derzeit getätigt wurden, sehr zielführend, da die Konzentrationswerte auch im peripheren Bereich um das Tankstellenareal deutlich rückläufig sind. Die über den Absenkbrunnen erzielte Trichterwirkung im Grundwasser bewirkt natürlich ein Rückfließen der aufschwimmenden Treibstoffe. Die Wirkung der Maßnahmen wird durch die mittlerweile insgesamt entfernte Benzinmenge von 90.000 Liter unterstrichen. Wenn man bedenkt, dass da ja doch eine beträchtliche Menge, nämlich 100.000 Liter, verloren gegangen ist und inzwischen bereits 90.000 Liter rückgeführt werden konnten, dann denke ich mir, ist das ein durchaus beträchtliches Ausmaß. Die eigentliche Sanierung kann aber erst nach Erreichen eines stabilen Zustandes begonnen werden, das heißt, dass Boden-Luft-Absaugung und Absenkbrunnen keine nennenswerten Mengen mehr erbringen. Dazu wird die Behörde, natürlich auch auf Empfehlung der Sachverständigen, das zu erreichende Sanierungsziel vorgeben. Hierbei sind die für den Standort maßgeblichen Werte für Grundwasser bzw. Schwellenwerte betreffend die Bodenkontamination heranzuziehen. Die Ausarbeitung eines Sanierungskonzeptes durch den Verursacher ist bereits in Angriff genommen. Das Einreichprojekt für die eigentlichen Sanierungsmaßnahmen wird von den Sachverständigen derzeit im Hinblick auf die Errichtung der Sanierungsziele beurteilt und dann von der Behörde dementsprechend zu genehmigen sein. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo hat eine Zusatzfrage!
Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landesrat! Hohes Haus! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Es ist also zu Jahresbeginn in der Völkermarkter Straße in Kärnten ein weiterer See entstanden, aber einer aus Benzin. Das ist – vorsichtig ausgedrückt – ein Skandal! Und bei der Aufarbeitung dieses Skandals ist interessant, dass nicht sehr viel an die Öffentlichkeit gedrungen ist, was hartnäckige Gerüchte nährt. Ich präsentiere sie Ihnen, die da lauten, es sei hier nicht nur Benzin geflossen, sondern auch anderes Flüssiges und es ist tatsächlich nicht nur ein Zufall, dass die OMV auch Schmiermittel vertreibt.
Herr Landesrat, ich frage Sie jedenfalls: Können Sie ausschließen, dass im Zuge dieser Sanierung unrechtmäßig auch Geldmittel geflossen sind?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Gallo! Ich denke, mit derartigen Verdächtigungen, mit derartigen Vermutungen, mit derartigen Unterstellungen (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist keine Unterstellung!) ist der Sache nicht gedient, daher würde ich Sie generell bitten, das Image der Politik im Allgemeinen nicht weiter zu verunglimpfen, denn die Beliebtheitsskala der Politikerriege ist, was das Vertrauen betrifft, eh bekannt. Ich gehe davon aus, dass es hier keine wie immer gearteten Geldflüsse gegeben hat. Nachdem das Gegenteil nicht bekannt ist, würde ich mich nicht dazu versteifen, irgendwelche Mutmaßungen zu unterstützen oder zu unterstreichen. Ich halte diese Zusatzfrage wirklich für entbehrlich bzw. wenn es Hinweise und Fakten gibt, dann bitte ich, die Fakten auf den Tisch zu legen und nicht mit Vermutungen und Unterstellungen zu agieren! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Schlechtes Gewissen!)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Seitens der SPÖ-Fraktion hat sich Herr Abgeordneter Vouk gemeldet, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Geschätzter Herr Landesrat! Wir sind beim Thema Energie angelangt, ein Thema, das uns und vor allem der Bevölkerung unter den Nägeln brennt.
Was sagen Sie zur Entwicklung der aktuellen Energiesituation in Kärnten? (Abg. Ing. Scheuch: Das ist eher eine Umweltschutzfrage, bei der wir jetzt sind!)
Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter Vouk! Ich denke, das Thema Energie hat jetzt die Politik generell wieder etwas wachgerüttelt. Man ist draufgekommen, dass es in Kärnten (Abg. Ing. Scheuch: Guten Morgen, SPÖ!) ein vom Umweltreferenten vorgelegtes Energiekonzept mit entsprechenden Leitlinien und Zielsetzungen für die Jahre 2007 bis 2015 gibt, wo vor allem der Einsatz der erneuerbaren Energie schwerpunktmäßig forciert werden sollte. Ich darf daran erinnern, dass wir, als ich Referent geworden bin, im Landesbudget im Jahr 2002 5 Millionen Euro für Energiefragen zur Verfügung gehabt haben, dass wir in den Jahren 2006, 2007 und 2008 10 Millionen Euro zur Verfügung haben, (Abg. Ing. Scheuch: Verteilen tut es der Finanzreferent!) um eben genau die erneuerbaren Energieträger entsprechend zu forcieren. (Abg. Vouk: Energiereferent!) Wenn ich da höre, (Abg. Vouk: Das war die Bevölkerung!) Herr Abgeordneter Vouk, wenn ich da höre, dass man jetzt von einer energieautarken Region Kärnten spricht, dann darf ich darauf verweisen, dass ich ungefähr vor einem halben Jahr in Brüssel war, dass es dort um das Thema Energiefrage gegangen ist. Da habe ich gesagt, Europa wird seine Energiepolitik und Energieprobleme auch nur dann lösen können, (Abg. Ing. Scheuch: Brüssel! Brüssel! Da kannst du wenig bewegen, bei diesen Preisen!) wenn wir uns bemühen regional unabhängige, energieautonome Regionen zu schaffen. Und da zähle ich sozusagen räumliche Lösungen, sowie es Kötschach-Mauthen anstrebt, als energieautarke Gemeinde mit Ressourcen Windkraft, Wasserkraft, Biogas, erneuerbare Energieträger als durchaus plakativ und beispielhaft für einen gesamtheitlichen Lösungsansatz. Aber natürlich auch insgesamt ist das Bemühen, die nachhaltigen Energieträger, die erneuerbaren Energieträger, die Biomasse entsprechend auszubauen, die Kraft der Sonne zu nützen, durchaus in vollem Umfang auch mit den Energieleitlinien in Kärnten, gegeben. Ich denke, dass wir hier – das ist ja gestern bei einer Pressekonferenz auch entsprechend kundgetan worden – durchaus die Möglichkeit haben, im Bereich der Wohnbauförderung weitere, verstärkte Akzente zu setzen. Da ist der Kollege Scheuch eingeladen, wirklich offensiv mitzugehen, damit meine initiierte Passivhausförderung auch Eingang in die Wohnbauförderung findet. Ich denke, dass wir hier im Bereich der Forcierung der Ökokombinationen Biomasse und Solar weitere Akzente zu setzen haben und ich denke, dass auch die Maßnahmen, die geplant sind mit der Effizienzsteigerung bei der Wasserkraft, beispielsweise Reißeck II als Verbund- oder Projekt der AHP oder auch entsprechende Projekte Feldsee 1 – das derzeit in der Umsetzungsphase ist – und ein Projekt Feldsee 2, wesentlich dazu beitragen sollten, dass wir die Energieautonomie im eigenen Land erreichen werden. Es ist schön, wenn alle das Ziel, dass Kärnten nach Möglichkeit energieunabhängig und autark sein sollte, auch entsprechend unterstützen. Der Energiereferent hat das schon seit mindestens zwei Jahren in den Energieleitlinien (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) gemeinsam so erarbeitet, entwickelt und wir sind voll in der Umsetzung zur Erreichung dieser in den Energieleitlinien fixierten Ziele. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Dann bitte hat der Antragsteller noch eine Zusatzfrage. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

(Abg. Ing. Scheuch: Das war ein guter Trick!) Geschätzter Herr Landesrat! Das Ungeheuerliche an dieser Geschichte ist ja etwas anderes, und zwar, dass sich die Sanierungsfirma schon vor Ort befunden hat, bevor das überhaupt gemeldet wurde und dass laut Auskunft – auf unsere Recherche hin – von Beamten der Umweltpolizei schon seit Sommer pro Tag 1.000 Liter in den Untergrund geronnen sind. Daher meine Zusatzfrage:
Wann war den Behörden bekannt, dass seit September 2007 täglich 1.000 Liter in den Untergrund rinnen?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter Holub! Ich denke, wenn die Behörden nicht davon wissen, dass 1.000 Liter (Der Redner unterstreicht seine Worte mit einem resignierenden, kurzen Auflachen.) täglich angeblich versickert sind, (Abg. Ing. Scheuch: Das ist aber nicht zum Lachen!) – Nein, ist ja nicht zum Lachen! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ja eben!) Wenn du eine freundliche Haltung meinerseits gegenüber dem Herrn Abgeordneten Holub als Lachen bewertest, dann obliegt das dir – (Abg. Ing. Scheuch: Eine Umweltkatastrophe zum Lachen zu finden, ist nicht schön! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ertappt!) Herr Abgeordneter Holub, dann ist das natürlich bedauerlich und es wäre jeder Tage früher ein entscheidender und wichtiger Tag für die Umwelt gewesen, weil natürlich auch die daraus resultierenden Sanierungsmaßnahmen entsprechend weniger Aufwand erfordert hätten. Es ist bedauerlich, dass das doch relativ lange gedauert hat. Es war offensichtlich die Zeit über Weihnachten dann so, dass diese Dinge länger unter Verschluss geblieben sind als vielleicht den Behörden und der Öffentlichkeit lieb gewesen wäre. Faktum ist, dass man jetzt nach Bekanntwerden der Größenordnung alles unternimmt und alles tut, natürlich auch den Verursacher entsprechend zur Kasse bittet, um letztlich eine völlige Sanierung sicher zu stellen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Somit kommen wir zur Anfrage 3:

3.
Ldtgs.Zl. 420/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Willegger an Herrn Landesrat Ing. Rohr.
Bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hochgeschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine sehr verehrten Zuhörer auf der Tribüne! Herr Landesrat! Wir haben ja schon ziemlich lange diskutiert über diesen größten Umweltskandal, den es jemals in Klagenfurt gegeben hat. Ich werde Ihnen sagen, wann das passiert ist, die Meldung an die Behörden. Am 19.12. ist es tatsächlich passiert! Am 19.12.! Monatelang sind tausende Liter ausgeflossen und es ist wirklich nichts passiert! Das Interessante ist, dass wir jetzt erst zu diesem Thema kommen, aber da sind Sie auch ein bisschen mit Schuld, weil Sie ein paar Landtagssitzungen geschwänzt haben und deshalb haben wir dies erst jetzt zum Thema gemacht. (Missfallensäußerungen aus der SPÖ-Fraktion.) Die Klagenfurter Kommunalpolitik hat dieses Thema sehr rasch vom Themenfluss weggebracht, deswegen ist es ziemlich schlimm, dass wir jetzt erst darüber sprechen müssen – Monate später – aber es wäre für die Klagenfurter Bevölkerung wichtig, zu wissen, wann das Grundwasser endlich wieder tatsächlich verwendbar sein wird. (Vorsitzender: Die Frage konkret bitte, wie sie gestellt wurde!)
Herr Landesrat! Wann wird das Grundwasser … (Vorsitzender: Welche Auswirkungen …) Welche Auswirkungen… Na ja, die Auswirkungen hat er schon taxativ erklärt, aber jetzt wäre es interessant zu wissen, wann wird das Grundwasser wieder verwendbar sein für die Klagenfurter Bevölkerung?

Willegger

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Willegger! Ich würde Ihnen empfehlen, einmal eine entsprechende Statistik zu führen über die Präsenz der Regierungsmitglieder hier im Hohen Haus und dann würde ich mit Sicherheit behaupten können, dass Sie in Ihren eigenen Reihen – was das Schwänzen der Landtagssitzungen betrifft – die Führungspositionen ausmachen würden! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Tuns nicht ablenken!) Das ist keine Ablenkung, das ist eine Feststellung, denn immerhin denke ich, wenn ich als Regierungsmitglied natürlich auch Interessen Kärntens wahrzunehmen habe – beispielsweise bei Kommissionssitzungen in Wien, wo es um wesentliche Fördermittel für das Land Kärnten geht, bei entsprechenden Altlastensanierungskommissionssitzungen, wo es darum geht, dass wir beispielsweise den Standort Kühnsdorf entsprechend sanieren, um ihn wieder für eine betriebliche Verwertung und als Grundlage zur Verfügung zu haben, damit dort neue Projekte realisiert werden können – dann denke ich, ist das nicht Missachtung des Landtages, sondern dann ist das das Gegenteil, nämlich die Wahrung der Interessen Kärntens auch außerhalb unseres Bundeslandes, auf Bundesebene entsprechend sicherzustellen!
In Bezug auf die Sanierungsmaßnahmen muss ich mich nicht wiederholen, nachdem ich gegenüber dem Abgeordneten Holub ausführlich dazu Stellung bezogen habe und ich kann nur darauf verweisen, dass jetzt nach dem Absaugen des eingetragenen Benzins erst die Sanierungsmaßnahmen beginnen werden. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Inkompetenz zum Quadrat!) Die Behörde wird hier ein Verfahren genehmigen, das möglichst schnell und effizient sicherstellt, dass das Grundwasser auch wieder benutzt werden kann. Allerdings geht es hier in erster Linie um die Sicherung des Grundwassers im umliegenden Bereich und ich denke, hier ist mit den bestehenden Maßnahmen der Sicherung des Grundwassers voll und aktiv Rechnung getragen worden. Ich wäre ein Prophet, wenn ich Ihnen sagen würde, in einem halben Jahr kann man dort das Grundwasser wieder ungehindert genießen. Ich denke, es wird ein Zeitraum von ein, zwei oder drei Jahren erforderlich sein, bis die Gesamtsanierung dieses Bereiches abgeschlossen ist. Aber wie gesagt: Wichtig ist, dass man bei den jetzigen Maßnahmen – nämlich den Benzin aus dem Erdreich herauszuholen – versucht hat, mit den abgesenkten Brunnen die Grundwasserströme nicht zu beeinflussen und ich denke, das ist in hervorragender Weise gelungen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Abgeordneter Strauß!

Lobnig

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landesrat! In der Frage Nummer 3 geht es um die Qualität des Grundwassers.
Welche Maßnahmen zur Sicherung der Qualität des Grundwassers wurden beziehungsweise werden gesetzt im Rahmen der Wasserstiftung Kärnten?

Strauß

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter! Wie Sie wissen, sind wir mit der Kärntner Wasserstiftung dabei, große, verfügbare Grundwasservorkommen entsprechend sicherzustellen auch für künftige Nutzungen, obwohl wir heute nicht den erforderlichen Bedarf haben, um Wasser weit über Land transportieren zu müssen. Aber wir haben mit der Errichtung des Tiefbrunnens in Traundorf, der ja als Ersatzmaßnahme für die Petzen-Beschneiungsanlage und die Wasserversorgung aus dem Bereich Bleiburg und Feistritz ob Bleiburg erfolgt ist, diesen Tiefenbrunnen Traundorf auch in die Wasserstiftung eingebracht. Wir haben in Gablern – das ist in der Marktgemeinde Eberndorf – ein entsprechendes großflächiges Grundstück gesichert, wo wir bis zu 400 Liter pro Sekunde Grundwasser für künftige Nutzung entnehmen können und wir haben natürlich auch beim Zukunftsfonds für allfällig künftige Vorhaben – und der Beirat hat seinerzeit den derartigen Antrag positiv behandelt – deponiert, dass für die Stiftung „Kärntner Trinkwasser“ entsprechende Mittel bereitgestellt werden sollten. Man hat zwar damals unser Anliegen positiv behandelt, man hat allerdings gesagt, das Geld für den Zweck sei derzeit nicht verfügbar, weil anders eingeteilt. Offensichtlich erleben wir jetzt, dass das Geld aus dem Topf des Zukunftsfonds für viele andere Bereiche eingesetzt werden soll, aber ich glaube, hier wären gerade Mittel aus dem Zukunftsfonds zur nachhaltigen Zukunftssicherung einer Ressource in unserem Bundesland effizient und wirkungsvoll eingesetzt.
Wir werden uns natürlich bemühen, weiterhin verfügbare Wasserressourcen, die von allgemeinem öffentlichem Interesse sind, auch für die Zukunft zu erwerben. Ich denke, es ist besser, man schaut drauf, dass man es hat, wenn man es braucht, als wenn man dann, wenn man etwas braucht, dem erst nachlaufen muss, weil dann steigt bekanntlich der Preis ins Unermessliche und dann wird es volkswirtschaftlich betrachtet natürlich auch für die Menschen zu einer Belastung, weil sie sich das dann kaum mehr leisten werden können. Daher eine Vorsorgemaßnahme, die durchaus eine Perspektive in die Zukunft in sich trägt, die 20 oder 30 Jahre Vorausdenken erfordert. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall. Zusatzfrage vom Anfragesteller gibt es ebenfalls keine. Dann kommen wir zur Anfrage 4, die nicht aufgerufen werden kann, weil das Regierungsmitglied Dr. Schantl krankheitshalber nicht da ist. Ich denke, Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, die Frage mündlich bei der nächsten Sitzung aufzurufen (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Mündlich!) und ebenfalls die Frage 5. Frau Abgeordnete Rossmann, diese Frage wahrscheinlich ebenfalls mündlich bei der nächsten Sitzung. (Abg. Rossmann: Bitte!) Dann kommen wir zur Anfrage 6:

6.
Ldtgs.Zl. 426/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Schlagholz an Herrn Landesrat Dr. Martinz
Ich ersuche, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzter Herr Landesrat! Der Österreichische Bauernbund – eine Ihnen sicherlich nicht unbekannte Organisation – hat eine Umfrage in Auftrag gegeben, eine Studie, betreffend den Herkunftsnachweis bei Lebensmitteln. Diese Studie hat ganz klar und deutlich gezeigt: Je konkreter der Nachweis der Herkunft, umso begehrter das Lebensmittel und umso mehr Vertrauen beim Konsumenten. Je näher diese Bezeichnung in den regionalen Bereich fällt, umso mehr steigert sich dieses Vertrauen des Konsumenten noch. Wir haben im Oktober des Jahres 2006 hier im Kärntner Landtag einen Antrag beschlossen und Sie aufgefordert, hinsichtlich der Qualitätssicherung mit regionalem Herkunftsnachweis aktiv zu werden. Bis zum heutigen Tag müssen wir feststellen, dass wir Ihrerseits keine Maßnahmen und Reaktionen feststellen können. Ich frage Sie daher:
Welche Umsetzungsschritte haben Sie hinsichtlich des Landtagsbeschlusses vom 12. Oktober 2006 betreffend eines Qualitätssicherungssystems mit regionalem Herkunftsnachweis „Geprüfte Qualität Austria“ umgesetzt?

Schlagholz

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Zuseherinnen und Zuseher! Lieber Herr Abgeordneter und offensichtlich neuer Lavanttal-Chef der SPÖ!
Sie wissen ganz genau, kommend aus einer Region, wo es ganz besonders regionale Spitzenprodukte gibt, ist es wichtig und ich bedanke mich für diese Frage. Denn es ist eines der Hauptanliegen der Agrarwirtschaft und auch des Bauernbundes, da haben Sie vollkommen Recht, genau auf die landeseigenen typischen Produkte zu setzen und die auch entsprechend zu forcieren und in den Verkehr zu setzen. Geprüfte Qualität Austria: Sie wissen beziehungsweise eine kleine Wiederholung: Es gibt österreichweit das streng definierte AMA-Gütesiegel. Sicher eines der stärksten Ausweise für unsere heimische Produktion. Jeder weiß, wo AMA drauf steht, ist unter Garantie heimische regionale Qualität dahinter. Also ein wirkliches Gütesiegel, wo ich nur appellieren kann, auch an Sie, das entsprechend zu verbreiten und auch in den entsprechenden Diskussionen und Gesprächen zu forcieren.
Das zweite ist das rot-weiß-rote Biosiegel. Ich bin sehr stolz und besonders in Kärnten haben wir einen sehr hohen Anteil und eine sehr motivierte Biolandwirtschaft. Es gibt die Absicht, in den nächsten zehn Jahren bis 2020 uns im Biobereich zu verdoppeln, was die Menge betrifft. Wir haben jetzt einen Anteil von rund 10 bis 13 Prozent, je nach Produkt. Aber hier gibt es sehr ambitioniert das Vorhaben, auf rund 20 Prozent zu kommen. Bio-Gütesiegel ist also ein ganz, ganz starkes Siegel, wo jeder, der sich darauf verlassen kann, dass dort, wo es drauf ist, beste Qualität aus der heimischen Landwirtschaft zu bekommen.
Das dritte „Gutes vom Bauernhof“ ist eine Zertifizierung oder Auszeichnung der Landwirtschaftskammer, wo besonders die Direktvermarkter dahinter stecken. Die Direktvermarkter haben für sich selbst die Kriterien sehr streng festgelegt und kontrollieren diese auch, um klarzumachen, dass nur dort, wo es die direkten Produkte der heimischen Produktion gibt und welche entsprechend den Kriterien der Direktvermarkter sich diesen unterwerfen, Gutes vom Bauernhof drauf steht.
Gerade gestern wurde der Beginn der Buschenschanksaison eingeläutet oder begonnen. Auch hier wieder ganz wichtig, gerade die Buschenschanken, die Wert darauf legen, die bäuerlichen Buschenschänken sind Direktvermarkter, haben ausschließlich Produkte aus der eigenen Produktion. Die sind auch ausgezeichnet mit „Gutes vom Bauernhof“.
Sie sehen, grundsätzlich gibt es eine regionale und qualitätsmäßige Auszeichnung. Ich freue mich, dass wir uns auf das verlassen können. Ich bitte, das auch in der Form zu verbreiten. Was gibt es tatsächlich Neues? Wir haben seit dem damaligen Beschluss im Jahr 2006 ganz wesentliche Schritte gesetzt. Ich denke an die gentechnikfreie Milch der Oberkärntner Molkereien. Gemeinsam mit der Oberkärntner Molkerei, die übrigens letzte Woche ihr 80-jähriges Jubiläum sehr erfolgreich und eindrucksvoll gefeiert hat, haben wir gentechnikfreie Milch zustande gebracht. Das sind nahezu 1800 Bäuerinnen und Bauern, die gentechnikfreie Milch produzieren, mit einem grünen zusätzlichen Gentechnikfrei-Gütesiegel ausstatten, dass dies ein Megaschritt für ganz Europa in Wirklichkeit gewesen ist. Auch die Molkerei im Unterland, die Bergland, hat sich dem angeschlossen. Wir können jetzt sagen, dass die Milchproduktion im Gentechnikfreibereich aus Kärnten den Weg genommen hat. Eine ganz wichtige Initiative, die auch von mir maßgeblich unterstützt wurde im Rahmen der Zertifizierung. Es ist ein Interreg-Projekt gestartet worden, Regio-Market genannt, das heißt, der Versuch mit den Italienern und den Slowenen, vor allem mit den Italienern, denn die haben hier etwas mehr Erfahrung schon, denn sie sind schon weiter sozusagen, die regionale Marke herauszustreichen. Zur Erinnerung, wir haben bereits bei Speck und Käse für den Gailtaler Käse das erreicht, was er ist. Wir wollen noch weitere Markenartikel schützen, wenn ich an den Südkärntner Raum denke, an den Haden, wenn ich an unsere Salami denke, wenn ich an unsere Milch denke im Görtschitztal oder an das Glockner-Lamm. (Vorsitzender: Noch 20 Sekunden Redezeit!) Es geht direkt über in das Projekt Genussland Kärnten mit den Genussregionen, wo wir ganz klar Kärntner Produkte vor dem Vorhang hervor holen wollen. Auch mit der klaren dahinter liegender Sicherheit, hier handelt es sich um Produkte aus der Region. Sie sehen also, eine ganze Reihe von Aktivitäten (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen, bitte zum Schluss zu kommen!), die dies unterstreichen und die direkt dazu führen, dass wir unsere Kärntner Produkte und unsere regionalen Produkte nicht nur auszeichnen und qualitätsmäßig prüfen können, sondern auch entsprechend wertvoll verbreiten und promoten können. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)

Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Zellot, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Herr Landesrat! Aufgrund Ihrer langen Beantwortung mit Ihren Qualitätssiegeln und Qualitätsmerkmalen von Kärntner Produkten haben Sie gezeigt, welch hohe Anforderungen zum Mitdenken dies für den Konsumenten ist. Denn dieser weiß nicht mehr, was ist jetzt gut, was ist weniger gut und was ist Spitzenqualität. Ich glaube, dass auch für die Kärntner Wirtschaft und vor allem für die verarbeitenden Betriebe wichtig ist, dass wir in Kärnten grundsätzlich nur Spitzenqualität haben, weil es eine gute Qualität ist. Herr Landesrat, das zeigt auch, dass vor kurzer Zeit eine Handelskette auch einer Organisation nicht mehr genehmigt, dass sie sagt, der Premium Stier ist der beste Stier und der andere, der fast gleich gefüttert wird, nur um einen Monat älter ist, ist kein Premium Stier. Dann sagt diese Handelskette, der schmeckt genauso gut wie der Premium Stier, obwohl ihn nur eine Gesellschaft machen darf, die den Stier vermarkten. Den Premium Stier darf ein normal sterblicher Fleischhacker nicht auf den Markt bringen, sondern nur eine geförderte Organisation, das wissen Sie ja wohl.
Meine Frage geht dahingehend: Glauben Sie nicht, dass wir schon sehr viele Qualitätskriterien haben, dass sich der Konsument hier nicht mehr auskennt?
Zellot

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Herzlichen Dank für diese Frage, weil wie immer, fünf Minuten sind nur fünf Minuten und es geht nicht länger, aber jetzt haben wir noch ein paar Minuten hinzu bekommen. Wir haben, das wollte ich natürlich auch ausführen, aber ich habe gewusst, es kommt eine ähnliche Frage und dann passt das ganz genau, eine Studie gemacht mit der Klagenfurter Universität und auch mit der Linzer Universität, um heraus zu finden, wie ist es genau mit den Marken. Es ist vollkommen richtig, diese Markenvielfalt, die im Regal zu sehen ist. Jeder Konsument, der vor dem Regal steht, ist überfordert, gar keine Frage. Aber was steckt dahinter? In dieser Studie kommt deutlich hervor, deshalb darf ich aus dieser Studie auch zitieren, dass diese Markenvielfalt zur Verwirrung des Konsumenten führt. Deshalb auch unser Bemühen und auch meine klare Hinwendung zum AMA-Gütesiegel, denn das ist zum Beispiel etwas, was sich total verfestigt hat.
Punkt zwei, was bei der Studie heraus gekommen ist, ganz eigenartigerweise, aber Studien bringen oft eigenartige Ergebnisse, dass die Bezeichnung „Kärnten echt gut“ eine ganz verfestigte Marke ist. Ich bekomme hoffentlich dann noch Gelegenheit, zu diesem Punkt Stellung zu nehmen in einer späteren Anfrage. Aber „Kärnten echt gut“ ist beim Konsumenten so verdichtet, dass er damit komplett, direkt und sehr vertrauensvoll auch meint und glaubt, das ist ein Kärntner Produkt, einzig und ausschließlich! Wo er Recht hat, aber natürlich ist „Kärnten echt gut“ nicht alles, was wir anbieten können. Auch heraus gekommen ist, dass vor allem in der Frage der Produktion gentechnikfrei wir noch sehr viel an Aufholarbeit in der Information haben, nämlich so, dass Bio – und Bio ist in Wirklichkeit der Vorreiter auch in der gentechnikfreien Produktion, dort ist die Produktion auf höchstem Niveau – nicht unbedingt zu 100 Prozent auch mit Gentechnikfreiheit in Verbindung gebracht wird. Was absurd klingt für uns, die sozusagen hier als Insider wissen, wie das produziert wird. Dies zeigt aber deutlich die Lücke der Information in Richtung Konsument. Das heißt, hier ist es notwendig, entsprechend die Kriterien oder die Auszeichnungen zusammen zu fassen.
Ich sage es ganz ehrlich, Ziel ist es, hier ein Gütesiegel zustande zu bringen, das stärkeres und noch umfassenderes aussagt und damit eine Sicherheit für den Konsumenten mit sich bringt. Dass die Handelsketten, um für Kurt Scheuch ein wenig aufklärend zu wirken, dass die Handelsketten natürlich jeder eine eigene oder unterschiedliche Linien verfolgen, denn jeder versucht für sich (Abg. Ing. Scheuch: Wie ist das beim Interspar?) eine Linie zu finden. Denken wir zum Beispiel an die „Ja natürlich!“-Aktion der einen Handelsketten, denken wir an die Premium Stier-Aktion von der anderen Handelskette. Das heißt, die ganze Geschichte ist eine marketingrelevante Sache. Wichtig für mich als Agrarreferent ist, dass Kärntner Ware, Kärntner Produkte, Kärntner Stiere, Kärntner Milch, Kärntner Produkte gekauft werden und entsprechend in den Regalen landen. (Zwischenruf des Abg. Ing. Scheuch.) Darauf kommt es an, das schafft Arbeitsplätze, das hilft der Umwelt und hat einen Sinn. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es von der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage? – Herr Abgeordneter Hueter, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren Zuhörer auf der Tribüne! (LR Dörfler geht zum Rednerpult und begrüßt Abg. Ing. Hueter). Servus, grüße Dich! (Zu LR Dörfler gerichtet!) Ich glaube, die Marke, weil wir gerade geredet haben vom Genussland Kärnten beziehungsweise das Produkt über die Kärntner Produkte schmackhaft zu machen, ist Gebot der Stunde. Ich denke, der Weg, den du eingeschlagen hast über die Genussregionen, ist ein sehr, sehr guter, dass wir unser Heimatland Kärnten über Milchprodukte, Fleischprodukte, Speck, Honig und so weiter nach außen verbessern.
Meine Zusatzfrage ist: Welche zusätzlichen Chancen erwarten Sie sich für die Kärntner Bäuerinnen und Bauern durch die Einführung der Marke „Genussland Kärnten“ und diese Genussregionen?
Ing. Hueter

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Danke schön! Das Projekt „Genussregionen“, das ein österreichweites ist, und wir haben in Österreich mittlerweile schon nahezu 100 Genussregionen, die sich in den Bundesländern aktiviert haben und die entsprechend ihrer regionalen Produktion Spitzenprodukte auszeichnen. Ausgezeichnet wurden sie von Herrn Minister Pröll, der versucht, österreichweit dieses Projekt hochzuziehen. Er wollte damit einfach zeigen, dass die heimische Lebensmittelproduktion und das sei auch einmal gesagt, in den letzten paar Jahren zu einem Exporteur geworden ist. Wir exportieren mehr heimische Lebensmittel als wir importieren. Sehr wichtig, weil auch im Zuge der EU-Erweiterung gab es immer wieder die Diskussion, ob die Landwirtschaft unter Druck kommt und ob es Probleme geben wird. Ich habe diese Gelegenheit genutzt und aus den Genussregionen das Genussland Kärnten weiter entwickelt. Dies, um einfach zu zeigen, dass der Zusammenschluss der Genussregionen auf der einen Seite, geprüfte Produkte aus den Regionen und die regionale Vertiefung in den Regionen, der Zusammenschluss der einzelnen Anbieter in den Regionen ist ein Projekt. Aber darüber hinaus gibt es viele andere Spezialprodukte im Land, die ebenfalls unter Genussland zu präsentieren sind und mit denen es gelingt, den Bund mit dem Konsumenten zu erneuern, zu verbessern, neu zu schließen. Die Nachfrage und auch das Bedürfnis des Konsumenten, zeigt klar eine Präferenz zu den einheimischen Lebensmitteln, das geht auch aus den Umfragen hervor.
Um das zu unterstützen und zu unterstreichen, ist das „Genussland Kärnten“ die Plattform, die jetzt kein neuer Verein ist, so wie in anderen Bereichen, wo immer neue Vereine und Organisationen gegründet werden. Es ist eine Dachform, eine Plattform, wo sich wieder finden soll, der mit den Kriterien der heimischen Produktion, aus der urwüchsigen Landwirtschaft, aus den Regionen sich präsentiert. Wir versuchen mit dieser gemeinsamen Marketinginitiative, entsprechendes zusätzlich zu promoten. Es gibt riesige Möglichkeiten, ich denke nur an die Zusammenarbeit mit der BVG, wo es zum Beispiel eine Sonderaktion beim Rindfleisch oder Schweinefleisch gibt. Oder jetzt im Kälberbereich für Oberkärnten, wir versuchen wirklich, schlagartig einen Impuls zu setzen, um damit auch für die Landwirte und die Bauern direkt zu zeigen, mit dieser Schiene gelingt es, mein Superprodukt direkt zum Konsumenten zu bringen. Denn worum geht es mir? Dass einfach auch der Weg verkürzt wird, denn auch das soll der Sinn sein in der Diskussion und Initiative Genussregionen. Ein verkürzter Weg von der Produktion über die Vermarktung bis zum Konsumenten, nachvollziehbar, ehrlich, sauber, aufgebaut auf die besten Qualitätskriterien und es findet sich immer bei Arbeitsplätzen und Umwelt. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gibt es vom Abgeordneten noch eine Zusatzfrage? Bitte, dann die Frage zu stellen.

Lobnig

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Landesrat, im Interesse der Brieflichkeit müssten Sie eigentlich dem Publikum und uns erklären den Unterschied zwischen AMA und AT. Jetzt werde ich es Ihnen sagen: AMA heißt Agrarmarkt Austria, wo das drauf ist, ist tatsächlich Österreich drin. Und AT heißt Österreich, Austria. Und wo das drauf steht, ist mit ziemlicher Sicherheit nicht immer Österreich drin. Das müsste man der Fairness halber sagen, weil die meisten Artikel in den Verkaufsläden haben nicht die Bezeichnung AMA drauf, sondern AT. Daher fordern wir diesen Qualitätssicherungsnachweis.
Aber jetzt zu meiner Zusatzfrage: Allein im Jänner dieses Jahres wurden am Schlachthof Klagenfurt … - von den geschlachteten Tieren waren mehr als 50 Prozent Importware, das heißt Schweine, die importiert worden sind. Können Sie daher aufgrund dieses Umstandes garantieren, dass dort, wo "Kärnten echt gut" draufsteht, auch tatsächlich "Kärnten echt gut" drinnen ist?

Schlagholz

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Das ist ja überhaupt keine Frage. Ich glaube nicht, dass Sie sich trauen anzuzweifeln, dass unsere Verarbeitungsfirmen und tagtäglich hart Arbeitenden an der Front, im Produktionsbereich, hier sozusagen eine Irreführung betreiben. Es ist klar, die Schlachthöfe – das ist aber nichts Neues – haben riesige Kapazitäten, die sind auch sehr gut aufgestellt. Sie sind nach neuesten EU-Normen und -Kriterien errichtet und mit viel Investitionsaufwand hergestellt worden. Es ist kein Geheimnis, es ist nicht etwas Neues, es wird dort natürlich auch Importware geschlachtet. Der Grossteil dieser geschlachteten Importware geht wieder dorthin zurück, wo sie herkommt. Überall dort – und darauf kommt es an – wo unsere entsprechenden Gütesiegel drauf sind, wo ein AMA-Stempel drauf ist, wo ein „Gutes vom Bauernhof“ drauf ist, wo ein Bio-Gütesiegel drauf ist, wo ein gentechnikfreies Milchgütesiegel drauf ist, dort ist ein Kärntner Produkt dahinter. Dort ist unsere Landwirtschaft, dort sind unsere Produzenten, die das auch aufgebracht haben und die das auch letztendlich in Verkehr setzen.
Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass man hier von politischer Seite nicht aus populistischen Gründen diesen Keim der Unsicherheit streut, (Abg. Schlagholz: Machen wir eine Märchenstunde?) weil man meint, man liest irgendwo etwas von einer Schlachtung in einem Schlachthof und jetzt bricht unser komplettes System zusammen. Das muss ich schon zurückweisen, weil es sehr wichtig ist, dass wir das auch allen unseren Konsumenten, Bürgern und Gästen sagen: Unsere Produkte, die wir auszeichnen, haben die Ehrlichkeit dahinter, das ist ganz wichtig. Wenn ich an die Direktvermarkter denke, an „Gutes vom Bauernhof“, an Bio, an AMA, das ist wichtig! Erschüttern wir nicht durch diese Halbwahrheiten, die hier verbreitet werden, das gute System! Es ist ja nicht nur viel Aufwand dahinter – wenn ich an Qualitätssicherung denke, an die Veterinärabteilung, ein Riesenapparat, der dafür sorgt, dass hier 100-prozentig und sicher gearbeitet wird, das ist ja nicht mit nichts zu erfüllen – sondern hier sind auch wesentliche Finanzmittel dahinter. Ich denke, es ist auch wichtig, dass wir bei den Tierschutzauflagen, dass wir beim internationalen Tiertransport ganz klar gemacht haben: Wir wollen keinen internationalen Tiertransport mit Tierleid! Unsere Bäuerinnen und Bauern haben die höchsten Aufforderungen, Anforderungen und Auflagen zu erfüllen, viel zu hoch, viel zu streng, wesentlich überzogen, aber wir erfüllen sie! Und weil wir sie erfüllen, sind wir gegen alle Aufweichungen auf diesem Gebiet, deshalb bitte hier nicht Äpfel mit Birnen zu vermischen, sondern klar zu sagen: Kärntner Produkte, unsere AMA, unsere Bioprodukte, „Gutes vom Bauernhof“, Gentechnikfreiheit, Genusslandprodukte, alles das sind Kärntner Produkte. Sie gilt es zu unterstützen, das bitte ich auch den neuen SPÖ-Chef vom Lavanttal zu tun! Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von den Grünen.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Bevor ich nun zur nächsten Anfrage komme, heiße ich auf der Zuhörertribüne die Schülerinnen und Schüler der 4. Klasse des Bundesgymnasiums Lerchenfeld unter der Begleitung von Professor Schweinzer und Professor Riegler herzlich willkommen hier im Hohen Hause! (Beifall im Hause.) Weiters sehr herzlich begrüßt sei unser Landeshauptmann-Stellvertreter Gerhard Dörfler, der soeben ebenfalls eingetroffen ist.
Wir kommen nun zur nächsten Anfrage 7:

7.
Ldtgs.Zl. 428/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Schwager an Landesrat Mag. Dr. Martinz

Ich bitte, die Frage zu stellen!

Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):
Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werter Herr Landesrat! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Zusehertribüne! Es ist ja auch für uns von Interesse, nachdem jetzt die Bayerische Landesbank Mehrheitseigentümer der Hypo-Alpe-Adria ist, was dort passiert. Ich habe diese Anfrage im März gestellt. Damals waren 1,9 Milliarden Euro von Aktienkäufen in der USA bei der Bayerischen Landesbank abzuschreiben. Dann hat man den Vertragsabschließer mit dem Land Kärnten – Werner Schmidt als Vorstandsdirektor der Bayerischen Landesbank – entlassen und der neue heißt Michael Körner. Der hat dann berichtet, dass sich das ausgeweitet hat, dass aus Aktienankäufen der Bayerischen Landesbank ein Schaden von 4,3 Milliarden Euro erwachsen ist. Inzwischen gibt es einen Bericht der sagt, die Bayerische Landesbank hat 6 Milliarden Euro Schaden vom Freistaat Bayern abzudecken. Der zuständige Finanzminister des Freistaates Bayern, Huber, kommt total unter Beschuss. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das nicht Auswirkungen auf die Anteile des Landes Kärnten hat. Vorher möchte ich noch eines berichten, dass deutsche Großbanken, Landesbanken aus Aktienkäufen in den USA ungefähr schätzungsweise 40 bis 45 Milliarden Euro – eine unvorstellbare Summe – verlustig geworden sind. Jetzt hat das Land Kärnten an der Hypo nur noch einen Anteil von 16,04 Prozent. Trotzdem ist es interessant, welche Auswirkungen das auf unsere Anteile hat.
Deshalb meine Anfrage an dich, sehr geehrter Herr Landesrat, der du ja die Zuständigkeit als Chef unseres Zukunftsfonds und der Landesholding hast, die eben diese Gelder verwaltet (Abg. Lutschounig: Sehr gute Aussage! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Chef warst du! – Lärm im Hause.) und mitbetreut und Vertragsabwickler dieses Deals mit der Bayerischen Landesbank warst, ich frage dich: Welche Auswirkungen hat die Krise in der Bayerischen Landesbank auf die Anteile des Landes Kärnten bei der Hypo-Alpe-Adria?
Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Danke schön, Herr Abgeordneter! Am Anfang noch Gratulation zum erfolgreichen Besuch der Landtagsfraktion in Brüssel! Ich habe gehört, Ihr habt euch da sehr umfangreich informiert und einmal mehr an Ort und Stelle erkannt und mitbekommen, dass wir 85 Millionen Euro pro Jahr mehr aus Brüssel bekommen, als wir Kärntnerinnen und Kärntner nach Brüssel einzahlen müssen. (Abg. Schwager: Das hat uns in Brüssel niemand bestätigt!) Ich sage das nur deswegen, weil das immer wichtig ist. Wir wissen ja, wir müssen diese Zahl auch pflegen: 85 Millionen pro Jahr mehr für Gallo und für dich lieber Abgeordneter, immer am Anfang einer Diskussion als Sonderbotschaft! (Abg. Lutschounig lacht lautstark. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Ich denke, die Diskussion rund um die Bayern Bank und um den Hypo-Verkauf ist natürlich eine, die uns selbstverständlich berührt und die wir mit sehr großer Aufmerksamkeit verfolgt haben. Denn es ist logisch: Bei einer derart riesigen weltweiten Krise und einem davon betroffenen Partner, unserer Hypo-Alpe-Adria in Klagenfurt, muss man hellhörig sein! Was ist da los? Wie wird das ausgehen? Ich kann eines versichern, und das ist sehr wichtig: Ich habe draußen mit den entsprechenden Verantwortlichen sofort Kontakt aufgenommen. Es wird um keinen Jota von den Vorhaben und von den Zielsetzungen der Bayern mit der Hypo abgegangen, nämlich die Hypo als Drehscheibe für die Südosteuropa-Aktivitäten zu verwenden und hier als Instrument für ihre Politik einzusetzen. Ich darf berichten, dass aus der wirklich guten Entwicklung der Hypo-Alpe-Adria in diesem vergangenen Jahr hier bei uns in Klagenfurt nahezu 100 neue Arbeitsplätze entstanden sind und dass diese ganze Diskussion um das weltweite Problem der Krise im Bankenbereich unsere Hypo nicht betroffen hat. Das ist sehr wichtig, weil damit unsere Arbeitsplätze, unsere Abmachungen und auch unsere Verträge sichtbar machen, dass der Verkauf genau vor einem Jahr – am 22. Mai, zur Erinnerung – ein völlig richtiger war; dass das ein Verkauf war, (Einwand von Abg. Ing. Scheuch.) der den richtigen Partner gehabt hat, den richtigen Zeitpunkt und den richtigen Preis! Niemand bezweifelt heute mehr, nicht nur bei uns in Kärnten, niemand, auch in den Kreisen der SPÖ höre ich niemanden, der das heute noch bezweifelt, dass dies die richtige Vorgangsweise war. (Abg. Ing. Scheuch: Die Schaunig schon, die ist noch immer nicht schlauer geworden! – Einwand von 2. LH-Stv. Schaunig-Kandut.) Es ist klar ersichtlich, aus der ganzen Diskussion kommt klar hervor: Die Verträge, die geschlossen wurden, halten! Es ist genau eingetroffen, was wir hier verhandelt haben, der Preis von 809 Millionen ist am Konto eingetroffen! 22 Millionen Sonderdividende – Ende April eingetroffen! Es ist möglich gewesen, über 830 Millionen Euro zu lukrieren! Die haben wir jetzt, die haben wir im Zukunftsfonds! Wir hätten mit der ganzen Debatte, die heute hier in den letzten Wochen herumschwirrt, keinen Zukunftsfonds, wenn wir dieses Geschäft nicht im richtigen Moment gemacht hätten! (Zwischenruf von Abg. Scheuch.) Wenn jetzt Begehrlichkeiten auftauchen in den Zukunftsfonds hineinzugreifen, die 100 Millionen, die die SPÖ hier im Visier hat, denke ich, geht das nur, wenn man quasi das Kernkapital angreift. Ich sage: Nein! Wir haben klar gesagt – und der ÖVP-Antrag ist letztlich auch einstimmig durchgegangen – das Kernvermögen, die 500 Millionen, dürfen nicht angetastet werden! Ich bitte die SPÖ, das zu überlegen, diese Idee, die 100 Millionen herauszunehmen und dann irgendwie wieder rückzuliefern, das ist ein Angriff auf das Kernvermögen! Da sage ich: Nein, das darf nicht sein!
Aber auch zur aktuellen Debatte: Wofür verwenden wir die Zinsen aus dem Zukunftsfonds? Ich möchte klar betonen, dass die Nachhaltigkeit aller Projekte, die hier im Raum stehen und die auch von uns auf der Liste stehen, Priorität haben. Ich bitte wirklich, hier wieder zur sachlichen Diskussion zurückzukommen, nämlich: Wie verwenden wir die Zinsen aus dem Zukunftsfonds? Es kann hier keine Parallel-Budget​aktivität sein, die sich daraus entwickelt. Es kann nicht sein, dass wir sie für Profi-Fußballer verwenden! Das kann nicht sein! Das kann nur nachhaltig sein: Für die Infrastrukturen, für Arbeit und Wirtschaft, für Jugend und Bildung, für die Familien und Generationen, für die Umwelt, erneuerbare Energien! Das sind die Themen der Zeit. Das kann ich mir vorstellen, und das ist auch unser klares Konzept dazu, wie wir die Zinsen aus dem Zukunftsfonds verwenden wollen. Ich glaube, es ist ganz besonders wichtig, heute auch festzustellen, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) auch im Laufe des Tages, dass diese Dinge auch so gesehen werden: Dass wir uns aus diesem Euro-Hypo verabschieden und aus dieser Fußball-Mania und aus diesem Wirrwarr, das da entstanden ist, dass hier halb Kärnten teilweise in Geiselhaft genommen wird, (Abg. Trettenbrein: Weil du dich nicht auskennst!) wenn es um wichtige Projekte, wie zum Beispiel den Gratiskindergarten geht; wenn es darum geht, die Stipendien entsprechend auszubreiten, (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) selbstverständlich den Sport in der Breite zu unterstützen; wenn es darum geht, auch für die Pflege Vorsorge zu machen. Ich sage deutlich, wir werden hier gefordert werden. Jeder von uns weiß, (Vorsitzender: Ich bitte zum Schluss zu kommen! Die Redezeit läuft ab!) um welche gesellschaftlichen Herausforderungen es hier gehen wird, die werden wir auch für die Pflege reservieren müssen.
Alles in allem: Die Krise ist gut überstanden, wir haben keine Auswirkungen auf unsere Hypo. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Die Krise hat die ÖVP! – Heiterkeit im Hause.) Dank unseres guten Verkaufes haben wir den Zukunftsfonds (Vorsitzender: Herr Landesrat, bitte, die Redezeit ist abgelaufen!) und können wir ihn bestens verwenden! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)

Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Gibt es von Seiten der BZÖ-Fraktion eine Zusatzfrage? – Das ist nicht der Fall! Von der SPÖ-Fraktion? – Bitte, Herr Abgeordneter Vouk hat sich gemeldet!
Lobnig

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen! Liebe Zuhörer! Herr Landesrat Dr. Martinz! Stimmt es, dass im Sog der Milliardenverluste der Bayerischen Landesbank Millionenverluste für das Land Kärnten durch eine deutliche Schmälerung der Dividende und einem Werteverlust der noch im Besitz des Landes befindlichen Anteile an der Hypo-Alpe-Adria zu verzeichnen sind? (Zwischenrufe von Abg. Dipl.-Ing. Gallo und Abg. Ing. Scheuch.)
Vouk

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Wesentlich ist: Wie entwickelt sich die Hypo? Wesentlich auch für uns als Hüter und als sozusagen noch Beteiligte seitens der Landesholding an der Hypo und damit natürlich Interessen des Landes vertretend, ist: Wie entwickelt sich unsere Bank, unsere Hypo in weiterer Zukunft? Wie hat sie sich seit einem Jahr entwickelt? Alle Rufe und alle Prophezeiungen: Das geht alles den Bach hinunter, die Leute werden auf der Straße stehen, das neue Österreichgebäude oder die Zentrale wird nicht gebaut und es wird zugesperrt werden, alles geht den Bach hinunter, haben sich nicht bewahrheitet! Es ist ganz deutlich auf dem Tisch liegend, dass die Mitarbeiterzahl in einem Jahr um über 100 zugenommen hat, dass die Wertehaltigkeit unseres Anteiles völlig gegeben ist, dass wir auf Euro und Cent alles bekommen haben, was vereinbart war, dass die Verträge halten. Das ist in dieser Frage sehr wichtig, denn bei derartigen Turbulenzen kann es durchaus passieren, dass der eine oder andere Fehler passiert. Deswegen war es wichtig, in den entsprechenden Verträgen die entsprechenden Unterstützungen so zu formulieren, dass sie auch halten. Das nächste, was wir auch bedenken müssen, ist: Wenn wir eine aktive Hypo haben, die weiterhin in Südosteuropa aktiv ist, die Kapital gebraucht hat – das ist aus der Geschichte der Hypo das zwingend Notwendige gewesen – dass wir seitens des Landes versucht haben, Partner zu finden, die auch Kapital zur Verfügung stellen. Wir als Land hätten es nicht können. Und ich kann euch das nicht ersparen, dass das SPÖ-Konzept, nämlich die Hypo nicht zu verkaufen, sondern sich selber um die Hypo zu kümmern, uns mit über 700 Millionen Euro zusätzlich verschuldet hätte! Ich frage mich, wo das Landesbudget hätte herkommen sollen. Wir hätten über 700 Millionen zusätzliches Geld gebraucht. Wofür? Damit man das aufklärt: Es hat ja Kapitalerhöhungen gegeben, nicht zu vergessen. Einmal, wo die Berlin-Gruppe eingestiegen ist, einmal die Bayern … (Abg. Vouk: Das war aber nicht meine Frage, Herr Landesrat!) Na wohl, es ist deswegen die Beantwortung … (Abg. Vouk:      ) Das ist ja dann der Schluss! Die Dividende und der Wert – wir reden ja hier letztlich nicht als Bankmanager, sondern als Verantwortliche für das Land Kärnten und hätten wir den Verkauf nicht erfolgreich über die Bühne gebracht, hätte das Land Kärnten einspringen müssen für die Kapitalerhöhungen, für die Wertberichtigungen, die so oder so notwendig gewesen wären und wie wir wissen, in einem erklecklichen Ausmaß – des letzten Jahres wären fast nicht da gewesen. Nur hätte es das sowieso gegeben, ob wir verkauft hätten oder nicht. Es geht ja darum, wie managt man eine Bank oder eine Beteiligung an einer Bank. Dass die Probleme der Hypo aus der Vergangenheit, aus den einzelnen Geschäften, jetzt bereinigt sind, hat uns der Vorsitzende der Hypo auch entsprechend erklärt.
Unser Weg ist ein anderer und ein richtiger! Und darauf kommt es an, dass wir im Land Kärnten jetzt einen Zukunftsfonds haben, den wir hüten und schützen müssen und nicht zusätzliche Schulden in Höhe von 700 Millionen Euro, hätten wir den Verkauf nicht gemacht. Da nützt es nichts, Frau Doktor Schaunig, da kann man hin und her rechnen, wie man will, (Zwischenruf von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig.) hätten wir den Verkauf nicht gemacht, dann hätten wir zwar einen höheren Prozentanteil an der Hypo, das hätten wir zwar schon, aber wir hätten gleichzeitig über 700 Millionen Euro (2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig: Aber was!) mehr an Schulden, denn wir hätten ja dafür sorgen müssen, dass die Hypo ihre Aktivitäten weiter machen kann. Es wäre nicht möglich gewesen, die Hypo aus ihrer eigenen Kraft hätte das nicht geschafft. Das Wesentliche ist der Zukunftsfonds! Darüber können wir uns jetzt wirklich sehr breit unterhalten und das ist auch das Thema, denke ich, für die Kärntnerinnen und Kärntner. Die können ja aus diesen Zinsen schöpfen, es für sinnvolle Projekte für die Zukunft und Nachhaltigkeit einsetzen. Dankeschön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Von der ÖVP-Fraktion hat sich Herr Abgeordneter Lutschounig für eine Zusatzfrage gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Schon zur Aktuellen Stunde habe ich gedacht!) Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Schwager hat richtig gesagt, der Herr Landesrat Martinz ist zuständiger Referent der Landesholding, (Heiterkeit in der F-Fraktion.) das kann man nur dreifach unterstreichen, lieber Herr Kollege Schwager. (Beifall von Abg. Tauschitz.) Ob das von allen so gesehen wird, das wird sich in ein paar Minuten dann gleich weisen. Aber Herr Landesrat Martinz, eine konkrete Frage:
Ohne den Hypo-Verkauf wären also die Millionen aus dem Zukunftsfonds, der Zinsertrag, nicht möglich gewesen? Ist das eine richtige Feststellung oder glauben Sie, dass es ohne den Verkauf der Hypo möglich wäre, einen Zukunftsfonds zu verwalten? (Abg. Ing. Scheuch: Mah, das ist eine gescheite Frage! – Heiterkeit in der F-Fraktion und SPÖ-Fraktion.)

Lutschounig

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Eine gute Frage! (Es herrscht Heiterkeit im Hause. – Abg. Trettenbrein: Gute Fragen sind immer ganz besonders!) Na selbstverständlich! Schau, man lacht, wenn es um die Zukunft Kärntens geht. Das ist eine beschämende Darstellung! (Abg. Ing. Scheuch: Da kann man lachen! Da kann man freudig lachen!) Es werden sich die Zuseher ihr Bild machen, (Vorsitzender: Bitte am Wort ist der Herr Landesrat! Bitte um Aufmerksamkeit!) es werden sich die Zuseherinnen und Zuseher ihr Bild machen, wenn man über die Zukunft Kärntens lacht! Das kann man ja interpretieren, wie man will! Es gibt sicher nichts zu lachen (Abg. Ing. Scheuch: Da kann man freudig lachen!) über die Zukunft Kärntens!(Es herrscht starke Unruhe im Hause. – Vorsitzender: Herr Klubobmann, bitte! – Einwand von KO Abg. Ing. Scheuch. – Vorsitzender: Wir haben es verstanden!) Wenn man sich das Budget anschaut, wird einem das Lachen rasch gefrieren! Deshalb ist es umso wichtiger, dass wir noch einen Zukunftsfonds haben, der gut dotiert ist und den wir auch hüten und auf den wir auch aufpassen werden! Das kann ich Ihnen sagen! Den werden Sie nicht in kürzester Zeit ausgeben, liebe Freunde des BZÖ, und sozusagen in Luft auflösen! Hier werden wir schauen, dass wir das behüten und für die Zukunft und für die Nachhaltigkeit einbehalten. Es ist gar keine Frage: Ohne den Verkauf, der war vor einem Jahr, die Diskussion und vielleicht auch die Skepsis war groß ... Es ist gut ausgegangen! Ich gebe zu, dass ein gewisses Risiko natürlich dabei ist bei so einem Geschäft. Es ist ja nicht so, dass bei einem Verkauf von über 830 Millionen Euro das sozusagen von selber geht. Es ist eine sehr große Aktion gewesen mit sehr viel Verhandlungen, mit sehr viel Geschick und auch mit einem notwendigen Schulterschluss – ich sage das ganz deutlich – mit dem Herrn Landeshauptmann, damit das zustande gekommen ist. Und ich sage auch eines dazu: Dieser Verkauf, dieser schwierige Weg, auch die Kritik landauf und landab – und heute noch teilweise, weil man nicht verstehen will, dass das der richtige Weg war – dieser ganze Vorgang war notwendig, um jetzt diesen Zukunftsfonds zu haben!
Ich möchte überhaupt die Frage stellen, was passiert wäre, hätten wir es nicht gemacht. Wie wäre denn eure so super beschlossene Wandelschuldanleihe zurückgezahlt worden, meine Damen und Herren der SPÖ? Mit was denn? 556 Millionen müssen wir am 24. Juni auf den Tisch legen. 56 Millionen Zinsen und Kosten, was weiß ich, Spesen von A bis Z, um diese 500 Millionen zurückzuzahlen. Wir hätten ja nichts gehabt! Wir hätten noch tiefer in den eigenen Haushalt hineingreifen müssen, der sowieso schon leer ist. Schauen Sie hinein in das Schuldenloch! Kein Boden zu sehen! Das heißt, dieser Verkauf war mehr als notwendig und ich sage es auch ganz deutlich, hätten wir das nicht gemacht, gegen die Kritik der SPÖ und ich gebe es zu, auch gegen die Kritik in meinen eigenen Parteireihen … Ich habe das durchgestanden, weil es wichtig war, weil wir jetzt Zinsen haben, die wir nachhaltig verwenden können! Und wir werden es nicht zulassen, dass es für einen Klamauk ausgegeben wird, für Profifußballer, sondern es eingesetzt wird für die nachhaltige Entwicklung in diesem Land! Und da haben wir Projekte, mehr als wirklich gute Vorhaben.
Nennen wir den Gratiskindergarten: Wir tun so, als ob das irgendein „Lercherl“ wäre! Hier ist ein Projekt gestartet worden – und ich hoffe, es gibt keine weitere Blockade mehr zu diesem Projekt – das einzigartig ist! Neben Niederösterreich hat das niemand! Alle anderen Bundesländer würden sich alle zehn Finger ablecken, sagen aber ganz deutlich: Wir können das nicht finanzieren! Wir können es finanzieren, weil wir den erfolgreichen Verkauf über die Bühne gebracht haben, sehr früh auch Zinsen lukriert haben, weil das Geld schon mit 9. Oktober 2007 eingetroffen ist. Das alles ist nicht selbstverständlich! Tun wir nicht so, als ob 830 Millionen Euro auf unserem Konto sozusagen von selber daherkommen – bei allen Begleiterscheinungen, die notwendig waren! Machen wir einen Blick in die Zukunft: Da kann man jetzt weiterlachen, Herr Klubobmann! Man kann weiterlachen, wenn man an unsere ältere Generation denkt. Ich sage Ihnen eines: Lachen Sie nicht über die ältere Generation! Wir haben Verpflichtungen! Wir haben viele Vorhaben, wir haben auch sehr viele Notwendigkeiten, um das abzusichern! So schaut das nämlich aus und das ist der Sinn eines nachhaltigen Zukunftsfonds. (Abg. Ing. Scheuch: Bist schon ganz verwirrt?) Ich lasse mir das nicht zerstören durch irgendwelche kurzfristigen Einfälle und Ausfälle, wie man hier in den Zukunftstopf greifen kann!
Wir haben uns hier verständigt und auf diesen Weg möchte ich Sie alle zurückführen. Wir haben uns hier verständigt: Sicherung des Kernvermögens. Schauen wir, dass wir das haben, schauen wir, dass wir das auch wirklich entsprechend hüten und verwenden wir die Zinsen für das, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) was notwendig ist, nachhaltig. Nachhaltige Verwendung, das ist mein Ziel, dafür stehe ich und ich lasse es nicht zu, dass hier willkürlich und täglich hineingegriffen wird! Danke! (Abg. Ing. Scheuch: Na, Gott sei Dank! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Nun hat der Anfragesteller noch die Möglichkeit einer Zusatzfrage. Bitte, Herr Abgeordneter!

Lobnig

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Na selbstverständlich! Herr Landesrat, wir werden ja heute noch eine ganze Stunde über den Zukunftsfonds hier diskutieren, über den du ja jetzt ausführlich berichtet hast. Meine Anfrage hat sich aber mit der Hypo-Alpe-Adria befasst und den Einfluss und die Auswirkungen, die das Land Kärnten hat. Und es wurde hier gelacht über die Anrede, die ich an dich gemacht habe, aber man kann Titel nehmen, welche man will. Auch der Landeshauptmann und wir und die Höchsten des Landes können bei der Hypo nur mehr kommentieren, aber nicht mehr eingreifen. Denn mit 16,04 Prozent haben wir weder eine Sperrminorität noch eine andere Möglichkeit, bei der Hypo irgendwo lenkend einzugreifen, sondern wir müssen in diesem Bereich nur mit uns geschehen lassen, was die Mehrheitseigentümer wollen. Deshalb ist meine abschließende Frage an dich: Welche Möglichkeiten hat das Land Kärnten mit 16,04 Prozent in dieser Hypo irgendetwas zu bewegen? Das betrifft jetzt nicht den Zukunftsfonds, zu dem werde ich später dann reden.

Schwager

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Mag. Dr. Martinz

Man muss vielleicht, wenn man diese Frage behandelt, fragen, welche Möglichkeit hat jemand als Beteiligter an einer Gesellschaft, was kann er tun? Rechtlich, Mehrheitsfrage und so weiter. Die andere Frage, die aber auch im Raum steht und stand, ist ja: Ist ein Land wie das Land Kärnten mit einer derartig großen, sehr dynamisch wachsenden Bank in ihrem mehrheitlichen Eigentum – nicht über 50 Prozent, aber als größter Anteilseigentümer, wie wir das vorher waren – in der Lage, so ein Institut noch ordnungsgemäß mitzubegleiten? Da gibt es die Frage der Kapitalausstattungen und dies war eine ganz evidente. Man kann lang darüber streiten, sind 25 Prozent jetzt besonders wichtig, was kann ich damit mehr tun als mit 16 Prozent. Ich glaube, das Wesentliche war, wie können wir zu einem guten Zeitpunkt, zu einem besten Zeitpunkt, der da noch war, der ist jetzt nicht mehr, auf längere Sicht wird er nicht mehr wiederkommen, entsprechende Anteile versilbern? Auch das, was erarbeitet wurde, sozusagen zu lukrieren. Wir tun jetzt gerade so – und die gerade die SPÖ als Hüter irgendeiner Soziallehre, die es schon lange nicht mehr gibt im wirklich Leben … (Zwischenruf von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut.) Was war denn der Verkauf der Sparkassen? Was war denn der Verkauf der KELAG-Anteile und der erfolgreiche Verkauf von St. Veit und Villach, wo die sich heute noch rühmen, welch gutes, welch super Geschäft da gemacht wurde? Ich gratuliere dazu, das war ein guter Schritt! (2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Nein!) Es ist auch Privatisierung und tun wir nicht so, als ob wir in der Politik jedes und alles lenken könnten. Das können wir nicht! (2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Aber Sie … Privatisierung von Buslinien, Zusperren von Postämtern …) Es gibt ja auch Unterschiede in der Privatisierung, aber ein Bankinstitut, ein derartig stark wachsendes, ist in meinen Augen ein Paradebeispiel, von dem sich ein Land letztlich lösen sollte.
Wir haben ja andere Beispiele, wo der Bund noch beteiligt ist. Die glücklosen Bankverkäufe, denken wir an die Hypo Burgenland, denken wir an die BAWAG, von der will ich gar nicht reden, weil dann verstummt ihr, dann können wir gar nicht mehr über dieses Thema reden! (Zwischenruf von 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut.) Es war der richtige Zeitpunkt und wir haben durch diesen Verkauf, durch diesen Einsatz und durch dieses Lukrieren im richtigen Moment richtig gehandelt. Welche Möglichkeiten haben wir? Wir haben unsere Aufsichtsräte dort, selbstverständlich, und das Wichtige ist – das wird immer wieder unter den Teppich gekehrt – es gibt die Sperrklausel einer einzigen Aktie, die wir haben als Land, die die GRAWE hat und die die Mitarbeiterstiftung hat. Wir vergessen auch ein bisschen – und das ist vielleicht schon auch eine wichtige Frage – in der Mitarbeiterstiftung haben unsere Mitarbeiter in der Hypo ein wunderschönes Geschäft gemacht. Man vergisst das! Die sind ja da vollkommen mitgefahren mit dieser ganzen Aktion. Es wurden dort ja nahezu 100 Millionen an die Mitarbeiter ausgeschüttet. Fragen Sie dort nach, ich kenne keinen traurigen Hypo-Mitarbeiter, denn die sind dort sehr gut mitbedient worden! Das war eine sehr kluge Entscheidung, (Zwischenruf von LR Ing. Rohr.) diese Mitarbeiterstiftung einzurichten. Sie war ja sozusagen mit einem Kredit des Landes finanziert und jetzt durch das Versilbern ist es gelungen, sehr breit 100 Millionen an die Mitarbeiter auszuschütten. Es gibt 100 Mitarbeiter mehr! Ich weiß nicht, welche zusätzlichen Kriterien man noch anführen soll für die erfolgreiche Entwicklung eines Unternehmens! (Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) Mehr Mitarbeiter, mehr Auszahlungen, ein dynamischer, weiter wachsender Markt, ein starker Partner im Hintergrund.
Wir tun so, als ob das alles jetzt untergeht, denn unsere Mitwirkungsrechte dort sind einfach in der wirklichen Blockierung eines Auflösens, eines Verkaufes. Das geht nicht! Eine starke Entwicklung! Und letztlich auch das klar umgesetzte Konzept, das bis jetzt hält! Und auch eines ist klar: Die Bayern brauchen die Hypo für ihre Süd-Ost-Aktivitäten. Das ist für sie ein Markt, den sie sich erkauft haben, der erfolgreich ist, wo sich nach wie vor die größeren, nachhaltigeren Erfolge (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) ergeben. Das heißt in Summe gesehen: Ich kann wirklich nur immer wieder betonen – und es wird auch die SPÖ am Ende draufkommen – Bester Partner, bester Preis zum besten Zeitpunkt! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Mag. Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Die Fragestunde ist somit abgelaufen. Es sind noch eine große Anzahl von Fragen, die nicht aufgerufen werden konnten und wir sehen ja, dass pro Sitzung maximal acht bis zehn Anfragen abgearbeitet werden können, daher appelliere ich auch an die Damen und Herren Abgeordneten, sich zu überlegen, ob er die eine oder andere Frage nicht auch schriftlich beantwortet haben möchte, denn wir haben die nächste Sitzung am 3. Juli und bis dorthin werden noch einige Anfragen einlangen und betreffend der Aktualität des Themas wäre es wichtig, wenn wir diese einlangenden Anfragen sehr nah am Thema behandeln könnten in der Anfragebeantwortung.
Daher werde ich jetzt die offenen Fragen einzeln aufrufen und ich ersuche die Damen und Herren Abgeordneten, mir zu antworten, ob die eine oder andere Frage schriftlich oder mündlich beantwortet werden sollte.
Wir kommen zur Anfrage 8 Ldtgs.Zl. 430/M/29, des Herrn Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Herrn Landesrat Ing. Reinhard Rohr, (Abg. DI Gallo: Mündlich!) mündlich bei der nächsten Sitzung. Die Anfrage 9 Anfrage des Herrn Abgeordneten Holub an Landesrat Dr. Martinz (Abg. Holub: Mündlich!), mündlich. Anfrage 10 Anfrage der Frau Abgeordneten Dr. Lesjak an Herrn Landesrat Dr. Martinz (Abg. Dr. Lesjak: Mündlich!), auch mündlich. Die Anfrage 11 der Frau Abgeordneten Mag. Knicek an Landesrat Dr. Martinz (Abg. Mag. Knicek: Schriftlich!), schriftlich! Anfrage 12 der Frau Abgeordneten Warmuth an Herrn Landeshauptmann Dr. Haider (Abg. Warmuth: Mündlich!), mündlich. Anfrage 13 der Frau Abgeordneten Mag. Trodt-Limpl an Herrn Landesrat Dr. Schantl (Abg. Mag. Trodt-Limpl: Mündlich!), mündlich. Anfrage 14 Frau Dr. Lesjak, bitte (Abg. Dr. Lesjak: Mündlich!). mündlich. Anfrage 15 Herr Abgeordneter Holub an Landesrat Rohr (Abg. Holub: Schriftlich!), schriftlich. Die nächste Anfrage des Herrn Abgeordneten Mag. Ragger an Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (Abg. Mag. Ragger: Mündlich!), mündlich. 17 Anfrage der Frau Abgeordneten Mag. Trodt-Limpl an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig (Abg. Mag. Trodt-Limpl: Mündlich!), mündlich. Anfrage 18 des Herrn Abgeordneten Zellot an Landesrat Dr. Martinz (Abg. Zellot: Mündlich!), mündlich. Anfrage 19 Anfrage der Frau Abgeordneten Warmuth an Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch (Abg. Warmuth: Mündlich!), mündlich. Anfrage 20 des Herrn Abgeordneten Schwager an Herrn Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (Abg. Schwager: Mündlich!), mündlich. 21 Anfrage des Abgeordneten Ing. Hueter an Herrn Landesrat Dipl.-Ing. Scheuch (Abg. Ing. Hueter: Mündlich!), mündlich. Anfrage 22 des Herrn Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Ing. Rohr (Abg. DI Gallo: Mündlich!), mündlich. Anfrage 23 des Herrn Abgeordneten Holub an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (Abg. Holub: Mündlich!), mündlich. Anfrage 24 der Frau Abgeordneten Dr. Lesjak an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig (Abg. Dr. Lesjak: Schriftlich!), schriftlich. Anfrage 25, Anfrage der Frau Abgeordneten Mag. Knicek an Landesrat Dr. Schantl (Abg. Mag. Knicek: Schriftlich!), schriftlich.
Nun, meine Damen und Herren! Bevor wir zur aktuellen Stunde kommen, heiße ich noch herzlich Willkommen Herrn Landeshauptmann Dr. Jörg Haider sowie Herrn Landesrat Dipl.-Ing. Uwe Scheuch, die ebenfalls an der Sitzung teilnehmen.
Hohes Haus! Wir kommen nun zur Durchführung der aktuellen Stunde. 
Aktuelle Stunde
Es liegt ein entsprechender Antrag des ÖVP-Landtagsklubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist die ÖVP an der Reihe. Das Thema lautet: Nachhaltige Verwendung der Zinsen aus der Veranlagung des Kernvermögens des Sondervermögens Zukunft Kärnten.
Es hat in der Obmännerkonferenz schon eine Diskussion gegeben bezüglich des Rederechtes und ich habe gesagt, ich werde dann bei der Sitzung verkünden und daher auch unter Bezugnahme der Auskunft der Verfassungsabteilung, nach dem gestellten Thema hat hier ausschließlich der Eigentümervertreter das Rederecht. Es wird hier in diesem Fall so vorgegangen. (Zwischenrufe und Lärm im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Bitte, Herr Klubobmann, bitte. Herr Klubobmann, wenn Sie etwas sagen möchten, haben Sie sich zu Wort zu melden und nicht hier rauszureden. Bitte! (Anhaltende Zwischenrufe und Lärm im Hause. – Abg. Mag. Dr. Kaiser, Abg. Tauschitz und LH-Stv. Dr. Schaunig-Kandut befinden sich beim Vorsitzenden und unterhalten sich mit diesem betreffend der Geschäftsordnung des Kärntner Landtages.) Herr Klubobmann, bitte die Plätze einzunehmen, bitte! (Abg. Tauschitz: Zur Geschäftsordnung!) Herr Klubobmann, bitte, Sie haben sich zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Danke vielmals, Herr Präsident, Hohes Haus! Herzlichen Dank. Ich beziehe mich auf den Paragraph 52 Absatz 3 unserer Landtagsgeschäftsordnung und beantrage im Namen des ÖVP-Klubs eine Sitzungsunterbrechung, denn es ist absolut nicht verständlich, wieso der Präsident hier in diesem Haus so eigenwillig agiert, Herr Präsident! Wir haben am 25.10. eine Sitzung mit dem wortgleichen, sinngleichen Aktuelle Stunde-Thema gehabt, da hat der Vorsitzende des Aufsichtsrates, Dr. Josef Martinz, sehr wohl das Rederecht gehabt. Wenn Sie den Kärntnerinnen und Kärntnern hier erklären wollen, dass der Vorsitzende der Kärntner Landesholding (Abg. Ing. Scheuch: Das war eine Präsidialsitzung!), der Vorsitzende des Zukunftsfonds nichts damit zu tun hat, wie die Erlöse ausgegeben werden, wenn Sie den Kärntnerinnen und Kärntnern erklären wollen, dass kein anderer Landesrat hier im Haus damit etwas zu tun hat, wie die Erlöse aus dem Zukunftsfonds verwendet werden außer der Herr Landeshauptmann, dann muss ich sagen, das ist für mich so, Sie treten hier, Entschuldigung wirklich, die Geschäftsordnung mit Füßen. (Abg. Ing. Scheuch: Ordnungsruf!) Es gibt Regelungen, einmal haben wir die, einmal haben wir andere. Jedes Mal wird eine andere Stelle herangezogen.
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Herr Klubobmann! Das sind Unterstellungen, die ich nicht auf mir sitzen lassen kann. Ich unterbreche die Sitzung und rufe eine Obmännerkonferenz ein. (Abg. Tauschitz: Danke vielmals, die werden wir brauchen!)
(Die Sitzung wird von 10.36 Uhr bis 11.03 Uhr unterbrochen.)
(Fortsetzung der Sitzung um 11.03 Uhr.)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf und ersuche Sie, die Plätze einzunehmen. Geschätzte Damen und Herren des Hohen Hauses! Ich möchte zu dieser jetzt abgehaltenen Obmännerkonferenz das Ergebnis der Beratungen mitteilen. Es wurde festgestellt, dass die Entscheidung, die ich vorher angekündigt habe, auf voller rechtlicher Basis steht. Es kann nicht angezweifelt werden, dass für das Rederecht zum heutigen Thema „Nachhaltige Verwendung der Zinsen aus der Veranlagung des Kernvermögens des Sondervermögens Zukunft Kärntens“ kein kollegialer Beschluss der Regierung vorhanden ist und dieser setzt aber einen inhaltlichen Beschluss voraus, um hier für Regierungsmitglieder ein Rederecht ableiten zu können. Zum Zweiten ist die Zuständigkeit eines Referenten hier ausschließlich als Eigentümervertreter gegeben, weil bei Beteiligungen des Landes an Gesellschaften nicht der Finanzreferent, sondern der Landeshauptmann selbst als Eigentümervertreter fungiert. Der Herr Landesrat Martinz sitzt als Aufsichtsrat ja nicht als Regierungsmitglied, als Mitglied der kollegialen Behörde drinnen, sondern es könnte ja auch jeder andere diese Aufgabe, diese Funktion wahrnehmen. Ich füge aber auch hinzu, dass die bisherige Geschäftsordnungshandhabung dort und da Unzufriedenheit auslöst und es daher auch angebracht sein wird, hier eine Änderung der Geschäftsordnung vorzunehmen. Ich appelliere auch an den Ausschussvorsitzenden und an die Damen und Herren des Ausschusses, hier diese Arbeiten aufzunehmen und zu versuchen, eine Regelung insgesamt zu finden, wo wir erstens einmal sagen können, wir können hier eine breitere Diskussion führen, wenn auch ich hinzufüge, dass dies das Haus der Abgeordneten ist und nicht die Bühne der Regierungsmitglieder, das möchte ich vorausschicken. (Abg. Lutschounig: Das sehen wir auch so!)
Weiters möchte ich auch noch hinzufügen dass, wenn diese Arbeit aufgenommen wird, dass sie auch in der Änderung der Geschäftsordnung so ausgelegt wird, dass man auch als Präsident eine gewisse Handhabung hat, einen Spielraum hier gemeinsam in der Obmännerkonferenz Beschlüsse zu fassen, die hier im Hohen Hause dann auch mitgetragen werden. Derzeit, und das ist der Status quo, kann ich nur die Anwendung der Geschäftsordnung vornehmen und kann daher in dieser Form nur so vorgehen, dass den Regierungsmitgliedern mit Ausnahme des Eigentümervertreters das Rederecht erteilt wird. Es wird nun so vorgegangen. Es beginnt somit jetzt mit dem ersten Redner die Aktuelle Stunde.
Als erstem Redner erteile ich dann Herrn Abgeordneten Tauschitz das Wort, bitte! (Abg. Mag. Dr. Kaiser meldet sich zur Geschäftsordnung.) Herr Klubobmann Dr. Kaiser, in der Aktuellen Stunde gibt es keinen Antrag auf Geschäftsbehandlung. Ich bitte, diese Wortmeldung in Ihrer Rede unterzubringen! Bitte nach der Geschäftsordnung! (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Das hat früher für Tauschitz gegolten, ich ersuche, dass das auch für Kaiser gilt!) Nein, er hat eine Sitzungsunterbrechung verlangt, das ist bitte ein Unterschied! Es wird nun so vorgegangen, bitte Herr Klubobmann Tauschitz, Sie sind am Wort!
Lobnig

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Zuhörerinnen und Zuhörer! Bevor ich in das Thema der Aktuellen Stunde eingehe, möchte ich schon noch einmal zum Ausdruck bringen, dass das eigenartig ist bzw. einer sehr eigenwilligen Interpretation der Geschäftsordnung entspricht, wenn man Beschlüsse, (Vorsitzender: Was soll ich tun?) wenn man Rederechte nicht kontinuierlich vergibt. Ich habe eine Liste aus dem Landtagsamt mit Aktuellen Stunden-Themen, (Der Redner hält eine Liste in die Höhe.) wo die Kärntner Landesholding schon siebenmal Thema der Aktuellen Stunde war, einmal sogar wortgleich und jedes Mal hat der Landesrat und Aufsichtsratsvorsitzende der Kärntner Landesholding sprechen dürfen. Wir nehmen das zur Kenntnis, dass das von der Mehrheitsfraktion hier im Hohen Hause so gewünscht wird und vom Präsidenten. Das haben wir zur Kenntnis zu nehmen, wir werden uns aber vorbehalten, dementsprechende Änderungen zu empfehlen. Der Vorsitzende des Unterausschusses, Herr Mag. Raimund Grilc, hat schon bereits für den nächsten Dienstag eine Sitzung einberufen und dann werden wir über diese Geschäftsordnungsänderung diskutieren können.
Ich möchte aber zum eigentlichen Thema der Verwendung der Mittel zum Zukunftsfonds kommen: Ein Jahr Verkauf der Hypo-Bank. Vor einem Jahr haben wir unseren Anteil an der Hypo-Bank verkauft und dafür die Grundlage geschaffen, dass es überhaupt erst möglich ist, dass Kärnten einen Zukunftsfonds hat, dass Kärnten Verkaufserlöse hat, die man anlegen kann, wo man Zinserlöse generieren kann. Dank dem Landesrat Dr. Josef Martinz als Vorsitzenden der Landesholding, der gemeinsam mit der Landesholding eben genau das zustande gebracht hat, auch gegen den Widerstand vieler in diesem Land, können wir heute stolz und glücklich sein, einen Zukunftsfonds mit 500 Millionen zu besitzen und im Kernvermögen auch tatsächlich 500 Millionen abgesichert zu haben. Das haben nicht Politiker dieses Landes erwirtschaftet, dieses Geld haben 5.000 Mitarbeiter der Hypo-Bank innerhalb von Jahrzehnten erwirtschaftet und darauf können wir völlig stolz sein. Denn unser Landesbudget ist leider Gottes am Ende. Jeder Kärntner, jede Kärntnerin, egal ob jung, ob alt, jeder von euch da oben, sofern Ihr Kärntner Bürger seid, habt bereits 4.200,-- Euro Schulden! So hoch ist nämlich die Pro-Kopf-Verschuldung in Kärnten! Jeder hier Anwesende im Raum – 4.200,-- Euro Schulden, die Ihr irgendwann einmal mit Steuergeldern zurückzahlen müsst, mehr als normalerweise notwendig wäre. Das ist eine Steigerung von über 200.000,-- Euro in den letzten vier Jahren! Das ist die Realität zum Budget! In Wahrheit ist außer dem Zukunftsfonds in diesem Land nicht mehr viel an finanziellen Mitteln übrig. Genau das ist der Grund, warum der Landesrat Dr. Josef Martinz es nicht zulässt, dass jetzt jeder zum Zukunftsfonds kommt und verlangt, dass mit dem Zukunftsfonds alles finanziert wird. Denn wir finanzieren nicht alles mit dem Zukunftsfonds! Der Zukunftsfonds ist nur für nachhaltige Investitionen zur Verfügung, nur dafür, dass auch die jungen Menschen in diesem Land profitieren. Das ist etwas, das haben wir sozusagen ererbt, diesen Zukunftsfonds, diese Erlöse aus der Hypo-Bank, und die werden wir auch weitergeben. Aus diesem Grund sagen wir auch ganz klar nein dazu, dass wir Gelder aus dem Zukunftsfonds für Dinge verwenden, die nicht notwendig sind. Spätestens als ich heute die Kleine Zeitung aufgeschlagen habe und den Bericht vom Redakteur Winkler gelesen habe, wo drinnen steht, dass 500.000,-- Euro für die Akademie des SK Austria aus einem anderen Topf zur Verfügung gestellt werden könnten, dann fühlen wir uns bestätigt, dass der Landesrat Dr. Josef Martinz Recht behalten hat, dass es nicht notwendig ist, das Geld vom Zukunftsfonds in die SK Austria zu geben. Es gibt andere Möglichkeiten, den Profi-Fußball zu finanzieren und das ist gut so! Dafür haben wir 600.000,-- Euro wieder zur Verfügung, um damit nachhaltig etwas zu tun, es – ja – in den Breitensport zu stecken, es – ja – in die Nachwuchsförderung zu stecken, es – ja – in den Schulsport zu stecken, ja – wirklich in den Sport, um die Kinder von der Straße, von den Drogen, vom Alkohol wegzukriegen. Da brauchen wir Sport! Da brauchen wir auch Fußball und dazu stehen wir, aber nicht nur in eine Richtung! Und hätte der Landesrat Dr. Josef Martinz nicht die Landesholdingsitzung letztens platzen lassen, hätten wir die Diskussion gar nicht geführt. Dann wären nämlich 12 Millionen Euro, 9 Millionen aus dem Zukunftsfonds (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) schon längst abgewickelt worden und niemand hier im Hause, außer dem Landeshauptmann Dr. Haider, hätte entschieden, was mit diesem Geld passiert.
Wir sind ganz sicher auf dem richtigen Weg, weil wir schauen rechtzeitig drauf, dass wir es haben, wenn wir es brauchen. Genau das ist unser Zukunftsfonds, auf den sollten wir stolz sein. Wir haben ihn auch gemeinsam abgesichert mit der BZÖ, mit der SPÖ, auch mit den Grünen, dass der Zukunftsfonds nicht ausgeräumt werden kann. Jetzt bemühen wir uns auch, ordentliche Projekte zu kriegen und ordentliche Projekte zu finanzieren. Die ÖVP macht das und in diesem Sinne bin ich froh, dass der Landesrat Dr. Josef Martinz als Hüter des Zukunftsfonds darauf schaut, dass wir es auch haben, wenn wir es brauchen! (Vorsitzender: Ich bitte zum Schluss zu kommen!) Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Tauschitz

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Nach dieser Rede verstehe ich den Bürgermeister Scheucher immer mehr. Der Bürgermeister Scheucher dürfte wahrlich eine gute Menschenkenntnis haben. Das tut aber nichts dem Thema zugute. (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der ÖVP-Fraktion.) Der Bürgermeister Scheucher hat so seine eigenen Ansichten über die Qualitäten des Klubobmannes Tauschitz, und – und das zeigt ja auch die Hühnerhofstimmung, die der Herr Klubobmann jetzt hier zu Tage legt – dass er doch anscheinend ein bisschen nervös ist, dass er nicht mehr aufgestellt wird. Das ist aber nicht das Thema, das Thema ist letztendlich heute der Zukunftsfonds. Man darf in Anbetracht der nahen EURO ein bisschen ins Fußball-Genre abgleiten, ein aufgelegter Elfmeter für uns. Denn sind wir einmal ganz ehrlich: Ohne den unermüdlichen Einsatz des Landeshauptmannes von Kärnten, Dr. Jörg Haider, ohne sein Engagement hätte es wohl kaum einen Zukunftsfonds gegeben! (Beifall von der F-Fraktion.) und hätte es auch keine Zinserträgnisse gegeben, über die jetzt so gesprochen wird. Denn die ÖVP war leider gegen die Wandelschuldverschreibung und die SPÖ ist ja sowieso unter ihrem neuen Parteivorsitzenden zu einer kategorischen Neinsager-Partie verkommen. (Zwischenrufe von Abg. Lutschounig und Abg. Ing. Hueter.) Wir haben mit einer klaren Linie über 16 Projekte hier in Kärnten realisiert. Uns ist es gelungen, 270 Millionen Euro für Projekte in Kärnten zuzusagen und ausbezahlt davon sind immerhin schon 92 Millionen Euro: Das Römerbad in Bad Kleinkirchheim, das Warmbad in Villach, die Musikschule Ossiach, das Steinhaus, die Breitbandinitiative, die Koralm-Gelder oder zum Beispiel auch – ein wichtiger Bereich – das Stiftshotel und der Golfplatz am Längssee. Es gibt noch viele andere Beispiele. Das Konjunkturpaket hier in Kärnten mit 25 Millionen Euro, immerhin vom Zukunftsfonds gefördert. Das hat eine Investition in der Höhe von 160 Millionen Euro nach sich gezogen, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir hätten auch schon längst den Seenkauf, die Fußball-Nachwuchsförderung, die Uni Klagenfurt, TUI-Fly oder einen weiteren Teuerungsausgleich sowie den Gratiskindergarten beschließen können. Wäre ja schon alles passiert, wenn der wankelmütige Landesrat Martinz – auch besser bekannt unter „Umfaller-Seppi“ oder vielleicht einfach „Seppi, der Unwissende“, würde hier wahrscheinlich am besten passen – sich nicht für befangen erklärt hätte. Der Herr Martinz hat sich ja für befangen erklärt und der Grund dafür ist ja auch allseits bekannt. Wenn das der Grund zum Platzen der Sitzung war, na dann Grüß Gott, liebe ÖVP! Sie, meine Damen und Herren mit dem roten Leibchen und mit dem schwarzen Leibchen, Sie wollen beim Toreschießen dabei sein. Da ist es klass, da wollen Sie dabei sein! Sie wollen aber nicht laufen, Sie wollen nicht schwitzen, Sie wollen nicht kämpfen! Sie wollen nur feiern und Tore schießen! Sie sind eigentlich zu einer zweitklassigen politischen Abstauberpartie mutiert, der Wähler wird Ihnen dafür die rote Karte zeigen und Sie vom Platz weisen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Hohen Landtages! Ich ersuche vorweg um Verständnis, dass ich mich nicht auf dieses sprachliche Niveau meines Vorredners begebe. Dazu ist die Thematik, die der Hohe Landtag hier in der Aktuellen Stunde gewählt hat, eine viel zu wichtige. Viel zu wichtig vor allem für die Kärntner Bevölkerung! Ihre Worte, Herr Klubobmann Scheuch, richten sich von selbst! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Der Kärntner Zukunftsfonds resultiert aus dem Hypo-Verkauf. Hier hat es unterschiedliche politische Einstellungen gegeben. Jene der SPÖ ist klar. Wir haben aber hier Landesvermögen, (Abg. Ing. Scheuch: Sie waren auch dagegen! Dagegen wie immer!) ein Vermögen, das dadurch zustande gekommen ist, dass die Kärntner Bevölkerung über mehr als 20 Jahre bereit war, die Haftung für die Hypo, ihre Aktivitäten und auch für jene Kredite, die sie gegeben hat, zu übernehmen. Und das Resultat daraus – wie immer es zustande gekommen ist – ist, dass das Sondervermögen Kärnten in dem sogenannten Zukunftsfonds angelegt wird. Es ist daher, meine Damen und Herren, Steuergeld! Steuergeld, das im Wesentlichen so zu verwalten ist, dass damit nachhaltige Investitionen für und im Interesse der Kärntner Bevölkerung anzustreben sind! (Abg. Ing. Scheuch: Sie sind ja dagegen! Sie sind immer dagegen gewesen!) Und ich sage Ihnen, was wir damit meinen, Herr Klobobmann Scheuch. Vielleicht hören Sie zu, dann lernen Sie einmal was! Ich meine damit, dass wir solche Maßnahmen zu treffen haben, die nachhaltig wirken. Angesichts der vielen jungen Menschen hier auf der Tribüne ist für uns als SPÖ der wesentlichste Bereich und die wichtigste Investition in die Zukunft die Investition in eine vernünftige und permanent zu verbessernde Bildungsstruktur dieses Landes. Das beginnt bei den Kindererziehungsbereichen und geht bis zur Erwachsenenbildung. Hier sind die Millionen aus dem Zukunftsfonds, aus den Zinsen, bestens angelegt.
Der zweite Punkt, der uns (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) ganz wesentlich ist, ist die Infrastruktur. Die Aufgabe, dieses Kapital beziehungsweise seine Zinsen arbeiten zu lassen, ist dann erfüllt, wenn wir sie in Projekte bringen, die auch nachhaltig die Position Kärntens verbessern. (Abg. Ing. Scheuch: Ihr habt ja da auch dagegen gestimmt!) Auch hier ein offenes Wort, was den Seeankauf und das, was immer kritisiert wird, betrifft: Kärnten hat keine Rohstoffe, die wir als Grundstoffe et cetera verkaufen können. Was wir haben als eines der höchsten Güter, ist neben der Bevölkerung, neben unserer Jugend, der Grund und Boden, unsere Landschaft, unsere Natur. Daher ist es wichtig, dass wir für die nachhaltige Sicherung derselben auch bereit sind, auf Zinsen des Zukunftsfonds zurückzugreifen.
Und der dritte Punkt, meine Damen und Herren, ist, dass wir in dem Bereich der erneuerbaren Energien, dass wir in dem Bereich Wohnen, dort wo sich Menschen alles leisten können müssen, was heute sehr teuer geworden ist, entsprechende Akzente setzen. Es muss unser Ziel über den Tag hinaus sein – und auch dazu sollen die entsprechenden Mittel zur Verfügung gestellt werden – dass man in Kärnten endlich mit seinem Einkommen das Auskommen findet. Oder anders gesagt: Wir müssen mit aller Vehemenz dagegen ankämpfen, dass Kärnten weiterhin Schlusslicht bei der Kaufkraftentwicklung in Österreich ist. (Abg. Ing. Scheuch:Ich bin dafür, dass ich dagegen bin!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte auf zwei Punkte kommen, nachdem das auch hier gesagt worden ist. Dieses gesamte Beiwerk, das wir auch im Zuge der Diskussion hatten, ist teilweise sehr unschön. Ich verweise darauf, dass im Zusammenhang mit dem Verkauf 12 Millionen Euro an eine einzige Person geflossen sind, die dafür ein sogenanntes Vertragswerk mit erstellt hat. Das ist der Gegenwert von 600 Arbeitsjahren einer Kassiererin in irgendeiner Lebensmittelkette! Das sind Dinge, die wir nicht unter (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) sorgfältiger Finanzmittelverwendung verstehen, das ist Geld, das hinausgeschmissen ist, (Abg. Ing. Scheuch: Wieviel habt´s denn bei der BAWAG vernichtet?) das ist Geld, das zu verschiedenen anderen Spekulationen anregt. Ich verweise auch darauf, dass wir uns seitens der SPÖ gegen die derzeit existierende Verwässerung der Richtlinien dieses Zukunftsfonds aussprechen, denn derzeit ist so formuliert, dass du im Prinzip nahezu alles, was gut und recht oder vereinsbillig ist, fördern kannst. Und dass der Herr Landeshauptmann in seinen politischen Äußerungen, das sei hier auch kritisch vermerkt, davon mehr als Gebrauch macht, möchte ich nur der Form halber festhalten. Jeder weiß, dass damit die Diskussion über die einseitige Finanzierung von Fußballklubs gemeint ist. Daher wäre es wichtig, Richtlinien in dem Sinne, (Vorsitzender: Halbe Minute Redezeit!) dass die Nachhaltigkeit, dass die Investition in das Kapital unserer Zukunft, nämlich die Jugend, nämlich die Bildung, genutzt wird, dass Infrastrukturen errichtet werden, die von mir aus auch den Sport betreffen können, aber als Infrastrukturen langlebiger sind und dass wir uns bewusst sind, dass wir in diesem Land dank BZÖ – und damit komme ich zum Kollegen Scheuch – nichts mehr zu verscherbeln haben, sondern das, was wir jetzt angelegt haben, sorgsam zu behüten haben! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):
Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren! Liebe Schülerinnen! Liebe Schüler! Frau Mag. Schweinzer vom Lerchenfeld-Gymnasium! Die Politik, wie Sie hier sehen, scheint auf der einen Seite etwas kompliziert, auf der anderen Seite ist sie keine Wissenschaft, hat aber eine eigene Sprache. Das heißt, wenn ich jetzt kein Budget mehr zusammenbringe und eine Bank verkaufen muss, ohne dass es einer merkt, heißt das Wandelschuldverschreibung. Wenn ich jetzt aber viel Geld haben will als Finanzreferent oder Landeshauptmann und nicht will, dass der Landtag da mitbestimmt, dann heißt das Zukunftsfonds. Wenn ich aber da mitnaschen will, heißt das auf Rot Chianti, auf Schwarz ganz einfach Birnbacher.
Erinnern wir uns, wie das zustande gekommen ist und wie es mit dem Zukunftsfonds angefangen hat. Da waren einmal 500 Millionen drin und auf einmal, schwuppsdiwupps, waren da nur mehr 250 Millionen. Dann hat es diese eigentlich nicht so blöde, aber seltsam klingende „Kenia-Koalition“ gegeben, das war Rot-Schwarz-Grün. Da haben wir einen Deckel eingezogen und haben gesagt, jetzt ist es genug, jetzt greifen wir höchstens die Zinsen an. Nachdem unser Landeshauptmann einer der besten Taktiker ist, die ich kenne, hat er sich gedacht, so geht das nicht, ich hole mir jetzt den Josef Martinz. Und auf einmal war im Untersuchungsausschuss Seebühne eine ganz andere Sprache. Da hat es kein Misstrauen mehr gegeben und hinter der Hand wurde erzählt, da gibt es einen Pakt BZÖ-ÖVP, man hat sich so 20, 23 Punkte ausgemacht. Der Dank dafür war, der Josef Martinz ist dann Chef der Landesholding geworden und der Jörg Haider – wie hat es einer von der Landwirtschaftskammer so treffend gesagt – hat ihm eine Kuhglocke umgehängt und den Berg hinunter geschickt, damit er den Birnbacher einläutet. Das war die Geschichte, die so gelaufen ist.
Aber man hat auch schon gemerkt, man hat einige Sachen aus dem Zukunftsfonds gezahlt, wo wir keine Chance mehr hatten, mitzubestimmen und die nicht unbedingt sehr sinnvoll waren. Ich denke nur an die fliegende Seebühne, die Styrian Spirit, da sind drei Millionen hingegangen. Da haben einige die Hand gehoben ohne zu wissen, dass der Flieger nie mehr in die Höhe kommen wird. Oder ist das die „homebase.cc“? Dieser Zukunftsfonds ist an der Kontrolle vorbeigeschwindelt worden, der Beirat hat nichts zum beiraten. Der hat gesagt, keine acht Millionen für Fußballbewerbung und was ist passiert? Genau das Gegenteil! Deswegen denke ich, der Zukunftsfonds ist die Quelle, das Reservoir war teilweise die Kärnten Werbung, der Kanal der Herr Koloini und in was für ein Meer das geflossen ist, das wird uns der Untersuchungsausschuss noch zeigen.
Jetzt haben wir zwei Budgets. Eines, das sehr verschuldet ist, das ist das böse Kind des Landes, und das gute Kind ist der Zukunftsfonds. Na ja, um wen werde ich mich kümmern? Warum haben wir bis jetzt noch keinen Rechnungsabschluß 2006? Das ist das böse Kind, das will keiner haben, weil da ist ja auch kein Geld mehr drin. Deswegen haben wir jetzt den Zukunftsfonds. Und wann, wenn nicht jetzt, brauchen wir das Geld für den Fußball? Es wird nie mehr soviel Zustimmung zum Fußball geben wie jetzt! Also ist ja nichts gescheiter, als wie jetzt noch geschwind neun Millionen in den Fußball zu scheffeln, weiß der Teufel, wo das auch hingehen wird. Und dass man jetzt das Geld braucht, ist mir schon klar, weil 600.000,-- Euro wird der Fußballverein wahrscheinlich brauchen, auch für die Lizenz, weil da ist ja nur gebürgt worden dafür.
Deswegen ist unser Ansatz der, Zukunftsfonds bitte in die Zukunft investieren! Wir haben wie gesagt nicht besondere Sachen an Industrie, sondern wir haben besondere Sachen, das ist unsere Landschaft, das ist unsere Natur, das sind aber auch unsere Menschen. Warum zahlen wir nicht aus dem Zukunftsfonds irgendeine Möglichkeit, die Pendler zu entlasten oder überhaupt die Energie umzustellen? Unser Antrag, energieautark zu werden, ist schon über 400 Tage alt, den haben wir voriges Jahr auch gestellt. Ich begrüße das natürlich, dass auch der Landeshauptmann da aufspringt. Großartig machen wir das! Wir haben wohl ein bisserl ein Geld, nur müssten wir dann auch in die Leitlinien ein bisschen was von der Energie hineingeschrieben haben seinerzeit, wenn wir das wirklich gewollt hätten! Zukunft sind Menschen, da gehört das Geld hin und nicht unbedingt in den Fußball! (3. Präs. Dr. Strutz: Sind das keine Menschen?) Das sind auch Menschen, ja, aber das ist nicht unbedingt an erster Stelle! Wenn ich kein Geld zum Essen habe, werde ich nicht zum Fußballspielen gehen, weil ich hungrig bin. Deswegen brauche ich eine ein bisschen andere Steuerung! (Abg. Ing. Scheuch: Deswegen tun wir den Strompreis erhöhen!) Kärnten ist leider Gottes nicht besonders reich. Der Landeshauptmann sagt zwar, er ist reich, er hat die Politik nicht nötig, aber mir wäre es umgekehrt lieber, denn Kärnten braucht Geld und Kärnten braucht Menschen, die unterstützt werden! Politik soll gemacht werden für Menschen, für Bürgerinnen und Bürger, nicht für Parteien, nicht für Interessensgemeinschaften (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) und schon gar nicht nur für Sportsfreunde! Dankeschön! (Abg. Ing. Scheuch: Für Seehausbesitzer auch nicht!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Holub

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Werter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte anwesende Regierungsmitglieder! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Bevor ich zum Zukunftsfonds komme, als einzelner Abgeordneter der Freiheitlichen Partei hier doch ein Wort zur Geschäftsordnung, die ja heute wieder einmal massives Thema war und für Emotionen gesorgt hat. Es ist keine Frage, dass diese Geschäftsordnung, die wir hier im Kärntner Landtag haben, überholt und ungerecht ist. Sie wurde gemacht für damals drei Parteien, die alle den Klubstatus hatten und hat nicht berücksichtigt, dass in Zukunft auch kleinere Parteien, die keinen Klubstatus haben, oder einzelne Abgeordnete hier im Landtag sind und deshalb gibt es da massive Nachteile, die es für Abgeordnete, die ja gewählt wurden, nicht geben sollte. Und deshalb verlange ich auch massiv die vom Herrn Präsidenten angekündigte Änderung der Geschäftsordnung. Das war schon ein Thema vor einem Jahr im Präsidium. Es gibt ein Protokoll darüber und man hat die Fehler erkannt. Man hat das aber vertagt und gesagt, natürlich ja, die Geschäftsordnungsänderung machen wir nach der nächsten Landtagswahl. Soviel dazu, damit das nicht vergessen wird und ich glaube, wenn etwas nicht mehr funktioniert und nicht in Ordnung ist und jetzt auch schon die Regierungsparteien und die Regierungsmitglieder daraus Nachteile haben, die es ja auch schon lange gibt. Da die Freiheitliche Partei – und ich bin ja schon das 20. Jahr hier im Haus – nicht federführend und der Präsident ein anderer war oder die Präsidentinnen, die es auch gegeben hat, waren natürlich freiheitliche Regierungsmitglieder benachteiligt bei der Wortzuteilung. Damals haben wir natürlich geschimpft über dieses System und jetzt auf einmal sagen dieselben, es wäre ohnehin in Ordnung und man kann nichts anderes machen!
So, jetzt zum Zukunftsfonds. Ich kann darüber sprechen, denn ich habe der Wandelschuldanleihe damals auch meine Zustimmung gegeben. Es ist uns ja recht rosig dargestellt worden und dass das Land zusätzliche Mittel eben für notwendige Sachen, die ich dann noch anführen werde, haben sollte, ohne direkt das Budget des Landes zu belasten. Ich bin auch der Meinung, dass das die eiserne Reserve sein wird und sein sollte, weil wir nicht mehr viel anderes zum Verkaufen haben und mit diesem Geld sehr sorgfältig umgehen sollten.
Dann Abverkauf der Hypo. Ob das ein totaler Fehler oder eher richtig war, weiß ich jetzt noch nicht genau, aber damals habe ich mich dagegen ausgesprochen, weil ich meine, etwas in solcher Millionenhöhe zu verkaufen und dann soll man da im Landtag blind zustimmen – weil wir haben ja keine Unterlagen gehabt rechtzeitig, das ist einfach über die Bühne gegangen und wir hätten das nachträglich sanktionieren sollen – dazu habe ich mich außerstande gesehen. Und jetzt habe ich ein paar Fragen. Gott sei Dank ist der Eigentümer des Landes hier, der Herr Landeshauptmann, wie heute schon festgestellt wurde, der ja das Sagen hat in dieser Angelegenheit. Deshalb bestehe ich darauf, dass diese Reserve jetzt, dieser Zukunftsfonds, das Kapital, das wir angelegt haben … Erstens möchte ich einmal wissen, da gibt es unterschiedliche Aussagen, es ist aber leicht zu errechnen.
Wie viel an jährlichen Zinsen erwartet sich das Land daraus? Da gibt es unterschiedliche Aussagen, auch des Verwalters des Zukunftsfonds, Dr. Martinz, er weiß aber nichts Genaues. Jeder einzelne, der ein Sparbuch hat, kann es sich relativ einfach ausrechnen, wenn er den Zinssatz weiß und so weiß er, was an Zinsen zu erwarten sind. Das wäre meine Frage, du wirst dich sicher noch zu Wort melden.
Weiters rege ich an, diese Millionen, die wir Kapital haben, Wert zu sichern. Es gibt inzwischen schon eine Geldentwertung des Euro, wissen wir alle, zwischen zwei und drei Prozent. Zehn Jahre sind bald vorbei und dann muss man eine Null dazu rechnen, dann ist das Kapital, das wir bei der Kaufkraft haben, um 30 Prozent weniger wert. Deshalb glaube ich, dass man einen Teil der Zinsen verwenden soll, damit immer das Stammkapital den selben Wert für uns hat.
Es ist noch etwas zu sagen, das war in der letzten oder vorletzten Streitkultur ein Thema: die Sportförderung und die Mittel, die der Landeshauptmann für die Ausbildung der beim SK Austria Kärnten angesiedelten Fußballakademie aus dem Zukunftsfonds haben wollte. (Vorsitzender: Bitte zum Schluss zu kommen, die Redezeit ist abgelaufen!) Dazu möchte ich sagen, dass seit langem ein ordentliches Sportförderungsgesetz ansteht, wo nach Richtlinien, wir sind ja nicht das erste Mal in der Bundesliga und haben nicht das erste Mal einen Bundesligaverein, das Land Kärnten zur Förderung sonst immer klare Richtlinien hat, dass nicht die Parteipolitik dort greift. Parteipolitik heraus aus dem Sport (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, bitte den Schlusssatz, Sie sind schon 20 Sekunden über die Redezeit!), ein ordentliches Sportförderungsgesetz und dann brauchen wir nicht beim Zukunftsfonds feilschen, damit wir hier ein Geld auftreiben. Danke!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Bevor ich zum eigentlichen Thema komme, muss ich natürlich schon meinen Unmut darüber äußern, wie man es eigentlich sehr parteiisch hier auch von Seiten des Präsidenten handhabt. (Abg. Ing. Scheuch: Einen Ordnungsruf!) Ich weiß schon, einen Präsidenten sollte man nicht rügen, aber ich glaube, (Abg. Ing. Scheuch: Lügen?); Rügen! (Abg. Ing. Scheuch: Rügen, passt. Ich dachte schon, du hast „lügen“ gesagt!) Rügen, tu dir die Ohren ausputzen, denn sonst werde ich sagen, lieber Herr Abgeordneter Kurt Schiach, (Abg. Ing. Scheuch: Rede deutlicher oder mach ein Sprechtraining!) werde ich sonst sagen, wenn du dir die Ohren auch nicht auswäscht, verstehst du? Du musst schon sagen, dass du wenigstens hörst, weil sonst hast du sonst auch nicht immer alles im Griff, aber wenigstens die Ohren sollen okay sein. (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.)
Ich glaube, eines ist schon klar, dass man hier normalerweise als Präsident wirklich so vorgehen sollte, dass man sagt, wenn schon die Geschäftsordnung etwas zu wünschen übrig lässt, dass sie renovierungsbedürftig unter Anführungszeichen ist, dann sollte man die letzten Sitzungen dazu verwenden, eher die Toleranz walten zu lassen. Ich bin durchaus beim Präsidenten Strutz, der in der Obmännerkonferenz gemeint hat, jawohl, das ist das Haus der Abgeordneten. Selbstverständlich ist es das Haus der Abgeordneten und wird hoffentlich auch in der Zukunft so sein. Wenn man schon niemanden von den anderen Regierungsmitgliedern das Rederecht einräumt, dann wäre es eine Größe, wenn auch der Herr Landeshauptmann sagen würde, dann verzichte ich auch darauf, das soll wirklich das Haus der Abgeordneten sein! (Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Lautes Lachen in der F-Fraktion.) Lieber Herr Landeshauptmann, vielleicht machst du von dieser Möglichkeit Gebrauch, jedenfalls von deinem Rederecht hier nicht Gebrauch zu machen. (LH Dr. Haider: Fürchtest du dich?) Noch eine Anmerkung meinerseits, ich fürchte überhaupt nichts, ich fürchte mich um das Land, Herr Landeshauptmann! Wenn das schön langsam so weiter geht, das sind meine Befürchtungen, die ich habe. (Abg. Dr. Strutz: Du siehst immer schwarz!) Eines ist klar, der Herr Landeshauptmann Herr Präsident, ist nicht als Eigentümervertreter hier, sondern als Aufsichtskommissär, dass wir das auch einmal klar sagen. Eines muss ich sagen, ich würde davor warnen, weil du gemeint hast, die Rote Karte werden die Wähler zeigen. Ich würde davor warnen, noch mehr Einfluss der BZÖ einzuräumen. Denn wir haben jetzt schon Situationen, die an die Absolute zeigen (Abg. Ing. Scheuch: Hast du Angst vor den Wahlen?). Wenn das noch schlechter wäre, sind wir alle übrig und dann sind wir zu Statisten degradiert und brauchen wir in diesem Hohen Haus wirklich keine anderen Abgeordneten als jene der BZÖ (Abg. Ing. Scheuch: Du kennst dich gut aus!). Das wäre schade um die Demokratie in diesem Lande, das wäre schade für dieses Land!
Meine Damen und Herren! Wir haben mit dem Verkauf, mit den Hypo-Erlösen, mit dem Zukunftsfonds sehr viele zukunftsträchtige Projekte hier eingeläutet. Wir waren mit dabei beim Verkauf der Hypo. Wir waren dabei, wo es auch gewisse Vereinbarungen gegeben hat, wie etwa der Gratiskindergarten, der ein großer Wunsch von allen Kärntnern und Kärntnerinnen ist. Auf der anderen Seite auch ein Teuerungsausgleich, was wir mit der BZÖ vereinbart haben. Aber es kann dann nicht sein, dass man eine vereinbarte Sache drei, vier, fünf Mal mit einer anderen Sache, wie etwa mit dem Fußball und wieder das heranzieht, um das noch einmal abzutauschen mit irgendwelchen Dingen. Entweder man steht zu einer Vereinbarung oder man steht nicht dazu. (Zwischenrufe und Lachen von Seiten der F-Fraktion. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Wenn ich einen Deal mache, dann ist es das Eine und dann ist es auf der anderen Seite das Andere. Aber nicht drei Mal das gleiche und sagen, wenn der Profifußball oder die Fußballakademie das Geld nicht bekommen, dann bekommt ihr auch das Geld für den Kindergarten nicht. Ich meine, das ist keine Politik, die wir als ehrenwert mit Handschlagqualität jedenfalls sehen!
Der Profifußball, es gibt einige in Österreich, der Herr Stronach hat probiert, mit viel Geld Profifußball zu machen, ist kläglich mit der ganzen Geschichte gescheitert! 200 Millionen Euro hat er in zehn Jahren hinein gesteckt in Austria Wien. Und was ist passiert? Einmal sind sie Meister geworden, international haben sie überhaupt keine Rolle gespielt. Das andere macht der Herr Abramovich, der mit seinen Milliarden andere Maßstäbe setzt, der im Fußball allerdings ein bisschen weiter gekommen ist, überhaupt keine Frage. Aber ich glaube, dass wir hier auf diese Art und Weise nicht weiter kommt. Wir brauchen dringend Geld, etwas zum Beispiel auch für die sturmgebeutelten Forstwirte nach dem Sturm Paula. Hier sind die Gelder nicht da, hier setzt man den Sparstift an, aber für den Profifußball hat man offenbar Geld genug! (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) So stehen wir jedenfalls nicht zur Verfügung! Er muss ihn zurückziehen, wenn er die Ablehnung bemerkt. Herr Landesrat, tun Sie nicht so, als ob Sie etwas nicht wissen würden. Sie verbreiten da wissentlich oftmals offenbar die Unwahrheit. Das sollte nicht so sein! Wir brauchen das Geld für die Bauern. Wenn da zusätzlich Geld gebraucht wird, alle haben gesagt, jawohl, wir stehen dazu, dass wir diese Katastrophe, dann muss man auch tatsächlich dazu stehen. Also wir schauen, dass der Herr Landesrat Dr. Martinz jedenfalls der Hüter dieses Vermögens ist und dass nichts weniger wird, sondern dass wir auch in Zukunft zukunftweisende Maßnahmen für dieses Land umsetzen können. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, halte ich noch einmal fest, weil das in den Vorreden immer wieder zum Ausdruck kommt, hier wird die Geschäftsordnung nicht eingehalten. Ich halte mich strikt nach der Geschäftsordnung und die Entscheidung ist korrekt und auch von der Verfassungsabteilung als rechtlich in Ordnung befunden worden! Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. Als nächster Redner ist Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider gemeldet, bitte!

Lobnig

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen mitteilen, dass entgegen den Befürchtungen, die hier geäußert worden sind, dieser Zukunftsfonds, den die SPÖ nicht wollte, gegen den sie gestimmt hat, wo sie aber das Geld verteilen wollte, (LH-Stv. Dr. Schaunig-Kandut: Wer hat ihn eingeführt?) dieser Zukunftsfonds hat den Rückkauf der Seen ermöglicht, die von BAWAG und ÖGB-Pleiten übrig geblieben sind. Wir haben den Zugang für die Öffentlichkeit gekauft. Wir haben die Koralmbahn und den Koralmtunnel, den wir mitfinanzieren und damit unsere wichtige Verkehrsverbindung zustande bringen. Auch das wollte die SPÖ nicht. Wir haben Bildungseinrichtungen bereits finanziert, wie etwa die Lehrlingsakademie im Lavanttal. Ich darf daran erinnern, dass die SPÖ in der Landesregierung gegen das 100 Millionen Projekt des Ausbaues der Berufsschulen gestimmt hat. Das nur so viel zur Glaubwürdigkeit, weil hier gesagt wird, das Wichtigste ist die Bildung für die SPÖ und gleichzeitig stimmt man gegen 100 Millionen Ausbauprogramme für die Berufsschule. Das ist eine Doppelstrategie, die bedauerlich ist. (Beifall von der F-Fraktion.)
Wir haben mit diesem Zukunftsfonds bereits ein Konjunkturpaket durchgeführt, das immerhin 50 Millionen Euro zusätzliche Fördermittel für die heimische Wirtschaft gebracht hat. Im vergangenen Jahr hat das bedeutet, dass wir 3000 neue Arbeitsplätze dadurch in Kärnten schaffen konnten. Wir haben mit diesem Zukunftsfonds die Breitbandinitiative gemacht. Das heißt, wir sind heute das modernst angeschlossene Bundesland an das schnelle Internet. Wir haben Ausbau der Therme Villach, des Römerbades, die Musikakademie in Ossiach damit finanziert, die Europameisterschaft finanziert und wir haben den Golfplatz St. Georgen am Längsee mitfinanziert. Wir haben das Stift St. Georgen am Längsee beim Umwandeln in ein Golfhotel mit unterstützt und finanziert. Wir werden jetzt noch, auch weil nicht nur die Wirtschaft gefördert werden soll, sondern weil es auch den Teuerungsausgleich ein zweites Mal geben soll, fünf Millionen Euro für den Teuerungsausgleich in diesem Jahr verwenden, damit die Belastungen, die durch die Bundesregierung jetzt bei Benzin und Treibstoffen eingeführt sind und die auch der Herr Abgeordnete Holub eingemahnt hat, abgegolten werden können. Die breite Masse der Bevölkerung wird davon profitieren. (Beifall von der F-Fraktion.)
Nicht nur die Pendler, meine Damen und Herren, sondern es geht vor allem auch darum, den Familien zu helfen. Wie viele Frauen, wie viele Familienmitglieder sind hier betroffen? Die Frauen vor allem mit den Kindern, um sie zum Kindergarten zu bringen, holen sie von der Schule ab. Die Bundesregierung hat hier leider eine Mineralölsteuererhöhung verfügt, die 800 Millionen in einem Jahr Mehrbelastung bedeutet. Das heißt, wir helfen hier konkret. Hätten wir den Zukunftsfonds nicht, den die SPÖ nicht wollte, gäbe es diese Hilfe für die große Zahl der Kärntner Familien und der Kärntner Arbeitnehmer nicht! (Beifall von der F-Fraktion.)
Wir werden selbstverständlich auch im Rahmen des Zukunftsfonds den Gratiskindergarten, so wie er auch mit der ÖVP vereinbart wurde, beschließen. Das heißt, die dortigen Mittel sind auch vorgesorgt. Wir haben eine ganze Liste mit der ÖVP und dem BZÖ in der Zwischenzeit vereinbart, wo Projekte noch anstehen, die wir in der Zukunft machen wollen. Ich sage auch dazu, darunter ein 15 Millionen Paket für ein weiteres Konjunkturprogramm. Wenn weltweit die Konjunktur lahmt, werden wir in Kärnten dagegen halten. Wir werden uns vom Bund 15 Millionen holen und 15 Millionen selbst dazu legen und die Wirtschaft hier in Kärnten noch einmal ordentlich ankurbeln. (Beifall von der F-Fraktion.)
Es ist also vorgesorgt und es wäre gescheiter, es würden auch die Abgeordneten hier nicht herum streiten, sondern das sagen, was zwischen den Parteien schon vereinbart ist. Zwischen der ÖVP und dem BZÖ, eine ganz lange Liste von Maßnahmen, weil wir uns gefunden haben, sage ich auch ganz offen. Wir haben gesagt, die SPÖ hat diesen Fonds nie haben wollen (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!), jetzt wird sie auch nicht bei den Forderungen anmelden können.
Zur Zeit, Herr Abgeordneter Schwager, haben wir 1,240 Milliarden Euro auf der hohen Kante, werden bis Juni 08 55,4 Millionen Euro Zinsenerträgnisse haben. Also ausreichend, ohne die Substanz anzugreifen, um jedes Jahr für die Bevölkerung, für die Wirtschaft, für die Arbeitsplätze ausreichend zu arbeiten. Damit der Herr Abgeordnete Lutschounig nicht gekränkt ist, enthalte ich mich jeder Polemik und beende meine Wortmeldung. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)
Dr. Haider

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Herr Präsident, ich werde die Geschäftsordnung, wie das meine Vorredner getan haben, nicht kritisieren. Ich darf aber zu Beginn eine kleine Korrektur anbringen. Tut mir leid, Franz Schwager, aber das muss, glaube ich, gesagt werden. Du hast den Herrn Landeshauptmann als Eigentümer des Landes Kärnten bezeichnet, er ist Eigentümervertreter!
Ich nehme auf jeden Fall zur Kenntnis, auch aus der Fragestunde, dass der Herr Landesrat Martinz für die Wohnraumsituation und die Situation der gestiegenen Mieten in Kärnten nicht allzu viel übrig hat. Ich nehme auch zur Kenntnis, dass man seitens der ÖVP denjenigen, die durch den Verkauf der Wohnbauförderungsdarlehen massiv zur Wertsteigerung der Hypo beigetragen haben, nichts oder wenig vom Erlös geben will. Ich ersuche aber den Landesrat Martinz und auch die ÖVP zur Kenntnis zu nehmen, dass es den Mieterinnen und Mietern, den Häuselbauern und den Wohnungsbesitzern in Kärnten, und das sage ich jetzt ganz rustikal, blunzenwurst ist, ob das jetzt ein Kernvermögen ist oder die Zinsen aus dem Kernvermögen sind. Sondern es geht ausschließlich darum, dass wir die Mieten leistbar halten in Kärnten.
Ich denke, das ist eine große Aufgabe, die auch im Zusammenhang mit dem Zukunftsfonds steht. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Laut neuesten Untersuchungen ist Kärnten nach wie vor das Schlusslicht im Kaufkraftvergleich der Bundesländer. Die Menschen können sich nach wie vor in Kärnten am wenigsten leisten und immer weniger leisten. Wohnen und Energie sind die Preistreiber Nummer 1. Es ist kein Ende dieser Fahnenstange in Sicht. Nach langjährigen Diskussionen ist es jetzt nunmehr gelungen, den Bedürftigsten unter den Mieterinnen und Mietern zusätzlich 8 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen. Das heißt, die Mietbeihilfen werden einigermaßen spürbar erhöht. Das ist ein erster Schritt in die richtige Richtung. Das ist ein erster Schritt, der auch die Subjektförderung erhöht und natürlich auch irgendwann einmal zu Lasten der Objektförderung gehen wird. Es haben circa 13.000 BezieherInnen von der Mietbeihilfe davon profitiert. Nach wie vor haben wir 100.000 KärntnerInnen, die an der Armutsgrenze leben und auch der so genannte Mittelstand kann sich schön langsam die Wohnungen und die Einfamilienhäuser nicht mehr leisten. Die Nachfrage nach wirklich leistbarem Wohnraum ist nach wie vor ungebrochen. Die thermische Sanierung auch angesichts der Energiekostendiskussionen brennen. Das Thema muss vorangetrieben werden, wobei insbesondere im privaten und im Eigentumsbereich die jetzigen Förderquoten für die thermische Sanierung erhöht werden müssen. Die Gemeinnützigen haben bereits circa 70 Prozent ihrer Anlagen thermisch saniert. Da ist also im Bereich der Wohnungs- und Hausbesitzer einiges zu tun, sprich die Förderung zu erhöhen. Es besteht daher dringender Finanzbedarf bei der Verstärkung der Subjektförderung! Es besteht dringender Finanzbedarf beim Neubau von leistbarem Wohnraum! Es besteht dringender Finanzbedarf bei der thermischen Sanierung! Es geht aber auch um die Umstellung der Finanzierung in der Wohnbauförderung und auch um eine erhöhte Darlehensfinanzierung bzw. auch um die finanzielle Abfederung der Auswirkungen der Förderung des Jahres 1991, die uns gleich treffen wird wie die Auswirkungen der Förderung des Jahres 1994. Die Zukunft des sozialen Wohnraumes, geschätzte Damen und Herren, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) steht auf dem Spiel! Das Dach über dem Kopf, auf das jeder ein Recht haben sollte, ist in Gefahr! Es ist, denke ich, ein Gebot der Stunde, auch hier die Gelder des Zukunftsfonds anzusprechen. Eine Regelbindung der Gelder des Zukunftsfonds für leistbares Wohnen in Kärnten hat zu erfolgen und ist unbedingt notwendig! Jetzt weiß ich schon, dass man Regelbindungen scheut, weil die Auftrittsmöglichkeit als Wohltäter dann wegfällt, (Vorsitzender: Ich bitte zum Schluss zu kommen, die Redezeit ist abgelaufen!) aber hier geht es um die Kärntnerinnen und Kärntner, die Häuselbesitzer sind, die Wohnungen gemietet haben und hier geht es letztendlich auch um die Kärntner Bauwirtschaft! Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Seiser

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin vom Beginn dieser heutigen Debatte in der Aktuellen Stunde sehr unangenehm berührt, denn ich lasse mir nicht gerne nachsagen und unwidersprochen möchte ich das auch nicht hinnehmen, Angehöriger einer zweitklassigen Abstauberpartie zu sein. (Abg. Ing. Scheuch: Das ist aber so!) Herr Klubobmann Scheuch, nimm bitte eines zur Kenntnis, ich bin selbstbewusst genug, um die persönliche Auseinandersetzung mit dir auf einer intellektuellen Ebene nicht zu scheuen, weil ich davon ausgehe, dass wir uns auch in geordneter Form und gesitteter Art geistig begegnen können, ohne dass du uns pauschal beleidigst und ich mich von dieser Beleidigung auch persönlich betroffen fühle! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von Abg. Lutschounig und von Abg. Holub.) Soweit zu meiner persönlichen Stimmung dazu! Ein Zweites möchte ich auch klarstellen und hier vielleicht offenlegen: Ich orte doch ein sehr bewusst gespieltes Doppelpassspiel. Ich nehme an, dass es auch inszeniert war, denn der Herr Landeshauptmann war ungewohnt sachlich, ruhig, zurückhaltend. (LR Dipl.-Ing. Scheuch: Auch nicht recht!) Doch, sehr angenehm und er überträgt die angenehmen Dinge natürlich seinem Klubobmann, ein Spiel, das wir aus anderen Bereichen kennen. Aber ich sage noch einmal, bei aller persönlichen Wertschätzung: Irgendwo gibt es auch nach unten ein Limit. (Abg. Ing. Scheuch: Wenn du dich gleich betroffen fühlst, bist du selber schuld!) Ich habe das geklärt und ich reagiere dazu auf meine Art!
Zwei weitere Dinge inhaltlicher Art: Ich nehme zur Kenntnis und möchte das auch protokollarisch dementsprechend hervorstreichen, dass sich der Herr Landeshauptmann in seiner sachlichen Wortmeldung eindeutig für die Einführung des Gratiskindergartens ausgesprochen, sich dazu bekannt hat. Ich hoffe, dass das jetzt ohne sonderliche Wenn und Aber und andere Junktimierungen erfolgen wird, denn das ist wirklich ein Zukunftsprojekt, das gemeinsam akkordiert wird und wurde. Ich hoffe, dass das auch dementsprechend eingesetzt und umgesetzt wird, genau wie andere Initiativen, die zwischen den Fraktionen ausgesprochen wurden. Ich hoffe, dass das damit auch zu Ende ist, denn jetzt in dieser Situation des Fußballfiebers kann es ja nicht gut sein, das wir plötzlich Profifußball gegen Kindergärten aufrechnen. Hier scheinen hoffentlich die Entscheidungen zu Gunsten der Jugend, zu Gunsten der Kinder, zu Gunsten der Kindergärten gefallen zu sein.
Ein Zweites möchte ich aber von Seiten der Kolleginnen und Kollegen in der SPÖ auch noch klargestellt haben: Es war davon die Rede, dass zum Beispiel in den Mietenfragen natürlich Geld zur Verfügung gestellt werden sollte. Die feine Differenzierung macht es ja mitunter aus. Kernvermögen heranzuziehen: Heißt das, das Kernvermögen selbst oder nur die Zinsen? Für die ÖVP darf ich noch einmal feststellen, das wurde von meinem Kollegen ja ausgeführt. Wir stehen dafür, dass das Kernvermögen unangetastet bleibt und die Zinsen verwendet werden. Eine sehr einfache Formel, weil dafür genug vorhanden ist und wir von den Zinsen allein wirklich Projekte finanzieren können. Ein letztes Wort noch betreffend die Geschäftsordnungsdinge, bei denen ich ja auch indirekt angesprochen wurde. Für den 3., den Dienstag der kommenden Woche, ist eine Unterausschusssitzung anberaumt. Ich appelliere bitte auch an die Mitglieder der Obmännerkonferenz: Es hat mehrfach Debatten, Gespräche und Sitzungen gegeben, wo es in bestimmten Punkten keine Einigung gegeben hat. Und wenn es in der Obmännerkonferenz und in den vorbereitenden Gremien keine Einhelligkeit gibt, dann kann es auch keine Beschlussfassung im Unterausschuss geben. Ich bitte, das zu bedenken. Wir sollten den Ball hier gar nicht groß hin und her spielen, sondern diese Dinge endlich in Gemeinsamkeit machen. Was die Geschäftsordnung anbelangt, wird es hoffentlich möglich sein, bei den Wahlrechtsdingen wird die Entscheidung nächste Woche ebenfalls fallen. Insofern sind wir auch hier in Sachen der Lösung konstruktiv unterwegs. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)
Mag. Grilc

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Wenn man den Vorrednern ein bisschen zugehört hat, dann muss einem einmal mehr angst und bange werden. Der Kollege Holub sagt, Kärnten ist nicht reich, wir sind arm. Dem Kollegen Lutschounig ist angst und bange um das Land. In Wirklichkeit diskutieren wir zum vierten Mal über den Zukunftsfonds, eine Einrichtung, um die uns alle anderen Bundesländer beneiden, weil es uns gelungen ist in gemeinsamen Anstrengungen, mit wechselseitigen Mehrheiten, ob auf Regierungsebene oder auf Ebene der Landesholding ein Instrumentarium einzurichten, wo wir heute alle froh und stolz sind, wie es auch der Kollege Grilc gesagt hat, dass wir Geld veranlagen können, wo wir so viel Geld zur Verfügung haben, dass wir mit den Zinsen Projekte in die Bildung, in den Tourismus, aber auch in den Sozialbereich finanzieren können. Auf das sollte man einmal stolz sein! Da soll man das nicht ständig als eine negative Einrichtung darstellen, wobei mir eines schon ein bisschen aufstößt, dass nämlich hier Leute exponiert mitdiskutieren, „die sich in der Sache“ – Zitat Scheucher – „überhaupt nicht auskennen“, wenn es um den Zukunftsfonds geht.
Es soll mir jetzt einmal einer erklären, was das Instrumentarium des Zukunftsfonds wirklich ist – ein Fonds, Vorsitzender eines Fonds wurde heute gesagt. Der Herr Martinz ist der Hüter des Fonds, ist der Vorsitzende des Fonds. Der Herr Kollege Willegger wird das bestätigen: Ein Fonds ist etwas anderes, hat weder einen Vorsitzenden noch sonst etwas, sondern wir haben eine Kärntner Landesholding. Weil hier auch von Seiten der Grünen gesagt wurde, es sei ein Instrumentarium, das an der Kontrolle vorbeigeschwindelt wird: Aus gutem Grund hat diese Holding einen Aufsichtsrat und in diesem Aufsichtsrat sind alle in der Regierung vertretenen Parteien drin. Die haben die Kontrolle wahrzunehmen! Und wenn dort etwas nicht in Ordnung ist, dann müssen die SPÖ, die ÖVP oder das BZÖ Rechenschaft ablegen. (Zwischenruf von Abg. Holub.) Jetzt muss man sich schon auch einmal genauer ansehen, wie die Mittel verteilt werden und wie auch die Rolle der ÖVP und des Vorsitzenden ist. Wenn es darum geht, der ÖVP einen Nutzen zu bereiten, dann ist die ÖVP dafür, dann sind sie für den Zukunftsfonds, beispielsweise jetzt: Kindergarten, Gratiskindergarten. Der Kollege Tauschitz hat gesagt: Ja, gibt es nicht andere Möglichkeiten, um beispielsweise den Fußball zu finanzieren? Dann stelle ich die Frage: Ja, gibt es nicht andere Möglichkeiten, den Kindergarten zu finanzieren als über das ÖVP-nahe Hilfswerk? Warum müssen wir das über das Hilfswerk abwickeln? Warum? (Beifall von der F-Fraktion.) Kann mir das jemand erklären? Geben wir Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler (Abg. Strauß: Das BZÖ hat mitgestimmt!) die notwendigen Mittel und er wird diesen Gratiskindergarten umsetzen. Aber nein, wenn es darum geht, eine ÖVP-nahe Einrichtung zu unterstützen und ihr finanzielle Vorteile zu verschaffen, weil wir alle wissen, dass es um das Hilfswerk finanziell nicht gut bestellt ist, (Abg. Strauß: Wir machen es über die Gemeinden!) dann wird das natürlich gemacht! Und wenn es Dinge gibt, wo die ÖVP nicht mitnaschen oder nicht an erster Stelle sein kann wie beispielsweise im Fußballbereich, dann wird alles verteufelt, dann wird das abgelehnt.
Ich glaube, wir sollten insbesondere mit den Mitteln, sowie es auch die Vorredner gesagt haben, behutsam umgehen. Wir sollten auch darauf achten, dass wir das machen, was wir ja selbst in den Richtlinien beschlossen haben. Ich möchte hier schon eines klarstellen: Auf Wunsch von Landesrat Martinz sind die Richtlinien der Holding geändert worden, so geändert worden, dass die Mittel für den Fußball, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) für die EURO 2008, verwendet werden können. Und aus diesem Grund hat – und das ist das zweite Kontrollgremium – nämlich der Expertenrat, bestehend aus dem Vorsitzenden Uni-Professor Bodenhöfer der Landesholding auch empfohlen, diese Mittel für die EURO 2008, weil es in Wirklichkeit ein Konjunkturpaket ist, wo Arbeitsplätze geschaffen worden sind, vom Stadionbau bis hin zu den zahlreichen Arbeitern, die jetzt endlich wieder Arbeit im Bau- und im Baunebengewerbe gefunden haben, (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen! Ich bitte zum Schluss zu kommen!) umzusetzen. Deshalb appelliere ich, nicht mit zweierlei Maß zu arbeiten, sondern das, was tatsächlich der Zukunft zuträglich ist, und dazu gehört auch der Fußball, die Investition, die Zukunftssicherung, unserer Jugend auch eine sinnvolle Freizeitbeschäftigung zu gewährleisten. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Geschätzter Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Hohen Hauses! Liebe vereinzelte Zuhörer! Der Verlauf der Aktuellen Stunde ist für mich wieder einmal ein exemplarisches Beispiel dafür, wir die unterschiedlichen Politikverständnisse der Parteien im Hohen Haus letztlich sehr konkrete Auswirkungen auf das konkrete politische Handeln haben. Denn beim BZÖ und auch bei der ÖVP scheint es in der Frage – und es ist für das Land Kärnten wirklich eine Zukunftsfrage, die Verwendung der Mittel aus dem Zukunftsfonds – einzig und allein darum zu gehen, wer das Geld auszahlen darf. Haider oder Martinz?
Es scheint einfach nur um Publicity-Gags zu gehen, um eine Form der „Loch auf Loch zu“-Politik und der sehr spontanen politischen Großwetterlage. Braucht man da Geld, schafft man sich die Mehrheiten mit der ÖVP und zahlt das Geld aus. Braucht es für etwas anderes, sucht man sich andere Mehrheiten. Die Sozialdemokratie hat hier einen völlig anderen Zugang. Einen Zugang des sorgfältigen Umgangs mit dem Vermögen und den Geldern, die die Kärntner Bevölkerung Monat für Monat, Tag für Tag erwirtschaftet mit dem Vermögen, das wir von den vorhergehenden Generationen geerbt haben. Und die Kärntner Sozialdemokratie lässt es nicht zu und kann ihre Zustimmung nicht dazu geben, dass Geld, das über viele Jahrzehnte erwirtschaftet wird, für Einmal-, quasi „Verbrauchsausgaben“ getätigt wird. Und die Kärntner Sozialdemokratie kann auch nicht mitgehen, wenn bestimmte notwendige Investitionen, die von uns auch gutgeheißen werden – wie beispielsweise der Gratiskindergarten, der Zuschuss zu den Elternbeiträgen für Kinder zwischen drei und fünf Jahren – als Faustpfand verwendet werden. Denn Faktum ist, dass trotz der entsprechenden Beschlüsse das Geld offensichtlich nicht ankommt und mittlerweile die Gemeinden – die Kindergartenträger – die ganze Aktion, die als Wahlkampfgag gedacht war, vorfinanzieren. Und in Wahrheit ist es so, dass sowohl die Eltern als auch die Kindergartenbetreiber, vor allem aber die Gemeinden, seit März auf eine weitere Auszahlung der Förderungen warten. Und dieses „Bitte warten“ ist ein Teil der Politik des Landeshauptmannes und des BZÖs. Es ist eine Ankündigungspolitik, die in Wahrheit das Kernvermögen des Zukunftsfonds bereits dreimal, viermal ausgegeben hat und die Realisierung hinkt weit hinterher.
Wir sind der Meinung, dass das Kernvermögen gesichert werden muss, wertgesichert werden muss und dass die Zinsen ausschließlich für nachhaltige Projekte, für die Zukunft der Kärntnerinnen und Kärntner verwendet wird, (Abg. Ing. Scheuch: Der hat ja nicht einmal einen Antrag gestellt, der Rohr! Der soll endlich einmal einen Antrag stellen, der Rohr!) dass es darum geht, in die Bildung zu investieren, dass es darum geht, in erneuerbare Energien zu investieren. Und die Diskussion und die Öffentlichkeit der letzten Tage und Wochen zeigt uns, wie wichtig gerade in diesem Bereich eine wirkliche Trendumkehr ist, wie notwendig es ist, in erneuerbare Energieträger zu investieren und die Menschen in diesem Land (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) auch weitgehend unabhängig von den Ölmultis und den internationalen Spekulanten zu machen. Hier wäre es sinnvoll, die Zinsen aus der Veranlagung zu verwenden, und zwar nicht für Einmalausgaben, für momentane Bedarfe, die weder nachhaltige Investitionen nach sich ziehen noch der Kärntner Bevölkerung zugute kommen. In diesem Sinne hoffe ich denn doch, dass die Vernunft irgendwann einmal siegen wird und dass – und hier zitiere ich den Klubobmann Scheuch – (Vorsitzender: Bitte zum Schluss zu kommen, wir sind schon über die Zeit!) am Ende des Tages die konstruktiven politischen Kräfte hier im Hohen Haus obsiegen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich nehme den Ball meiner Vorrednerin gern auf. Hier steht ein Vertreter der konstruktiven Kräfte dieses Landtages (Zwischenruf von Abg. Dr. Prettner.) und ich darf Ihnen sagen, dass diese Beteiligung der Bayerischen Landesbank an der Hypo tatsächlich so etwas wie der „Deal des Jahrhunderts“, eigentlich des Jahrtausends ist, wenn man das Ganze in die Zukunft sieht. Das ist ein Verdienst vieler. An der Spitze ein Verdienst unseres Landeshauptmannes Dr. Jörg Haider, aber am wenigsten jener, die immer und alles zuerst kritisieren, schlecht reden, dann auch dagegen stimmen und sich dann angeblich so große Sorgen um die Zukunft des Landes und um die Mittelverwendung machen. Hier ist sehr viel an Zweideutigkeit zu sehen, zu hören, zu spüren und festzustellen. Was uns einen sollte, das wird verbal zwar immer ausgedrückt, ist, dass der Einsatz dieser hier lukrierten Mittel für tatsächlich zukunftsweisende und innovative Projekte und Vorhaben sein soll. Das heißt also, dass diese Projekte aus der Tagespolitik, aber auch aus den Begehrlichkeiten einzelner Lobbyisten herausgehalten werden soll und dass das Ganze eine langfristige Ermöglichung erwirken soll. Es geht also letztendlich um Leuchtturmprojekte.
Vieles ist genannt worden. Da ich der offensichtlich letzte Redner bin, darf ich ein bisschen zusammenfassen. Es geht – das ist bereits geschehen – um ein Konjunkturpaket. Der Herr Landeshauptmann hat erwähnt, es soll ein zweites kommen. Das ist sehr wichtig für die Menschen in diesem Land, genauso wie die Koralmbahn, die Breitbandoffensive oder um auch einen touristischen Bereich anzusprechen, der Ausbau im Warmbad Villach. In Zukunft soll es gehen – und das stockt noch – um den Ankauf der Seenliegenschaften, einen Teuerungsausgleich, den Gratiskindergarten und auch die Bildung, sprich um Vorhaben freiwilliger Art auf der Universität in Klagenfurt. Und wenn der Fußball vorhin so kritisiert worden ist, das wäre etwas, was nichts für die Jugend wäre, nichts für die Zukunft, dann frage ich, was hat eine Zukunftsakademie tatsächlich gegen die Zukunft oder gegen die jungen Menschen? Hier wird eines übersehen: Kärnten hat hier auch eine Möglichkeit, eine Vorreiterrolle zu übernehmen – denn nicht alle Bundesländer haben eine Fußballakademie – und alle, die hier den Fußball so verteufeln, machen ein schändliches Foul an den jungen Menschen in Kärnten! (Beifall von der F-Fraktion.) Es ist die Bildungspolitik angesprochen worden. Da nehme ich Sie beim Wort, liebe SPÖ! Sie haben die Abschaffung der Studiengebühren versprochen. Wo ist die Abschaffung? Umgefallen, umgefallen! Das ist Ihre Bildungspolitik! Der Herr Landeshauptmann hat die Bildungspolitik im Bereich der Berufsschulen bereits erwähnt und auch in den weitergehenden Bildungsmöglichkeiten. Musikakademie – Wer ist dagegen? Die SPÖ! Haus der Volkskultur – Wer ist dagegen? Die SPÖ! Hier sollten Sie einmal selber Gewissenserforschung betreiben und nachdenken, ob Sie auf der Seite der Zukunft und der jungen Menschen in Kärnten stehen! Und weil meine Vorrednerin auch wieder den Bereich der erneuerbaren Energie so salbungsvoll angesprochen hat: Wer hindert den Energiereferenten Reinhart Rohr – immer noch Parteisekretär, auf der Ebene des Parteisekretärs geblieben – hier einmal mit einem Plan zu kommen, hier mit Vorschlägen zu kommen, hier einen Antrag zu stellen? Nichts geschieht! Es ist schlimmer, Frau Kollegin Prettner! Du wohnst in Villach. Villach ist eine der reichsten Städte in Österreich und hat es bisher abgelehnt, eine Solarförderung zu geben! Das ist eine schäbige Politik! Und hier beklagen Sie, dass die erneuerbaren Energien zu wenig hochgehalten werden. Seien wir froh, dass der Landeshauptmann auch gestern wieder einen Versuch unternommen hat, um hier ein Umdenken und einen Klimawandel und einen Energiewandel in Kärnten Platz greifen zu lassen. Denn, meine geschätzten Damen und Herren, seien wir froh, dass wir nicht von solchen SPÖ-Referenten abhängig sind, die nichts als schlafen! (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!)
Ich werde sie nicht mehr brauchen, daher schließe ich mit einem Appell, mein Vorredner hat diesen schönen Satz gesagt, dass wir mit dem Einkommen das Auskommen sichern und da bin ich bei dem, was auch von der SPÖ gekommen ist, dem sogenannten Mindestsicherungsgesetz. Heute werden wir eine wiederholte Novelle hier beschließen müssen, das heißt, dieses Gesetz ist auch von einer Qualität, die nicht würdig ist, das Tageslicht zu erblicken. Ich schließe daher mit dem Appell an alle, diesen Zukunftsfonds wirklich als das zu sehen, was er ist und auch zu unterstützen und nicht durch kleinkrämerische Handlungsweisen nur Zwietracht zu säen und den jungen Menschen in Kärnten die Perspektive zu nehmen. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Die Aktuelle Stunde ist somit wegen Zeitablauf beendet. Bevor ich nun den Tagesordnungspunkt 1 aufrufe, möchte ich noch darauf hinweisen, dass die Frist für das Einbringen von Dringlichkeitsanträgen und –anfragen um 13.10 Uhr endet. Hohes Haus! Wir kommen nun zur Tagesordnung, zum Tagesordnungspunkt 1. (KO Abg. Ing. Scheuch meldet sich zur Geschäftsordnung.) Bitte zur Geschäftsordnung, Herr Klubobmann!

Lobnig

Abg. Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Zur Geschäftsordnung! Herr Präsident! Der freiheitliche BZÖ-Landtagsklub stellt den Antrag auf Überprüfung der Landespersonalvertretung durch den Landesrechnungshof. Der Antrag lautet wie folgt:

Der Landtag wolle beschließen:

Der Landesrechnungshof wird aufgefordert, die der Landespersonalvertretung anvertrauten Finanzen auf ihre Rechtmäßigkeit an den Grundsätzen von Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit ab dem Jahr 2001 zu überprüfen. Insbesondere sind dann auch mehrere Punkte in diesem Antrag aufgeführt, die hier zu überprüfen sind. Taxativ werde ich mir das Vorlesen in diesem Bereich sparen. Ich stelle den Antrag, dies dem Rechnungshof zu übermitteln. Der Antrag ist ja ausreichend unterschrieben und ich übergebe ihn hiermit dem Präsidenten. (Vorsitzender: Hohes Haus! – Abg. Schober und KO Abg. Mag. Dr. Kaiser ersuchen um das Vorlesen der einzelnen Punkte des Antrages.) Die taxativen? (Vorsitzender: Bitte! – KO Abg. Ing. Scheuch kehrt mit dem Antrag zu seinem Platz zurück und verliest:) Insbesondere sind folgende Punkte zu überprüfen:
Die widmungsgemäße Verwendung des Landes​vorschlages VA 09400, Personalbetreuungen - Allgemeine Verwaltung vorgesehener Landes​mittel, für deren Verwendung die haushalts​rechtlichen Bestimmungen anzuwenden sind.
Die Ergebnisse der zwingend vorgesehenen Überprüfung der widmungsgemäßen Verwen​dung dieser Mittel entsprechend den einschlä​gigen haushaltsrechtlichen Bestimmun​gen durch die anweisende Stelle des AKL.
Inwieweit allfällige Auszahlungen dieser Mittel von über 40.000,-- Euro entsprechend den haushaltsrechtlichen Bestimmungen durch die anweisende Stelle im Weg der Finanzabteilung und des Landesfinanzreferenten erfolgt sind.
Dann sind weitere Punkte:
Das Vorhandensein von entsprechenden Be​schlüs​sen der Zentralpersonalvertretung für getä​tigte Ausgaben der Personalvertretung.
Die Einnahmen der Personalvertretung durch Beträge von Privatfirmen (Versicherungen, Banken, et cetera) auf deren Rechtmäßigkeit und Feststellung der Höhe ab dem Jahre 2002.
Die vertraglichen Grundlagen für die Zuwen​dung durch Privatfirmen (Versicherungen, Banken, et cetera) an die Personalvertretung und die dafür zu erbringenden Gegenleistungen.
Die Rechtmäßigkeit von Leistungen der Perso​nalvertretung für Privatfirmen, Versiche​rungen und Banken.
Der Vertrag der Personalvertretung mit der Wiener Städtischen Versicherung über die Krankengruppenversicherung auf deren Recht​mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit für die Versicherten.
Allfällige direkte Zuwendungen von Ver​sicherungen und Banken an einzelne Mitglieder der Personalvertretung auf ihre Rechtmäßigkeit.

Der Zusammenhang eines von ZPV Obmann Dr. Herwig Rettenbacher konsumierten Fluges zu den „Sports Awards“ in London im Jahr 2001 mit seiner Tätigkeit für Personalvertretung auf deren Rechtmäßigkeit.
Das Vorliegen von Beschlüssen für das Mitteilungsblatt der Zeitung „PV Aktuell“ und deren Finanzierung auf die Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit.
Die Finanzierung von Veranstaltungen der Personalvertretung auf ihre Rechtmäßigkeit und ihre Wirtschaftlichkeit.
Die Höhe der Sponsorbeträge für die Personal​betreuung durch private Firmen und deren rechtmäßige Verwendung.
Das wären die besonderen Punkte, die zu überprüfen wären. Ich habe sie hiermit zur Vor​lesung gebracht, bitte abzustimmen und über​reiche ihn hiermit mit ausreichend Unter​schriften versehen. (KO Abg. Ing. Scheuch überreicht den Antrag nochmals dem Vor​sitzenden. – KO Abg. Mag. Dr. Kaiser meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt ihm das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Prinzipiell ist die SPÖ bereit, diesem Antrag zuzustimmen. Es ist jetzt nur beim Verlesen aufgefallen, dass hier vom Rechnungshof in einige Dinge Einblick genommen werden soll, die an und für sich nicht der Kontrolle des Rechnungshofes unterliegen. Das sind die Bereiche, wo Sponsorverträge und ähnliches betroffen sind. Ich darf daher ersuchen – um eine Zustimmung auch für alle anderen möglich zu machen – dass man vielleicht durch eine juristische Prüfung überprüft, ob das Rechnungshof prüfungskonform ist und danach erst zur Abstimmung schreitet. (KO Abg. Tauschitz meldet sich zur Geschäftsordnung.)
(Der Vorsitzende erteilt ihm das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Herr Präsident! Zu diesem Antrag: Auch wir von der ÖVP werden diesem Antrag nähertreten zur Überprüfung seitens des Rechnungshofes. Ich nehme an, dass der Rechnungshof Themen, die ihm nicht möglich sind zu überprüfen, ohnehin nicht überprüfen kann und aus diesem Grund nehme ich an, dass wir den Antrag trotzdem beschließen könnten.
Wenn aber eine juristische Prüfung es ermöglicht, sicherzustellen, mit der Hinzufügung eines Satzes oder so, stehen wir dem selbstverständlich zur Verfügung und werden dem zustimmen. Danke vielmals!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Scheuch das Wort zur Geschäftsordnung.)

Tauschitz

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Ich bedanke mich im Vorhinein für die breite Zustimmung. Grundsätzlich sind mehrere Punkte angeführt, der Hauptpunkt, der Prüfungsgegenstand ist klar im ersten Satz definiert. Aus meiner Sicht ist es eigentlich so üblich, dass der Rechnungshof von sich aus in jedem Fall immer eine eigene letztendliche Überprüfung der beantragten Gegenstände vollzieht. Wir haben das in der Vergangenheit mehrmals gehabt und natürlich hat das Hohe Haus sich der Meinung des Rechnungshofes in jedem Fall unterzuordnen. Das heißt, aus meiner Sicht ist eine Evaluierung rechtlich vor Abstimmung des Antrages nicht notwendig, sondern der Rechnungshof prüft von sich. Was er prüfen darf, wird dann auftragsgemäß erfüllt. Sollte der Antrag über das Maß hinaus zielen, wird das vom Rechnungshof selbst evaluiert und abgelehnt.
Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Diese Argumentation wurde mir vorweg genommen. Sie haben gehört, es ist ohnehin der Rechnungshof selbst für die Prüfung und deren Zuständigkeiten verantwortlich. Dort, wo er keine Zuständigkeit hat, wird diese Prüfung auch nicht vorgenommen werden.
Sie haben den Antrag gehört, ich darf nun die Damen und Herren Abgeordneten ersuchen, ihre Plätze einzunehmen. Ich lasse nun über den Antrag abstimmen. Bitte, die Plätze einnehmen! Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen. – Das ist einstimmig so beschlossen, danke.
Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt

1.
Ldtgs.Zl. 265-8/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Rechts, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend die Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Österreichischer Stabilitätspakt 2008)


./. mit Vereinbarung

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Mag. Ragger, aber heute sein Stellvertreter, Herr Dipl.-Ing. Gallo. Ich bitte ihn, zu berichten.

Lobnig

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Danke Herr Präsident! Hoher Landtag! Der Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten und Europa hat sich in seiner 45. Sitzung am 22. April dieses Jahres mit dieser Vereinbarung befasst und einstimmig die Entscheidung getroffen, diese Vereinbarung abzuschließen. Inhaltlich geht es dabei um eine verstärkte Stabilitätsorientierung. Aufgrund der Maastricht Kriterien in Kärnten werden insbesondere massive Auswirkungen auf die Krankenanstaltenfinanzierung zu erwarten sein. Ich bitte um Durchführung der Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

(Den Vorsitz übernimmt um 12.13 Uhr Zweiter Präsident Ferlitsch.) Verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Der Stabilitätspakt hängt eng zusammen mit dem Finanzausgleich. Jetzt ist natürlich die Frage, gefällt uns der Finanzausgleich wie er ist oder wollten wir ihn anders haben? Ich denke einmal, wir warten schon lange auf eine Bundesstaats- und Verwaltungsreform, was nicht schlecht wäre. Wir warten schon lange auf eine gerechte Finanzierung der Kommunen und Gemeinden. Wir warten auch schon lange auf eine Lösung des Problems, wie gehen wir das Gesundheitssystem an. Sollten wir das nicht grundsätzlich dem Bund mehr verantworten oder müssen wir jedes Jahr wirklich das meiste, was wir hinein zu buttern haben, als Land hinein buttern? Es gibt den Stabilitätspakt und den Finanzausgleich nicht einzeln, wir können nur eine gewisse Stabilität halten, wenn wir das Geld durch den Finanzausgleich bekommen. Wir haben keine andere Einnahmenquelle, das ist das Problem. Wenn wir da nicht etwas lösen werden, wird alles nichts nutzen, was wir prozentuell irgendwo hinein schreiben.
Was uns der ehemalige Finanzminister mit der Stabilität eingebrockt hat, ist alles recht und schön. Dass wir im europäischen Vergleich unsere Schulden langsam auf Null senken wollen. Aber, die Verpflichtungen und die merken wir in Kärnten besonders, wir können den Stabilitätspakt schon seit 2006 nicht einhalten! Das liegt einmal daran, dass wir in der kurzen Lücke, wo wir diese 15a-Vereinbarung nicht unterschrieben haben, einmal 432 Millionen Euro ausgebucht haben. Mit diesem lustigen Ausbuchen haben wir halb Österreich Maastricht mäßig gekippt und auf einmal haben wir statt 0,irgendwas Prozent waren wir mit 280 Millionen in den Miesen. Das ist immerhin die Leistung Kärntens gewesen, aber es sind keine Sanktionen erfolgt, weil diese 15a-Vereinbarung aus rechtlich unterschiedlichen Gründen nicht unterschrieben war. Deshalb ist uns nichts passiert. Nur, das sammelt sich wieder an. Wir haben immer wieder die gleiche Geschichte, so wie wir die Krankenanstalten finanzieren, es ist nicht Maastricht konform und wird auch nicht so gewertet. Das schlägt sich natürlich auf der anderen Seite nieder. Statt dass wir 70 Millionen Plus machten, was wir sollten, machen wir ungefähr 90 Millionen Minus. Das ist die Geschichte.
Wenn wir jetzt dieser 15a-Vereinbarung im Stabilitätspakt zustimmen, müssen wir uns auch gewahr sein, dass wir, denn er geht nicht nur sechs Jahre jetzt und Koordinationsteams die sich aussprechen, sondern hier sind auch Sanktionen festgehalten. Wenn wir dem jetzt zustimmen, stimmen wir automatisch zu, dass wir im Jahr 2008, und das wissen wir ziemlich genau, auch den Stabilitätspakt nicht einhalten werden. Wir stimmen auch zu, dass Kärnten zahlen wird müssen. Da gibt es ein Koordinationsteam und dann gibt es eine Schlichtungsstelle und dort wird ausgemacht, wie viel zahlen wir. Das heißt, wir stimmen hier ab, Kärnten wird Strafe zahlen. Ich habe damit kein Problem, ich habe gerne Disziplin. Ich habe besonders gerne Budgetdisziplin und deswegen werden wir dem auch zustimmen. Nur müssen wir auch wissen, was wir haben. Wie gesagt, meine Anregung ist, grundsätzlich dem Finanzausgleich nahe zu treten und ihn so zu machen, dass die Kommunen was davon haben und dass wir endlich einmal nicht per Kopf die Quoten ausschütten, sondern nach Aufgaben. Das macht mehr Sinn, weil leider Gottes die Landköpfe weniger gezahlt sind als die Stadtköpfe, daher kommen wahrscheinlich das Großkopferte und das Kleinkopferte. Für mich wären alle Köpfe gleich, besonders per Ausgaben soll Kärnten mehr erhalten. Was man auch nicht vergessen darf, durch die MöSt hat der Bund sehr viel eingenommen und das Land im Finanzausgleich auch einiges bekommen. Das sollten wir den Menschen auch in irgendeiner Art und Weise wieder zurückgeben, es ist ja ihr Geld. Danke schön! (Beifall der Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Holub

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie der Berichterstatter bereits ausgeführt hat, hat es im Ausschuss eine Einstimmigkeit gegeben, die sich vor allem darauf konzentriert hat, dass der Stabilitätspakt 2008 ein wesentlicher Bestand der Finanzausgleichsverhandlungen und des Finanzausgleiches zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ist und wir diesen als solches nicht gefährden wollen. Ich möchte aber, um auch der Historie gerecht zu werden, auf ein paar Punkte verweisen, die wir bei der heutigen Beschlussfassung in dieser Kenntnis auch mit berücksichtigen müssen, meine Damen und Herren!
Es ist relativ klar, dass aufgrund des Budgetplanes, den der Kärntner Landtag fortgeschrieben beschlossen hat, der jährlich adaptiert wird, wir die genannten Maastricht Kriterien in der neuen Form nicht einhalten werden können. Wir müssen daher heute bei der Beschlussfassung auch davon ausgehen, dass die Sanktionsmechanismen, die in dieser 15a-Vereinbarung geregelt sind, mit ihren Fristen, Fristigkeiten, Schlichtungsgremien im Falle Kärntner Budgetentwicklung schlagend werden können. Wir haben im Jahr 2008, denn hier liegen die Zahlen beziehungsweise das Budget vor und auch die Aufgabenstellungen, als Land Kärnten entsprechend einen Beitrag von 82,8 Millionen Euro als Land in den Bund mit einzubringen. Die Prognose des Budgets, das wir hier mehrheitlich beschlossen haben, ist ein Minus von 64,7 Millionen. Es klafft daher zum jetzigen Zeitpunkt auf Basis der beschlossenen Zahlen bereits jetzt ein Defizit oder eine Lücke von 147 Millionen Euro für das laufende Budgetjahr. Das heißt, anders gesagt, dass wir über dieses Defizit und die weiter folgenden auf Basis der mittelbaren Budgetvorschau rechnen werden müssen, diese Maastricht Kriterien nicht zu erreichen und uns spätestens im Jahr 2010 die so genannte Kostenwahrheit einholen wird und wir hier dann im Schlichtungsgremium Rede und Antwort und eventuell Sanktionen über uns ergehen zu lassen haben werden.
Ich gebe daher die Zustimmung unserer Fraktion mit der Auflage, dass der Finanzreferent dem Kärntner Landtag, und wir werden auch entsprechende Initiativen setzen, auf diese Problematik aufmerksam machend, seine Vorschläge vorzulegen hat und dass wir versuchen müssen, rechtzeitig, weil wir haben noch zwei Jahre Zeit, diese Stabilitätskriterien zu erfüllen. Ausgangspunkt, und das soll der Ehre halber auch gesagt werden, ist, dass Euro-Start als jenes Gremium, das die Kriterien dafür erstellt hat, die bisherigen ausgegliederten Bereiche im Budgetprogramm nicht mehr als Abgangsfinanzierungen, als Darlehen darstellt, sondern als Zuschüsse wertet und damit diese Veränderung der Maastricht Kriterien uns im Besonderen die Finanzpolitik des Landes Kärnten trifft.
Daher noch einmal, ich erwarte vom Landesfinanzreferenten, in dieser Causa dringendst, auch auf entsprechender Ebene, bei der Erstellung des nächsten Budgets, tätig zu werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine beiden Vorredner haben eigentlich inhaltsmäßig das Meiste vorweg genommen. Ich erspare mir Wiederholungen in diesem Zusammenhang. Wir gehen mit diesem Beschluss mit, natürlich mit der ganzen Problematik, die damit verbunden ist und auch im Bewusstsein, dass hier noch Schwierigkeiten auf uns zukommen. Ich gehe aber auch davon aus, dass möglicherweise Vorgaben, die von außen her wirksam werden, hoffentlich und positiv gedacht, dazu führen, dass man eben diesem „gesunden Druck“ vielleicht nachgibt beziehungsweise sich an diesen Richtlinien auch dementsprechend orientiert. Denn erstens einmal können wir als Land Kärnten und als Kärntner Landtag nicht alleine eine Vereinbarung kippen und umschmeißen, die mit den anderen Bundesländern, mit dem Städte- und Gemeindebund ausverhandelt ist, als Paket hier liegt. Darin liegt die eine Problematik, dass man nach erfolgter Verhandlung sozusagen, nachdem die Gespräche abgeschlossen sind, plötzlich sagt, wir wollen es doch nicht. Darin sehe ich wirklich eine Schwierigkeit.
Trotzdem glaube ich, um dem Ganzen wirklich auch einen positiven Eindruck abzugewinnen, ich hoffe, dass die Kriterien, die bis zumindest 2013 gelten, dazu führen, dass wir uns auch strukturell auf die Einhaltung dieser Kriterien hinbewegen. Damit wir auch unseren eigenen Haushalt im Interesse unseres Landes und in unserem eigenen Interessen früher oder später so in den Griff bekommen, dass wir die Maastricht Kriterien bezogen auf unser Budget einhalten können. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Willegger das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hoch geschätzter Präsident! Hohes Haus! Nach so einer schönen Stimme nachzusprechen, ist natürlich sehr schwierig, weil für mich hat der Raimund den mit Abstand schönsten Tenor, den ich zeitweise immer wieder hören kann. So viel von meiner Seite. Geschätzte Damen und Herren, seit 1.1.1997 sind wir in der Europäischen Währungsunion und warum sind wir da hinein gekommen? Weil wir vorher gewisse Konvergenzkriterien erfüllt haben. Die Konvergenzkriterien haben wir aber deshalb erfüllt, weil wir sie nicht zum Punkt gebracht haben, sondern das war eher eine Punktelandung. Weil, wenn es nach den tatsächlichen Konvergenzkriterien gegangen wäre, wäre heute nur Luxemburg in der Währungsunion drin und sonst kein einziger Staat. Also, so sehe ich eigentlich diesen Stabilitätspakt, der von den Ländern, vom Bund, von den Gemeinden und von den Städten gebildet wurde. Die Einhaltung ist wirklich zeitweise bemitleidenswert.
Vielleicht sollte ich auch erklären, wie sich dieser Stabilitätsbeitrag überhaupt zusammensetzt. Es wird hier das Bruttoinlandsprodukt genommen. Ich habe das, glaube ich, schon einmal gesagt, Bruttoinlandsprodukt ist das, was die Österreicher im Laufe eines Jahres leisten, vom 1.1. bis 31.12., Hausfrauenarbeit zählt nicht dazu und auch die Schwarzarbeit leider nicht. Denn dieses Bruttoinlandsprodukt hat 2007 zum Beispiel knapp 273 Milliarden Schilling ausgemacht. Der Stabilitätsbeitrag ist für das heurige Jahr genau 0,45 Prozent, 2009 sind es 0,49 Prozent und 2010 sind es 0,52 Prozent. Der Kärntenanteil beträgt in Prozenten 6,528, in absoluten Zahlen wäre das 82,88 Millionen in diesem Jahr, 89,64 im nächsten, 2010 98,11 Millionen und 2011 101,38 Millionen.
Die Gründe, warum wir das nicht einhalten, sind eigentlich jedem klar. Kreditrückzahlungen für die Krankenanstalten werden nämlich als Zuschüsse gewertet und deswegen können wir das Maastricht-Kriterium nicht erfüllen. Aber mit diesen Bewertungsrichtlinien sind wir natürlich in Österreich in guter Gesellschaft. Was macht die Bundesregierung? Die beschließt keine Änderungen dieser Statuten, sondern setzt, wie es in Österreich halt üblich ist, eine Arbeitsgruppe zur Strukturänderung, Finanzierung der Gesundheitsthemen, Konformität der Krankenanstalten ein. Also, mit Arbeitsgruppen wollen wir es schaffen, dass wir das vielleicht wieder verändern können. (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Das ist einstimmig so beschlossen.)

Willegger

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Der Landtag wolle beschließen:
Der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Österreichischer Stabilitätspakt 2008), wird gemäß Art. 66 Abs. 1 K-LVG die Zustimmung erteilt.
Ich beantrage die Annahme.
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 2:

2.
Ldtgs.Zl. 22-53/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa zur Regierungsvorlage betreffend die Aufnahme von BewerberInnen in den Landesdienst; Bericht gemäß § 11 Abs. 3 des Kärntner Objektivierungsgesetzes (Zeitraum: November 2007 bis Jänner 2008)
Berichterstatter ist Abgeordneter Seiser. Ich erteile dir das Wort!
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Kolleginnen und Kollegen! Gemäß § 11 des Kärntner Objektivierungsgesetzes hat die Landesregierung über die Aufnahme in den Landesdienst dem Kärntner Landtag regelmäßig zu berichten. Zur Beschlussfassung bzw. zur Diskussion liegt jetzt der Zeitraum November 2007 bis Jänner 2008 vor.
Ich beantrage die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Seiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Dame auf der Tribüne! Nach der Zeitökonomie: Wir stimmen hier wieder einmal nicht zu, obwohl es schon besser geworden ist. Nur mehr ein Fall ohne Ausschreibung und Einstellung aufgrund dringenden Personalbedarfes ohne Ausschreibung acht Personen, davon zwei Karenzvertretungen. Aus den gleichen Gründen wie in den letzten sieben Malen stimmen wir nicht zu. Danke schön! (Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)
Holub

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch ich darf eigentlich gebetsmühlenartig das wiederholen, was ich seit 2004 vierteljährlich mache. Es ist wieder ein Fall dabei, bei dem auf die Durchführung der Ausschreibung und auf das Auswahlverfahren offenbar verzichtet werden musste, obwohl vom Gesetz her andere Möglichkeiten vorgesehen sind. Wie gesagt, das ist der Anlass für uns, diesem Bericht nicht zuzustimmen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Präsident! Hohes Haus! Es ist korrekt, und es kann jeder ablehnen oder zustimmen, je nachdem was vorliegt. Wenn die Information richtig laufen würde, sollte man nicht negativ abstimmen. Eines möchte ich von dieser Stelle schon sagen: Es gibt natürlich Situationen, wo es Ausschreibungsmöglichkeiten gar nicht gibt. Maria Hilf – da wurden etwas weniger als 100 Persönlichkeiten quer durch alle Berufsgruppen ohne Ausschreibung und ohne Bewertung einfach übernommen. Das widerspricht … (Einwand von Abg. Trettenbrein.) dass man da auch eine Aufnahme in den Landesdienst macht, Kollege Trettenbrein, das muss man schon auch sehen. Da hat der Betriebsrat zur Kenntnis nehmen müssen, dass die Politik entschieden hat, das einfach zu übernehmen. Es war eine Heidenarbeit, liebe Kolleginnen und Kollegen, bei den einzelnen Berufsgruppen – bei den einen war es etwas leichter, bei den anderen sehr schwierig – zustande zu bringen, dass sie mit 1. Juni, weil ich die genaue Information bereits aus Maria Hilf hatte, auf zwei Jahre übernommen werden. Wenn es dienstplanmäßig und dienstlich passt, werden sie auch übernommen. Die Zusagen, die die Verantwortlichen, Humanomed oder wie sie heißen oder Treibach machten, sie in zwei Jahren dann wieder zu übernehmen, daran glaube ich überhaupt nicht. Denn es wird aus Maria Hilf – einem doch weitgehend beliebten Krankenhaus, das muss ich dazu sagen – ausschließlich ein Haus, wo nur operiert wird. Dieses Personal, das derzeit die Betten oben betreut, ist von der Fachlichkeit her gar nicht in der Lage, in dieser Form im Bereich der OP’s zu arbeiten. Ich glaube, dass die Kollegen und Kolleginnen von Treibach nach Klagenfurt kommen werden. (Einwand von Abg. Warmuth.) In Treibach werden notwendige Pflegeheim- und Reha-Plätze erhöht werden. Die 100 Leute werden in den Landesdienst kommen. Ich hoffe, dass alle, die sich wohl fühlen, übernommen werden. Sollte da einmal eine Diskussion aufkommen, können Sie jederzeit mit dem Widerstand auch von meiner Seite her rechnen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und Klopfzeichen durch Abg. Holub auf die Abgeordnetenbank.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)
Arbeiter

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Ich möchte die Diskussion hier nicht überstrapazieren. Es ist recht und schön, die Grünen sollen ihre Meinung zu dieser Objektivierung, zu dem vierteljährlichen Bericht haben, das nehme ich auch so zur Kenntnis. Nur bei der ÖVP ist es im Endeffekt nichts anderes, als die beleidigte Leberwurst zu spielen. Was ich mich bis zum Jahr 1999 noch erinnern kann, ist auf Teufel komm raus von den Schwarzen ohne Objektivierung eingestellt worden. (Abg. Lutschounig: Leider nein!) Die Abteilung 10 ist sowieso „sacro sanct.“ Das heißt, da hat ja noch nie einmal einer von der SPÖ oder BZÖ bei einer Objektivierung einen Fuß auch nur hineingesetzt, da ist immer prinzipiell ein „Blacky“ am Zug gewesen. In weiterer Folge werden wir uns dann einmal die Landwirtschaftlichen Fachschulen anschauen. Denn da gibt es auch keinen von uns und von der SPÖ, (Beifall von der F-Fraktion.) das ist eine Hochbastion von den Schwarzen! Diese ständige Eierei: Wir stimmen dem vierteljährlichen Bericht nicht zu, das ist schön und nett und das ist nur Lobhudelei. Im Endeffekt sollte man einmal das Ganze zur Überlegung bringen, ob Ihr dem nicht einmal zustimmen solltet, was Ihr in den letzten Jahrzehnten verbrochen habt! Danke! (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Also sind wir Verbrecher? – Abg. Mag. Ragger: Ohne Objektivierung, ja!)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort.)

Mag. Ragger

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Es liegt in der Haltung der ÖVP und der Grünen zumindest eine gewisse Kontinuität. Ich bedanke mich aber für die aufklärenden Ausführungen der Kollegen Ragger und Arbeiter. Ich verzichte daher auf das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
Seiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Spezialdebatte ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist mehrheitlich so beschlossen. Die ÖVP und die Grünen stimmten nicht mit. Ich bitte, fortzufahren!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Der Landtag wolle beschließen:
Der vierteljährliche Bericht über die Aufnahme von BewerberInnen in den Landesdienst für den Zeitraum November 2007 bis Jänner 2008 gemäß § 11 Abs. 3 des Kärntner Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 98/1992, in der geltenden Fassung, wird unter Wahrung des Grundrechtes auf Datenschutz zur Kenntnis genommen.
Ich beantrage die Annahme.
Seiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum mehrheitlich so beschlossen, nicht mitgestimmt haben die ÖVP-Fraktion und die Grünen. Damit ist der Tagesordnungspunkt 2 erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3. In der Obmännerkonferenz wurde festgelegt, dass die Tagesordnungspunkte 3 und 4 gemeinsam diskutiert werden. Punkt 3:

3.
Ldtgs.Zl. 57-7/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der Überprüfung des Konzerthauses Klagenfurt

Zahl: LRH 22/B/2007
Berichterstatter ist Abgeordneter Vouk. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Danke, Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerin! Am 11.12.2003 richtete der Kontrollausschuss an den Kärntner Landesrechnungshof das Ersuchen, den Betrieb des Konzerthauses Klagenfurt dahingehend zu prüfen, ob bei diesem Betrieb der Sach- und Personalaufwand entsprechend den Grundsätzen der Rechtmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit gehandelt wurde. Insbesondere möge auch geprüft werden, ob Rechtsvorschriften, Ausschreibungen, schriftliche Verträge eingehalten, notwendige Genehmigungen eingeholt und geleistete Tätigkeiten wie Fremdarbeiten, Überstunden, Personal, et cetera plausibel und nachvollziehbar abgerechnet wurden.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
Vouk

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Generaldebatte ist eröffnet. Ich unterbreche diese und komme zum Tagesordnungspunkt 4:

4.
Ldtgs.Zl. 57-8/29:

Bericht und Antrag des Kontrollausschusses betreffend den Bericht des Landesrechnungshofes über das Ergebnis der ergänzenden Überprüfung der Entwicklung des Konzerthauses Klagenfurt

Zahl: LRH 22/B/2007
Berichterstatter ist 3. Präsident Dr. Strutz. Er ist nicht anwesend. Ich ersuche den Stellvertreter, den Obmann Herrn Mag. Grilc, um diesen Bericht!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich improvisiere insofern, als ich darauf verweisen kann, dass Ihnen der Bericht ohnedies in schriftlicher Form vorliegt und eine Ergänzung darstellt, wie bereits gesagt wurde.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte zu den Tagesordnungspunkten 3 und 4 und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Liebe Dame auf der Tribüne! Die wichtigsten Sachen stehen, wie gesagt, im Bericht, die Anregungen und dass sich schon einiges gebessert hat. Was sind die Hauptpunkte? Was mir persönlich etwas hoch vorkommt, ist grundsätzlich einmal die Miete von 628.957,-- Euro. Das ist, wenn man das alles mit Quadratmetern und Tod und Teufel zusammenzählt, oben und unten, so hoch. Wenn das woanders so wäre, hätten wir die Stadt leer. Was noch so aufgestoßen ist ist, dass mir doch eine gewisse Instrumentalisierung vorkommt. Wenn es von der Politik ausgeht, sagen wir jetzt einmal vom Referenten Pfeifenberger damals, dass man eine riesige Videowall aufstellt, wo sich dann Regierungsmitglieder bewegt sehen können: Die sollen sich sonst auch bewegen, nicht nur auf der Leinwand! Das war damals immerhin 200.000,-- Euronen wert und das ist schon etwas. Dann hat man es umgesiedet. Jetzt steht es am Arnulfplatz. Ich werde einmal schauen: Was kostet so eine Sekunde Videowall? Ob sie mich da auch hinaufbringen? Schauen wir, wie viel Steuergeld das kostet. Das ist der Hauptkritikpunkt.
Dann sind Akten verschwunden, die belegen sollten, warum die Garderobe ausgegliedert wurde. Die haben sich auch nicht wieder gefunden und auch nicht die Verantwortlichkeit. Grundsätzlich hat es einfach auch keine Dokumentation über das Rechnungswesen gegeben, das ist schon ein gravierender Punkt. Ich denke, dass man die Missstände halbwegs in den Griff bekommen hat, auch die Personalausgaben, die unwahrscheinlich in die Höhe geschnellt sind und dass sich das Haus ein bisschen mehr rechnet. Ich habe selber beobachten können, es gibt schon wieder mehr Veranstaltungen. Der Rechnungshof empfiehlt ja auch, dass das Haus wieder seinem ursprünglichen Zweck zugeführt werden soll, nämlich Musikveranstaltungen und Musikausbildungen zu machen. Wir wissen einiges mehr, warum es so passiert ist. Es wurden dort Pressekonferenzen von Regierungsmitgliedern abgehalten, die dafür nichts gezahlt haben. So kann sich das Haus natürlich auch nicht rechnen. Also, einige Missstände, die auf dem Weg der Besserung sind. Danke schön dem Rechnungshof, wie immer! (Einzelbeifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc zu Tagesordnungspunkt 3 das Wort.)
Holub

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jetzt wurde es geschäftsordnungsmäßig ein bisschen kompliziert, weil ich auch als Berichterstatter zum letzten Tagesordnungspunkt dabei war. Aber es ist geklärt, danke! Ich möchte nur auf einige kleine Dinge hinweisen, die aber unsere Arbeit im Kontrollausschuss eigentlich nachhaltig beeinflussen. Zum Beispiel ist mir aufgefallen, als wir eine Auskunftsperson gebeten haben, uns eben über die Vorgänge entsprechend zu berichten, dass es für den Betroffenen zum Teil gar nicht möglich war, im Nachhinein dem Ausschuss wirklich authentisch Sachen zur Kenntnis zu bringen, weil offenbar im Konzerthaus selbst die Dinge verschollen sind. Das heißt, es hat eine große Diskussion über einen Akt gegeben, den man eigentlich rekonstruieren wollte bzw. dessen Weg man wieder verfolgen wollte. Es ist nicht gelungen. Ob es bewusst oder unbewusst oder unter welchen Umständen war, das wissen wir nicht. Aber letzten Endes ist das auch für die Kolleginnen und Kollegen im Kontrollausschuss einigermaßen frustrierend, wenn eben die Aussage kommt, der Akt ist verschollen, wir wissen nicht, wohin.
 Oder es sind auch andere Aussagen, die zum Teil irritierend sind, wenn eben Auskunftspersonen von Haus aus sagen, sie fühlen sich durch den Landesrechnungshof sozusagen ungerecht behandelt oder zu sehr gewissermaßen kontrolliert und sie nehmen das nicht so sehr zur Kenntnis. Auch das ist eine Sache, die man eigentlich als Anlass nehmen sollte, nachzudenken, was passiert denn eigentlich mit solchen Berichten? Und natürlich sind es auch hier zeitliche Distanzen zum heutigen Zeitpunkt, das heißt, die Ereignisse liegen oft fünf, sechs Jahre zurück, daher ist das eine sehr allgemeine Fragestellung, die ich hier in die Diskussion bringe. Wir haben natürlich dort auch versucht, konkrete Punkte zu klären aufgrund der berechtigten Kritik des Landesrechnungshofes, der ja sehr detaillierte Sachen aufgearbeitet hat, sofern auch ihm die Unterlagen zur Verfügung gestanden sind. Wie etwa die Frage der Videowall, die plötzlich vor der Landesregierung gelandet ist. Auch hier sind noch einige Dinge offen. Wie auch immer, wir werden natürlich den Bericht des Landesrechnungshofes, nachdem er sehr ausführlich ist, zur Kenntnis nehmen, aber ich sage noch einmal, dass im Hintergrund und in der Abwicklung gewisser Projekte und in der Art und Weise, wie man hier mit Dingen umgegangen ist, schon zu hinterfragen ist, ob man allfällige Konsequenzen zu überlegen hätte. Nur, ich sage es noch einmal, zum heutigen Zeitpunkt hier in dieser Debatte wird es nicht möglich sein. Wir können darauf hinweisen und davon ausgehen, dass in Zukunft auch durch begleitende Kontrolle, die ja bei Großvorhaben ohnedies geschieht, solche Sachen gar nicht mehr auftreten. (Beifall von Abg. Tauschitz.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Der Rechnungshof hat über Ersuchen der SPÖ-Fraktion die Gebarung der Konzerthausverwaltung von 2000 bis 2005 geprüft. Wobei man hier festhalten muss, dass dabei die Kontrolle des Kärntner Landeskonservatoriums und des Kärntner Landesmusikschulwerkes nicht beinhaltet war, denn das sind eigene Institutionen. Die politische Referentenzuständigkeit gleich am Beginn sollte man auch erwähnen. Die ist geteilt, und zwar ist für das Personal Landeshauptmann Haider zuständig gewesen und ist es immer noch und für die Finanzen war es damals Finanzreferent Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger. Im Jahre 2004 war es so, dass die Kompetenz, sowohl was Personal als auch die Finanzen betrifft, alleine Pfeifenberger innehatte. Die Konzerthausverwaltung ist seit dem Jahre 2001 als eigenes Sachgebiet ausgeführt und wird seit 2005 als eigene Unterabteilung der Abteilung 4 geführt und seit dem Jahre 2001 ist dafür Direktor Franz Widrich verantwortlich. Verantwortlich für den laufenden Betrieb, für die Vermarktung, für die Zahlungsaufträge, was die Sach- und die Pflichtausgaben betrifft und nur in einigen Punkten ist auch der Abteilungsvorstand miteinzubinden.
Ich sage es einmal so: Es war höchste Zeit, dass der Landesrechnungshof die Konzerthausverwaltung überprüft hat. Es wurden Missstände aufgezeigt und es wurden Fehler erkannt, die – das muss man fairerweise auch sagen – zum Teil auch schon abgestellt worden sind. Man muss fairerweise auch eines dazusagen: Wenn es um die Wirtschaftlichkeit dieses Konzerthauses geht, dann sind gewisse bauliche Gegebenheiten vorhanden, die ja ohne größere Umbauten nicht veränderbar oder nur schwer zu verändern sind. Ich sage nur zwei Beispiele: Man kann unter den derzeitigen Voraussetzungen zwei Säle nicht gleichzeitig benützen, weil die Lärmerregung störend ist. Oder auch, dass es im Sommer nahezu keine Auslastung findet, weil es eben so ist, dass hier keine Veranstaltungen stattfinden. Der Rechnungshof hat dazu aber ganz klar ausgesagt, dass ein Gesamtkonzept, was die Positionierung des Konzerthauses für die Zukunft betrifft, nicht vorhanden ist, dass kein betriebswirtschaftliches Rechnungswesen vorhanden ist, dass Fehlinvestitionen durchgeführt worden sind, dass Doppelverrechnungen gemacht worden sind und dass es auch zu Überzahlungen gekommen ist. Bestimmte Fehlverhalten in dieser Art wurden bereits eingesehen und abgestellt, aber einige Punkte sind noch vorhanden und da gibt es durchaus auch divergierende Ansichten zwischen der Ansicht des Landesrechnungshofes und der Konzerthausverwaltung.
Eines ist unbestritten: Alleine im Jahre 2005 war der kamerale Abgang ohne Mietkosten, ohne Betriebskosten, ohne Leasingraten 324.000,-- Euro. Obwohl es in den letzten Jahren eine positive Entwicklung gegeben hat und eine solche durchaus zu erkennen war, sind insbesondere durch die gestiegenen Personalkosten – immerhin ein Plus von 49 Prozent oder eine Steigerung der Überstunden von 43 Prozent – diese positiven Punkte wettgemacht worden. Da war natürlich auch eine politische Einflussnahme nicht unmaßgeblich daran beteiligt, denn alleine über Weisung und Wunsch des Personalreferenten hat es seinen Niederschlag darin gefunden, dass eine Mitarbeiterin aus dem Regierungsbüro in die Konzerthausverwaltung ursprünglich zugeteilt und letztendlich versetzt wurde, was nicht unbedingt im Interesse der Konzerthausverwaltung war. Mehr Personal verursacht klarerweise höhere Telefonkosten, höhere Überstunden et cetera, et cetera. Die Frage ist nur, ob sich das alles rechnet und vor allem, ob die Effizienz dadurch gegeben ist. Gleiches stellte sich auch bei der Steigerung der Büro- und der Reinigungsmittel heraus, die im Überprüfungszeitraum nahezu verdoppelt worden sind und wo es für den Rechnungshof nicht nachvollziehbar war, wie zum Beispiel gleiche Positionen unter zwei verschiedenen Positionen verrechnet worden sind. Auch hier war eine Aufklärung nicht möglich.
Der Medienraum ist eine eigene Geschichte. Pfeifenberger wollte ihn haben und hat ihn auch angeordnet. Gesamtkosten 45.000,-- Euro mit bester technischer Ausstattung, mit klassischer Umrahmung und und und … Ein Mitglied des Kontrollausschusses, nämlich Kollege Strutz, hat in der Ausschusssitzung damals ausgesagt, als er noch Regierungsmitglied war, war es durchaus so, dass man im Bereich der Regierung Platznot hatte, was die Pressekonferenzen betrifft und da hat man sich auf eine Auslagerung ins Konzerthaus geeinigt. Natürlich sind da keine Einnahmen zu erwarten. Die Aussage, dass das von allen Fraktionen genutzt wird – also ich kann nur von der SPÖ-Fraktion behaupten, eine Nutzung des Medienraumes im Konzerthaus ist meines Wissens von unserer Fraktion nicht erfolgt und ich denke, auch Gleiches wird wohl auch bei den anderen Fraktionen sein. Wie auch immer, die Auslastung dieses Medienraumes lag in den Jahren 2004 und 2005 bei knapp fünf Prozent und von diesen fünf Prozent sind lediglich sechzehn Prozent entgeltlich vermietet worden. Derzeit wird dieser Medienraum für diverse Proben, Besprechungen, zum Teil aber auch für die Garderobe und für ein sogenanntes „Künstlerzimmer“ benützt. So die Aussage des Rechnungshofes und auch die Stellungnahme seitens der Konzerthausverwaltung.
Die Videowall wurde heute schon erwähnt. Das war überhaupt eine lustige Geschichte: Auch diese hat Pfeifenberger gewünscht und hat sie auch genehmigt und letztendlich auch bekommen. Sie wurde am nördlichen Zugang des Konzerthauses errichtet. Sinn war, den Werbeeffekt bei der Vermarktung des Konzerthauses zu vergrößern und letztendlich Botschaften des Landes besser zu vermitteln. Investitionskosten: Sage und schreibe 200.000,-- Euro! (Zwischenrufe von Abg. Ing. Scheuch und Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Für mich persönlich interessant war der Zeitpunkt der Errichtung, das was das Frühjahr 2004. Wird wohl kein Zufall gewesen sein mit der gerade damals abgehaltenen Landtagswahl. (Abg. Ing. Scheuch: Wer hat denn das aufgestellt?) Zur Vermarktung wurde eine Werbeagentur eingeschaltet und es wurde davon ausgegangen, dass sich diese Videowall in sieben bis zehn Jahren amortisiert. Der Rechnungshof stellt hier eindeutig und klar fest, dass es eine glatte Fehlinvestition war, denn alleine, was die Vermarktung betrifft, so sind im Jahre 2004 3.400,-- Euro eingegangen, aber 24.300,-- Euro ausgegeben worden. Im Jahre 2005 wurden 20.000,-- Euro eingenommen und 67.000,-- Euro ausgegeben! Dazu kommen allerdings noch Investitionskosten betreffend Erneuerung, Erweiterung, Instandhaltung von 38.000,-- Euro. Jedenfalls wurde diese Videowall aus nicht bekannten oder nicht mehr aufzuklärenden Gründen von diesem Standort Ende 2005 vor das Amt der Kärntner Landesregierung gestellt. (Abg. Ing. Scheuch: Genau da hab ich jetzt die Schaunig drauf gesehen!) Dort steht sie heute noch! (Abg. Ing. Scheuch: Damit man die Schaunig drauf sieht!) Und dazu hat man wiederum 20.000,-- Euro aufwenden müssen. (Abg. Ing. Scheuch: Die Frau Schaunig war das!) Der Sinn dieser Maßnahme ist wie gesagt unbekannt. (Abg. Ing. Scheuch: Damit man die Schaunig drauf sieht!) Das Lustige an der Geschichte ist ja nur: Wir haben den Herrn Konzerthausdirektor gefragt, wer denn eigentlich auf die Idee gekommen ist, diese Videowall vom Konzerthaus zur Landesregierung zu transportieren. Er hat gemeint, es gibt dazu ein Schreiben und wir haben dieses Schreiben eingefordert. Dieses Schreiben haben wir bis heute nicht bekommen, aber eine Antwort des Direktors. Ich darf Ihnen die vorlesen: „Es gab für die Versetzung der Videowall vom Konzerthaus zum Arnulfplatz keine politische oder sonstige Weisung. Diese Maßnahme wurde von mir – also dem Konzerthausdirektor – in Zusammenarbeit mit der Landesimmobiliengesellschaft durchgeführt, um die Werbe- und Vermarktungsmöglichkeit zu verbessern.“ Ich kann mir ehrlich gesagt nicht vorstellen, wo da eine Verbesserung drin ist. Ob die vor dem Konzerhaus steht oder … (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Ja, okay! Damit ich dir auch die Antwort gebe: Und wenn die Schaunig da herunterlacht, da lacht auch ein Haider herunter! Aber ob der Haider und die Schaunig oder wer auch immer vor dem Konzerthaus herunterlacht oder vor dem Amt der Kärntner Landesregierung, das kann mir keiner erklären! (Neuerliche Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) Ist auch so! Also wie gesagt, ich schließe mich der Kritik des Rechnungshofes an: Eine glatte Fehlinvestition!
Garderobe: Die nächste lustige Geschichte. Wurde ja heute auch schon erwähnt. 2002 hat es vom Herrn Direktor Widrich eine schriftliche Vereinbarung zum Ausgliedern dieses Garderobenbetriebes an eine Privatfirma gegeben. Es hat die Aussage gegeben, dass zur Entscheidungsfindung betreffend Erstellung einer Wirtschaftlichkeitsanalyse der zuständige Referent eingebunden war. Referent war bekanntermaßen Pfeifenberger. Dieser Genehmigungsakt inklusive der Wirtschaftlichkeitsanalyse ist wie gesagt nie aufgetaucht. Das Lustige dabei ist ja, auch hier hat Widrich im Kontrollausschuss ausgesagt, na selbstverständlich ist dieser Akt nachvollziehbar und er wird ihn auch bringen. Auch hier darf ich Ihnen die Antwort in Form des Schreibens vorlesen: „Der Genehmigungsakt „Ausgliederung Garderobe“ war weder für die Rechnungsprüfer noch für die Konzerthausdirektion auffindbar. Dieser wurde jedoch vom damaligen Finanzreferenten Karl Pfeifenberger genehmigt. In der Anlage übermittle ich Ihnen die seinerzeit im Genehmigungsakt beigelegte Vereinbarung.“ Also diese Vereinbarung, die ist schon da, aber der Genehmigungsakt ist wie gesagt verschollen. Interessant dabei in diesem Zusammenhang ist eine Feststellung des damaligen Volksanwaltes Mag. Hilmar Kabas, der bekanntermaßen dem BZÖ oder den Freiheitlichen sehr nahe steht. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Ihr könnt euren ehemaligen Parteikollegen betiteln wie ihr wollt, das ist nicht meine Geschichte, aber er hat in seiner Eigenschaft als Volksanwalt damals folgendes gesagt: „Das Unterlassen jeglicher Recherche über den Verbleib des Aktes ist mit dem Gebot einer effizienten Verwaltungsführung völlig unvereinbar. – Völlig unvereinbar! – Geht man von einem geordneten Kanzleiwesen des unabhängigen Verwaltungssenates aus, besteht die Möglichkeit, Postvorgänge nachzuvollziehen.“
Das ist in diesem Fall, wie gesagt, nicht passiert. Das heißt letztendlich, wenn der Konzerthausdirektor Widrich als Argumentation für viele dieser Missstände in der Sitzung des Kontrollausschusses und auch in seiner schriftlichen Stellungnahme behauptet hat, als er das Amt 2001 angetreten hat, hat er von seinem Vorgänger eine Kommunikationswüste vorgefunden. Er hat gemeinsam mit Pfeifenberger sozusagen bei Null begonnen, die Konzerthausverwaltung und ‑führung wieder aufzubauen. Wenn man sich die Kritik des Rechnungshofes ansieht und die nicht aufgeklärten Dinge, die zwar versprochen aber nie eingelangt sind, so meine ich, richtet sich einerseits diese Kritik wohl von selbst und hat sicherlich keine Berechtigung.
Ich kann nur eines hoffen, dass man diese Dinge ernst nimmt. Denn es geht wirklich um sehr viel Geld. Wenn ich die letzte Zeitschrift Ontop ansehe, die erst wenige Wochen ansehe, dann ist für mich eines unklar. Denn da heißt es: „Seit langem in Diskussion und auch schon länger geplant, wurden kürzlich die Künstlergarderoben, ein lang gehegter Wunsch von Kulturreferent Landeshauptmann Dr. Haider, neu gestaltet. Die Bauzeit des Garderobenumbaues betrug ein halbes Jahr, investiert wurden 350.000,-- Euro.“ (Abg. DI Gallo: Es gibt dazu sogar einen Landtagsbeschluss!) Ich weiß nicht, vielleicht kann mir jemand die Aufklärung geben, ob das in den Prüfungszeitraum hinein gefallen ist, Ja oder Nein. Ich habe das erst vor wenigen Wochen aus dieser Zeitung, die ich zitiert habe, gelesen. Trotzdem nehmen wir diesen Bericht zur Kenntnis in der Hoffnung, es wird sich in der Zukunft etwas ändern. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Schober

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, darf ich die jungen Damen der Fachschule Ehrental in Begleitung von Frau Direktor Ing. Stroi und Ing. Sieglinde Wadel recht herzlich begrüßen. Wir freuen uns, dass Sie am demokratischen Willensprozess des Landes Kärnten mitwirken und zuhören. Ich darf aber jetzt als Präsident und im Namen aller Abgeordneten einen schönen Schulabschluss wünschen und dann in weiterer Folge schöne Ferien! (Beifall im Hause.)
Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Ing. Haas. Ich darf dir das Wort erteilen.
Ferlitsch

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Der uns heute vorliegende Rechnungshofbericht zum Konzerthaus ist wieder einmal so ein richtig typischer Bericht, wo die Mitglieder des Kontrollausschusses zuerst es aus der Zeitung erfahren, welche sensationellen Sachen wieder irgendwo drin stehen und dann erst die Post den Bericht bringt. Weil eben in einem Klub vom Erdgeschoss dieses Hauses einfach eins zu eins etwas beim Kopieren verloren gegangen ist. Aber was ist in diesem Bericht eigentlich so Großartiges drin, so Sensationelles? Ich möchte einfach sagen, die SPÖ hat wieder einmal die ganz gleiche Vorgangsweise gewählt, wie bei so vielen Dingen in diesem Hohen Haus. Sie macht einfach nur Skandale daraus. Wenn nur irgendwo im Raum steht, dass ein BZÖ-Regierungs​mitglied zuständig ist oder ein Bediensteter vielleicht ein Naheverhältnis zu uns hat. Mit einem Wort, und da ist der Kollege Schober Spezialist, der macht aus einer Mücke gleich einen Elefanten, so viel bläst er da hinein. (Abg. Schober: Bin ich gut, oder?) Dabei haben er und die SPÖ, wenn man so sagt, landauf und landab ziemlich viel Butter auf dem Kopf, man kann es ruhig so sagen. Weil wenn ich an die SPÖ denke, wo wirklich Aufklärungsbedarf ist, möchte ich vielleicht einmal sagen, Sozialheime, Bawag, ÖGB, ich will nicht weiter tun. Oder bei dir, lieber Kollege Schober, wenn wir nehmen, heute steht wieder drin über deinen viel geliebten ARBÖ. Seit einem Jahr wird nur darüber berichtet und ich glaube, das ist ein Kriminalfall! (Abg. Schober: Vorsichtig sein!) Nicht dort, wo du lang und breit diskutierst. (Zwischenruf: Der Staatsanwalt erhebt!) Und was ist, wenn der Staatsanwalt erhebt? Dort wird seit einem Jahr in den Medien geklagt, es wird Geldverschwendung gesagt, es wird gestritten, es wird von Hinauswürfen berichtet, von Rücktritten, von Spekulationen. Ich sage, das ist ein Saustall! Hier müsste der Landesrechnungshof eigentlich einmal Licht ins Dunkel bringen, oder ich sage dir eine Notrufnummer: 120! Ruf dort an, vielleicht überreißt du es dann!
Nun komme ich zum Bericht. Ich bin nicht der Verteidiger von Direktor Widrich. Aber ein paar Sachen, die du einfach geflissentlich übergehst, gehören klar gestellt. Der Prüfungszeitraum dieses Berichtes ist von 2000 bis 2005. Wir haben festgestellt, dass ab dem Jahr 2003 erst der Direktor Widrich zuständig ist. (Abg. Schober: 2001!) Ab 2002 ist er zuständig, vorher war der Direktor Berger. Es steht richtig drin, dass er ein halbes Jahr eingeschult wurde und es Kommunikationslücken gegeben hat. Und dass er für die ganze Buchhaltung und Aktivitäten im Konzerthaus ein Bücherl gefunden hat, ein alter Kalender, wo alles aufgetragen war. Dann hat sich der zuständige Referent den Kopf zerbrochen, es ist richtig, es gibt einen Landtagsbeschluss, wo die Sanierung und Entwicklung des Konzerthauses beschlossen wurde. Das ist dann praktisch geschehen. Man hat bei Null begonnen, neu aufgebaut. Es wurden alle Mietverträge neu gemacht, es wurde die Homepage, die Videowall, Konferenzraum für Tagungen und Pressekonferenzen, erneuert. Die Bestuhlung war 27 Jahre alt! Das muss man zur Kenntnis nehmen. Inzwischen hat sich, das steht auch im Bericht drin, das Konzerthaus relativ gut entwickelt. Ich sage nur ein Beispiel, vorher waren 5 Bälle, die abgehalten wurden, jetzt sind es 14 Bälle. Es gibt eine Kooperation mit der Klagenfurter Messe, wo verschiedene Aktivitäten gemeinsam durchgeführt werden.
Zur Kritik über den blauen Saal, der von eurer Haus- und Hofzeitung so groß beschrieben wird. Dieser Saal gehört nicht zum Konzerthaus, sondern zum Konservatorium! Das ist grundsätzlich der erste Punkt. Weiters stellt der Rechnungshof fest, dass im Prüfungszeitraum eine sehr positive Entwicklung festgestellt wurde. Zur Videowall: Du hast gerade gesagt, warum, das ist nicht so sensationell, da kommt bald einer darauf. Weil dort beim Konzerthaus sieht man sie nicht und wo sie jetzt steht, kann man Werbung machen. Weil wenn ich mich so umdrehen muss, werde ich von der Werbung nicht viel haben. Zweitens ist es einfach so, dass dort alle Regierungsmitglieder umsonst werben können. Mein Gott, wenn ein paar nicht so schön sind, kann man nichts dafür, aber es hat jeder die Möglichkeit, dort zu werben! Zweitens, wenn gewünscht wird, hat der Direktor Widrich gesagt, kann es auch wieder zurückgestellt werden. Wenn eine Videowall installiert ist, kann man nicht erwarten, dass sie schon in den ersten Monaten so positiv ist, dass alle Kosten abgedeckt sind. Man weiß, dass Investition und Rückfluss der Mittel einen gewissen Zeitraum brauchen.
Medienraum. Der Medienraum wurde ausgebaut, weil früher ein Kammerl war, wo die alte Küche drin war. Weil einfach ein Raum für Pressekonferenzen, der allen zur Verfügung steht, geschaffen wurde. Seien wir froh, dass es positiv umgebaut wurde und so Verwendung findet. Über den Rückfluss der finanziellen Mittel für diesen Medienraum, kann er nichts berichten, weil es gratis ist. Aber er hat erklärt, dass mindestens 30 Prozent Auslastung gegeben sind. Außerdem wird dieser Raum nur bei Schulveranstaltungen, bei Schulbällen als Garderobe genützt.
Zum Gesamtkonzept: Das Fehlen des Gesamtkonzeptes stimmt, wird bekrittelt, ist berechtigt. Aber da hängt die Stadt Klagenfurt mit drin. Weil sie einfach kein Konferenzzentrum hat und es kann daher mit ihr keine gemeinsame Abstimmung stattfinden.
Nun zum Verschwinden des Aktes: Es ist eine gewaltige Sache, wenn ein Akt über die Ausgliederung der Garderobe nicht mehr aufzufinden ist, weil er beim Umbau nicht vorhanden ist. Direktor Widrich hat den Vertrag, wie die Garderobe jetzt gehandhabt wird, geschickt und beigelegt. Ich glaube, warum ist der vorhanden? Weil er ihn für die Abrechnung benötigt. Das ist ein wichtiger Akt, den der Direktor Widrich hat. Deshalb ist das für mich wirklich nicht das Größte und das Schwierigste, was man hier bekritteln soll.
Ja, in einem gebe ich dir Recht. Wenn die kleinen Kritikpunkte, die der Rechnungshof noch aufgezeigt hat, abgestellt sind, wobei ein Teil bereits abgestellt ist, das liest man heraus, und ein Teil ist in der Umsetzung. Ich glaube, dass das Konzerthaus, wie wir diskutiert und gesehen haben, eigentlich in eine gute Zukunft geht. Ich hoffe, dass dieses Konzerthaus nicht mehr Gegenstand politischer Anschüttungen und Diskussionen ist. Wir sollten eigentlich alle stolz und froh sein, dass es diese Institution in dieser Form gibt und dass sie einfach für die Zukunft für die Bevölkerung zur Verfügung steht. Danke. (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Mag. Dr. Kaiser: Zur Geschäftsordnung!)
Ing. Haas

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Klubobmann Dr. Peter Kaiser gemeldet. Einen Moment!

Ferlitsch

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um die Würde des Hohen Hauses auch in hitzigen kontroversiellen Debatten zu wahren, weise ich die Aussage des Vorredners heftigst zurück, dass die SPÖ Butter am Hirn habe. Das ist eine Sprache, die hier im Hohen Haus, insbesondere bei Anwesenheit so vieler junger Leute nichts verloren hat. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Herr Klubobmann! Ich glaube, Sie sprechen im Namen des Hohen Hauses und wir sind uns alle einig, dass die Ausdrucksweise manchmal wirklich sehr, sehr prüde ist und ich kann das nur sehen. Ich bitte alle Damen und Herren Abgeordneten, dass wir uns wirklich an das Niveau des Hohen Hauses halten. Die nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Mag. Trannacher, ich darf ihr das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Hoch verehrter Herr Präsident! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Kollegen und Kolleginnen des Hohen Hauses! Zunächst einmal möchte ich dem Direktor des Landesrechnungshofes Dipl.-Ing. Dr. Reithofer meinen Dank und meine Anerkennung aussprechen für wieder zwei sehr hoch qualitative Berichte des Landesrechnungshofes. In der Zwischenzeit bin ich zur Überzeugung gelangt, gäbe es den Landesrechnungshof nicht, würde sich in diesem Land und in der Landesverwaltung überhaupt nichts zum Positiven verändern. Also vielen Dank!
Nun zum Kollegen Haas. Ich meine, das Notwendige hat der Klubobmann Kaiser jetzt ohnehin schon gesagt. Aber ich möchte dem noch einiges weniges hinzufügen. Ich schätze dich nämlich als Kollegen im Kontrollausschuss sehr. Da wo es um sachliche Argumentation, da wo es darum geht, die Empfehlungen und Kritikpunkte des Rechnungshofes ernst zu nehmen und umzusetzen, bist du für mich und unsere Fraktion im Kontrollausschuss stets ein Partner, auf den man sich verlassen kann. Es tut nur – und entschuldige mir jetzt diesen Ausdruck – es tut mir nur wirklich weh, wenn du hier am Rednerpult offensichtlich nicht der eigenen Intention folgst, sondern einem politischen Auftrag: Dinge klein zu reden, zuzudecken und zu mauern. Denn, und das hat mein Kollege Schober sehr klar hervorgerufen, die Kritikpunkte des Landesrechnungshofes sind keine geringen. Die handelnden Personen in dieser Causa, der ehemalige Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger und Konzerthausdirektor Widrich sind die hauptverantwortlichen Personen für die Missstände, die der Rechnungshof aufgezeigt hat. Wenn man es ein bisschen blumig ausdrücken möchte und eine kurze Zusammenfassung dessen, was sichtbar wird, hier noch einmal beschreiben will, könnte man sagen, dass der Pfeifenberger (Abg. Trettenbrein: Herr Pfeifenberger!) in der Causa in Wahrheit eine Politik des Ich-will-haben.com betrieben hat und der Konzerthausdirektor diese Politik umgesetzt hat. Das Ganze war ineffektiv und unökonomisch.
Das fehlende Gesamtkonzept können wir nicht, überhaupt nicht, jemand anderem zuschieben, auch nicht der Stadt Klagenfurt. Das fehlende Gesamtkonzept hat von den handelnden Personen erstellt und dann auch umgesetzt zu werden, um weiteren Schaden und weitere Kosten von Kärntner Steuerzahlern und Steuerzahlerinnen abzuwenden. Die Berichte des Rechnungshofes sind in Wirklichkeit ein Gustostückerl dafür, wie die Politik im Zeichen des BZÖ in diesem Land funktioniert. Denn unter dem Strich bleibt in Wahrheit das Motto übrig, wenn man keine Freunde hat, dann muss man sie sich kaufen. Denn anders kann man das nicht mehr klassifizieren. dass du also wirklich als Kollege sehr geschätzt aber dennoch in der Causa uminterpretierst, klein redest, mauerst, und unter dem Tisch fallen willst. (Abg. DI Gallo: Einen solchen Stiefel hat er nicht geredet, was du jetzt daher redest.) Dass du als Kollege sehr geschätzt bist, aber dennoch in der Causa uminterpretierst, kleinredest, mauerst und einfach unter den Tisch fallen lässt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Aber so einen Stiefel hat er nicht dahergeredet, was du jetzt daherredest!) Der Herr Direktor Widrich ist nicht zu schonen! Was der Landesrechnungshof empfiehlt, ist umzusetzen und zwar schleunigst umzusetzen! (Zwischenruf von Abg. Ing. Haas.) Und die offenen Punkte – Videowall, verschwundener Akt – bleiben offene Punkte, das kann man durch nichts wegbringen. (Abg. Ing. Haas: Da soll einer sagen, dass das schlecht ist, wo die Videowall steht!) Für mich ist es auch kein Zufall, dass du in Wirklichkeit im Auftrag hier so klein- und schönredest, denn in Klagenfurt pfeifen es nämlich die Spatzen von den Dächern, dass der Herr Widrich, eben besagter Direktor des Konzerthauses, hinkünftig der Koordinator und Sprecher des Personenkomitees zur Wiederwahl des Landeshauptmannes werden soll! (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der F-Fraktion.) Insofern, wenn man keine Freunde hat, dann muss man sie sich kaufen. Ich denke mir halt, es wäre vernünftiger, du würdest wieder, Kollege Haas, zu deiner sachorientierten Politik zurückkehren, dann hätten wir hier alle ein besseres Einvernehmen! Danke! (Abg. Ing. Haas: Frau Kollegin, danke, dass du mir so viel Zeit gewidmet hast! – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Trannacher

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen zu den Tagesordnungspunkten 3 und 4 vor. Ich erteile dem Berichterstatter zu Tagesordnungspunkt 3 das Schlusswort!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Liebe Zuhörerin! Liebe Frau Stroj! Ich mache von meinem Recht, das Schlusswort zu halten, auch Gebrauch. Ich möchte einmal darauf hinweisen, dass der Kollege Haas hier das Wort „Saustall“ geprägt hat. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das hast du nicht zu sagen! – Es herrscht starke Unruhe im Hause.) Ich denke, das ist der Würde dieses Hauses nicht zuträglich! (Es erfolgen wiederum mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der F-Fraktion.) Nicht die SPÖ hat das Konzerthaus geprüft, sondern der Landesrechnungshof! (Vorsitzender: Herr Abgeordneter, ich bitte Sie sich auf das Schlusswort zu beschränken!) Wir sollten uns konstruktiv mit den Ergebnissen auseinandersetzen und auch die notwendigen Schlüsse daraus ziehen!
Ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
Vouk

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Spezialdebatte zu Tagesordnungspunkt 3 wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich bitte fortzufahren!
Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Der Landtag wolle beschließen:

Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 9. August 2007, Zahl: LRH 22/B/2007, betreffend die Überprüfung der Verwaltung des Konzerthauses Klagenfurt wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.

Vouk

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum einstimmig so angenommen. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 4. Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Mag. Grilc das Wort!
(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Der Landtag wolle beschließen:
Der Bericht des Landesrechnungshofes vom 9. August 2007, Zahl: LRH 22/B/2007, betreffend die Überprüfung der Verwaltung des Konzerthauses Klagenfurt wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
Mag. Grilc

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Damit sind die Tagesordnungspunkte 3 und 4 erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5:

5.
Ldtgs.Zl. 355-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule betreffend Religionsunterrichtsgesetz
Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Knicek. Ich darf ihr das Wort erteilen!
Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörer auf der Zuschauertribüne! In diesem Antrag wird die Bundesregierung aufgefordert, durch eine Änderung im Religionsunterrichtsgesetz eine verfassungskonforme Kontrolle im Religionsunterrichtsgesetz in den Schulen zu ermöglichen. In sieben intensiven Sitzungen im Bildungs- und Kulturausschuss wurden Fachinspektoren für katholische und evangelische Religion, aber auch der Fachinspektor für den islamischen Religionsunterricht, Herr Esad Memic, Mag. Alice Höller, Leiterin des Büros für internationale Beziehungen, stellvertretende Direktorin des Bundesamtes, ein Vertreter des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur, dann der Herr Helmut Maier, Leiter des Landesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung und sämtliche Vertreter betreffend Schule und Unterricht geladen. Ausgehend von der Problematik mit einem Lehrer, welcher im islamischen Religionsunterricht den Koran fundamentalistisch interpretierte und den Anhäufungen von Beschwerden über diesen Lehrer, gegen diesen im Endeffekt nicht vorgegangen werden konnte, forderte der freiheitliche Landtagsklub eine Kontrolle des islamischen Religionsunterrichtes. In vielen Diskussionen wurde dann der Antrag dahingehend erweitert, dass alle Religionen einer verfassungskonformen Kontrolle des Religionsunterrichtes in den Schulen unterzogen werden müssen.
Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Knicek

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine Damen und Herren! Das österreichische Religionsunterrichtsgesetz sieht vor, dass Religionsgemeinschaften ihren Religionsunterricht selbst besorgen, leiten und beaufsichtigen können. Das bedeutet in der Praxis, dass die Religionsgemeinschaften selbst die Lehrpläne für diesen Religionsunterricht verfassen können und auch die Schulbücher für diesen Religionsunterricht selbst gestalten können. Allerdings müssen beide, sowohl die Lehrpläne als auch die Schulbücher vom Unterrichtsministerium approbiert werden. Das heißt also, sie müssen auf ihre Verfassungskonformität, auf ihre Inhalte studiert werden und werden erst dann einer Genehmigung unterzogen. Dieser Vorgang würde an und für sich, wenn er ausreichend sorgfältig wahrgenommen wird, eine Kontrollmöglichkeit sein. Es ist auch so, dass die Religionsinspektoren in die offizielle Schulaufsicht des Landes integriert sind. Das heißt, auch hier ergibt sich eine durchaus offiziell gestaltete Kontrolle des Religionsunterrichtes der verschiedenen Religionsgemeinschaften. Im Hinblick auf den Umstand, dass es aber wieder Anträge von kleineren Gruppen auf Eintragung als anerkannte Religionsgemeinschaften gibt, scheint die Forderung nach einer verfassungskonformen und verbesserten Kontrolle des Religionsunterrichtsgesetze, die wir heute beschließen werden, durchaus angemessen. Das ist vor allem deshalb der Fall, weil diese Gruppen oft – das ist uns ja hinlänglich bekannt – äußerst bedenkliche Inhalte vertreten und transportieren. Ich erinnere mich nur an den schon einige Zeit zurückliegenden Antrag der Scientology-Sekte, von der wir wissen, dass sie außerordentlich fragwürdige Praktiken hat und an einen erst jüngst erfolgten Antrag auf Anerkennung als Religionsgemeinschaft von den Zeugen Jehovas. Auch hier wissen wir, dass es sich um eine Gruppe handelt, die bezüglich der Vorgaben für ihre Mitglieder, was die medizinische Versorgung im Notfall anbelangt, eine äußerst fragwürdige Grundhaltung hat, insbesondere fragwürdig im Hinblick auf Kinder und Jugendliche, die diese Entscheidung nicht selbst treffen können, sondern durch Erwachsene, die Mitglieder dieser Religionsgemeinschaft sind, diese zum Teil lebenserhaltenden Maßnahmen hinterfragt oder nicht durchgeführt werden.
Unsere Forderung auf ausreichende Kontrolle des Religionsunterrichtes betrifft vor allem die Sorgfalt bei der Approbation von Lehrplänen und bei der Approbation von Schulbüchern. Sie betrifft aber natürlich auch die Kontrolle des Einhaltens der Lehrpläne und des Einhaltens der Verwendung der approbierten Schulbücher während des Unterrichtes. Denn tatsächlich, das muss man schon sagen, beinhaltet der aus dem Jahr 1983 stammende Lehrplan für den islamischen Religionsunterricht insbesondere im Licht der Entwicklungen der letzten Jahre Inhalte, die zu hinterfragen sind. Ich glaube, dass es der islamischen Glaubensgemeinschaft wirklich zu empfehlen wäre, diese Inhalte zu überarbeiten und diesen Lehrplan neu einzureichen. Wir haben uns aber als Sozialdemokratische Fraktion geweigert, den Aufruf zu mehr Kontrolle nur auf die Religionsgemeinschaft Islam zu beziehen oder beziehen zu lassen, weil wir eben im Hinblick auf die vorhin geäußerten Absichten und Tendenzen glauben, dass es auch bezüglich anderer Religionsgemeinschaften notwendig ist. Richtig ist allerdings, und das möchte ich hier schon explizit festhalten, dass der Islam aufgrund der vielfältigen Gruppierungen, die es dort gibt, darunter auch Gruppierungen, die natürlich eine sehr, sehr strenge Auslegung des Korans praktizieren, so weit geht, dass Religionsgesetze in jedem Fall über nationale Gesetze gestellt werden. Das ist im Islam aufgrund der Zersplitterungen und aufgrund der nicht vorhandenen internen Organisationsstrukturen besonders stark ausgeprägt und es macht dann auch Schwierigkeiten, Partner für einen Dialog zu finden.
Jedenfalls gilt es sicherzustellen, dass der Religionsunterricht, egal von welcher Kirche oder von welcher Religionsgemeinschaft in Einklang mit der österreichischen Verfassung erfolgt. Diesem Ziel dient dieser Antrag heute, dem wir unsere Zustimmung geben werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Danke, Herr Präsident, dass ich doch noch drankomme! Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Liebe Jugend hier! (Abg. Schlagholz: Du bist noch immer dran gekommen!) Bitte? Ja, ich weiß, wovon ich spreche. Religionsunterricht möge etwas nicht sehr Spektakuläres sein und im Zeichen des Werteverfalls möglicherweise auch nicht aktuell. Er ist es aber in einer ganz besonderen Weise, weil gerade dieser Antrag und diese Materie zeigen, dass es hier auch um sehr relevante und bedeutende gesellschaftspolitische Veränderungen geht. Da darf ich meine Vorrednerin insofern korrigieren, als ich trotz der umfassenden Ausschussberatungen nicht den Eindruck gewonnen habe, dass es bei den Lehrplänen um eine inhaltliche Approbation geht, sondern die Tatsache ist, und die ist auch bedauert worden vom Herrn, der aus dem Bundesministerium für Unterricht und Kunst gekommen ist, dass eine Religionsgemeinschaft, egal welche, wenn sie als solche staatlich anerkannt ist, praktisch freie Hand hat. Sie kann ihre Lehrpläne erstellen, die werden nicht inhaltlich geprüft, auch nicht auf verfassungsmäßige Übereinstimmung. Es wird auch das Lehrpersonal nominiert und auch das muss so genommen werden, wie es hier vorgestellt wird. Das fällt alles unter den Titel Religionsfreiheit. Das sollte man schon in aller Klarheit sagen. Das ist eigentlich der Punkt, wo wir als BZÖ angesetzt und diesen Antrag gestellt haben. Ich bin froh, einmal als Antragsteller und zum zweiten als Ausschussvorsitzender, dass wir hier doch eine – ich weiß nicht, was die Grünen tun werden – (Abg. Dr. Lesjak: Nicht zustimmen!) große Übereinstimmung und Zustimmung geerntet haben, etwas, was von Anfang an nicht so ausgesehen hat.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie daran erinnern, dass es in der Praxis in den vergangenen Jahren – auch durch die Medien transportiert – immer wieder Probleme mit muslimischen Kindern gegeben hat, ohne dass man eigentlich den Grund der Sache eruieren konnte, weil auch den Behörden die Hände gebunden waren. Es hat einmal diesen Fall hier in St. Ruprecht in Klagenfurt gegeben, wo sich ein Schüler geweigert hat, bei christlichen Kirchen vorbeizugehen. Es ist dann der Verdacht aufgetaucht, er wäre von seinem Religionslehrer hier geimpft worden, das nicht zu tun. Jedenfalls, wenn wir Kontrollmöglichkeiten schaffen, die durchaus verfassungskonform sein sollen, kann man den Sachen zumindest auf den Grund gehen und der Wahrheit ein Stück nähertreten. Wir haben bereits durch die Frau Berichterstatterin gehört, dass wir im Ausschuss sehr viele Auskunftspersonen gehört haben. Das war sehr interessant, für mich schade, dass von Seiten der Exekutive nicht alles gesagt worden ist, was man dort weiß.
Ich finde es zusätzlich bedauerlich, dass Vertreter des Verfassungsschutzes und der Terrorismusbekämpfung insbesondere aus Wien, die wir jeweils zweimal geladen haben, den Dr. Polli und auch die Frau Mag. Alice Höller, nicht gekommen sind, und auch der Vertreter aus Kärnten sich sehr sparsam geäußert hat. Das heißt also, das Ganze ist ein heißes Eisen! Das sollte man bei der Gelegenheit auch sagen. Daher lobe ich hier ausdrücklich den Herrn Dr. Stifter, der vom Bundesministerium gekommen ist, der zwar auch nicht alles direkt gesagt hat, aber zwischen den Zeilen viel von dem, was unbefriedigend ist, vermitteln konnte und uns auch mit Unterlagen eingedeckt hat, die einiges aussagen. Ich darf ein bisschen was daraus zitieren, damit man auch weiß, worum es tatsächlich geht. Es geht nicht so sehr um den Religionsunterricht allein und die Stellung der Frau oder der Menschen bei den Moslems und da zitiere ich aus dem Schreiben, das er uns hier vorgelegt hat: „Für keine Art von G – gemeint ist Gottesdienst – ist ein bestimmter Vollzugsort vorgesehen. Überall kann man auch bewusst Gott dienen, unbewusst tut man das sowieso. Die Moschee unterscheidet sich insofern von der Kirche, als sie nach der Intention Mohammeds nicht allein das Bethaus ist. Sie ist auch ein Volksheim, eine Schule und Gerichtshof der sie unterhaltenden Gemeinde, zum äußeren Zeichen der Hingabe an Gott und so weiter.“ Das heißt also, hier geht es, anders als wir das im christlichen Glauben wissen und gelernt haben, um viel mehr. Und ich bin sehr froh, dass ein Mann des europäischen Parlaments, nämlich der Herr Präsident Pöttering, den ich in Brüssel in einer anderen Angelegenheit, nämlich in den Auseinandersetzungen in Fernost, in China und Tibet, bereits vor seinen eigenen Ohren loben konnte, auch wieder ein deutliches Zeichen gesetzt hat, indem er nämlich nicht unwidersprochen hinnimmt, dass es zwar in Europa den Muslimen ermöglicht ist, ihren Glauben in aller Freiheit zu leben, aber dass es umgekehrt den Christen in moslemischen Ländern verwehrt ist, eigene Gebetshäuser bauen zu dürfen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme gegen Schluss zu weiteren Zitaten; nämlich ein ganz wesentliches Zitat scheint mir zu sein, das uns auch der Herr Stifter aus einer Zeitschrift übermittelt hat, aus der „Berliner Republik“ ein Artikel, eine Rede, die Ralf Giordano nicht gehalten hat. (Abg. Tauschitz: Exzellent!) Ich darf ihn zitieren: „Sowenig wie die muslimische Minderheit unter Generalverdacht gestellt werden kann, sowenig kann ihr ein Blankoscheck für Wohlverhalten überreicht werden.“ Und diese Aussage wird genährt dadurch, dass es in den Lehrplänen des islamischen Unterrichtes schon auch Passagen gibt, die es wert sind, zitiert zu werden. Ich werde eine zitieren, um meinen Nachrednern auch noch etwas zu überlassen: (Abg. Tauschitz: Danke!) „Die gesellschaftlichen Aktivitäten Mohammeds und seiner vier Nachfolger sind nicht nur als religiöse Vorbilder im engeren Sinn, sondern als Staatsmänner beispielgebend zu erklären.“ Also hier geht es um wesentlich mehr als um Religion, daher bin ich sehr froh, dass wir hier aus Kärnten einmal mehr ein Zeichen setzen, das nach Wien an die Republik gerichtet ist, denn wenn wir dieses Thema weiter diskutieren, und zwar ernsthaft und vor allem fair diskutieren, dann werden wir sehen, dass das Leben auch im Religiösen keine Einbahn ist, sondern dass es darum geht, aufeinander Rücksicht zu nehmen. Daher danke ich allen, die sich auch im Ausschuss eingebracht haben. Ich glaube, wir haben bewiesen, dass man trotz anfangs gegensätzlicher Positionen zu einem guten und einheitlichen Ende kommen kann! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte den Wortlaut des Antrags noch einmal wiederholen, damit die SchülerInnen auf der Tribüne doch einmal auch hören, worum es hier eigentlich geht. Der Antrag lautet: Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine verfassungskonforme Änderung des Religionsunterrichtsgesetzes sicherzustellen, die eine Kontrolle des Religionsunterrichts in den Schulen ermöglicht. Jetzt muss man erklären, dass es das schon gibt. Es gibt bereits die Kontrolle des Religionsunterrichts und aus unserer Sicht ist die auch ausreichend. Wie kommt es aber zu diesem Antrag? Der Hintergrund zu diesem Antrag ist darin begründet, dass einige vom BZÖ befürchten, dass wir einen vermeintlichen, radikal islamistischen Unterricht haben könnten und dass dort hetzerische Aktivitäten stattfinden könnten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das hat niemand gesagt! Du tust mir nicht einmal zuhören und dann redest du da …) Jedoch gibt es keinen Grund zu dieser Befürchtung, weil nicht zugehört haben Sie, Herr Gallo, denn Auskunftspersonen im Ausschuss, die waren alle einer Meinung in ihrer Beurteilung, dass vom Islam keine Gefahr ausgeht. Es gibt bei uns diese Gefahr nicht! Das hat gesagt der Herr Mayer, Leiter des Landesamtes für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung, der Herr Religionsinspektor Memic, auch der Herr Slamanig von der öffentlichen Sicherheit. Sie haben eindeutig gesagt, es geht kein Gefahrenpotential aus von diesen Gemeinschaften. Kärnten ist nicht in der Situation, dass hier irgendwelche hetzerischen oder Seuchentendenzen irgendwie Platz greifen könnten. Das ist einfach absurd! Also Sie haben nicht zugehört denjenigen, die hier Experten sind und allen Abgeordneten erklärt haben, was eigentlich wirklich Sache ist.
Nein, es geht ganz offenbar darum, eine Angst zu schüren, wieder einmal ausgehend vom BZÖ – wie sollte es auch anders sein – und eine Gruppe von Menschen zu stigmatisieren und zu kriminalisieren, die es eigentlich nicht verdient hat. Weder sachlich noch rechtlich besteht ein Anlass zu dieser gesetzlichen Grundlage zur Kontrolle des Religionsunterrichts, denn bei den bestehenden Kontrollmechanismen ist es bereits so, dass, wenn die Lehrpläne geändert werden, sie vom Bundeskanzler abgesegnet werden müssen. Für den Religionsunterricht dürfen nur Lehrbücher und Lehrmittel verwendet werden, die nicht im Widerspruch zur staatsbürgerlichen Erziehung stehen. Und das ist etwas ganz Wichtiges! Es sind nur Lehrmittel und Bücher zugelassen, die nicht der staatsbürgerlichen Erziehung widersprechen, das heißt es muss alles nach österreichischen Werten ablaufen. Das ist einmal ein Faktum! Und diese befürchtete Radikalisierung und diese Panikmache und dann auch diesen Antrag zu machen, das ist nicht der richtige Weg. Das ist nicht der richtige Weg zu einem Dialog mit den Kulturen. Zu einem friedlichen Dialog, wenn man zuerst eine Angst erzeugen muss und daraufhin auch noch einen Antrag und eine Forderung erheben muss, aufgrund einer Angst, die eigentlich gar nicht besteht in der Bevölkerung, sondern nur in der BZÖ-Fraktion. Unsere Haltung ist die, dass wir den friedlichen Dialog suchen mit den anderen Kulturen, weil wir der Meinung sind, dass andere Kulturen, andere Sprachen, andere Weltanschauungen und die Vielfalt dieser Kulturen auch bereichernd ist für unseren eigenen geistigen Horizont.
Und wenn Sie von einem Werteverfall sprechen, Herr Kollege Gallo, Werteverfall passiert immer dann, wenn Emotionen den Verstand überladen, wenn die Emotionen stärker werden als die Vernunft. Und das ist immer dann der Fall, wenn man Rache üben will, wenn man Vergeltungsbedürfnisse hat. Wenn man den anderen nicht zugesteht, dass sie anders sind, dass sie eine andere Religion haben und dass man ihnen das sozusagen verbieten will. Das ist der gefährliche Werteverfall, der hier eigentlich stattfindet. Ich möchte noch einmal unsere Haltung betonen und habe da ein sehr schönes Zitat, eine Aussendung von der katholischen Kirche gefunden von einem Dr. Alexander Miklau. Also die katholische Kirche fordert ja auch auf zu einem friedlichen Dialog. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ich bin auch von der katholischen Kirche!) Sie sagt: „Der Islam ist seit der österreichischen Monarchie ein Bestandteil unseres Landes. Im Ersten Weltkrieg kämpften auf unserer Seite Christen und Muslime, katholische und islamische Feldgeistliche wirkten auf den Schlachtfeldern. In Österreich konnten wir Gott sei Dank von einem guten Verhältnis des Islam zum Christentum sprechen. Muslime tragen die Gesellschaft mit und befruchten sie mit ihren Talenten, ihrer Kultur und ihrem Sein. Ein islamischer Fundamentalismus ist nicht zu sehen. Die verschiedenen islamischen Strömungen sind gebündelt und ihrer Vielfalt, vor allem was die Schule betrifft, der staatlichen Kontrolle unterworfen.“ Und deswegen ist es für mich unverständlich und wirklich haarsträubend im politischen Sinn, dass es so weit kommt, dass alle Parteien hier im Haus, außer uns, außer den Grünen, diesem Gesetz zustimmen. Das ist für mich absolut unverständlich! Also in Kärnten ticken die Uhren wirklich anders! Nicht einmal die katholische Kirche hat hier wenigstens die moralische Macht. Ich verstehe das nicht, wieso die SPÖ auch wieder in die Haider-Falle gegangen ist, die ÖVP in die Haider-Falle gegangen ist, nur wir nicht! Das ist eigentlich nicht nachvollziehbar. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Sei froh!)
Aber die Frage ist schon: Wovor gibt es eigentlich so eine Angst? Wieso gibt es dieses übertriebene Kontrollbedürfnis? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Es gibt ja gar keines!) Das ist ja schon neurotisch! Woher kommt dieses Kontrollbedürfnis? Wahrscheinlich vermutet ihr dort irgendetwas und da gibt es eine Angst und da frage ich schon: Woher kommt diese Angst? Und welche Art von Prüfung soll denn das sein? Was ist das für eine Art von Prüfung, die hier verlangt wird mit diesem Antrag? Eine Prüfung, die über das, was es bis jetzt gibt, hinausgeht. Es gibt bereits eine verfassungskonforme Prüfung! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Gibt es ja keine! Hast wieder nicht zugehört!) Also ich verstehe das nicht ganz! Wie soll denn diese Prüfung ausschauen? Soll das eine wissenschaftliche Prüfung sein oder soll das eine pädagogische Prüfung sein? Oder soll das gar eine ideologische Prüfung sein? Will man da hineinschauen und sagen: Nein, ihr habt den falschen Gott! Oder was will man damit machen? Wenn wir eine ideologische Prüfung machen wollen, dann überprüfen wir alle Religionen. Dann haben wir einige Fragen zu stellen. Dann haben wir eigentlich zu hinterfragen, ob es nicht fragwürdig ist, nur an einen Gott zu glauben und dafür sich nicht für die Demokratie zu bemühen, die Demokratie auf Erden. Diese Frage müssen wir uns stellen! Und ist es nicht fragwürdig, dass wir uns moralischen Regeln und religiösen und ideologischen Dogmen unterordnen und uns der Fremdbestimmung anheim geben? Diese Frage muss ich Religion und Politik auch stellen. Weil das ist etwas, was unseren Werten entspricht, nämlich der Aufklärung. Das ist ein europäischer Wert, das haben wir ja alle gern, dass wir aufklären wollen. Also klären wir auf und hinterfragen wir unsere Autoritäten und unsere Fremdbestimmungen.
Fragen müssen erlaubt sein und bei dieser Gelegenheit und abschließend darf ich Sie noch daran erinnern, dass es gar nicht so lange her ist, dass wir hier im Landtag – und das war ein sehr schöner Beschluss – die sogenannten bildungspolitischen Leitlinien für das letzte Kindergartenjahr einstimmig beschlossen haben. Das war ein einstimmiger Beschluss vor noch gar nicht allzu langer Zeit. Und im Sinne dieser Aufklärung darf ich in Erinnerung rufen, was wir hier alle gemeinsam beschlossen haben. In diesen Leitlinien ist zum Beispiel eine Überschrift „Interkulturalität“. Da heißt es, man soll eine Offenheit für andere Kulturen entwickeln und Distanz gegenüber anderen Kulturen und Sprachgruppen abbauen. Kulturelle und sprachliche Unterschiede wertschätzen und als Bereicherung und als Lernchance wahrnehmen. Freude am Gemeinsamen und an Unterschieden entdecken und diese entwickeln. Und später hinten – und das sollen bitteschön Kindergartenkinder lernen! Kindergartenkinder sollen etwas lernen und können, was hier in diesem Haus nicht praktiziert wird! Das will man den Kindergartenkindern aber sehr wohl aufhalsen. Zum Beispiel im Bereich der Religiosität und Werteorientierung da heißt es, man soll sich kritisch mit dem Wertesystem auseinandersetzen. Mit dem eigenen nämlich! Ein ausgewogenes Verhältnis zwischen der Wertigkeit der eigenen Person und der Wertigkeit anderer Menschen sowie der Umwelt entwickeln und in einem Zusammenhang Einfühlungsvermögen und Mitgefühl aufbringen können. Dann steht hier: Jeden Menschen als etwas Einzigartiges und Besonderes wahrnehmen und ihm Achtung und Toleranz entgegenbringen. Sich gegen Ausgrenzung und Diskriminierung der eigenen Person behaupten und anderen dagegen beistehen können. In diesem Fall tun das nur wir! Nur die Grünen stehen jetzt dem islamischen Unterricht bei! Das ist eigentlich nicht der Weg, dass wir sagen, wir schließen jetzt alle Moslems aus aus der Gemeinschaft, nur weil wir nicht hineinschauen können, wie die ihre Götter verehren. (Abg. Tauschitz: Wir reden nicht von den Göttern, sondern von den Auswirkungen!)
Dann steht drinnen: Unterschiede nicht als bedrohlich, sondern als wertvoll wahrnehmen. Herr Gallo, nicht als bedrohlich, sondern als wertvoll! Versuchen wir, das einmal als einen wertvollen Unterschied zu betrachten! Und so weiter und so fort. An dieser Stelle möchte ich schon auch fragen, wie das sein kann, dass das BZÖ praktisch die eigenen Beschlüsse konterkariert und dann wieder Anträge stellt, die gegen die eigenen Beschlüsse gerichtet sind. Also von Toleranz und Weitblick und Akzeptanz von unterschiedlichen Kulturen ist da bei weitem nicht die Rede, aber ich glaube, dieses Problem wird sich mit den Jahrzehnten selber lösen, wenn sie ihren sozusagen Fleisch gewordenen Anführer nicht mehr haben, wird das BZÖ dem Werteverfall genauso anheim fallen. Danke! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Tauschitz das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wir haben ein großes Herz, Barbara. Wir haben uns das alles angehört, auch wenn das Meiste überhaupt nicht stimmt!)

Dr. Lesjak

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Gäste aus der Fachschule Ehrental! Sehr geehrte Frau Direktor! Herr Ingenieur! Das ist ein nicht unernstes Thema, auch wenn es von Seiten meiner Vorrednerin in ein kulturelles Eck gestellt wird, in so ein liberales Lifestyle-Eck, so ein hedonistisches Eck, wo man sagt, na ja, eigentlich müsste man ja liberal sein.
Auch wenn von Seiten meiner Vorrednerin dies in ein kulturelles Eck gestellt wird, in ein liberales Lifestyle-Eck, in ein hedonistisches Eck, wo man sagt, na ja, eigentlich müsste man liberal sein, man muss es zulassen, das ist alles keine Gefahr, denn wir wollen niemanden vorschreiben, wie er seine Götter verehrt. Ganz so, liebe Barbara, ist es nicht! In meinem nächsten Leben werde ich auch ein Grüner! Das ist total easy, immer Lifestyle, immer modern, immer für alles, immer Opposition und immer gegen alles. Das ist einfach! Wenn man aber dann ins Detail geht und sich ansieht, wie sich die Integrationspolitik in unserem Land bewährt hat, was passiert ist in der Integrationspolitik. Wie man sich jahrzehntelang gewehrt hat, wie man zu feige gewesen ist, von der Politik sich diesen Fragen zu stellen, und wir heute keine in Wahrheit integrierte Gesellschaft haben, sondern eine Parallelgesellschaft in vielen Bereichen. Ich will das nicht generalisieren, aber in vielen Bereichen ist das so.
Wenn ich an die Schulpolitik denke und an die unzähligen schulpolitischen Diskussionen, mit der Ministerin, damals noch von meiner Fraktion, heute ist es die Bildungsministerin Ihrer Fraktion, dann erleben wir immer das Gleiche. Lehrerinnen aus Wien, aus der Grundschule, die uns immer dasselbe erzählen. Nämlich, dass die Integration, vor allem im jugendlichen Bereich in der Schule nicht so funktioniert, wie wir es gerne hier im Hohen Haus hätten, dass sie funktioniert. Wenn ich zitieren darf aus dem gültigen Lehrplan des islamischen Religionsunterrichtsgesetzes, das, was der Kollege Gallo übrig gelassen hat, von der 9. und 10. Schulstufe: „In diesen Schulstufen wird den Schülern über die Sitten- und Morallehre sowie die Familienordnung und das islamische Verhalten in der Gesellschaft Unterricht erteilt.“ (Abg. Tauschitz wendet sich an die Zuhörer und Zuhörerinnen auf der Tribüne.) Draußen ist es ziemlich heiß und ihr wisst, wie ihr angezogen seid, jetzt könnt ihr euch vorstellen, was der Passus bedeutet, jetzt ganz konkret für junge Menschen, die nicht das Glück haben, in Österreich, wie soll ich sagen, katholisch, evangelisch oder was auch immer zu sein. Da geht es um Menschen, die bei uns wohnen und die darunter leiden. Weiteres Zitat: „Die Schüler sollen darüber hinaus in die Grundsätze der islamischen Rechts- und Gesellschaftsordnung eingeführt werden.“ Jetzt muss ich dazu passend noch einmal das Zitat vom Kollegen Gallo bringen, die gesellschaftlichen Aktivitäten Mohameds und seiner vier Nachfolger sind nicht nur als religiöse Vorbilder, liebe Barbara, zu verstehen, sondern auch als Staatsmänner beispielgebend zu erklären. Was es bedeutet, wenn unsere Kinder, österreichische Staatsbürger, unabhängig davon, woher sie kommen, in diesem Sinne unterrichtet werden, das können wir uns alle ausmalen. Ich muss ganz ehrlich sagen, ich möchte auch nicht in einer anderen Glaubensrichtung unterrichtet werden, dass der Glaube und die Religion wieder beginnen, sich in die Staatslehre einzumischen. Denn das hat bis jetzt in der Geschichte noch nie etwas gebracht! Genau aus diesem Grund ist es notwendig, dass wir uns die Lehrpläne anschauen! Nach dem Gleichheitsgrundsatz werden wir das für alle tun, keine Frage. Aber zu sagen, es ist nicht notwendig, wir können uns das sparen, ist genauso blauäugig wie herzugehen, den gesamten Islam und Moslems per, wie soll ich sagen, per sofort als Negativ darzustellen. Das ist nicht wahr, das darf man nicht tun! Aber wir haben die Aufgabe, als Politiker verdammt noch einmal die Pflicht, zwischen Schwarz und Weiß, zwischen diesen einfachen Darstellungsformen von, oh, die Moslems müssen wir alle vertreiben, weil die werden uns alle, weiß ich nicht, unsere Kultur vernichten. Auf der anderen Seite, ist alles kein Problem, jeder soll machen, was er möchte. Hier haben wir verdammt noch einmal die Pflicht, hineinzuschauen und uns darum zu kümmern, was in den Schulen gelehrt wird.
Aus diesem Grund bin ich sehr froh, dass wir diesen Antrag zustande gebracht haben, dass dieser Antrag existiert und er hoffentlich auch von Seiten der Landesregierung und mit Unterstützung der Fraktionen auch in Wien dann auch seine Wirkung erzielt. Denn die Probleme haben wir in Kärnten, seien wir uns ehrlich, kaum. Aber es hindert uns niemand daran, in die Zukunft zu schauen! Wenn ich nach Wien schauen, und, Rolf, du schmunzelst gerade, aber ich würde dich wirklich bitten, sprich mit Lehrerinnen in Wiener Grundschulen, Hauptschulen, was sich dort abspielt. Stellt euch vor, ihr seid alle in der Schule, in Ehrental, ich weiß nicht, wie viele Kinder ihr in einer Klasse seid. (Abg. Holub: Das sind keine Kinder mehr!) Kinder werden wir immer sein, ich bin auch noch Kind meiner Mutter, meines Vaters, auch wenn ich 60 bin, bleibe ich ein Kind. Aber stellt euch vor, zwei Drittel der Schülerinnen in eurer Klasse sprechen eure Sprache nicht! Stellt euch vor, wie es eurer Lehrerin dabei geht. (Abg. Schlagholz: Ich kann nichts dagegen tun!) Lieber Kollege, entschuldige, dagegen kann man sehr wohl etwas machen! Das hat jetzt zwar unmittelbar nichts dagegen zu tun, aber zu sagen, ich kann nichts tun, ist genau das, was passiert ist. Hilfe, wir können nichts machen, wir können nichts tun, wir sind political correct, wir sind alle so wunderbar modern und trauen uns nicht, herzugehen und die Dinge beim Namen zu nennen! Dann müssen wir eingreifen und da gibt es sehr wohl Möglichkeiten, da muss man auch Geld in die Hand nehmen.
Entschuldigung, das ist ein Thema, dem man sich nicht verschließen darf. Ich wehre mich einfach gegen die extremen Seiten von links und von rechts, zu sagen, alles kein Problem oder zu sagen, alles schlecht. (Zwischenruf des Abg. Schlagholz.) Lieber Herr Kollege Schlagholz, wenn ich in der Lage wäre, hier vom Rednerpult aus das Problem der Integration in Österreich abzuschaffen, das wäre schön. Es ist völlig naiv, mir so etwas vorzuwerfen. Das ist eben Demokratie, da muss man eben Zeit und Geld einsetzen und so kommt man dann zu einem Ergebnis.
Ich bin froh, dass es diesen Antrag gibt. Ich bin froh, dass wir auch so intensiv im Ausschuss diesen Antrag diskutiert haben. Ich glaube, wir haben wenige Anträge so intensiv diskutiert, wie diesen. In dem Fall muss ich tatsächlich dem Kollegen Dipl.-Ing. Gallo als Vorsitzenden ein Lob aussprechen, in dieser Frage haben wir wirklich etwas gemacht und viele Erweiterungen zustande gebracht. Jetzt ist die Regierung am Zug, zu handeln und ich hoffe das von Seiten der SPÖ. Von unserer Seite wird es jedenfalls passieren, die dementsprechende Unterstützung in Wien zu bringen. Danke vielmals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von den Schülern auf der Tribüne.)
Tauschitz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als nächstes zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl. Meine lieben jungen Damen, die Beifallskundgebungen sind zwar schön, aber im Hohen Haus nicht gestattet. Ich bitte um Verständnis und wünsche Ihnen einen weiteren guten Verlauf. (Abg. Lutschounig: Wenn ein junger Abgeordneter redet, ist das bei jungen Mädchen klar, dass sie klatschen!) Bitte, Frau Abgeordnete, Sie sind am Wort!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuseherinnen und Zuseher auf der Tribüne! Diese Debatte über das Religionsunterrichtsgesetz hat eine sehr heftige Wende genommen. Ich möchte jetzt noch einmal auf die Sachebene zurück gehen, wie es die Kollegin Cernic erklärt hat, wie es zu diesem Antrag gekommen ist. An dieser Stelle möchte ich mich beim Vorsitzenden, Herrn Dipl.-Ing. Gallo, für seine ausgiebige Vorsitzführung und umsichtige Einladung aller Personen bedanken. Es geht hier um das Religionsunterrichtsgesetz und um die Kontrolle des Religionsunterrichtes an unseren Schulen. Der Lehrplan für den islamischen Religionsunterricht wurde im Jahr 1983 von der zuständigen Kultusgemeinde erstellt und vom Ministerium angenommen. Zu dieser Zeit war das wahrscheinlich kein so großes Problem, denn es waren weniger Kinder mit islamischem Religionsunterricht in unserem Land.
Bei der Auseinandersetzung mit den Inhalten des Lehrplanes ist heraus gekommen, dass sie ein Anti-Integrationskonzept enthalten und dass daher auch sehr viele Dinge verständlich sind, die nicht bei uns in Kärnten, in Österreich, sondern in ganz Europa, da sind. Es ist nämlich ein Bauplan für eine alternative islamische Gesellschaftsordnung da. Diese Gesellschaftsordnung deckt sich nicht mit unseren demokratischen Grundsätzen. So ist zum Beispiel die Schari’a verankert oder auch die Gleichbehandlung von Mann und Frau wird hier nicht geregelt. Es hat sich mittlerweile ein gesamtgesellschaftliches Problem entwickelt, weil jetzt zwei Parallelgesellschaften da sind. Meine Meinung ist, dass wir uns selbstverständlich zueinander bewegen müssen, dass dies aber auch von beiden Seiten kommen muss und dass auch die Grundsätze des österreichischen Staates beachtet werden müssen. Wir sind jetzt konfrontiert mit einer steigenden Anzahl von islamischen Schülern. Wir haben etwa 150 islamische Religionslehrer, davon besitzen 114 eine andere Staatsbürgerschaft als die österreichische. Auch islamische Religionslehrer mit österreichischer Staatsbürgerschaft verfügen nicht über ausreichende Deutschkenntnisse. Die Kontrolle des Religionsunterrichtes ist nicht gegeben, denn er findet in den Koranschulen in den gegebenen Sprachen statt. Diese Koranschulen werden sehr, sehr streng geführt. Dort gibt es nicht das Prinzip der Nächstenliebe, sondern das Prinzip der Strenge. Die Schüler müssen sich an diese Gegebenheiten halten.
Es gibt auch verschiedene islamische Gruppen, wie die Sunniten, Schiiten, die Aleviten, mit verschiedenen Sprachen wie türkisch, bosnisch und zunehmend mehr arabisch. Ich möchte wirklich an alle Fraktionen appellieren, sich endlich einer seriösen Zuwanderungspolitik zu stellen. Wir haben Probleme, vor diesen Problemen dürfen wir nicht die Augen verschließen. Die Politik ist gefordert, die Rahmenbedingungen zu schaffen, die Politik ist gefordert, sich mit diesen Dingen auseinander zu setzen, aber auf eine seriöse Art und nicht auf eine polemische. Danke. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Mag. Trodt-Limpl

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mich hat die Debatte oder Teile davon etwas betroffen gemacht. Insbesondere die Wortmeldung meiner sehr geschätzten Kollegin Barbara Lesjak. Denn ich glaube, dass die Gesamtintention dieses Antrages nicht ausreichend mitverfolgt wurde. Meine Damen und Herren, ursprünglich hat dieser Antrag gelautet, dass die Kärntner Landesregierung beschließen möge, dass durch eine Änderung des Religionsunterrichtsgesetzes eine Kontrolle des Islamunterrichtes in den Schulen ermöglicht wird, singulär auf eine einzige Religion und Glaubensrichtung abgestellt.
Es hat einen Diskussionsprozess, der nicht viele parallele Beispiele im Kärntner Landtag gefunden hat, vom 18. Oktober bis zum 29. Mai, also zum heutigen Tage, gegeben, wo wir 14-tägig immer wieder verschiedene Aspekte, Fakten, Meinungsäußerungen und Entwicklungen in diese Entscheidungsfindung mit eingebunden haben. Ich sage Ihnen ganz offen, das was zum Schluss herausgekommen ist, die Formulierung, die von den Grünen als negativ dargestellt wird, ist aus meiner Sicht ein äußerst positives Resultat eines langen Diskussionsprozesses, bei dem alle, von den Auskunftspersonen bis zu den Abgeordneten des hohen Ausschusses, aufeinander zugegangen sind, um dieses Resultat zu erreichen.
Ich sage ganz bewusst als Gegensatz zu dem, was Frau Lesjak hier dargestellt hat, folgendes: Für mich, der sich bekennt zur Interkulturalität, sind Interkulturalität und Verfassungskonformität keine Gegensätze, ganz im Gegenteil! Interkulturalität und Verfassungskonformität im Kontext zueinander sind genau die Basis, die notwendig ist, um im Rahmen eines Dialoges aufeinander zuzugehen. Das, was störend oder hindernd wirkt, abzubauen und damit das zu ermöglichen, was Barbara Lesjak in anderer Form immer wieder fordert, wozu ich mich auch bekenne. Nämlich im Dialog und nicht im Dissens die Möglichkeiten auszuloten, ein friedliches gesellschaftliches Miteinander unter den gegebenen Rahmenbedingungen zu führen.
Ich sage noch etwas dazu, weil mir das sehr wesentlich ist und ich denke, dass hier im Hohen Landtag auch darüber zu reden sein wird. Ich bin froh, dass alle Religionen damit gemeint sind, denn wie vielleicht mancher nicht weiß, steht der Anerkennungsprozess einer neuen Religions- und Glaubensrichtung, nämlich jener der Zeugen Jehovas, möglicherweise bevor. Meine Damen und Herren, ich möchte sehr wohl, dass auch dort mit der gesetzlichen Anerkennung und der Möglichkeit, den Religionsunterricht anzubieten, eine verfassungskonforme Kontrolle auch dieser Religion stattfindet. Denn es ist für mich schon bezeichnend, wenn wir auf der einen Seite politischen Unterricht, die Wesensmerkmale der Demokratie immer wieder verstärkt einbinden und auf der anderen Seite dann eine Religion anerkennen, ihnen den Religionsunterricht ermöglichen, der letztendlich das Fernbleiben von Wahlen und vieles andere mehr in seine Religion integriert hat.
Das sind Dinge, bei denen auch die Politik, egal auf welcher Ebene, zu agieren hat, die gesetzlichen Voraussetzunge zu schaffen hat, um dann auch Entscheidungen treffen zu können, die im Wesentlichen aus meiner Sicht einer sehr komplexen Materie, einer sehr komplexen Untersuchung bedürfen. Daher noch einmal abschließend, damit es auch protokollarisch festgehalten ist: Ich bin der Meinung, dass der Ausschuss hier eine ausgezeichnete Arbeit getätigt hat. Dass wir, wie in kaum einer anderen Materie, in die Tiefe gegangen sind, viele von uns einen bildungspolitischen Aspekt mitbekommen haben und das ist für mich eigentlich genau das Gegenteil von dem, was die Kollegin der Grünen gesagt hat, es ist für ein Resultat, auf das man mit der Vorgangsweise stolz sein kann. Erfüllt wird es dann sein, wenn die Bundesregierung unseren Empfehlungen folgt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort.)

Mag. Dr. Kaiser

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mein Schlusswort heute dahingehend verwenden, um mich von Ihnen zu verabschieden. Der Grund dafür ist: Vor drei Tagen kam von der Frau Unterrichtsministerin das unterzeichnete Dekret für meine ordentliche Betrauung als Bezirksschulinspektorin für den Spittaler Bezirk. (Beifall im Hause.) Ich habe von Anfang an gesagt, wenn man mir diese vertrauensvolle Arbeit übergibt, werde ich selbstverständlich auf mein Mandat im Kärntner Landtag verzichten, um mich ordentlich einzuarbeiten und mich vollkommen und ganz diesem Aufgabenbereich zu widmen. Ich möchte Ihnen allen für die gute Zusammenarbeit danken. Es war eine sehr spannende, eine sehr lehrreiche Zeit, die ich nicht missen möchte. Ich möchte Ihnen zum Abschied weiterhin viel Kraft, intakte Stimmbänder und viel Fairness wünschen, um die Aufgabe zum Wohle Kärntens zu bewältigen. Schön, dass meiner letzten Berichterstattung ein einstimmiger Beschluss, zumindest im Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule, zugrunde liegt.
In diesem Sinne bitte ich um das Eingehen in die Spezialdebatte.
Mag. Knicek

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist mehrheitlich so beschlossen. Die grüne Fraktion stimmte nicht mit und der Franz Schwager stimmte mit. Ich bitte fortzufahren!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass durch eine Änderung des Religionsunterrichtsgesetzes eine verfassungskonforme Kontrolle des Religionsunterrichtes in den Schulen ermöglicht wird.
Ich beantrage die Annahme.

Mag. Knicek

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt, Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum mehrheitlich so beschlossen. Die grüne Fraktion stimmte nicht mit. Ich glaube, der Hohe Landtag ist mit mir gemeinsam einverstanden, dass wir im Rahmen der Berichterstattung das Schlusswort der Frau Abgeordneten Knicek so tolerieren und ihr selbstverständlich alles erdenklich Gute in ihrer weiteren Funktion wünschen und uns auch für die Mitarbeit bedanken! Ich glaube, ehrende Worte wird am Ende der Landtagssitzung auch der 1. Präsident finden. (Beifall im Hause.)
Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 6:

6.
Ldtgs.Zl. 271-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Elektrizitätswirtschafts- und
-organisationsgesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Seiser. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt ist die 1. Lesung erfolgt. Bitte, Herr Berichterstatter!

Ferlitsch

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Präsident! Hohes Haus! In der vorliegenden Änderung der Gesetzesmaterie geht es um die Verankerung von Kriterien für den Wirkungsgrad der Kraft-Wärmekoppelung und eines Herkunftsnachweises, der für Strom aus hoch effizienten Kraft-Wärmekoppelungen, Verpflichtung der Netzbetreiber, Engpässe im Netz zu ermitteln und Maßnahmen zu setzen, um Engpässe zu vermeiden, um die Verpflichtung der Betreiber von bestimmten Elektrizitätserzeugungsanlagen zur Teilnahme an der Primärregelung, die Bestimmung von Standards betreffend die Sicherheit, Zuverlässigkeit und die Qualität der Netzdienstleistungen und die Bestimmung eines Versorgers letzter Instanz, die Koordinierung der Verteilernetz- und Fernleitungsnetzbetreiber im Rahmen der langfristigen Planung der Regelzonenführer.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Holub das Wort.)
Seiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Sehr verehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Jetzt wird es elektrisch. Die Novelle zum Kärntner Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz, ElWOG genannt, bringt eigentlich viel Gutes, besonders auf der Seite der Konsumenten. Es wird transparenter, es gibt Verpflichtungen der Netzbetreiber, es gibt wirklich auf dem anderen Ende der Stromleitungen Verbesserungen. Ich denke, die Grünen haben dem auf Bundesseite zugestimmt, wobei ich bundesseitig da eher skeptisch gewesen wäre. In Kärnten fällt es uns etwas leichter, weil natürlich hier unsere energiepolitischen Leitlinien in das ElWOG Einzug gefunden haben und hier auch die Erhöhung der erneuerbaren Energie festgehalten ist. Nur, wenn wir uns jetzt unsere Situation anschauen, da werden wir ein bisschen mehr machen müssen als unser Landeshauptmann gestern, nämlich unseren alten Antrag vom vorigen Jahr herauszuzerren und zu sagen, wir werden energieautark, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lachend: … den alten Antrag!) Ich habe kein Problem damit. Nur, es ist jetzt ein Jahr nichts passiert, wir haben es nicht nur erfunden, sondern eingebracht und auch an den energiepolitischen Leitlinien fest mitgearbeitet, alles einstimmige Beschlüsse. Lippenbekenntnisse allein werden zu wenig sein. Der Andreas Wabl ist hergekommen und hat gesagt, ich habe da einen Fonds, ich könnte euch ein Geld geben. So wie ich es gesehen habe, wird da noch ein bisschen mit dem Gaskraftwerk und mit dem Verbund herumverhandelt: Wo kann ich mehr herausschinden? Mein Problem grundsätzlich ist die Geschichte, was auch der Bundesrechnungshof im April festgestellt hat, dass die Energielieferanten eigentlich nicht mehr auf der Seite der Volkswirtschaft sind und dass sie eigene Interessen verfolgen. Das ist das Hauptproblem, das wir haben. In England sind sie so weit gegangen, dass Energielieferanten dafür belohnt werden, wenn sie und ihre Kundschaft Energie sparen. Wir werden es anders nicht zusammenbringen, wenn nicht irgendwo eine Prämie auf der Seite derer ist, die die Energie liefern dafür, dass sie nicht mehr verkaufen, sondern dass gespart wird. Anders werden wir das ganze Problem nicht in den Griff bekommen.

Mit dem ElWOG wird natürlich auch festgehalten, dass die Infrastruktur ausgebaut werden muss und dass die Leitungen ausgebaut werden müssen. Jetzt gibt es da zwei Zugänge. Es gibt einen grünen Zugang, der da sagt: Ja, so wie in Eisenkappel, wenn die ihre Energie und ihre Wärme erzeugen, dann soll da bitte auch zumindest eine Leitung gemacht werden. Der andere Zugang ist natürlich die fest kritisierte

380er-kV-Leitung, das kann man natürlich auch so auslegen. Nur; ich denke, wir haben in Kärnten etwas Besonderes, wir haben einen Konsens in Bezug auf erneuerbare Energien. Das ist sicherlich auch eine große Vorleistung vom Herrn Dipl.-Ing. Freunschlag gewesen und vom BZÖ, keine Frage! Das muss man auch loben. Wir haben hier wirklich einen Standpunkt, wo alle eine Lust haben, dass wir energieautark werden. Jetzt müssen wir halt nur die ersten Schritte setzen und sagen, so und so geht es. Wir könnten, wie eben vorgeschlagen, mit einzelnen Ortschaften anfangen und sagen, wie schafft man es, dass man energieautark wird. Das wäre der Ansatz. Wir haben ein paar Anträge eingebracht, die dazu helfen könnten, zum Beispiel Umsetzung der Kärntner Landes-Energieleitlinien im Verkehrsbereich, Umsetzung der Energieleitlinien in Kärnten und wie gesagt, der schon lang vor sich hinschimmelnde Antrag: Kärnten wird energieautark. Es wäre einmal gut, das im Ausschuss auf die Tagesordnung zu nehmen. In dem Sinn: Mehr Strom, aber auch Energieeffizienz. Wir können sehr viel einsparen. Und wenn heute so und so viele Dringlichkeitsanträge da sind, das ist schon ein seltsamer Ansatz vom BZÖ, die sind in der Regierung, die haben den Landeshauptmann und da muss man mit Dringlichkeitsanträgen kommen! Ich habe immer so das Gefühl, die schauen in die Zeitung und schauen, was ist irgendwo wichtig. Dann gibt es einen Dringlichkeitsantrag gegen irgendein Erdbeben oder ein Hochwasser. Das ist teilweise nicht einmal unsere Kompetenz und wir kommen auch nicht dazu. Wir können heute hier im Kärntner Landtag, der sehr groß sein mag, auch bestimmen, dass der Ölpreis nie mehr steigen möge. Nur, ich weiß nicht, ob das funktionieren wird! (Abg. Dr. Lesjak lacht lautstark.) Es sind sehr viele Dringlichkeitsanträge dabei, die wichtig sind, sehr wichtig, die aber diskutiert werden müssen. Jetzt gibt es einen Unterschied zwischen einem Dringlichkeitsantrag und einem Wichtigkeitsantrag. Deswegen werden wir bei vielen dringlichen Wichtigkeitsanträgen nicht mitgehen, weil sie nicht dringlich sind und weil es einfach fast schon eine Verspottung der WählerInnen ist, wenn man sagt, wir stellen jetzt den Antrag, dass die Sonne in der Nacht aufgeht. Das wird es nicht spielen! Danke! (Abg. Zellot: Hat es nie einen gegeben!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Holub

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Hohes Haus! Nach den teilweise humoristischen Ausführungen des Abgeordneten Holub möchte ich mich aber schon eingehend mit dem ElWOG-Gesetz befassen. Als Ausschussvorsitzender habe ich versucht, alle mit dem Gesetz betroffenen Unternehmungen Kärntens miteinzuladen. Ich habe natürlich auch die Sozialpartner miteingeladen. Die Stellungnahmen sind alle insgesamt in dieses Gesetz miteingearbeitet worden. Für mich ist sehr bedauerlich, dass trotz dreimaliger Aufforderung über das Landtagsamt seitens der Trennkraft-Wassererzeuger keine Stellungnahme möglich war, obwohl ich selbst nachtelefoniert habe, was für mich sehr verwunderlich ist. Ziel ist es hier neben den Anpassungen, dass Erzeuger und Netzbetreiber aufgrund der liberalisierten Märkte nicht mehr in einer Hand sind, sondern getrennt worden sind. Hier könnten sehr große Gefahren entstehen, wenn der Markt aus einer wirtschaftlichen Überlegung gewisse Teile im Land Kärnten womöglich nicht mehr beliefern kann oder will oder möchte. Dieses ElWOG-Gesetz verpflichtet Energieerzeuger, aber auch Netzbetreiber, diese Netzverpflichtung aufrecht zu erhalten und Energie auch wirklich zu liefern. Das geht so weit, dass man auch jene Menschen zu beliefern hat, die aufgrund irgendwelchen gesellschaftspolitischen Situationen womöglich in die Nichtzahlbarkeit kommen. Auch hier sieht dieses Gesetz die dementsprechenden Maßnahmen vor, Maßnahmen die vielleicht nicht zur Umsetzung kommen müssen. Ich hoffe auch nicht, dass hier dann Gesetze exekutiert werden müssen, die natürlich auch sehr hohe Strafen für die einzelnen Netz- und Energieerzeuger nach sich ziehen können.
Zur Wichtigkeit und zur ökologischen Ausführung ist aber natürlich auch dieses Gesetz in der Verpflichtung, gerade was KWK-Anlagen betrifft, dass die Energieeffizienz dort absolut höchste Priorität hat. Es muss wirklich die Zeit sein, dass man Kraftwerksanlagen betreibt, wo man teilweise weiß, dass die einen Wirkungsgrad von 50, 60 Prozent haben, dass man dort auch durch ein Gesetz festlegt, in dem Fall in diesem ElWOG-Gesetz, mit dem Koordinator, dass die Wirtschaftlichkeit absolut gegeben sein muss und das natürlich auch in Absprache. Wir wollen keine Kraftwerke in Österreich haben, die nur Gewinnmaximierung von Stromkonzernen zur Folge haben und Energie-Verpuffer sind, sondern diese Kraft-Wärme-Koppelung soll primär Strom erzeugen, aber auch die Nachhaltigkeit, was dann die Netz- bzw. Fernwärmebereitstellung mit inkludiert.
Ich glaube, dass wir uns im Ausschuss ordnungsgemäß vorbereitet und auch mit der Gesetzeseinbringung sehr intensiv befasst haben Ich darf mich als Vorsitzender bei den Mitgliedern des Ausschusses recht herzlich bedanken! Ich hoffe, dass dieses Gesetz ein wesentlicher Beitrag zur Energieversorgung in Kärnten ist, aber natürlich auch zur Energiesicherheit. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt stellvertretendem Klubobmann Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Strauß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Meinen unmittelbaren Vorredner replizierend will ich sagen, es gibt bessere, effizientere Möglichkeiten, dem Energiewandel zum Durchbruch zu verhelfen als dieses Gesetz. Aber nicht deshalb, weil es von Haus aus nicht gut ist, sondern da bin ich mehr beim Kollegen Holub, dem ich auch danke, dass er das BZÖ und den seinerzeitigen Energiereferenten Jörg Freunschlag gelobt hat. Da brauche ich das nicht mehr tun, sondern ich gebe das zurück. Denn auch ich sehe das Grundsatzgesetz, auf dem dieses Ausführungsgesetz fußt, eher als etwas stark Verbesserungsbedürftiges. Ich komme dann später noch darauf zurück.
Ich möchte mich daher auch weniger mit diesem Gesetzestext auseinandersetzen, weil ich auch davon ausgehe, dass dieses Gesetz bald wieder novelliert werden wird aufgrund der Notwendigkeit, im Grundsatzgesetz Änderungen vorzunehmen. Ich möchte mich bei grundsätzlichen Anmerkungen bewegen. Die Anforderungen, die wir an Energie stellen, sind einige wichtige: Einmal, das Ganze soll umweltverträglich sein. Das ist etwas, was dem Wandel der Zeit unterliegt. Es soll nachhaltig sein. Hier können wir ansetzen, denn dazu gehört auch ein hoher Wirkungsgrad. Es muss Versorgungssicherheit geben. Da sind wir in Österreich, so weit es die erneuerbaren Energien betrifft, auf einem sehr guten Weg. Es muss leistbar sein. Das ist ein Punkt, über den wir heute, wenn wir den gesamten Energiebereich betrachten, noch einige Male sprechen werden. Die Energiefrage ist also sicher eine ganz zentrale Frage, auch in Europa.
Und dass Kärnten bereits heute 42 Prozent des Gesamtenergiebedarfes aus erneuerbaren Energien abdeckt, ist ein Vorbild für Österreich, aber auch für die EU, denn diese hat den Plan, bis 2020 auf 20 Prozent zu kommen. Daher scheint es mir wesentlich zu sein, auf das ein bisschen einzugehen, was uns weiterbringt. Und da sehe ich als großen Schritt diese gestrige Konferenz, um ein energieautarkes Kärnten zu bekommen (Abg. Lutschounig: Das war nur heiße Luft!) und einen Energiewandel in Kärnten herbeizuführen. Herr Abgeordneter Lutschounig, ich sage das deshalb, weil gerade von der SPÖ immer sehr viel gejammert wird, aber der Energiereferent hat außer Energieleitlinien, die von vielen gekommen sind, bis jetzt nichts dahergebracht. Er jammert immer herum, er hat die Möglichkeiten, er hat das Geld, aber er hat keine Ideen. Daher muss ich ihn auffordern, endlich einmal Handlungen zu setzen und da bin ich bei dem, was auch der Kollege Holub gesagt hat vom Herrn Wabl und vom Herrn Klima.
Ich habe das Vergnügen gehabt, als stellvertretendes Regierungsmitglied bei dieser außerordentlichen Regierungssitzung dabei zu sein und mir den Herrn Wabl und seine Mitstreiter aus nächster Nähe anzuhören. Es war nicht ganz befriedigend, denn am Anfang haben sie uns erzählt, wie viel Geld in dem Fonds drinnen ist und dass es da Anträge bedürfte und dann sind wir nach der Reihe mit den Anträgen gekommen. Nicht der Energiereferent, muss ich sagen, leider, er hat einen Statusbericht abgegeben. Der Herr Landeshauptmann hat die Geschichte von Klagenfurt mit der großen Voltaik-Anlage am LKH Neu gebracht, wo für Klagenfurt, das ja sehr belastet ist, etwas erreicht werden könnte. Ich habe in Vertretung vom Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler den Kärnten-Takt ins Spiel gebracht und habe das erläutert. Das hat der Herr Landeshauptmann in der Früh eh schon einmal erwähnt, ich kann mir das daher jetzt ersparen, aber wo wir wirklich in den öffentlichen Verkehr setzen und viel erreichen können, viel Ersparnis für die Menschen, auch viel Ersparnis an Umweltbelastung.
Und dann hat sich herausgestellt, dass die Herren das ziemlich schnell abgetan haben. Die waren also an konkreten Dingen gar nicht interessiert. Das eine hat das nicht ganz erfüllt, das andere hat das nicht ganz erfüllt und wir haben uns dann geeinigt, dass die uns ein Angebot machen, was jetzt an Möglichkeiten für diesen Klimafonds, in dem ja viele Millionen Euro drinnen sind, drinnen wären und wir haben uns dann so geeinigt, dass die vom Klimafonds uns eine Art Ausschreibung geben und wir dann die Projekte melden. Ich glaube, dass wir da dran bleiben müssen und daher ist eine meiner Aufforderungen hier, auch die anderen einzuladen, auch Vorschläge zu machen, Projekte vorzulegen, damit wir in Kärnten einen Klimawandel einführen. Was mir am Herzen liegt und was ich auch lobend erwähnen möchte, ist, vor allem aus dem Umstand heraus, dass Energie nicht vermehrbar ist – das sehen wir immer wieder an den Ressourcen wie Erdöl, die gehen dem Ende zu, auch die Wasserkraft in Kärnten ist ja nur mehr bedingt ausbaubar und wenn wir überhaupt die EU-Wasserrahmenrichtlinie heranziehen, wo größere Restwassermengen in Zukunft da sein müssen, dann wird es für einen weiteren Ausbau schwer – dass ein Energieversorger, nämlich die KELAG, hergeht und die Zeichen der Zeit erkannt hat und mit dieser Broschüre „Klimaschutz beginnt in Ihrem eigenen Haushalt“ wirklich konkrete und auch sehr gute Beispiele zum Einsparen von Energie vorgelegt hat. Etwas, das bei der KELAG auch nicht von heute auf morgen gewachsen ist, sondern die waren ja lange Jahre nur bestrebt, sich auszuweiten, immer mehr Energie zu verkaufen und damit ein Geschäft zu machen. Die sind draufgekommen, dass dieser Weg ja nicht in die Zukunft führen kann, nicht linear fortsetzbar ist, sondern haben hier etwas gemacht und das Interessante für mich ist auch – und auch das sei hier lobend erwähnt – dass in dieser außerordentlichen Regierungssitzung von den Auskunftspersonen der Stadtwerke Klagenfurt ähnlich vorgegangen wird. Auch mit einem Konzept, wo viele Sachen drinnen sind, die es wert sind, dass man sie sich anschaut, dass man sie weiter diskutiert und verfolgt.
Und weil mich die Kollegin Lesjak so erwartungsvoll anschaut, darf ich auch sagen, ich war – ich glaube, vorgestern war das – in Klagenfurt, habe mir die Gemeinderatssitzung angehört und dabei war sehr interessant, dass vom grünen Gemeinderat Köchl der Vorschlag gekommen ist – etwas, was ich den Grünen überhaupt nicht zumute – Risikokapital einzusetzen für eine interessante Geschichte. Er hat gemeint, man sollte Firmen, die sich der erneuerbaren Energie verschreiben, Kapital zur Verfügung stellen, damit sie ihre Schiene betriebsintern weiter ausbauen können. Ich halte das auch für etwas, das diskussionswürdig sein sollte, (Abg. Dr. Lesjak: Dann diskutieren wir halt!) nämlich eine Zukunft zu beschreiten, wo wir mit dem, was wir haben, länger auskommen und das Ganze effizienter einsetzen.
Und jetzt möchte ich das Versprechen einlösen, das ich am Anfang gegeben habe, nämlich dieses Öko-Gesetz, das will ich nur streifen, denn in allen Fachpublikationen wird das kritisiert (Abg. Dr. Lesjak: Das stimmt!) und das ist ja die Grundlage von dem ElWOG in weiten Bereichen. „Das Ökostrom-Gesetz schafft mehr Probleme als Lösungen“ urteilt da „Energie und Umwelt“. „Neues Ökostrom-Gesetz nötig“ – Kärntner Bauer. Experten zum Ökostrom-Gesetz: "Grundlegende Novellierung, vermiedene Umweltkosten einrechnen". Wieder Kärntner Bauer: "Öko-Energie – Kopetz bei Piebalgs: Mehr Biowärme!" Dann „Ökostrom-Gesetz NEU muss her“ – wieder die Zeitschrift Öko-Energie. Dann ist da jetzt gerade erst unlängst etwas gekommen. „Solar“ nennt sich das, „Alternativ-Energie“, die fordern da auch: "Solarenergie aktiv fördern! Das bestehende Ökostromgesetz ist zur nachhaltigen Förderung der erneuerbaren Energien nicht ausreichend! Mit diesen Worten fordert der Herr Peter Thiele, Generalmanager von Sharp Solar eine stärkere Unterstützung der Solarenergie in Österreich". Und so geht es weiter.
Dann komme ich zu etwas, was auch in der letzten Zeit diskutiert worden ist, nämlich von der EU-Ebene aus, dieser Biosprit-Energie, der Biosprit-Strategie, an der Kritik geäußert worden ist. Da gibt es – der ÖVP-Redner wird das dann sicher sagen – diese Geschichte, die Priorität hat: Als letztes der Tank, als erstes der Teller. Von uns ja der Vorschlag in diesen zehn Punkten, dass nicht aus der landwirtschaftlichen Nutzung Flächen entzogen werden sollen, sondern die von der EU gestützten und brach liegenden Flächen. Das hat einen Sinn! Da sind wir nicht in dem Zwiespalt drinnen, der das Ganze zum Inhalt hat.
Und dann komme ich zum Schluss und zitiere eine rosa Zeitung, den Standard. Der ist noch nicht sehr alt, von Mitte des Monats, wo ein Experte meint: „Uns fehlt der Mut zu großen Schritten!“ Da hat er unwahrscheinlich recht und daher meine Aufforderung am Schluss: Wenn schon nicht große Schritte, so zumindest den ersten Schritt zu setzen. Und diese Aufforderung richte ich an den Energiereferenten des Landes Kärnten, der heute nicht da ist, weil sich heute am Vormittag irgendjemand von der SPÖ so aufgeregt hat, dass unsere Referenten nicht da sind. Er ist bei einem angeblich wichtigen Gesetz selbst nicht hier, aber das ist nicht so wichtig. Wichtiger wäre, wenn er endlich Taten setzt, dass wir in Kärnten in eine gute Energiezukunft mit einem Energiewandel und eine gute Klimazukunft gehen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Mein Vorredner hat jetzt sehr viel vorweggenommen von dem, was ich eigentlich auch sagen wollte und ich möchte das nicht länger in die Länge ziehen, aber ein paar Punkte sollte man noch genauer erörtern. Dieses neue ElWOG-Gesetz ist nur eine Anpassung an das EU-Gesetz. Ich glaube, da sind wir eh das drittletzte Bundesland gewesen, das diese Anpassung vorgenommen hat, deswegen sind wir ein bisschen säumig gewesen. Wir haben das dann letztendlich in der Sitzung am 22. April einstimmig beschlossen. Die ganzen energiepolitischen Maßnahmen sind da wirklich wesentlich verbessert worden, aber natürlich sind diese Dinge, die wir gerade geklärt haben – auch meine Vorredner – ein energieautarkes Kärnten, schon ein riesenlanger Weg, bis wir dorthin kommen und natürlich ist da auch ein bisschen eine Wunschvorstellung drinnen. Aber trotzdem muss jeder einmal beginnen, um das Ziel auch zu erlangen und die ganzen Alternativ-Energien sind natürlich auch grundsätzlich sehr zu begrüßen, aber nicht überall einsetzbar.
Ich möchte nur ein paar Dinge erwähnen, die man vielleicht auch kritisch hinterfragen möge. Dass man zum Beispiel heute bei Biogasanlagen hergeht und den Mais von Unterkärnten nach Oberkärnten führt, dass sich das nur mit dem Argument der Förderung rechnerisch und wirtschaftlich in irgendeiner Form ausgeht. Da sollte man natürlich wirtschaftlich und insgesamt schon ein bisschen über den Tellerrand hinaus denken. Die ganze Thematik der Energie ist natürlich ein Thema, das jetzt in aller Munde ist, weil einfach die Strom- und Energiepreise einen Level erreicht haben, wo jeder bei sich selber anfangen sollte, nachzudenken, wo kann ich einsparen. Und deswegen glaube ich, ist das von der KELAG, unserem größten Stromerzeuger, richtig, dass man zum Beispiel eine Broschüre herausgibt, wo drin steht: „Sparen fängt im eigenen Haushalt an!“ Das ist absolut richtig! Die ganze Dämmstoffwirkung ist wirklich positiv hervorzuheben und ich glaube, da ist wirklich noch sehr, sehr viel zu tun.
Ich denke aber auch – aus der Landwirtschaft kommend – wir haben natürlich auch noch Ressourcen hier alleine in Kärnten, wo eine Million Festmeter Holz – Energieholz oder auch Nutzholz – nicht genutzt wird. Das heißt, dort ist für mich der größte Ansatz da, wo man noch sehr, sehr viel Wertschöpfung machen könnte, da brauchen wir uns gar nicht den Kopf zu zerbrechen, wie wir zum Beispiel zu dieser fossilen Energie kommen. Hier sollte man wirklich ansetzen, das ganze Thema noch mehr zu forcieren.
Die ganze Thematik „Solarenergie – Photovoltaik“ ist schon erwähnt worden. Das finde ich absolut begrüßenswert, nur natürlich – und das ist jetzt der Hinkefuß – im Raumordnungsbeirat, dort wo auch die Optik dieser Photovoltaik-Zellen da und dort auf einen gewissen Widerstand stößt, da muss man sich natürlich irgendwie bekennen: Wollen wir es machen oder wollen wir es nicht machen? Denn wenn wir zur Photovoltaik ja sagen, aber dann im Raumordnungsbeirat – der Präsident war eh dabei – sagen, das können wir nicht machen, weil wenn man da hinauf schaut, dann blendet es jemand und schaut optisch grausig aus. (Zwischenruf aus der F-Fraktion.) Eben, da sind wir ganz anderer Meinung, deswegen sage ich auch, da müsste auch von der Politik einmal ganz klar ein Bekenntnis kommen, wollen wir das, die Photovotaik, aber dann bitte mit allen Konsequenzen. Denn alles zu haben, damit ein jeder zufrieden ist, das ist ein Spiel, das spielt sich nicht. Und deswegen sollte man auch ein paar kritische Dinge anmerken.
Nächstes Thema: Biosprit. Das ist auch von meinem Vorredner angesprochen worden. Grundsätzlich zu begrüßen, aber natürlich auch der Biosprit mit allen seinen Folgewirkungen. Gerade die Gemeinden können davon ein Lied singen. Wir im Feuerwehrwesen haben Dieselfahrzeuge stehen, die sehr wenig in Einsatz kommen und jeder weiß, dass sich der Biosprit absetzt, dass im Sommer, wenn es warm wird, gewisse Bakterien anfangen, zu arbeiten. Da kannst du fast jedes Jahr den gesamten Tank, den gesamten Filter, alles schmeißen. Wenn ich mir da die Umwegrentabilität heraushole, was mir das an Ersparnis bringen soll, dann weiß ich nicht. Das wird natürlich für LKW-Betriebe, die täglich in Betrieb sind, kein Problem geben. Nur für die Fahrzeuge, die sehr viel stehen, gilt das mit großem Fragezeichen.
Das nächste, die Kleinkrafterzeugung, das hat mich auch ein bisschen gewundert, dass im Ausschuss nach dreimal laden nicht einmal einer gekommen ist! Das war für mich eine Negativüberraschung, weil ich mir gedacht habe, gerade die Kleinkrafterzeuger müssten sich eigentlich einmal positionieren, weil jeder weiß, dass im Jahr 2010 die neuen EU-Wasserrichtlinien wirksam werden. Das heißt, jedes Kleinkraftwerk, jeder Fluss kriegt eine Restwassermenge. Und da können wir, jeder in seiner Gemeinde, schauen, es gibt ein paar Wasserkraftwerke, wo momentan fast gar nichts oder überhaupt nichts rinnt. Das heißt, die hätten einen ganz elementaren Grund gehabt, dass sie herkommen. Warum die nicht gekommen sind, weiß ich nicht, aber das hat mich negativ überrascht, weil ich gedacht habe, eigentlich sollte man das auf dieser Basis diskutieren. Wie gesagt, in Summe ist es eine Verbesserung, es ist nur der erste Schritt, da werden wir noch einige in diese Richtung haben.
Aber noch einmal: Wir von der ÖVP stehen absolut zu diesen Alternativ-Energien, weil es einfach Gebot der Stunde ist, aber ich glaube, der erste und wirksamste Effekt wäre, die Sonnenenergie und das Holz noch mehr zu forcieren und in diesem Sinne selbstverständlich Zustimmung zu diesem Gesetz! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Artikel I
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer, 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer, 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer, 22, Ziffer, 23, Ziffer, 24, Ziffer, 25, Ziffer, 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 30, Ziffer, 31, Ziffer, 32, Ziffer 33, Ziffer 34, Ziffer 35, Ziffer, 36.
Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig.- Berichterstatter:)
Artikel II

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt ebenfalls einstimmig. – Berichterstatter:)
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. –Vorsitzender: 3. Lesung! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 29.5.2008, mit dem das Kärntner Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsge​setz geändert wird.

Der Landtag von Kärnten hat in Ausführung des Elektrizitätswirtschafts- und -organisations​ge​set​zes, BGBl. I Nr. 143/1998, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 105 und 106/2008, beschlossen.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Ing. Hueter

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Danke, damit ist der Tagesordnungspunkt 6 erledigt. Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 7.

7.
Ldtgs.Zl. 93-42/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung


./. mit Vereinbarung

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner. Bitte, Frau Abgeordnete!

Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werter Zuhörer auf der Tribüne! Ich darf hier berichten über die Vereinbarung des Bundes mit den Ländern bezüglich der Förderung der 24-Stunden-Betreuung. Wie wir alle wissen, ist es für jeden Betroffenen, der in die Situation kommt, gepflegt zu werden, das oberste Ziel, möglichst lange zu Hause dies ermöglicht zu bekommen. Gerade diesem Bedürfnis der Menschen in Österreich und auch sonst irgendwo wird hier in dieser Vereinbarung Rechnung getragen. In dieser Vereinbarung ist geregelt die Voraussetzung der Förderung der 24-Stunden-Betreuung. Das ist einerseits die Einstufung beim Pflegegeld ab der Stufe III. Das ist andererseits auch die Notwendigkeit, dass eine 24-Stunden-Betreuung notwendig ist. Es ist auch notwendig, dass das betreuende Personal gewisse Qualitätssicherungen und Qualitätskriterien in der Ausbildung nachweisen kann. Es regelt auch jene, die die Betreuung anbieten. Es können nämlich einerseits selbstständige Personenbetreuer sein, beziehungsweise können das unselbstständige Betreuungskräfte sein. Es ist hier auch klar geregelt die Förderung von Einkommen und Vermögen. Es darf bis auf ein Vermögen auf 5.000,-- Euro nicht zurückgegriffen werden und auch ein Eigenheim, das zur Befriedigung der Wohnbedürfnisse der betreuten Person dient, darf nicht als Vermögen eingerechnet werden.
Es geht hier auch um die gemeinsame Finanzierung des Bundes und der Länder, wobei dies klar geregelt ist mit einem Kostensatz von 60 Prozent, die der Bund übernimmt und 40 Prozent, die von den Ländern getragen werden. Ich bitte nun um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):
Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen! Aus unserer Sicht ist diese 15a-Vereinbarung eine typisch österreichische Lösung, die viele Fragen offen lässt. Vor allem sind die Hauptprobleme im Bereich der Pflege nicht annähernd in Angriff genommen worden. Die 15a-Vereinbarung hat eine lange Geschichte. Im November 2006 gibt es eine Amnestieregelung für illegale Pflege zu Hause und wird mit Gültigkeit bis 30.6.2007 verabschiedet. Am 4. April 2007 stellt Minister Bartenstein klar, dass es eine Verlängerung der Amnestie über den 30. 6. hinaus nicht geben wird. Zwischenzeitlich, am 25. April 2007 beschließt der Ministerrat das Hausbetreuungsgesetz für die 24-Stunden-Pflege und dann im Juni 2007 kommt es zu einer Amnestieverlängerung bis zum 31.12.2007. Die ÖVP hat noch im November aufgefordert, eine Verlängerung der Amnestie. Im Jänner 2008 kommt es tatsächlich zu einer so genannten Amnestieverlängerung, die aber keine ist, weil sie für die Zeit vor 2008 gilt. Also ist die Amnestie ausgelaufen und wurde diese Problematik durch ein Pflegeverfassungsgesetz gelöst. Dieses Pflegegesetz stellt die Beschäftigung illegaler Arbeitskräfte vor dem 1.1.2008 beziehungsweise 30.6.2008 dann straffrei, wenn sich diese Betreuungspersonen bis zum 30.6.2008 angemeldet haben.
Dann, am 1. Juni 2007, wurde das Hausbetreuungsgesetz verabschiedet. Demnach ist es jetzt möglich, dass Personenbetreuerinnen und –betreuer, also das, was vorher diese illegalen Pfleger und Pflegerinnen waren, entweder auf unselbstständiger Basis oder selbstständiger Basis pflegebedürftige Menschen ab der Stufe III, Demenzkranke ab der Stufe I, betreuen können. Dieses Gesetz wurde gemacht, um dieser illegalen Pflege einen Riegel vorzuschieben. Man hat auch als Vorbild oder Gegenbild diese illegalen Pflegerinnen vor Augen gehabt, weil sonst es nicht zu erklären ist, dass es für Inländerinnen wohl wenig attraktiv ist, sich diesem Gesetz unterzuordnen. Heuer im Jänner gab es nur 342 offizielle Anmeldungen, also offiziell gemeldete Personenbetreuer und –betreuerinnen, dies aber bei rund 40.000 illegalen Pflegerinnen, die es vorher gab. Laut Bundesregierung wurden über 40.000 illegale Pfleger und Pflegerinnen geredet. Also diese Legalisierung der illegalen Pflege hat offenbar bis jetzt nicht wirklich funktioniert, es ist die Mehrheit immer noch im illegalen Bereich unterwegs.
Darüber hinaus weist dieses Hausbetreuungsgesetz einige Schwächen auf. Also wir sehen hier zum Beispiel arbeitsrechtliche Probleme, weil die Betreuungstätigkeit entweder als selbstständige oder unselbstständige Betreuungstätigkeit verankert ist. Wir meinen eben, dass diese Tätigkeit eindeutig die Merkmale einer unselbstständigen Beschäftigung aufweisen, weil die persönliche und ökonomische Abhängigkeit vom Arbeitgeber eine sehr große ist. Also kann es sich aus unserer Sicht nur um eine unselbstständige Tätigkeit handeln. Und, das ist ein weiteres Problem, die Überprüfung der Einhaltung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen ist völlig offen. Hier ist nicht festgelegt, wie die Kontrolle stattfinden soll. Aber was besonders kritisierenswert ist, ist sozusagen das Problem der mangelnden Qualitätskriterien. Weil was für ein Pflegeheim gilt, gilt nicht für die Pflege zu Hause. Es gibt in diesem Hausbetreuungsgesetz so gut wie keine Qualitätskriterien. Das einzige, was festgelegt wurde, ist, dass Personen, die diese Tätigkeit machen möchten, das 18. Lebensjahr vollendet haben müssen und nur jene, die eine Förderung dafür haben wollen, müssen eine Ausbildung nachweisen. Sonst kann praktischer Jeder und Jede ab dem 18. Lebensjahr zu Hause die Eltern, Schwiegereltern, Großeltern pflegen, ohne irgendeinen Qualifikationsnachweis.
Nun ist das auch mit dieser 15a-Vereinbarung nicht wirklich gelungen. Hier soll geregelt werden, wie hoch diese Zuschüsse sind, wobei darauf hinzuweisen ist, dass das bundesländerweit nicht einheitlich ist. Was in der Zwischenzeit nicht geschehen ist und wir heute nicht haben, ist ein Gesamtkonzept für die Pflege. Wir haben kein Konzept, das für Österreich so etwas wie einen Pflegeplan vorsieht, also wo festgelegt ist, welche Arten von Wohn- und Betreuungsmodellen wo angewandt werden sollen. Wir brauchen Tageszentren, Kurzzeitpflege, die Deckelung der mobilen Dienste gehört aufgehoben. Die finanzielle Förderung der mobilen Dienste gehört ausgebaut. Wir brauchen Entlastungsangebote für pflegende Angehörige, etc. Diese Rund-um-die-Uhr-Pflege, die wir hier vorliegen haben, betrifft ungefähr fünf bis 15 Prozent aller Betroffenen, ist also nur ein kleiner Teil in diesem Pflegebereich. Es ist daher zu befürchten, dass diese großen Reformen, die hier noch in Angriff genommen werden müssen, weiterhin auf sich warten lassen.
Was hat man also mit diesem Hausbetreuungsgesetz und mit dieser 15a-Vereinbarung bis jetzt erreicht? Was hat man mit dieser österreichischen Lösung erreicht? Erreicht hat man vor allem eine hohe Verunsicherung der Betroffenen, die sich nicht mehr auskennen. Einerseits durch diese Praxis der Amnestieverlängerungen, andererseits auch durch das mangelhafte Hausbetreuungsgesetz. Wenn die Erarbeitung eines Gesamtmodells auch so lange braucht wie diese 15a-Vereinbarung, dann werden wir das wahrscheinlich nicht miterleben, so eine Reform des Pflegebereiches. Wobei ich schon daran appellieren möchte, dass uns alle das etwas angeht. Wir alle sind betroffen davon, wir alle werden im Alter, einige von Ihnen sind dort schon näher, andere noch weiter weg, ich habe noch ein bisschen Zeit, aber wir müssen alle aus unserem eigenen Interesse daran arbeiten, dass die Probleme im Pflegebereich, die wir kennen, auch tatsächlich in Angriff genommen werden.
Interessant ist aber der übliche politische Umgang mit diesem Thema. Angefangen hat es damit, dass der Bundeskanzler Schüssel damals noch gesagt hat, es gibt keinen Pflegenotstand. Das war die erste Verleumdung des Pflegethemas, so hat die Diskussion angefangen und das dauert bis heute, dass es viele Kräfte gibt, die sagen, nein, wir haben hier eigentlich überhaupt kein Problem, es passt alles, wie es ist. Das stimmt aber nicht! Selbst diese 15a-Vereinbarung ist ein Spiegel von einigen Problemen, die wir hier haben. Zum Beispiel hat der Bundesminister Buchinger im Juni letzten Jahres noch verkündet, dass es 68 Millionen Euro geben wird für die 24-Stunden-Pflege. Heraus gekommen sind jetzt aber nur mehr 40 Millionen Euro pro Jahr und da muss man schon fragen, wie das ging, dass das nach oben hin gedeckelt wird. Also ausschlaggebend für diesen Gedanken ist wohl nicht die kollektive Bedürftigkeit und der echte Bedarf der betroffenen Menschen, sondern irgendein irrationaler Spargedanke, der fast die Hälfte des Geldes, das eigentlich benötigt wird, nicht ausschüttet und nicht zur Verfügung stellt. Das ist sicher kein richtiger Zugang zu diesem Problem.
Weitere Probleme, die hausgemacht sind, die wir uns jetzt mit dieser 15a-Vereinbarung selbst machen, betrifft die Demenzkranken. Demenzkranke werden meistens in der Pflegestufe I bis II eingestuft und sie erhalten keine Förderung, obwohl sie rund um die Uhr Pflege brauchen. Sie brauchen eine umfassende Pflege und diese Demenzkranken fallen aus der 15a-Vereinbarung heraus. Ebenso benachteiligt sind Menschen, die einen Pflegebedarf zwischen der Stufe I bis IV haben und mehr als zwei bis drei Stunden Pflege pro Tag benötigen, aber keinen 24-Stunden-Betreuungsaufwand argumentieren können oder bescheinigt bekommen. Auch die fallen aus dieser 15a-Vereinbarung heraus. Wir meinen auch, dass jene Menschen benachteiligt sind, die über ein Vermögen von über 5.000,-- Euro verfügen. Wobei interessant ist, in Niederösterreich und in Vorarlberg gibt es 7.000,-- Euro Vermögensgrenze. Also dort ist ein zu pflegender Mensch mehr wert als in Kärnten. In Kärnten ist diese Vermögensgrenze niedriger. Aber hier ist schon zu fragen, wie kommt man eigentlich auf ein solche Vermögensgrenze? Offenbar ist die wirklich ganz willkürlich gemacht worden, weil das in keinem Verhältnis dazu steht, zu den Kosten, die anfallen, wenn ein Mensch pflegebedürftig wird und zu Hause gepflegt werden muss, oder auch mobile Dienste und andere Leistungen in Anspruch nehmen muss. Was sind schon 5.000,-- Euro, wenn man sich eine neue Brille kaufen muss? Wenn man sich irgendwelche Hörgeräte braucht, Zahnersatz und diesen ganzen Dinge, da sind die 5.000,-- Euro bald weg. Diese Grenze machte pflegebedürftige Menschen schnell zu einem echten Sozialfall, denn ihre Ersparnisse reichen nicht aus. In der Praxis führt das dann dazu, dass die pflegebedürftigen Menschen ihr Vermögen überschreiben und alles den Kindern geben. Praktisch werden sie dazu gezwungen, ihre letzten Habseligkeiten herzugeben.
Was ich auch bemerkenswert finde, das ist hier positiv erwähnt worden, das Eigenheim oder die Eigentumswohnung wird ihnen ja gelassen, den pflegebedürftigen Menschen, das steht auch so drin. Aber, es ist interessant, wie das formuliert ist. Dass es bei der Vermögensgrenze nicht berücksichtigt wird, wenn, aber nur wenn, das Eigenheim oder die Wohnung einem angemessenen Wohnbedürfnis der betreuten Person dient. Hier wird offenbar die Tatsache verkannt, dass, wenn ein Mensch pflegebedürftig geworden ist, er oder sie wohl kaum in der Lage sein wird, eine neue Wohnung zu suchen und auch zu finden. Also, diese Regelung ist lebensfremd, das ist von Schreibtischtätern verursacht.
Besonders benachteiligt sind die vielen, vielen tausenden pflegenden Angehörigen, die diese Rund-um-die-Uhr-Betreuung selbst übernehmen. Diese sind nicht angemeldet, werden nicht bezahlt, haben keine Ausbildung, haben keine Qualitätskontrolle, keine arbeitsrechtliche Absicherung und vor allem haben sie keine gesellschaftliche Anerkennung. Das ist immer noch die Mehrheit der pflegenden Menschen! Das ist immer noch die Mehrheit, meist Frauen, die zu Hause bleiben und ihre Zeit opfern, um ihre Angehörigen pflegen. Das nennt man dann zu Hause in Würde altern. Diese Frauen bekommen nichts für ihre Arbeit, keine Anerkennung und nichts Ähnliches. Das heißt, das Land und der Staat privatisiert das Pflegeproblem. Das machen die nordischen Staaten zum Beispiel nicht, da sagen die Staaten, es ist wichtig, dass der Staat hier Infrastruktur und Einrichtungen zur Verfügung stellt. In Österreich hat es eine andere Tradition. Da wird der zu Pflegende zu den Familien abgeschoben, die gerade am Zerbrechen sind. Die Familien sind überfordert, die können diese Aufgabe nicht mehr tragen. Also muss hier der Staat sich seiner Verantwortung bewusst werden und dieses Problem nicht mehr privatisieren, sondern zu sich nehmen.
Und zum Schluss möchte ich noch auf unsere Forderungen eingehen. Wir brauchen endlich so etwas wie ein Grundrecht auf Pflege, Betreuung und Unterstützung im Alter. Jeder Mensch hat ein Recht dazu. Das beinhaltet zum Beispiel den Ausbau des Angebotes von ambulanten, stationären und teilstationären Bereichen, die Aufhebung der Deckelung bei den ambulanten Diensten, das ist ganz wichtig, ein flächendeckendes Case- und Care-Management. Denn Pflege ist ein Bereich, der einen interdisziplinären Zugang erfordert. Es kann nicht sein, dass man das Thema Pflege nur medizinisch behandelt, man muss es von verschiedenen Fachwissenschaften her in Angriff nehmen. Und wir fordern auch, dass es eine neue Finanzierungsquelle für dieses Problem gibt, das uns überrennen wird. Wir denken, dass es sinnvoll ist, einen Pflegefonds einzurichten, der aus vermögensbezogenen Steuern gespeist wird, die noch einzuheben sind und für die man noch eine Regelung braucht. Vor allem brauchen wir diese Unterstützung für die pflegenden Angehörigen, für die vielen Tausenden Frauen, meistens, die keine Anerkennung kriegen. Hier brauchen wir eine sichtliche Entlastung, denn es kann nicht sein, dass die Mehrheit der jetzt pflegenden Angehörigen, die große Mehrheit, das eigentlich in einem illegalen Bereich macht. Das wird vom Staat geduldet, auch vom Land Kärnten. Da schaut keiner hin: Halten sie Qualitätskriterien ein? Werden sie bezahlt? Müssen sie eine Ausbildung haben? Keiner schaut in diesen Bereich hinein. (Abg. Trettenbrein: Wichtig ist, dass der zu Pflegende zufrieden ist.) Das überlässt man dann der so genannten „privaten Hürde.“ (Abg. Lutschounig: In die Familie schaut keiner hinein!) Na ja, aber warum müssen dann Pflegeheime solche Qualitätskriterien haben? Ich möchte als alter Mensch das Gefühl haben, egal wo ich bin, es gibt Standards für die Pflege. Ich möchte schon darauf vertrauen können, dass mit mir dann auch entsprechend respektvoll und fachlich kundig umgegangen wird. Der Staat hat hier tatsächlich eine Verantwortung zu übernehmen, an die ich abermals appelliere! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)

Dr. Lesjak

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Geschätzter Herr Präsident! Liebe Zuhörer! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Keine Sorge, ich werde nicht so lange und ausführlich zu dem Thema reden. Liebe Barbara, liebe Kollegin, ich kann mir ein paar Vorbemerkungen nicht ersparen. Erstens: Es wäre wirklich reizvoll, hier wieder einmal, wir machen das so im halbjährlichen Rhythmus ohnehin, eine umfassende Pflegedebatte im Kärntner Landtag abzuführen. Das ist aber nicht Gegenstand der derzeitigen Beratungen zur 15a-Vereinbarung. (Abg. Dr. Lesjak: Leider!) Ich würde dich auch bitten im Zusammenhang mit dem Hausbetreuungsgesetz in der 15a-Vereinbarung dazu nicht von Rund-um-die-Uhr-Pflege zu sprechen, denn es geht in diesem Gesetz, das Basis für die 15a-Vereinbarung ist, explizit nicht um Pflege, sondern um Begleitung und Betreuung. Zweitens: Das Hausbetreuungsgesetz ist die Basis, aber nicht Gegenstand dieser Beratungen. Das Hausbetreuungsgesetz ist Bundeskompetenz. Ich sage es auch hier zum wiederholten Mal: Dinge, die in die Bundeskompetenz fallen, werden wir hier im Kärntner Landtag nicht verändern können, in einem anderen Zusammenhang, ja! (Abg. Dr. Lesjak: Aber diskutieren müssen wir es!) Die dritte Vorbemerkung. Barbara: Pflegeabhängigkeit hat nichts mit dem Alter zu tun. Alter ist auch nicht gleich Krankheit und Pflegeabhängigkeit. Pflegeabhängigkeit kann dich in jedem Alter treffen und in jedem Alter haben die Menschen hinkünftig ein Anrecht auf finanzielle Unterstützung einer 24-Stundenbetreuung. Genau das ist der Gegenstand dieser 15a-Vereinbarung. Hier geht es um nichts anderes, als um eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern zur öffentlichen finanziellen Unterstützung einer 24-Stunden​begleitung, Betreuung im häuslichen Umfeld. Wesentlicher Inhalt dieser 15a-Vereinbarung ist, dass der Bund, und das ist das erste Mal der Fall, eine direkte Förderung für eine Hausbetreuung, also für die Betreuung von pflegebedürftigen Menschen in ihrem gewohnten Umfeld auch zahlt. Das hat es bisher nicht gegeben. Insofern ist es aus Ländersicht ein Fortschritt, weil der Bund hier die Länderbudgets entlastet und bereit ist, 60 Prozent der Kosten, die in diesem Bereich anfallen, auch zu übernehmen. Ein zweiter ganz wesentlicher Punkt ist, dass in dieser 15a-Vereinbarung auch die Kompetenzverteilung, die Zuständigkeit zwischen dem Bund und den Ländern, in der Abwicklung noch einmal festgeschrieben und geregelt wird, nämlich analog dem Pflegegeldgesetz, Bundespflegegeldgesetz und den entsprechenden Ländergesetzgebungen. Es wird die Abwicklung im Sinne der Betroffenen geregelt, sodass ganz im Gegenteil zu dem, was die Kollegin Lesjak gesagt hat, nicht Rechtsunsicherheit, sondern ein unbürokratischer und rascher Ablauf in der Bewilligung der Unterstützungsleistung gewährleistet ist. Letztlich werden auch eine Evaluierung, Vernetzung, Erfahrensaustausch und der entsprechende Datenschutz in dieser hochsensiblen Materie festgeschrieben.
Insofern ist es eine 15a-Vereinbarung, der wir im Interesse des Landes Kärnten unumwunden zustimmen können. Als Sozialdemokratische Fraktion werden wir das auch machen, wiewohl – und hier gebe ich der Kollegin Lesjak recht – das zugrundeliegende Hausbetreuungsgesetz in ganz, ganz vielen Punkten nicht befriedigend ist, aber – und hier möchte ich es noch einmal abschließend einfach festhalten – es ist ein erster, sehr wichtiger Schritt, um im Gesamtbereich der Pflege und Betreuung von Menschen, die es benötigen, einen Schritt weiterzukommen und für diesen so wichtigen Bereich der häuslichen Betreuung auch eine öffentliche Förderung sicherzustellen. Das war das wesentliche Interesse von Bundesminister Buchinger hier auch klarzustellen, dass sich jeder und jede, die es benötigt, diese Unterstützung auch leisten können soll. In diesem Sinne werden wir die 15a-Vereinbarung zustimmend zur Kenntnis nehmen. Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Trettenbrein das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich schicke voraus, wir werden dieser 15a-Vereinbarung zustimmen und damit bin ich auch schon mit dem Positiven fertig, was dieses Gesetz betrifft, meine Damen und Herren! Wenn man dieses Gesetz anschaut, diese 15a-Vereinbarung, so ist sie nicht nur klein geschrieben, sondern sie ist auch im Ausfluss und im Inhalt klein. In Kärnten, meine Damen und Herren, ist dieses Gesetz zur 24-Stunden-Betreuung ein Flop! Es ist bürokratisch und für die Betroffenen viel zu kompliziert. Man darf sich daher auch nicht wundern, meine Damen und Herren, dass beim Bundessozialamt in Kärnten am wenigsten Antragsteller ihre Ansuchen abgegeben haben. Vor allem das Modell für unselbstständige Pflege ist völlig praxisfremd und untauglich. In Kärnten, meine Damen und Herren, gibt es hierfür beim Bundessozialamt nicht einmal eine Hand voll Anträge bzw. Ansuchen. Schon jetzt, das heißt heute, wo wir diese 15a-Vereinbarung absegnen, ist dieses Modell komplett gescheitert. Für die Förderung von selbstständiger Pflege gibt es derzeit so gut wie keine Nachfrage. Wie dieses Gesetz an den Bedürfnissen der Menschen vorbeigeht, zeigen folgende Zahlen: Laut dem Kurier vom 6. Mai diesen Jahres gibt es bis dato 5.200 Förderungsanträge in ganz Österreich. Wir haben aber auf der anderen Seite 200.000 Pflegebedürftige. Diese Diskrepanz ist erschreckend! Das sind gerade einmal vier Prozent jener, die Hilfe brauchen. Man hätte es viel einfacher haben können, meine Damen und Herren, wenn man das Erfolgsmodell des Pflegeschecks weiter entwickelt hätte, denn dort hat es eine klare Fixierung der Unterstützung für Pflegebedürftige gegeben. Der ärgste Mangel aus meiner Sicht, meine Damen und Herren, und die Kollegin Lesjak hat es ja auch schon gesagt, der ärgste Mangel ist die Pflege durch Angehörige. Sie wird in keinster Weise verbessert, in keinster Weise! Glauben Sie mir, ich spreche aus Erfahrung. Außer den Begünstigungen aus der Pensionsversicherung gibt es für Angehörige keine Unterstützung. Das ist ein Armutszeugnis der Regierung, meine Damen und Herren, wenn Sie diese riesengroße Gruppe total vernachlässigen!
Es gibt eine Aussage, ich glaube es war der Landeshauptmann Pröll aus Niederösterreich, der folgendes gesagt hat: Er spricht von der herzlosesten und sozial kältesten Situation, die mit diesem Gesetz geschaffen wird – schwarzer ÖVP-Landeshauptmann von Niederösterreich. (Abg. Lutschounig: Ein sehr erfolgreicher!) Eines ist sicher, meine Damen und Herren: Die, die Hilfe brauchen, bekommen sie mit diesem Gesetz sicher nicht! Es kommt nur einer Minderheit von Pflegebedürftigen zugute. Sozialminister Buchinger – das ist ja früher angesprochen worden – hat eine Politik für Menschen versprochen. Mit diesem Gesetz präsentiert er genau das Gegenteil. Er ist ja auch mit etwas ganz anderem beschäftigt. Er ist damit beschäftigt, EM-Karten zu lukrieren. Er sollte sich mehr um die sozial Bedürftigen im Lande bemühen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Berichterstatterin:)

Trettenbrein

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Ich möchte auf das Schlusswort nicht verzichten. Ich möchte meinen Vorredner daran erinnern, dass unter euren Regierungspflichtigen nicht einmal ein Pflegenotstand zugegeben wurde. (Abg. Ing. Scheuch: Das gibt es beim Schlusswort nie, Herr Präsident!) Da war die zuständige Ministerin aus Ihrer Fraktion. Nun bin ich am Ende.
Ich bitte um das Eingehen in die Spezialdebatte.
Dr. Prettner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. – Nein, Herr Holub hat nicht mitgestimmt. Das ist mehrheitlich so beschlossen.
Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Der Landtag wolle beschließen:
Der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 24-Stunden-Betreuung wird gemäß Art. 66 Abs. 1

K-LVG die Zustimmung erteilt.
Ich beantrage die Annahme.
Dr. Prettner

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Die Annahme wurde beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte um ein Handzeichen! – Das ist wiederum mehrheitlich, ohne Herrn Holub von den Grünen, so beschlossen.
Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt 8:

8.
Ldtgs.Zl. 390-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Bestattungsgesetz – K-BStG geändert wird

./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trannacher. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport ist die 1. Lesung erfolgt. Bitte, Frau Berichterstatterin!
Ferlitsch

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die gegenständliche Materie wurde in der 40. Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport am 20. Mai 2008 ausführlich behandelt und einstimmig beschlossen. Dem Gesetzesentwurf zugrunde liegt die Notwendigkeit, das Kärntner Bestattungsgesetz in einigen wenigen Punkten zu adaptieren und zu verändern. Es geht dabei im wesentlichen darum, dass bislang jene Verstorbenen, wo niemand für die Beisetzung Obsorge trägt, in den Gemeinden bestattet worden sind bzw. die Bestattung dort bezahlt worden ist, wo sie verstorben sind. Da gibt es jetzt aufgrund des Entwurfes eine Veränderung, dass jene Gemeinde, wo die Verstorbenen zuletzt Hauptsitz gemeldet waren auch die Kosten für die Bestattung übernehmen. Es gibt eine Neuregelung für Sonderbestattungsanlagen und die Beisetzung von Aschenresten.
In diesem Sinne ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. – Berichterstatterin:)
Artikel I
Das Kärntner Bestattungsgesetz – K-BStG, LGBl. Nr. 61/1971, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 31/1994, 50/1998, 35/1999 und 77/2005 sowie der Kundmachung LGBl. Nr. 21/1972, wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 29.5.2008, mit dem das Kärntner Bestattungsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Vorsitzender: Bitte 3. Lesung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Bestattungsgesetz – K-BStG geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls einstimmig.)

Mag. Trannacher

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9:

9.
Ldtgs.Zl. 383-2/29:

Bericht und
Antrag des Ausschusses für Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft 2006

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner. Ich erteile der Frau Abgeordneten das Wort.

Ferlitsch

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

(Um 15.01 Uhr übernimmt Erster Präsident Lobnig den Vorsitz.) Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werter Zuhörer! Es geht hier um den Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft aus dem Jahre 2006. Das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz sieht die Einrichtung einer Kinder- und Jugendanwaltschaft vor. Dieser obliegt die Beratung von Kindern und Jugendlichen sowie auch die Hilfestellung bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen über die Pflege und die Erziehung. Die Kärntner Jugendanwältin ist Frau Mag. Astrid Liebhauser und gemeinsam mit drei anderen Damen bildet sie praktisch das Team der Kärntner Kinder- und Jugendanwaltschaft. Der Kärntner Kinder- und Jugendanwalt ist gesetzlich weisungsfrei. Dieser Bericht umfasst Einzelfallaufarbeitungen, Präventivarbeit in Form von projekt- und themenbezogenen Arbeiten, Öffentlichkeitsarbeit, Schulbesuche, Mitarbeit in der ständigen Konferenz der Kinder- und Jugendanwältinnen Österreichs.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Das ist ein erfreulicher Tagesordnungspunkt dieser Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft und er berichtet auch relativ ausführlich über die Tätigkeiten. Es gibt dann hinten weiter Aufstellungen zum Beispiel über Beratungsfälle, wie viele es hier gegeben hat. Auch die Themen, um die es geht und auch eine sehr übersichtliche Statistik über alle Tätigkeiten, die die Kinder- und Jugendanwaltschaft gemacht hat. Ich finde es ist sehr wichtig, diese Arbeit auch zu würdigen, weil es sehr wichtig ist, dass wir diese Einrichtung haben, weil es auch heute noch um die Rechte der Kinder und Jugendlichen geht.
In diesem Zusammenhang möchte ich daran erinnern, dass es noch nicht so lange her ist, als die UNO die Kinderrechtskonvention verabschiedet hat und erst im Jahr 1990 haben fast alle Staaten auf dieser Welt diese Kinderrechtskonvention ratifiziert, außer den USA und Somalia. Die USA interessanterweise deshalb nicht, weil dort die Todesstrafe auch auf Kinder steht und deswegen ratifizieren sie die Kinderrechtskonvention nicht. Vielleicht ist vielen nicht bekannt, was das drin steht in der Kinderrechtskonvention. Sie kriegen Rechte zugesprochen und ich glaube, das ist wichtig für die Kinder und Jugendlichen. In anderen Teilen der Erde vielleicht etwas wichtiger als bei uns, aber auch bei uns ist es wichtig, dass man zum Beispiel ein Recht auf Gleichbehandlung und ein Recht auf Schutz vor Diskriminierung hat. Es scheint mir doch erwähnenswert zu sein, gerade hier auch in Kärnten ist es wichtig. Ich darf daran erinnern, wie mit Asylwerberinnen und deren Kindern oft umgegangen wird. Da glauben wir nicht, dass die Kinderrechtskonvention gerade im Kopf der jeweiligen Beamten oder auch Politiker, die hier so handeln, ist. Sie haben ein Recht auf Schutz vor Diskriminierung unabhängig von Religion, Herkunft und Geschlecht. Sie haben zum Beispiel auch ein Recht auf Gesundheit, ein Recht auf Bildung und Ausbildung, – das ist für uns ganz wichtig, da haben wir noch einiges zu leisten – ein Recht auf Freizeit, Spiel und Erholung, ein Recht sich zu informieren, sich mitzuteilen, gehört zu werden und sich zu versammeln. Sie haben ein Recht auf eine Privatsphäre und auf eine gewaltfreie Erziehung im Sinne der Gleichberechtigung und des Friedens. Sie haben zum Beispiel auch ein Recht auf Familie, auf elterliche Fürsorge und ein Recht auf ein sicheres Zuhause.
Die Tatsache, dass es die Kinder und Jugendanwaltschaft gibt, zeigt, dass diese Rechte auch bei uns verletzt werden. Umso wichtiger ist es, dass wir diese Einrichtung haben, weil jemand diese Kontrolle machen und den Kinder und Jugendlichen bei der Durchsetzung ihrer Rechte behilflich sein muss. Dankeschön!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)

Dr. Lesjak

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):
Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte die Gelegenheit der Vorlage des Berichtes der Kärntner Kinder- und Jugendanwaltschaft dafür nützen, um dem engagierten Team von Frau Mag. Astrid Liebhauser auf der Herzlichste zu gratulieren und ihr auch auf diesem Wege mit auf den Weg zu geben, dass wir hier im Kärntner Landtag sehr wohl zu schätzen wissen, was da an wichtiger und profunder Arbeit geleistet wird. Es ist ja einiges zum Bericht bereits gesagt worden. Er umfasst alle Aktivitäten und Tätigkeiten des Jahres 2006, wiewohl das Jahr 2006 für die Kärntner Kinder- und Jugendanwaltschaft kein leichtes war. Es hat relativ hohe Personalfluktuation gegeben und durch die Inanspruchnahme des vorzeitigen Mutterschutzes unserer Kinder- und Jugendanwältin Mag. Liebhauser war die Stelle auch eine Zeit lang führungslos. Und dennoch haben sie in diesem Jahr mit einem Engagement, das seinesgleichen sucht, sich um die Rechte der Kinder in unserem Land gekümmert. Sie haben dies auf vielfältigste Weise gemacht und sind als wirkliche Ombudsstelle für Kinder und Jugendliche auch tatsächlich immer daran, die aktuellen Probleme aufzugreifen.
Sie haben sich in den Bereichen des sexuellen Kindesmissbrauches engagiert, waren tatkräftig dabei, den Bereich der Prozessbegleitung für Kinder und Jugendliche mit aufzubauen, zu koordinieren und zu unterstützen. Sie haben sich im Bereich des Drogenmissbrauches und der Kontrolle des Kärntner Jugendschutzgesetzes engagiert, haben ein Märchenbuch, ein Kinderrechte-Märchenbuch herausgegeben, unzählige Workshops in Schulen durchgeführt, um mit den Kindern und Jugendlichen auch ganz nah an ihrer Lebensrealität und an ihren Bedürfnissen über Kinderrechte aber auch –pflichten zu sprechen. Die Kärntner Kinder- und Jugendanwaltschaft hat sich auch für die Gewaltprävention stark gemacht und hat unter anderem auch im Bereich des Konfliktmanagements einiges an Projekten umgesetzt. Ich denke, die Bilanz dieses einen Jahres kann sich sehen lassen. Es sind einige neue Aktivitäten gesetzt und weitere Traditionen fortgesetzt worden. Ich kann nur noch einmal sagen, dass all die Bereiche, die die Kinderrechtskonvention auch umfasst, das Recht auf Schutz, das Recht auf Grundversorgung und das Recht auf Beteiligung eine sehr gute und fundierte Anlaufstelle in der Kärntner Kinder- und Jugendanwaltschaft gefunden haben. Ich möchte noch einmal dazu gratulieren und meinen ganz offenen und herzlichen Dank dafür aussprechen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Wenn die Frau Kollegin Dr. Lesjak diesen Bericht als erfreulich bezeichnet, (Abg. Dr. Lesjak: Dass es den gibt, ist erfreulich!) so kann ich ihr teilweise zustimmen. Mit einem lachenden und einem weinenden Auge und mit Skepsis habe ich diesen Bericht gelesen. Dem Aufgabenfeld Einzelfallbearbeitung, Präventivarbeit in Form von themenbezogenen Arbeiten, Schulbesuche, Teilnahme an Konferenzen bundesweit, wurde großteils entsprochen. Für uns gibt es aber noch wesentliche Bereiche, die aus unserer Sicht seitens der Kinder- und Jugendanwaltschaft mitzubearbeiten oder nachzujustieren sind. Als wesentlich zu bezeichnen ist natürlich die Opferhilfe in Bezug auf minderjährige Opfer sexueller Gewalt. Traurige Tatsache ist, dass es in Kärnten rund 1.000 Fälle gibt – mit Dunkelziffer – im Kindesmissbrauch, wo noch anzusetzen ist und gerade das Beispiel vom Kindesmissbrauch in den Medien publiziert, beweist ja, dass das immer noch ein Tabuthema ist und dass man verstärkt die Menschen motivieren sollte, hier Hilfe zu suchen. Schutz der Opfer in der Aufklärungsphase und im Strafverfahren mit begleitender und nachfolgender therapeutischer Betreuung, eine gezielte Bewusstseinsbildung in der Bevölkerung und in öffentlichen Einrichtungen zur Sensibilisierung des Themas. In pädagogischen und medizinischen Berufen muss eine verstärkte Ausbildung zur Erkennung von Symptomen bei Gewaltmerkmalen noch durchgeführt werden. Ziel muss auch sein, dass zwischen Kindergärten, Schulen, Ärzten, Polizei und Psychologen verstärkt kooperiert wird, um so vorbeugend und helfend für die ängstlich Betroffenen agieren zu können.
Geschätzte Damen und Herren! Problematisch erscheint mir aber auch in Kärnten das Ansteigen der Gewalt- und der Aggressionsdelikte bei Jugendlichen. Wir lesen täglich darüber in den Medien. Ich frage mich aber auch, warum gelingt es weder der Kinder- und Jugendanwaltschaft beziehungsweise der Jugendreferentin des Landes, diese gesellschaftliche Negativentwicklung zu stoppen beziehungsweise zu reduzieren? Weitere Fragen: Arbeitet die Kinder- und Jugendanwaltschaft an der Realität vorbei oder müsste die Aufgabenstellung dieser Institution nicht neu überarbeitet werden, um so den konkreten Bedürfnissen von Familien, Schulen und Gesellschaft angepasst werden? Aus der Sicht des BZÖ ergeben sich für uns fünf Problembereiche.
Erstens: Tatsache ist, die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist viel zuwenig bekannt! Statistische Zahlen sagen, dass es ganze 310 Beratungsfälle pro Jahr gibt, dass sich pro Arbeitstag nur 1,2 Leute direkt an diese Servicestelle wenden. Wenn man bedenkt, dass es in Kärnten etwa 40.000 Kinder zwischen 10 und 18 Jahren gibt, so sieht man, wie gering dieser Bekanntheitsgrad ist. Ich stelle mir die Frage: Wie lässt sich die Bekanntheit und Attraktivität so steigern, dass es zu einer erhöhten Beratungsfrequenz kommt?
Zweiter Punkt: Zudem kümmert sich die Kinder- und Jugendanwaltschaft zuwenig um wichtige Probleme von Kindern und Jugendlichen, Anstieg von Gewalt, Drogen, aber auch zuwenig um Gewalt in der Schule. Mediation, dieses Thema gehört vorangetrieben.
Dritter Punkt: Die Kinder- und Jugendanwaltschaft setzt zu geringe Initiativen für Scheidungskinder. Wir müssen bedenken, dass es auch in Kärnten mehr als 50 Prozent an Scheidungen gibt, davon zwei Drittel mit Kindern. Ich glaube, es wäre eine Herausforderung für die Zukunft, dass man hier stärker Schwerpunkte setzt im Rahmen der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Hier gibt es nur Funkstille, man hört nichts von Besuchscafés, so wie es in Klagenfurt bereits auf privater Ebene installiert wurde und ich glaube auch, dass es wichtig ist, dass man Kindern Möglichkeiten schafft, sich trotz der Trennung der Eltern in einem konfliktfreien Rahmen zu treffen beziehungsweise auch Kontakt mit den Vätern aufnehmen zu können.
Vierter Punkt: Funkstille besteht auch bei dem Problem, von Kindern, die keinen oder nur einen geringen Anspruch auf Unterhalt haben. Hier fallen jährlich hunderte Kinder durch den Rost, weil das Unterhaltsvorschussgesetz erhebliche Lücken hat. Auch hier ist Handlungsbedarf.
Fünfter Punkt: Es wäre dringend nötig, dass diese Einrichtung einen Erneuerungsschub erhält, das heißt, Handlungen müssen so gesetzt werden, dass Maßnahmen auch in der Realität besser greifen und zudem müsste hier wirklich der Schwerpunkt bei den Scheidungskindern mit angesetzt werden.
Geschätzte Damen und Herren, alles in allem, nehmen wir diesen Bericht aus 2006 zur Kenntnis. Wir gestehen es den Damen der Kinder- und Jugendanwaltschaft zu, dass sie nach ihren Möglichkeiten bestens gearbeitet haben. Wir fordern aber auch künftig, präziser in Bezug auf wichtige Lösungen zu aktuellen Problementwicklungen zu arbeiten. Es gilt nicht, zu reagieren, sondern zu agieren. Kinder sind unser wichtigstes Kapital! (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. DI Gallo: Bravo!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Warmuth

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Hohes Haus! Lieber Zuhörer! Zum Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist schon viel von meinen Vorrednerinnen gesagt worden. Herzlichen Dank an die Frau Mag. Astrid Liebhauser. Ich glaube, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft eine ausgezeichnete Institution ist, eine sehr, sehr wichtige Institution. Wenn ich mir aus dem Bericht nur die Situation der Testkäufe bei den Supermärkten und Tabaktrafiken herausnehme, wo 137 Supermärkte getestet wurden und sich 112 an die Jugendschutzbestimmungen gehalten haben. Das bedeutet, nur 25 Supermärkte haben Alkoholika an Jugendliche verkauft, ohne den Ausweis zu verlangen. Von 59 Trafiken sind in 32 Trafiken keine Tabakwaren verkauft worden. Dann ist das schon eine Geschichte, dass sich das durchsetzt bei den Supermärkten und den Trafiken. Wenn man sich die Statistik 2003 bis 2006 anschaut, dann sieht man, dass die Bewusstseinsbildung besser wird. Dass mehr Supermärkte und mehr Tabaktrafiken darauf Rücksicht nehmen, dann wissen wir, dass wir auf dem richtigen Weg sind.
Ich glaube, dass nicht zuletzt die Kinder- und Jugendanwaltschaft dafür gesorgt hat, dass das besser geworden ist. Man erlebt es tagtäglich, gerade gestern in einer Trafik in Klagenfurt, wo Jugendliche Zigaretten kaufen wollten und die Trafikantin den Ausweis verlangt hat, was ich vorher nie kannte beziehungsweise in meiner Zeit undenkbar war. (Abg. DI Gallo: Von dir?) Nein, nicht von mir! Ein paar Tage vor meinem 30. Geburtstag würde ich es mir wünschen, dass mich jemand nach einen Ausweis fragt. Aber diese Zeiten sind, glaube ich, endgültig vorbei, lieber Kollege Gallo. Nein, wir brauchen die Kinder- und Jugendanwaltschaft, sie macht eine gute Arbeit. Herzliche Gratulation dazu, weiter so! Ich hoffe, dass wir im Jugendbereich noch viele, viele Initiativen setzen können, um die Kriminalität und die Gewaltakte bei den Jugendlichen zu verringern und durch Prävention diese Dinge zu verhindern. In diesem Sinne selbstverständlich die Zustimmung der Österreichischen Volkspartei! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Tauschitz

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte auf die Wortmeldung der Kollegin Warmuth reflektieren, weil ich an und für sich von Ihnen, Frau Kollegin, eigentlich Wortmeldungen gewöhnt bin, die doch gerechtfertigte Wahrnehmungen zugrunde haben. Diese Wortmeldung hier kann ich nicht unter diese genannten einreihen. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat, wie Sie selbst in Ihrer Rede ausgeführt haben, drei Mitarbeiterinnen, wenn überhaupt, Vollzeit zur Verfügung. Mit diesen drei Mitarbeiterinnen, die zentral in Klagenfurt situiert sind, ist das alles, was Sie aufgelistet haben an notwendiger Arbeit nicht möglich. (Abg. Ing. Scheuch: Wer ist dafür verantwortlich?) Herr Klubobmann Scheuch, Ihre Zwischenrufqualität nimmt schön langsam überdimensionale Maße an (Abg. Ing. Scheuch: Sie haben generell eine schlechte Qualität!) und vielleicht wäre es doch möglich, dass der Herr Präsident eine entsprechende Aufforderung an Sie richtet, die Zwischenrufe einzustellen. (Abg. Ing. Scheuch: Wieso denn? Wir sind nicht in einem Mädchenpensionat, einen Zwischenruf werden Sie vertragen müssen! Das machen Sie auch! Reden’s was Gescheites, dann bekommen Sie keinen Zwischenruf!) Na, wo klemmt es denn heute, was ist denn los? Heute ist er aber schon seit in der Früh etwas zwider! (Abg. Ing. Scheuch: Nein, im Gegenteil!) Mein Gott, na. Was kann ich unternehmen, um Ihre Laune zu heben, Herr Klubobmann? (Abg. Ing. Scheuch: Sitzen Sie nieder, das würde meine Laune heben!) Den Gefallen kann ich Ihnen leider nicht tun, Sie müssen andere Wünsche äußern. (Abg. Ing. Scheuch: Dann stellen Sie keine Fragen, die Sie nicht erfüllen können.) Wir können diesen Dialog noch fortsetzen, längere Zeit! (Abg. Ing. Scheuch: Solche Zwiegespräche mit so charmanten Damen wie Ihnen, fallen mir immer leicht!) Na, jetzt fühle ich mich aber gebauchpinselt, regelrecht. (Abg. Ing. Scheuch: Sollten Sie auch!)
Das alles, was Sie aufgezählt haben, Frau Kollegin Warmuth, ist mit dieser Besetzung nicht möglich und ist auch nicht Ziel der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Aus diesem Grund gibt es auch von Seiten des Sozialreferates eine Fülle von Zusatzangeboten, die diese Dinge, die Sie aufgelistet haben, wahrnehmen. Richtig ist, dass dieses Angebot laufend ausgeweitet werden muss, weil hier nämlich eine zunehmende Zahl, ich glaube da besteht auch zwischen den einzelnen Parteien Übereinstimmung, eine Zahl problematischer Fälle haben. Es hilft nicht, irgendwo alleine eine zentrale Einheit zu haben. Sondern diese zentrale Einheit Kinder- und Jugendanwaltschaft muss eingebettet sein in ein Netz von Institutionen, dass insbesondere, wenn es um Kinder und Jugendliche geht, die nicht lange Strecken so ohne weiteres alleine zurücklegen können, ein Netz vor Ort hat. (Abg. Warmuth: Sie gehen in die Regionen!) Es wurde vor einigen Jahren bereits begonnen, dieses Netz aufzubauen. Nämlich in Form der Kinderschutzzentren, die hervorragend arbeiten. Es gibt eine Kinderschutzeinrichtung in Klagenfurt, es gibt ein Kinderschutzzentrum mit erstklassigem Ruf in Villach. Es wird demnächst ein Kinderschutzzentrum auch in Wolfsberg geben und auch in anderen Bezirksstädten ist diese dezentrale Einrichtung, die leicht erreichbar ist und eine niedere Zugangsschwelle hat, in weiterer Folge geplant.
Dazu kommt, weil Sie gesagt haben, es kümmert sich niemand um die Scheidungsfälle. Dazu kommt ein Netz, das bereits in Entwicklung ist seit längerer Zeit, von Besuchsbegleitung. Eine Institution, für die es eine eigene Bundesförderung gibt und die ganz speziell darauf ausgerichtet ist, Kindern in diesen Scheidungssituationen zu helfen, indem sie nämlich so etwas wie Mediation zwischen den Elternteilen anbietet. Ein Begleiten der Besuchssituation anbietet, damit eine Deeskalation in der Familie möglich wird und die Kinder wieder herausgenommen werden aus den elterlichen Konflikten. Also, ein zweiter Bereich in einem Netzwerk, das ganz, ganz bewusst dezentral gesetzt wurde. Alle diese Institutionen arbeiten auf hervorragende Weise mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft zusammen.
Das letzte Glied ist auch geschlossen worden, eigentlich in einem gemeinsamen Konsens. Denn auch von den Vertretern Ihrer Partei oder der ÖVP ist in den letzten Jahren immer wieder darauf hingewiesen worden, dass es auch im Bereich der Schulen noch einen speziellen Bedarf gibt, der zu ergänzen ist. Obwohl dort die Beratungslehrerinnen und –lehrer eine hervorragende Arbeit leisten, fehlt es, so hat es geheißen, noch an schulsozialarbeiterischer Tätigkeit. Auch hier wird mittlerweile vom Sozialreferat des Landes das erste Projekt finanziert, das mit Schulsozialarbeit in Kärnten beginnt und dass dann, wenn entsprechende Erfahrungswerte gesammelt worden sind und es eine gemeinsame Verständigung hoffentlich darüber geben wird, auch weiter ausgedehnt werden kann.
Das heißt also, das, was Sie hier zu transportieren versucht haben, dass all diese Aufgaben nur der Kinder- und Jugendanwaltschaft sind und nicht erfüllt werden (Abg. Warmuth: Nicht nur, auch!), Sie haben es im Bericht zu dieser Institution gesagt und haben sozusagen die Qualität der Arbeit dieser Institution aufgehängt an diesen Notwendigkeiten. Das ist so nicht richtig, weil es handelt sich nicht um Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft, die ihre speziellen Aufgaben, das sind neben der Einzelfallbearbeitung sehr viele andere, die Prävention, Öffentlichkeitsarbeit, Schulbesuche und Mitarbeit vor Ort, um solchen Institutionen auf die Füße zu helfen. Das kann man nicht der Kinder- und Jugendanwaltschaft umhängen. Aber man kann verlangen, dass dem steigenden Bedarf entsprechend nachgerüstet wird, mit anderen Institutionen und das wird vom Sozialreferat und der Sozialreferentin in vorbildlicher Art und Weise in den letzten Jahren getan.
Es geht nicht alles von Heute auf Morgen. Der Bedarf steigt mit einer Geschwindigkeit, dass es auch schwer ist, nachzukommen. Aber es gibt eine ganze Reihe von Beispielen, die gesetzt worden sind, Institutionen, die ins Leben gerufen worden sind, die diesen Aufgaben nachkommen. Hier möchte ich noch einmal abschließend die Kinderschutzzentren, das Konzept der Kinderschutzzentren als wesentlich darstellen. Denn das sind Institutionen, bei denen man zum ersten Mal davon abgeht, nur Diagnosen zu stellen, sondern man bietet Therapien an. Das ist übrigens etwas, was der Herr Dr. Lach, seines Zeichens Schulpsychologe, in einer der letzten Ausschusssitzungen ganz vehement unterstrichen hat, dass das unbedingt notwendig ist. Nicht nur Diagnose, sondern auch das Angebot von Therapie. Das alles kann in einer guten Vernetzung mit Kinder- und Jugendanwaltschaft passieren. Aber es kann nicht als Aufgabe der Kinder- und Jugendanwaltschaft dargestellt werden, die ihre Aufgaben, ihre speziellen Aufgaben, für die sie geschaffen ist, hervorragend wahrnimmt.
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort.)

Mag. Cernic

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Auch ich möchte der Frau Jugendanwältin, Frau Mag. Astrid Liebhauser, und ihrem engagierten Team herzlich danken für ihre Tätigkeit. Ich wünsche ihr und ihrer Familie und ihrer kleinen Tochter Paula persönlich alles Gute. Ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Der Tätigkeitsbericht 2006 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Kärnten wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt.

10.
Ldtgs.Zl. 293-15/29:
Bericht und
Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Kärntner Mindestsicherungsgesetz geändert wird


./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trannacher. Bitte!

Dr. Strutz
Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Zuhörer! Die Novellierung zum Kärntner Mindestsicherungsgesetz wurde in der 44. Sitzung des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport beraten und mehrheitlich auch beschlossen. Der Inhalt der Novellierung ist in etwa folgend zusammen zu fassen. Es geht zum Einen darum, dass im Zuge der Neueinführung des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes und der notwendigen Schulung und Beratung in mehreren Diskussionsrunden mit Experten und Expertinnen der Praxis einfach Notwendigkeiten aufgetaucht sind, bestimmte Formulierungen zu verändern, zu konkretisieren und Adaptierungen vorzunehmen. Die viel wesentlicheren inhaltlichen Punkte sind allerdings in bereits mehreren Anläufen diskutierte Entlastung von Angehörigen für Personen, die in stationären Pflegeeinrichtungen leben. Eine Besserstellung für Menschen mit Behinderung, was ihre finanzielle Lebensgrundlage anbelangt und die Absenkung des Gemeindeanteiles.
Wie gesagt, der Gesetzesentwurf ist eingehend beraten und diskutiert worden. Er ist aus meiner Sicht leider nur mehrheitlich im Ausschuss beschlossen worden und ich hoffe, dass im Zuge der Generaldebatte eine vielleicht Aufklärung, ein Umdenken stattfindet, sodass wir dieses Gesetz in großer Mehrheit in diesem Haus beschließen können. In diesem Sinne ersuche ich um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Präsident! Hohes Haus! Lieber Zuhörer! Diese Änderung des Kärntner Mindestsicherungsgesetzes ist eine Notwendigkeit, der eigentlich nur eine konsequente Fortsetzung wie bereits der Entfall der Kostenbeiträge für Kinder, die in Betreuung sind, den wir letztes Jahr beschlossen haben, ist. Ich persönlich bin sehr stolz, dass wir seit nunmehr fast einem Jahr das Kärntner Mindestsicherungsgesetz in Kraft haben. Das Gesetz ist am 1. Juli 2007 in Kraft getreten.
Ich bin sehr froh, dass wir hier praktisch das Leitbild Österreichs sind, weil sich ja jetzt Österreich an Kärnten orientiert und sich unsere zuständige Referentin, die Gaby Schaunig diesem Thema schon damals sehr, sehr zukunftsweisend gewidmet hat, das ja ein Thema ist, das wirklich einen revolutionär anderen Ansatz zum Zugang der Menschen hat, nämlich nicht Menschen in Abhängigkeit zu halten und als Almosenempfänger hinzustellen, sondern Menschen, die der Hilfe der Öffentlichkeit bedürfen, diese mit einem Rechtsanspruch auszustatten und diesen Menschen auch einen besonderen Wert beizumessen. Dieses Mindestsicherungsgesetz hat ja gezeigt, dass es durch die klaren Richtlinien auch klar absteckt: Wer ist anspruchsberechtigt? Es hat sich eben herausgestellt, dass vor allem die davon profitieren, die das brauchen! Es hat sich in der Praxis sehr bewährt, weil sich jetzt die Vereinfachung in der Verwaltung zunehmend durchsetzt, deshalb ist das ein sehr, sehr praktikables Gesetz. Nur, aufgrund des Umfanges der gesamten Materie, es beinhaltet ja verschiedenste Lebensbereiche und verschiedenste Lebenssituationen, ist es in der Natur der Sache – und das war ja uns allen schon mit Beschlussfassung klar – dass es hier immer wieder Adaptierungen geben wird müssen. Es war uns allen eigentlich mit Beschlussfassung klar. Es gibt immer wieder veränderte Lebensumstände. Es gibt, wie wir das jetzt zum Beispiel bei der Teuerungswelle sehen, auch plötzlich eintretende Ereignisse, die dann natürlich gesetzlich reguliert werden müssen. Wie gesagt, vor einem Jahr haben wir es damals mit Mehrheit der ÖVP und SPÖ beschlossen, dass es zum Entfall der Kostenbeiträge für Eltern von behinderten Menschen gekommen ist, das war für mich ein weiterer konsequenter Schritt. (Abg. Ing. Scheuch: Das war mein Antrag!) Das ist wieder einmal eine Verdrehung der Tatsachen. Bitte, heben wir das Protokoll aus, wie auch immer! (Abg. Ing. Scheuch: Bitte!) Konsequent verfolgen wir diesen Weg. Es war immer schon ein Anliegen der SPÖ. Die Referentin hat es ja mehrmals in der Regierungssitzung vorgelegt. Mehrmals ist sie gescheitert, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) aber letztendlich hat ja Ihr Referent, nämlich der Referent Dörfler diesem Entschluss auch die Zustimmung erteilt. Da habe ich mir gedacht, da habe ich zum ersten Mal den Hut vor Landesrat Dörfler gezogen, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du hast ja gar keinen Hut!) weil er sieht, wie viele Menschen hier betroffen sind, dass er die Einsicht gehabt hat, dass das eine Notwendigkeit ist, um den Menschen in Kärnten zu helfen. Denn in Wahrheit helfen wir den Angehörigen. Sie müssen sich vorstellen, es gibt ja eine paradoxe Situation: Viele, viele Menschen, die der Pflege bedürfen, trauen sich die Pflege nicht in Anspruch zu nehmen, weil es eben diese Kostenersatzpflicht der Angehörigen gegeben hat. Die trauen sich gar nicht, diese Pflegeleistungen in Anspruch zu nehmen, um ihre Angehörigen nicht zu belasten. Das sind ja häufig ältere Menschen, die dann Kinder haben, die meistens gerade im Aufbau einer Familie sind und die meistens dann in dieser Phase die finanziellen Mittel auch selbst besonders brauchen. Sie bauen oft selber Häuser, müssen selber für ihre Familien sorgen. Und gerade darum geht es, um die Entlastung dieser Personengruppen. Ich kann mich erinnern, wie voriges Jahr viele Eltern zu mir gekommen sind und sich für diesen Entschluss bedankt haben, dass wir die Beiträge für die behinderten Kinder abgeschafft haben, weil das natürlich eine massive Entlastung dieser Familien bedeutet, die ja einer Erwerbstätigkeit nur in eingeschränktem Maße nachgehen können, da sie ja vermehrte Betreuungspflichten wahrzunehmen haben.
Für mich ist hier die Forderung, die die Barbara Lesjak früher gestellt hat, das Grundrecht auf Pflege in gewisser Weise erfüllt, weil ja dadurch diese Hemmschwelle, sich in Pflege zu begeben, mit dieser Kostenersatzpflichtstreichung wegfällt. Es ist natürlich auch ein erfreulicher Tag für die Gemeinden Kärntens, weil in dieser Änderung die Absenkung der Gemeindebeiträge enthalten ist und eine faire Aufteilung der Kosten, die hier entstehen, zwischen Land und Gemeinden erfolgen wird. Insgesamt kann ich sagen: Ein Feiertag für die Kärntnerinnen und Kärntner, ein Feiertag für die Kärntner Gemeinden, eine absolute Lebensqualitätssteigerung für unser Bundesland. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das BZÖ heute nicht mitstimmt, im Ausschuss war es leider so. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das BZÖ gegen diese menschlichen Bedürfnisse und Interessen der Kärntnerinnen und Kärntner stimmt. (Abg. Trettenbrein: Das ist kein Bedürfnis!) Beim Feiern ist ja das BZÖ auch sehr gerne dabei. Ich gehe davon aus, dass dieser Beschluss einstimmig erfolgen wird! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Prettner

(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)
Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzter Präsident und Kollegen und Kolleginnen! Diese Novellierung ist wirklich sehr erfreulich. Sie war auch längst fällig. Besonders freut mich natürlich, dass hier zumindest teilweise einige Punkte korrigiert worden sind, die wir schon heftig angeprangert und kritisiert haben. Es ist sehr schön, das zu sehen, dass diese unsere Forderungen zumindest teilweise umgesetzt werden. Da hat offenbar die soziale Vernunft die Landesregierung erreicht und dort gibt es ein Einsehen in einige grobe Fehler, die am Anfang in diesem Gesetz eigentlich gemacht worden sind. Ich möchte jetzt nicht auf alle Punkte eingehen, die hier neu sind, nur auf solche, die für mich sehr bemerkenswert erscheinen. Also was sehr gut ist: Neu eingefügt wurde der Paragraf 35 a, ein Zuschuss für kieferorthopädische Behandlungen. Das ist eine Kleinigkeit, aber man kann das auch loben und hervorheben, weil das für die betroffenen Menschen oft keine Kleinigkeit ist, sondern etwas ganz Großes, weil diese Dinge oft eigentlich nicht mehr leistbar sind. Wie genau jetzt die Einkommensgrenzbeträge und Vorschriften über die Ermittlung des Einkommens berechnet werden, wird noch durch eine eigene Verordnung der Landesregierung geregelt werden. Neu ist auch die Einstellung der Kostenbeitragspflicht von Angehörigen im Bereich der Unterbringung in stationären Einrichtungen und bei Familien sowie bei Einmalleistungen. Konkret wird der Einsatz der eigenen Mittel ja im § 6 geregelt und da ist die Vermögensgrenze neu. Die ist auf 7.200,-- Euro angehoben worden. Das ist sehr positiv, weil wir hatten heute schon einmal das Thema, also mit einer Vermögensgrenze von beispielsweise 5.000,-- Euro kommt man nicht sehr weit. 7.200,-- Euro ist noch nicht viel, aber doch um einiges mehr. Neu ist auch, dass die Kostenbeitragspflicht für Angehörige aufgehoben wird. Der Kostenbeitrag fällt also für die Unterhaltspflichtigen bei Unterbringung in stationären Einrichtungen und so weiter, aber nicht für die Behinderten selber zum Beispiel. Also, die Behinderten und die zu Pflegenden sind nicht von der Kostenbeitragspflicht entlassen und das entspricht nicht dem Grundrecht auf Pflege. Dieses Grundrecht ist seitens der Behinderten selber nicht erfüllt worden. Denn es gibt hier nur eine teilweise Aufhebung des Regresses. Weitgehend bleibt er eigentlich noch drin.
Auch ein bisschen halbherzig finde ich, dass für therapeutische Maßnahmen und Heilmittel ein Kostenzuschuss gewährt wird, unter der Berücksichtigung der finanziellen Leistungskraft des Behinderten oder der Behinderten sowie der Unterhaltspflichtigen. Hier wird sehr wohl dann auch angeschaut, wie hoch das Einkommen ist. Das heißt im Praktischen, dass diese Heilmittel und Heilbehelfe zum Großteil weiterhin selber zu zahlen werden sein. Was auch positiv ist, ist ja, dass bei positiver Erledigung von Heizkostenzuschüssen, Schulstartgeld, ein Bescheid erlassen wird. Das gab es auch schon früher. Nur muss man die Personen auch darauf hinweisen, dass sie ein Recht darauf haben. Sie kriegen nur dann einen Bescheid, wenn sie einen wollen, weil die Behörde sagt, das ist ihnen zu viel Arbeit.
Insgesamt gesehen ist diese Novelle ein kleiner Schritt in die richtige Richtung, aber man war offenbar nicht mutig genug, um den Regress komplett herauszunehmen, das wäre es aber gewesen! Das ist der Schritt, den wir noch zu tun haben, den Kostenersatz völlig herauszunehmen. Freilich, ich sehe schon ein, für die Landesregierung ist es halt günstiger, wenn der Regress drin bleibt, wenn die Leute die Kosten selber tragen. Dann fallen weniger Kosten für die Landesregierung an. Was haben die Betroffenen und die Familien davon? Gerade hier ist so ein Punkt, da muss man sehr vorsichtig und sehr sorgfältig sein. Denn wenn der Kostenersatz drin bleibt führt das letztendlich zu einer Teufelsspirale nach unten, wenn diese Kosten von den Behinderten jetzt selbst getragen werden müssen. Damit kommen sie sicher in eine Armutsfalle. Das ist eigentlich nicht das Ziel dieser Regelung, dass die Leute in der Armut verbleiben und dass die Familien sozusagen hier diese Last tragen müssen.
Jedenfalls ist diese Novelle viel effektiver als ein einmaliger Teuerungsausgleich. So eine Einmalzahlung, ein Teuerungsausgleich ist eigentlich gar nicht effektiv, weil das Geld gleich weg ist und hier in dieser Novellierung sorgt man immerhin dafür, dass dieses soziale Netz dauerhaft zumindest ein bisschen enger geknüpft wird. Danke! (Einzelbeifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Dr. Lesjak

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Wenn man zu diesem Thema spricht, und vor allem als SPÖ-Abgeordnete spricht, sollte man zumindest die Genesis etwas genauer beleuchten. Fakt ist, dass das Thema der Zuzahlungen – und das ist ja in Wirklichkeit eines der zentralen Themen, die wir heute hier besprechen – bei einem Sonderlandtag besprochen und das erste Mal hier in diesem Haus in einem 15-Punkte-Programm thematisiert wurde, welches wir Ihrer Frau Vorsitzenden Schaunig vorgelegt haben. In diesem 15-Punkte-Programm war übrigens auch der Antrag auf Freistellung der Unterhaltspflicht von behinderten Kindern enthalten. Im übrigen war das allerdings auch schon das Einzige, was Sie erledigt haben, damit Sie das auch wissen, Frau Abgeordnete, damit Sie das auch wissen (gemünzt auf Abg. Dr. Prettner) weil Sie eigentlich immer recht frech hier heraußen stehen (Abg. Dr. Prettner: Frech?) und die Redequalität anderer beurteilen. Ich glaube, ich werde Ihre Redequalität nicht beurteilen, das maße ich mir nicht an, aber Ihre Geschichtskenntnisse werde ich schon beurteilen und ich werde Ihnen auch ein bisschen auf die Sprünge helfen, was letztendlich die Genesis hier aussagt. Das heißt, wir haben eine Forderung aufgestellt, erinnern Sie sich, gehen Sie in sich und das wäre auch die einzig richtige Forderung gewesen, nämlich ein nachvollziehbares, ein transparentes und ein sozial gestaffeltes Zuzahlungssystem für Angehörige hier zu erstellen. Das war unsere Forderung! Ich habe die Reden hier, die Sie gehalten haben. Ich kann dann auch Auszüge vorlesen, wenn Sie das gerne möchten. Es gibt ja hier jetzt keine Redezeitbeschränkung. Da hat man nämlich gesagt, es ist alles paletti, das gibt es ja alles. Es gibt hier eine Vorgabe der Abteilung und da werden die Zuzahlungsverpflichtungen ganz genau abgerechnet und geregelt. Der Rechnungshofbericht, auf den komme ich dann noch, sagt ganz etwas anderes. Er sagt das, wo wir Sie schon lange im Verdacht gehabt haben, dass Sie nämlich überhaupt keine nachvollziehbare Regelung gehabt haben und anstatt dessen den Auftrag des Kärntner Landtages, den Sie mehrheitlich bekommen hat, die Frau Landesrat Schaunig, nämlich ein nachvollziehbares und transparentes System der Zuzahlung und ein sozial gestaffeltes zu erstellen, ist sie hergegangen und hat die Zuzahlung gleich ganz abgeschafft! So kann man auch seine Hausaufgaben machen, das ist möglich. Das sind halt einfach bedeutend mehr Kosten für den Steuerzahler. Das ist aber egal, weil die SPÖ ja dann auch meistens zwar den Budgets zustimmt, aber immer ans Rednerpult hinausgeht und sich darüber aufregt, wie es mit der Schuldenlage so ist!
Nun, viele Leute wird dieses Gesetz freuen, sicherlich zum Beispiel auch Leute meines Standes. Somit ist ein wohlbegüterter Herr Scheuch, der Gott sei Dank, aus seiner Sicht zumindest, keine armer Mann ist, in der Lage, falls ein Familienmitglied von mir, in dem Fall meine Mutter Pflege in einem Altenpflegeheim benötigen würde, da brauche ich dann nichts mehr dazu zahlen. Das ist aber eine klasse Geschichte! Das ist wirklich einmal sozialdemokratische Politik der ganz neuen und letztendlich auch der besonderen Art. Statt dass man sozial gestaffelt, etwas untersucht und macht wie beim Wohnbau, wie in vielen anderen Bereichen, geht man den anderen Weg. (Abg. Dr. Kaiser: Weil der administrative Aufwand zu teuer ist!) Ja, dieser Aufwand in dieser Frage ist sicherlich nicht teurer, lieber Klubobmann Peter Kaiser, weil hier geht es schon um ganz schöne Beträge!
Und das weißt du auch ganz genau und es wäre letztendlich ein Leichtes, mit einer Erklärung, die dann eventuell auch nachgeprüft wird, hier Besserverdienende zu erwischen und ihnen das auch zuzumuten. Das wäre ihnen zuzumuten! Mir jedenfalls ist es zuzumuten in jedem Fall. Das heißt, - bitte? (Abg. Strauß: Du wirst ja deine Mutter nicht in ein Heim geben!) Ich werde es vielleicht nicht machen, aber viele andere werden es machen. Jetzt werde ich dir genau etwas darauf sagen und das ist ein hochinteressanter Bereich. Wenn du weißt, wer Menschen zu Hause pflegt, wo die meisten Menschen zu Hause gepflegt werden und wo die meisten Menschen in Heimpflege gepflegt werden, wenn man sich das anschaut, dann hat das eben ein anderes Bild, lieber Abgeordneter Bürgermeister Strauß. Genau ein anderes Bild! In größeren Familien, in sozial vielleicht nicht so begüterten Bereichen wird viel mehr gepflegt in der Familie, als woanders. (Zwischenruf aus der SP-Fraktion.) Eben, eben, eben! Und genau den Leuten, die zur Zeit schon ihre Eltern und die zur Zeit schon die Personen ins Altersheim geben und die zur Zeit schon dadurch hohe Kosten verursachen, die befreien sie alle mit einem Federstrich, ob arm, ob reich. (Zwischenruf von Abg. Dr. Lesjak.) Das ist eigentlich nicht eines sozialdemokratischen Gedankengutes würdig, aber das müssen sie sowieso mit sich selber ausmachen, wie wohl auch die schallende Ohrfeige, die Sie all denjenigen geben, die zu Hause pflegen, meine liebe Frau Lesjak. All denen geben Sie mit dieser Regelung eine schallende Ohrfeige! Das werde ich Ihnen schon einmal sagen! (Beifall von der F-Fraktion. – Einspruch von Abg. Dr. Lesjak.) Aber natürlich geben Sie denen damit eine schallende Ohrfeige! Und warum? Wo ist deren Leistung bedacht? Einen oder zwei Tagesordnungspunkte vorher sind Sie heraußen gestanden hier am Rednerpult und haben beklagt, dass die Leute, die zu Hause pflegen, letztendlich keine Versorgung haben. (Abg. Dr. Lesjak: Und keine Anerkennung kriegen!) Und keine Anerkennung kriegen! Wissen Sie, von der Anerkennung allein kann man … Das ist schon etwas Schönes, aber die Anerkennung allein ist ein bisschen wenig, da geht es um ein bisschen ein Geld auch für die Menschen. (Abg. Dr. Lesjak: Aber ihr tut ja nix dafür!) Na ja, Entschuldigung, dann geben Sie uns das Sozialreferat, dann werden wir etwas dafür tun! (Abg. Dr. Lesjak: Um Gottes Willen!)
Weil eines ist Faktum: Auf der einen Seite schaffen Sie eine Zuzahlungsverpflichtung ohne jeglichen Ersatz für die Reichsten der Reichen in diesem Land ab mit einem Federstrich und begrüßen das, und andererseits Leute, die zu Hause pflegen, die ihre Eltern hunterprozentig gut versorgen, die kriegen diese Mühe nicht abgeschafft und Sie, meine liebe Frau Lesjak, schaffen – Sie eigentlich nicht, aber Sie begrüßen es, ich möchte Sie jetzt nicht für schuldig erklären, das wäre ungerecht – damit auch und das sagen nicht nur wir, sondern das sagt der Herr Felsner und der Herr Felsner ist ja wohl unverdächtig, ein Parteifreund des BZÖ zu sein, damit in Zukunft einen ganz klaren Bedarf, einen künstlichen Bedarf. Logischerweise! Weil was wird passieren? Die Pflege zu Hause kostet die Menschen etwas, da sind wir uns ja wohl einig: Die kostet etwas und jetzt schaffen Sie ungeachtet der sozialen Stellung eine Situation, das jeder sozusagen die Pflege von der Institution in Anspruch nehmen kann. Das heißt, natürlich werden viele den Weg des geringsten Widerstandes gehen und sagen, eigentlich, wenn ich meine Mutter – und das ist die Antwort, Abgeordneter Strauß – zur Zeit zu Hause pflege, auch welchen Gründen auch immer, dann (Zwischenruf aus der SPÖ-Fraktion.) – ja ich bekomme ein Pflegegeld, das ist richtig – kostet mich das, lieber Freund … (Abg. Dr. Lesjak: Du pflegst ja deine Mutter nicht! Das macht deine Frau höchstens! Wer pflegt denn da die Mutter? – Heiterkeit im Hause. – Der Vorsitzende betätigt das Glockenzeichen) Wenn jemand, um es semantisch richtig zu sagen, seine Mutter zu Hause pflegt, dann hat er natürlich Kosten, Arbeit und, und, und. Im jetzigen System ist derjenige auf gut Oberkärntnerisch „der Blöde“. So einfach ist das und das wird auch jedes Kind verstehen und deswegen sagt auch die Finanzabteilung, Sie werden mit dieser Vorgangsweise letztendlich eine künstlichen Bedarf schaffen und wie Sie den dann befriedigen werden, wird interessant.
Dann kommt meistens das Argument, ja in Wien, das ist das auch so! In Wien, und Wissende, meine sehr geehrten Damen und Herren, sagen, schaut die Qualität aber auch ein bisserl anders aus als bei uns. Und dann kommt das Beispiel Salzburg, die haben das auch. Wissen Sie, wer in Salzburg bestimmt, ob jemand in ein Heim kommen darf oder nicht? Das Land! Nicht mehr die Personen selbst, weil der Bedarf dementsprechend gestiegen ist. In Niederösterreich macht man es noch anders, da ist es auch so. Da greift man dann gleich überhaupt grundsätzlich auf das Vermögen zu, ohne mit den Menschen zu verhandeln. Das ist eine recht interessante Geschichte, aber das ist natürlich auch ein anderes Denken, was man hier haben kann. Sie sind eben der Meinung, man gibt ein Kind, ich weiß nicht, am besten mit einem Jahr im Kindergarten ab (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Gratis!) und dann ist irgendwie noch die Schulzeit angehängt, dann geht es in den staatlichen Betrieb und von dort geht es wieder in die institutionelle Pflege. Aus meiner Sicht, (Es herrschen Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.) meine Damen und Herren, ist es schon eine interessante Sache und wenn Sie jetzt darauf hinauswollen, auf Gratiskindergarten und aufs Gratisschulstartgeld (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Auch für den Herrn Scheuch!) – auch für den Herrn Scheuch! Das ist ein interessanter Punkt! – (Abg. Mag. Cernic: Meinen Sie den Kindergarten, den der Herr Dörfler als „Gratiskindergarten“ bewirbt?) Ja, sage ich Ihnen gleich, geben Sie mir die Möglichkeit! Ich werde Ihnen diesen Einwurf sehr einfach erläutern! Auch da gibt es einen großen Unterschied, weil der Herr Scheuch und der Herr Bürgermeister von Velden und alle, die wir da sitzen, die Schulpflicht der Kinder haben. Das heißt, ich kann mir nicht aussuchen, ob ich mein Kind in eine Schule schicke oder nicht. Das ist so! Aber bei der Pflege schaut es anders aus, (Abg. Mag. Cernic: Das war nicht schlüssig!) weil die meisten Menschen nach wie vor noch zu Hause betreut werden! Und durch diese Maßnahmen werden Sie die Menschen direkt dorthin schieben und das werden Sie am Ende des Tages auch zu verantworten haben! Wobei – und auch das ist interessant – viele Dinge hier in diesem Rechnungshofbericht genau wie wir es gesagt haben, nachzulesen sind. Man hat ihn sozusagen gleich einmal totgeschwiegen, aber wir werden solange nicht müde werden, bis sich einiges ändert. (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) Na das Lob, Peter Kaiser, das hast du zwar medial gemacht – ich habe deine Presseaussendung gelesen – aber ich muss dir sagen, wenn man uns oft schönreden vorwirft, also ich glaube ja gar nicht, sage ich dir, dass du diese Presseaussendung geschrieben hast, das war ein Ghostwriter, würde ich einmal meinen, weil schon in den ersten Sätzen sagt der Rechnungshof zur Qualität der Abteilung 13: „Grundlegende Voraussetzungen zur Kontrolle, Planung, Steuerung und Maßnahmen zur Altenbetreuung wie die vollständige Erfassung entscheidungsorientierter Darstellungen von Kosten und Finanzierungspläne fehlen.“
Meine sehr geehrten Damen und Herren, weitere Kostproben gefällig? „Das Land verfügt weder über Daten zu Gesamtkosten der Altenbetreuung in Kärnten, noch zu den einzelnen Finanzierungsanteilen. Wegen der Dynamik der Ausgaben wäre eine aussagekräftige und zwischen den Bundesländern vergleichbare Statistik von großer Bedeutung.“ Das heißt, der Rechnungshofbericht sagt, Kärnten kann gar nicht verglichen werden mit den restlichen Bundesländern, weil es da nicht einmal Daten dazu gibt. Das geht natürlich so weiter, zum Beispiel die Bettenzahl, ein interessanter Bericht. Auch das ist unsere Forderung, nämlich diese flexibel zu gestalten oder – so empfiehlt der Rechnungshof – für alle Bezirke einen einheitlichen Heimtarif festzusetzen. Auch das wäre spannend! Das Gegenteil macht die Frau Schaunig, indem sie jetzt die Sockelbeiträge unterschiedlich erhöht. Das erklären Sie einmal den Selbstzahlern! Auch das wird recht interessant, weil der darf dann entweder zwangsweise mehr zahlen oder kommt ins billigere Heim, obwohl ja eigentlich die Qualität der Pflege in ganz Kärnten gleich sein müsste. Am Ende, meine sehr geehrten Damen und Herren, empfiehlt der Rechnungshof auch eine landesweit einheitliche Vorgangsweise bei der Festsetzung der Kostenbeiträge. Genau das! Er schreibt nämlich hier: „Der Rechnungshof stellt in einigen Fällen fest, dass jene Angehörigen, die ein geringeres Einkommen haben und eine bescheidene Lebensführung hatten, Kostenbeiträge leisten mussten. Angehörige mit höheren Einkommen und teurerer Lebensführung dagegen nicht.“ Das ist sozialdemokratische Politik! Das heißt, derjenige der kreditfinanziert ein Boot hat an der Adria und dem es gut geht, der braucht nichts zu zahlen – jetziger Status der Frau Schaunig. Und wissen Sie – weil Sie zuerst auch gemeint haben, man kann nicht alles an einem Tag verändern – Sie sind seit über 30 Jahren hier verantwortlich und die Frau Schaunig seit über neun Jahren: Sie sind säumig in all diesen Bereichen und zwar schwerst säumig und tun jetzt so, als ob Sie die großen Arbeiter in diesem Bereich wären! Sie sind nicht einmal fähig, Unterlagen für einen Untersuchungsausschuss innerhalb von einem Monat vorzulegen! Tut nichts zur Sache! Bitte? (Abg. Dr. Prettner: Die Kopierer sind überfordert!) Nicht nur die Kopierer anscheinend, meine liebe Freundin, sonder auch ihre Landesrätin ist überfordert! Und weil sie so überfordert ist, dass sie es nicht einmal zusammenbringt, in Wirklichkeit ein transparentes Zuzahlungssystem zu machen, schafft sie dieses gleich ab und das wird dann noch allgemein bejubelt. Na, Prost Mahlzeit! Das ist nicht die Politik, die wir meinen. Wir werden aus diesem Grund einer solchen Reform auch nicht zustimmen und Präsident Ferlitsch – Entschuldigung, das war jetzt kein Zusammenhang, ich habe nur hinübergeschaut zu dir – wenn sich die Gemeinden jetzt freuen, dass sie irgendwie entlastet werden, (Zwischenruf von 2. Präs. Ferlitsch.) das soll schon so sein, aber ich glaube (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) – danke für den Zwischenapplaus, der Gemeinden zumindest – da habe ich großes Verständnis, ich bin ja auch ein langjähriger … nur eines wissen erfahrene Leute wie du ganz sicher: In Wirklichkeit geben wir „dem Dreck eine Watschen!“ Das heißt, in Wirklichkeit wird das Steuergeld von der Gemeinde geschont und das Steuergeld auf Landesebene herangezogen und am Ende bleiben das alles Abgaben der Bürgerinnen und Bürger des Landes und da gibt es dann in Wirklichkeit keinen Unterschied.
Am Ende, hoffe ich jedenfalls, dass Sie dann nicht diese Entwicklung beklagen. Letztendlich ist eines ganz sicher, dass sogar der Herr Felsner diese „patscherte“ Geschichte – anders kann man sie ja nicht bezeichnen – eigentlich kritisiert. Nicht von ungefähr wird innerhalb von einem Jahr dreimal novelliert und dann hat man noch immer den Mut, hier heraus zu gehen und andere Redner abzuqualifizieren einerseits und eine Lobhymne zu halten andererseits. Also das ist schon ein interessanter Bereich und ich sage Ihnen: Das ist absolut das falsche Signal an die Gesellschaft! Schließend auch aus dem Grund: Warum sollte nach ihrem Modell überhaupt noch jemand Vorsorge für sich selbst treffen? Erklären Sie mir das einmal! Warum sollte ich überhaupt eine Pensionsversicherung anlegen? Warum sollte ich irgendetwas tun? In Wirklichkeit weiß ich ganz genau, wenn ihr Denkmodell durchkommt, wird der Herr Scheuch, mag er noch so reich sein oder so arm sein, völlig wurscht, von all seinen Verantwortungen in der Zukunft entrückt, weil er wird eh gepflegt und das auf Staatskosten und ohne Ansicht seiner finanziellen Gebarungen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Werte Zuhörer auf der Tribüne! Wird schon schütter. Man kann in eine an und für sich sachliche Debatte viel Emotion hineinbringen. In Wirklichkeit hat die Frau Berichterstatterin, die Frau Mag. Trannacher, einleitend gesagt, dass es bei dieser Novellierung des Mindestsicherungsgesetzes um drei wesentliche Punkte geht und lang und breit wird natürlich über diese Angehörigenbeiträge diskutiert, die heute mit diesem Gesetz abgeschafft werden, ob mit Mehrheit oder einstimmig. Die Frau Dr. Prettner kann sich natürlich was wünschen, aber das Gesetz wird genauso zu 100 Prozent gelten, wenn auch die Abgeordneten des BZÖ nicht zustimmen werden (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) und wie wir gehört haben vom Klubobmann, sind sie in keiner Weise bereit. Da muss ich schon einen „Nebenschlenkerer“ machen, seinem Landeshauptmann-Stellvertreter Dörfler hat er mit seiner Wortmeldung jetzt aber schon etwas Ordentliches „um die Ohren gehaut“. Wir werden sehen, was der noch dazu sagt. Er hat ja dem Landeshauptmann sagen müssen, irrtümlich hätte er in der Regierung diesen Entwurf mit abgesegnet, aber ich glaube, ein alter Routinier macht nichts Irrtümliches bei Abstimmungen in der Landesregierung. Da war wahrscheinlich schon ein Funken soziales Gewissen auch dabei! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Und das muss man haben und es freut mich und das ist wieder einmal der Punkt, wo sich Rechte und Linke in diesem Haus hier treffen und das ist dann bei einer sozialen Angelegenheit. Und das muss man so sehen! Ich weiß auch als Kommunalpolitiker und als ehemaliger Bürgermeister, was das heißt, weil die Gemeinden müssen erheben – das wissen wir ja – bei den Angehörigen und nachher wäre der Klubobmann Scheuch zu fragen, was ist denn mit solchen, die keine Angehörigen haben? (Abg. Ing. Scheuch: Sozial gestaffelt!) Da muss von Haus aus schon immer die öffentliche Hand einspringen. Mit den sozialen Staffelung ist es auch so ein „Gfrett“!
Ich glaube, die Reichen, die so genannten Reichen, der hat als Pensionist auch ein dementsprechendes Einkommen, dass das gar nicht zum Tragen kommt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Es trifft immer die unteren Einkommensschichten und hier ist es recht schwierig, diese mit Angehörigenbeiträgen zu belegen. Das soll man nicht machen und noch viel weniger machen soll man es bei den Behinderten. Da ist es auch richtig, dass es abgeschafft wird. Der Präsident Ferlitsch weiß, dass dies eine alte Forderung des Gemeindebundes ist. Er war eine Zeitlang im Vorstand und wir haben diese 50:50 Lösung gemeinsam vertreten. Endlich kommt diese Lösung nach langen Jahren auch und heute haben wir die Möglichkeit, es zu beschließen. Ich stehe dazu für die Freiheitliche Partei, dass dies so gemacht wird. Ich möchte gar nicht sagen, dass der Klubobmann des BZÖ, der Herr Scheuch, damit nicht der Verdacht entsteht, dass ich mich irgendwo wieder mitangehörig fühle, nicht in dem einen oder anderem Punkt, den er sehr umfangreich aufgezählt hat, auch Recht hat. Aber so genaue Trennlinien wird es nicht geben. Ich sage nach langer Überlegung, ich habe dazu bereits Medienbeiträge geliefert, ist das eine saubere Geschichte. Wenn es die anderen fünf Bundesländer, Wien, Salzburg hast du schon erwähnt, auch Niederösterreich und zwei weitere, die das abgeschafft haben und wir jetzt als sechstes Bundesland, wird es wahrscheinlich in den restlichen drei übrig bleibenden Bundesländern auch so bleiben. So kann das nicht eine schlechte Sache sein, sondern eine sehr gute und sozial ausgewogene Angelegenheit, die wir heute beschließen werden. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Schwager

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Eigentlich bin ich nach der Ausschusssitzung mit der Erwartung in den Landtag gekommen, dass doch vielleicht ein notwendiger Meinungsumschwung unter den Mitgliedern des BZÖ zustande kommen wird. Aber ich bin etwas enttäuscht, weil das nicht der Fall ist. Wenn ich zurückdenke an viele, viele Sitzungen, wo es weit kritischere Dinge zu besprechen und behandeln gab, dass wir in sachlichen vernünftigen Diskussionen diese Fragen überwiegend gemeinsamen lösen konnten. Aber wenn ich den Kollegen, Klubobmann Scheuch, zugehört habe, dem ich immer sehr genau zuhöre, wie weit er von der Mindestsicherung in seinem Beitrag weggegangen ist zum Rechnungshofbericht, es waren 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10 Punkte, oder wie viel auch immer und zu den Reichen, fünfmal hat er gesagt, er ist ein Reicher, das sechste Mal hat er gesagt, er ist Reich oder Arm, ich weiß nicht, was er damit meinte. Ich wünsche ihm und ich wünsche jedem, dass er niemanden für die Pflege eines Familienangehörigen, egal ob zu Hause oder in einem Pflegeheim, benötigt.
Ich weiß nicht, wenn ich an die wahlwerbenden Parteien, angefangen vom Haider bis hinunter in der Vergangenheit gehört habe, wir vertreten die Kleinsten, die Arbeiter, die Ärmsten, die es am Notwendigsten haben und so weiter. (Abg. Trettenbrein: Das tun wir nach wie vor!) Ich verstehe die Argumentation, wenn man jetzt bedenkt, dass bald schon wieder politische Wahlen kommen, Kollege Scheuch, eigentlich nicht. Ich hätte erwartet, dass wir vielleicht doch einen Konsens gefunden hätten. Denn eines habe ich auch gedacht, du kommst aus dem oberen Tal, was sehr schön ist, nehme ich an. (Abg. Tauschitz: Aus dem oberen Tal! – Abg. Ing. Scheuch: Oberland!) Also bitte, einigen wir uns auf diesen Ausdruck, ist gar keine Frage. Gerade jetzt unterstelle ich dir persönlich, die Sorgen der Gemeinden, die sie haben. Ich habe bei verschiedenen Gesprächen immer gehört, das können wir nicht machen, weil das zahlen die Gemeinden mit, das müssen sie mitzahlen und das müssen sie auch noch mitzahlen. Im Endeffekt, wenn man sich vernünftig an den Tisch gesetzt hat, hat man immer einen Kompromiss zustande gebracht, der sowohl dem Land als auch den Gemeinden und damit der Kärntner Bevölkerung gut getan hat. Das haben jetzt mit diesem Mindestsicherungsgesetz erwartet.
Ich glaube, dass der Vertreter der Gemeinden selbst zu diesem Thema einiges sagen wird. Unsere Berichterstatterin hat die Punkte aufgezählt und auch die Sprecher. Ich brauche mich daher in diese Richtung nicht verbreitern. Kollege Scheuch, dass du scheinbar einen Verfolgungswahn der Genossin Schaunig hast und in jeder Angelegenheit ihr eine gewisse Verantwortung, die sie genauso wie andere Landesräte trägt, unter die Schuhe schiebst, ist nicht unbedingt notwendig. Denn eines wäre wichtig für das Land Kärnten und die Bevölkerung, nämlich ein gemeinsamer Antrag aller ohne Stimmenthaltung oder Gegenstimme hätte heute im Landtag beschlossen werden sollen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Arbeiter

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Reich ist der Scheich, die Frage, ob Geldreich oder Geistreich! Hohes Haus! Liebe Zuhörer! Die Änderung des Mindestsicherungsgesetzes ist für mich ein bemerkenswerter Akt, weil ich es war, der hier herinnen bei einer meiner aller​ersten Sitzungen zu dem heute vieldiskutierten Thema gesagt habe, kein Freifahrtschein ins Altersheim! Worauf die Frau Antonia Gössinger gleich einmal geschrieben hat, was für ein arroganter unerzogener Flegel ich sei. Ich glaube, der Kollege Ragger war damals der zweite arrogante Flegel, bist du heute noch, ich habe mich zum Schnösel avonciert. Aber so geht jeder seine unterschiedlichen Karrieren.
Zum Kollegen Scheuch nach dieser Einbegleitung. Ich habe vor wenigen Jahren gleich gedacht wie du. Aus der Sicht des Säckelwartes des Staates, sozusagen als theoretischer Buchhalter des Landes muss ich dir zum Teil sogar Recht geben. Aber nur in der Theorie. Weil ich bin diesbezüglich gescheiter geworden und wir haben Gott sei Dank den Seniorenbund mit 24.000 Mitgliedern. Ich habe mich nach dieser Schelte massiv mit diesem Thema auseinander gesetzt und habe versucht zu verstehen, wo wirklich das Problem in dieser Rückzahlungspflicht besteht. Wenn du sagst, dass die reichen Menschen wie wir hier alle, keine Frage, geldreich sind, denn wir haben unser Gehalt, dass jetzt wir auch in den Genuss kommen oder meine Mutter oder deine Mutter in den Genuss kommt, von dieser Beitragspflicht befreit zu sein. Da muss ich schon etwas sagen, wenn deine Mutter Kurt Scheuch, im Alter, wenn sie Pflege braucht, nicht die finanzielle Ausstattung von dir bekommt, dass das auf sie gar nie zutrifft, dann obliegt das deiner ganz persönlichen Interpretation. Ich kann für mich sagen, dass ich nicht glaube, dass meine Eltern in diese Situation kommen werden, dass ich diese Befreiung in Anspruch nehmen müsste, weil ich es nicht zulassen werde, dass meine Eltern in diese Situation kommen. (Abg. Trettenbrein: Das möchte ich sehen!)
Es geht de facto tatsächlich nicht um die Reichen, es geht defacto um die unteren Einkommen, dort spielt sich das ab! Wenn man sich genau ansieht, wie die Situation bisher war, da gebe ich dir schon Recht, dass es dafür keine genaue Regelung und keine genaue Staffelung gegeben hat, dann wird man auch erkennen, dass der Kostenaufwand dafür zu tragen ist. Es geht um die Würde, um die Ängste von alten Menschen, die sich tatsächlich nicht wohl fühlen beim Gedanken, dass die Kinder und die Angehörigen mitzahlen müssen. Dem muss man politisch dementsprechend Rechnung tragen. Die Frage ist, wie viel Geld sind uns in dem Fall die alten Menschen wert? Was ist uns als junge Menschen, die in der Welt aufwachsen und leben dürfen, die die älteren Generationen im Schweiße ihres Angesichts für uns aufgebaut haben, das wert? Auch finanziell! (Abg. Ing. Scheuch: Dir nichts, du bist für die Aufhebung!) Dann müssen wir darüber diskutieren, ob wir dafür Geld einsetzen oder nicht.
Der nächste Punkt, der von uns immer massiv kritisiert wurde und enthalten ist, ist die Aufhebung der Kostenbeitragsverpflichtung für die Eltern behinderter Kinder. Unabhängig des Alters des Kinders, da kommen nämlich die wahnwitzigsten Konstruktionen heraus. Ich glaube, zumindest in diesem Punkt gibt es keinen inhaltlichen Unterschied, auch von Seiten der BZÖ. Ich glaube, dass dieser Punkt durchaus einstimmig durchgehen würde. Was mich wundert, wieso dieser Punkt erst 2008 auf der Tagesordnung des Kärntner Landtages steht. Das hätte schon wesentlich früher draufstehen können.
Nicht zuletzt ist auch die Entlastung für die Gemeinden und nicht stärkere Belastung für die Gemeinden ein Thema und eine Forderung, die älter ist als viele Abgeordnetenzeiten hier im Hause, das habe ich mir zumindest sagen lassen. Dass wir den Finanzschlüssel auf 50:50 bis zum Jahr 2011 angleichen, wird die Gemeinden freuen! Wir wissen, dass wir die Gesamtfinanzierung im Gesundheitsbereich und auch im Sozialbereich in den Griff bekommen müssen. Wenn wir diese beiden Probleme nicht lösen, werden wir uns über viele andere Dinge nicht den Kopf zerbrechen müssen. Gesundheit und Soziales sind die Hauptbrocken und hier wird es mehr bedürfen als die Änderung des Mindestsicherungsgesetzes. Wir werden auch mit einer Änderung des Mindestsicherungsgesetzes nicht verhindern können, dass wir Lösungen zu machen haben.
Ich persönlich bin glücklich über diese Änderung, weil ich mich in vielen Gesprächen mit den älteren Menschen überzeugen ließ, dass das der richtige Weg ist. Es ist auch eine maßgebliche Forderung des Seniorenbundes, der nicht zuletzt die größte und stärkste Seniorenorganisation in unserem Land ist. Aus diesem Grunde kommen wir dem auch nach. Ich glaube, dass es auch für den Kurti Scheuch die Möglichkeit geben soll, gescheiter zu werden. Von unserer Seite jedenfalls die Zustimmung zu dieser Änderung des Mindestsicherungsgesetzes. Danke. (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz ( F):

Dr. Strutz

Ich unterbreche die Generaldebatte, um die Dringlichkeitsanträge, die beantragt worden sind, vorrangig zu behandeln. 
A) Dringlichkeitsanträge


1.
Ldtgs.Zl. 151-19/29
:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Preisstopp für Benzin, Diesel, Heizöl und Flüssiggas
Herr Direktor, bitte den Antrag zu verlesen.

Dr. Strutz
Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Antrag lautet wie folgt:
Der Landtag wolle beschließen;

Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass für Benzin, Diesel, Heizöl und Flüssiggas ein amtlicher Höchstpreis nach dem Preisgesetz festgelegt wird, um weitere willkürliche Erhöhungen der Preise in diesem Bereich zu verhindern.
Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Klubobmann Ing. Scheuch gemeldet, bitte!

Mag. Weiß

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Ich nehme an, dass keiner hier eine Freude mit den hohen Spritpreisen hat. Halt! Da sehe ich eine Ausnahme, die Grünen freuen sich, glaube ich, schon ein bisschen darüber, weil ihre Vorhersagen letztendlich zugetroffen sind. Die wahren Verantwortlichen sind recht schnell dabei, letztendlich auch die Schuldigen zu finden. Das ist einmal die erhöhte Anfrage, das ist die OPEC, das sind internationale Krisenherde, das ist die Weltwirtschaft, die EU und am Ende auch böse Spekulaten, die hier schuld sind. Übrigens und außerdem darf man, wenn man den Worten des Wirtschaftsministers Glauben schenkt und auch den Handlungen der restlichen Regierung auf Wiener Ebene gar nicht in die Wirtschaft eingreifen, weil das könnte dieser, der Wirtschaft, schaden. Dass sie in Wirklichkeit gar nicht in die Wirtschaft eingreifen würden, sondern in die essentiellen Lebensbedingungen, vor allem der ländlichen Bevölkerung, ist den Damen und Herren dort ziemlich egal. Die Wahrheit ist eben eine andere! Die Wahrheit ist die, dass ein großer Anteil des Spritpreises steuerliche Einnahmen bedeuten. Ein sehr, sehr großer Teil in verschiedenen Bereichen bis zu 50 Prozent, meine sehr geehrten Damen und Herren! In Wahrheit könnte die Regierung natürlich jederzeit die Mineralölsteuer, die sie vor kurzem angehoben hat, absenken.
Und in Wahrheit könnte die Regierung jederzeit den Preis diktieren! Das wäre überhaupt kein Problem und wenn sie selbst dazu zu feig ist, soll sie die Landeshauptleute mit dieser Kompetenz ausstatten, auch das wäre möglich. Natürlich könnte die Regierung jederzeit die Erhöhung der Mineralölsteuer beim Heizöl, was vor allem die von Ihnen so oft zitierte Klientel, nämlich der schlechter Verdienenden betrifft, abschaffen. Ja, natürlich könnte sie logischerweise in einer Steuerreform festschreiben, dass die Fahrtkosten zu und von der Arbeit mit dem Auto zu 100 Prozent abschreibbar wären. Natürlich könnte sie das alles machen! Das sind nun wirklich Dinge, die Sie ganz allein zu verantworten haben! (Abg. Arbeiter: Zahlen!) Zahlen – auf diesen Zwischenruf reagiere ich gerne, zahlen tun zur Zeit die Kärntnerinnen und Kärntner, insbesondere nicht die städtische Bevölkerung, sondern die Bevölkerung in den weitläufigen, ländlichen Gebieten, meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie haben ja selber einen Dringlichkeitsantrag eingebracht, ich habe dann hier ja auch die Ehre über den zu sprechen. Lieber Freund Arbeiter, bevor du es vergisst bei diesen Wahlreden, weil du zuerst gemeint hast, wir vergessen dort die kleinen Leute: Nein, genau die wollen wir nicht vergessen! Im übrigen – mit einem Seitensatz, dann erspare ich mir eine zweite Wortmeldung zum vorigen Thema – genau die wollen wir beschützen, weil wir auch in der Zuzahlung eine sozial gestaffelte Verzichtsmöglichkeit gefasst haben. Verstehst du? Das heißt, bitte es nicht so darzustellen, das wäre ja auch unfair, dass wir gesagt haben: Zuzahlung muss bleiben wie sie ist. Das gebe ich dir nur nebenbei so mit auf den Weg, weil du beim Hinausgehen bist.
Fakt ist, dass unsere vier Punkte der richtige Weg wären, aber da muss man halt nach Wien fahren und da muss man sich auf die Hinterfüße stellen. Da muss man die Eigenen kritisieren und Ihnen fällt einfach jetzt die schlechte, ja die desaströse Arbeit der Wiener Politiker auf den Kopf. Nach Luft japsend wollen sie jetzt selber irgendwelche Anträge einbringen, die das hier wieder abfedern. Ich werde eurem Antrag natürlich zustimmen, weil ich möchte Ihnen ja die Möglichkeit geben, dass die Frau Schaunig, sowie bei der Studiengebühr, nach Wien fährt und den Gusenbauer einmal überzeugt über den Tisch zieht und sagt, was in Kärnten zu machen ist! (Frenetischer Beifall in der F-Fraktion.) Da würde sich die Kärntner Volksseele direkt freuen, auch ich würde mich freuen. Nur wird es halt ein bisschen anders werden, befürchte ich! Deswegen wäre es schon gut, dass es nicht nur bei Lippenbekenntnissen bleibt, sondern dass man sich hier auch wirklich bemüht. Wir machen das! Kärnten hat im Vergleich die höchste Pendlerförderung, die jetzt zum Ausgleich als Gnadenbrot von der Regierung hier mit der Pendlerpauschale vollzogen wird, wo eh die Hälfte der Mitarbeiter letztendlich nicht einmal die Möglichkeit hat, diese Pauschale zu nutzen. Das will man hier – wie soll ich sagen, Gnadenbrot ist ja beinahe schon zu viel gesagt, das ist ja nicht einmal ein Tropfen auf den heißen Stein – das will man hier den Menschen verkaufen. So wird es nicht gehen! Wir werden uns weiter bemühen, alles in unserer Möglichkeit befindliche hier zu machen, um helfend einzugreifen. Unsere vier Punkte habe ich gesagt, viele spiegeln sich auch in Ihrem Antrag wider. Wir haben dazu mehrere Anträge. Ich bin recht neugierig. Das heißt, beim Abstimmungsverhalten gehe ich schon davon aus, dass Sie zustimmen werden, aber was Sie dann wirklich umsetzen, an dem werden Sie am Ende des Tages gemessen. Und wenn das nicht mehr ist als in der Vergangenheit, na ja, dann brauchen wir uns nicht vor den Ölscheichs zu fürchten oder vor irgendwelchen Riesenspekulanten, (Abg. Lutschounig: Sondern vor den Mölltaler Scheichs!) sondern dann, lieber Herr Lutschounig (Vorsitzender: Redezeit, Herr Klubobmann!) – letzter Satz, Herr Präsident – dann müssen wir uns noch mehr vor deinem Wirtschaftsminister und dessen Ideen fürchten! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Gleich vorweg, damit ich dich befriedige, Kollege Scheuch, (Abg. Ing. Scheuch: Danke!) von unserer Seite ein klares Ja zu diesem Antrag! Denn eines ist auch klar, der Autofahrer war immer schon die Melkkuh, ist es derzeit und wird es in Zukunft, und davon bin ich überzeugt, auch noch sein! Warum? Weil man damit ein ganz leichtes Spiel hat. Man weiß, wie viele Kraftfahrzeuge es in Österreich gibt, auf Knopfdruck abrufbar. Man erfindet irgendeine Belastung, multipliziert das und schon hat man den Betrag, den man braucht, wieder herinnen. Die Belastungen der Autofahrer waren wie gesagt immer schon enorm. Man knöpft uns Autofahrern genug Geld ab. Die Frage ist nur, ob das wiederum dem Autofahrer zugutekommt? Ich behaupte: Nein! Der Beweis ist ja schon mehrmals erbracht worden. Das verschwindet halt im allgemeinen Budgettopf und die Begehrlichkeiten sind nun einmal groß, das wissen wir alle. Ich denke, wir sollten da nicht gegenseitige Aufrechnungen machen, sondern sollten uns, so denke ich, auf einen Grundsatz einigen, der da lautet: Bevor die lebensnotwendigen Dinge und jene Dinge, die uns den Wohlstand geben und auch für die Zukunft absichern, wie zum Beispiel Gesundheit, Pflege ist gerade früher diskutiert worden, bevor wir all das nicht haben, sollten wir über die Spiel- und Spaßgesellschaft, die gerade in Kärnten sehr blüht, gar nicht einmal nachdenken. Ich glaube, das wäre ein Grundsatz, auf den könnten wir uns alle einigen.
Meine geschätzten Damen und Herren vom BZÖ! Ich finde diesen Antrag (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Hervorragend!) trotzdem gewissermaßen heuchlerisch und populistisch! (Zwischenruf von Abg. Warmuth.) Ich werde Ihnen gleich sagen warum. Selbstverständlich! Noch einmal, inhaltlich vollkommen d’accord! Aber Sie tun mit diesem Antrag so, als ob dieses Problem erst heute, gestern oder vorgestern entstanden wäre. Als Sie noch in der Regierung waren, (Abg. Rossmann: Wir haben das Kilometergeld eingeführt!) ich darf euch schon daran erinnern, (Abg. Schober hält ein Heftchen in die Höhe. – Unruhe in der F-Fraktion.) da hat es einen Landeshauptmann Haider gegeben, den gibt es heute noch, der hat gesagt: „Einnahmenseitige Maßnahmen sind nicht notwendig. Ich schließe Steuererhöhungen aus.“ Was ist denn dann in dieser Bundesregierung passiert? (Abg. Ing. Scheuch: Gusi!) Die KFZ-Steuer hat man um 51 Prozent erhöht, (Abg. Ing. Scheuch: Gusi!) die Energiesteuer wurde erhöht, der Vignettenpreis wurde auf das Doppelte hinaufgesetzt, die Rezeptgebühr wurde erhöht, (Abg. Tauschitz: Aber bitte!) die Gebühren für Reisepass, Führerschein wurden um 144 Prozent erhöht, (Abg. Ing. Scheuch: Ihr seid heute noch ärger!) die Ambulanzgebühren eingeführt und, und, und! Und jetzt muss ich natürlich gewissermaßen für den Juniorpartner BZÖ – Freiheitliche damals – eine Lanze brechen, ich weiß schon, genau dieselben Probleme, die ihr damals mit der ÖVP gehabt habt, mit dieser sturen Haltung, die hat natürlich diese Bundesregierung jetzt! Das muss man einmal ganz faiererweise und offen sagen! (Abg. Tauschitz: Der arme Gusi! Ich schicke ein Päckchen Mitleid nach Wien!) Das ist so! Aber liebe Freunde vom BZÖ, noch einmal zurück: Die Strategie geht nicht auf! Denn ihr seid bis zum Jahre 1999, als ihr noch nicht in der Regierung gewesen seid, einen beinharten Oppositionskurs gefahren. Ich sage euch nur drei Geschichten: 3. September 1998, da hat ein damaliger Generalsekretär Westenthaler gesagt, die Freiheitlichen fordern eine drastische Senkung der Mineralölsteuer, das Auto darf kein Luxusartikel werden! Am 3. September 1998 hat der Gleiche gesagt: „Wir werden den Spieß umdrehen,“ kündigte Westenthaler an. „Es müsse eine spürbare Entlastung für die Autofahrer geben.“ Dann hat er die Senkung der Mineralölsteuer um 30 Prozent gefordert! Ich frage mich: Was ist dann passiert, als ihr in der Regierung gewesen seid? (Abg. Ing. Scheuch: Bist du jetzt in der Vergangenheit?) Da war Stillschweigen. Jetzt fordere ich euch zu einem auf: Sagt mir einen Antrag, den ihr hier vom BZÖ auf Landesseite – damals noch Freiheitlichenseite – zu all diesen Belastungen eingebracht habt, als ihr damals in der Bundesregierung gewesen seid. (Abg. Ing. Scheuch, den Antrag in die Höhe haltend: Da ist er!) Zeigt mir einen Antrag, den ihr damals eingebracht habt! Ihr werdet keinen finden! Und jetzt herzugehen, ab dem Jahr 2007, wo ihr nicht mehr drinnen seid, wieder mit derselben Polemik und mit der Heuchelei zu beginnen, das ist wohl irgendwo – liebe Freunde, weil ich gerade am Wort bin, dann brauche ich mich nachher nicht mehr dazu melden – Heuchelei, Populismus. Ich weiß, es betrifft nicht unbedingt dieses Thema, (Abg. Ing. Scheuch, nochmals den Antrag in die Höhe haltend: Da ist der Antrag! – Vorsitzender: Redezeit einhalten, bitte!) aber ich sage euch etwas zum Strompreis. Da sagt ein Landeshauptmann Haider, er werde sich als Eigentümervertreter bei der Kelag dafür einsetzen, dass wir zu den ersten gehören, die die Strompreise senken, das war 2006! Ja, warum diskutieren wir dann heute immer noch? Passiert ist gar nichts, deshalb sage ich: Ein Jahr dazu, keine Frage, und ich zweifle auch – und das muss ich auch ganz offen sagen – (Vorsitzender: Redezeit!) dass es bei einer weiterhin sturen Haltung der ÖVP wahrscheinlich dieser Regierung auch nicht gelingen wird! Danke! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Warum habt ihr die Koalition aufgekündigt? – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Schober

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als Vertreter der Sturen darf ich natürlich meinem Kollegen Rudi Schober schon sagen, (Dies wird humorvoll vorgetragen.) der Kanzler wäre super, aber die blöde ÖVP hindert ihn daran, dass er sehr erfolgreich ist!
Meine geschätzten Damen und Herren! Es ist so, dass in vielen von diesen Anträgen natürlich sehr viel heiße Luft drinnen ist, wenngleich von dem Problem, das wir mit den enormen Spritpreisen haben, natürlich jeder einzelne betroffen ist. Nur die Frage ist: Was können wir tatsächlich machen? In Wahrheit sind wir ja machtlos. Das, was wir da machen ist ein nette Show, das ist ein bisschen für eine Aussendung recht gut, dass die Leute sagen, schau, da wird ja wieder etwas gemacht. In Wahrheit sind wir machtlos, weil wir wissen, dass wir darauf überhaupt keinen Einfluss haben. Ich verstehe die Formulierung nicht: Der Landtag wolle beschließen, die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert – sonst steht dort immer drinnen: Der Landesagrarreferent Dr. Martinz wird aufgefordert bei seinem Pröll zu intervenieren, das und das zu erreichen. Da sagen sie aber nicht: Der Herr Landeshauptmann, der sonst allmächtige wird aufgefordert, seinen großen Einfluss, ob bei der Landeshauptleutekonferenz oder wo immer er Gehör findet, zu deponieren und etwas zu unternehmen! (1. Präs. Lobnig: Hat er schon gemacht!) Nein, jetzt wird die Landesregierung aufgefordert, okay, das soll so sein. Vom Inhalt her gehen wir ja mit. Nur glaube ich, dass man das Problem so nicht lösen kann, außer ein paar Showeffekten, die wir damit erreichen, wird in der Sache selbst nichts gemacht.
Vielleicht zur OMV, die natürlich auch relativ gute Gewinne einfährt und zum Herr Ruttensdorfer, der ja zu den bestbezahlten Managern in diesem Lande gehört: (1. Präs. Lobnig: 34 Prozent Erhöhung!) Das ist natürlich sehr leicht, wenn man die Spannen erhöhen kann und wenn man dort schauen kann, dass man das alles auf den Endverbraucher abwälzt, dann ist es leicht, sehr erfolgreich zu sein. Die OMV gehört dem Staat oder der ÖIAG, das ist ja überhaupt keine Frage. Das gehört auch irgendwo uns, aber das ist sicherlich nicht das Verdienst des Herrn Ruttensdorfer, wenngleich ich ihm durchaus konsolidiere, dass er einer der wenigen Sozialdemokraten ist, die auch tatsächlich ein bisschen etwas von der Wirtschaft verstehen. Das muss ich auch dazu sagen. (Zwischenruf von Abg. Vouk.) Bitte? Das habe ich jetzt nicht verstanden. (1. Präs. Lobnig: Die haben das jetzt dementiert, das ist nicht so!) Das ist nicht so? Okay, (Das wird humorvoll vorgetragen.) aber er kommt ja nicht aus dem Konsum! Ansonsten glaube ich schon, dass man diesen Antrag unterstützen sollte, alles zu tun. Vielleicht wäre es möglich bei der Mehrwertsteuer etwas zu tun, weil bei der Mineralölsteuer wissen wir, dass da fast kein Spielraum ist, zumal das auch nicht vom Endverbrauchspreis gezogen wird, sondern pro Tonne Rohöl. Die Möglichkeit dort finde ich sehr marginal. Wenn man etwas machen könnte – ich meine, die Bundesregierung hat ja etwas getan. Es ist ja etwas gemacht worden, sowohl bei der Pendlerpauschale, die ist jetzt erhöht worden. (Abg. Trettenbrein: 16 Cent pro Tag, das ist eine Frotzelei!) Ja, immerhin besser das zu erhöhen als einen Strompreis zu erhöhen, weil ich das Geld auf der anderen Seite in Kärnten brauche bzw. dazu zu schweigen. Darüber werden wir nachher noch reden, Kollege Trettenbrein! Da werden wir natürlich noch reden. (1. Präs. Lobnig: 800 Millionen haben und 16 Cent zurückgeben!) Ja, aber einen Teil, dass man mehr zurückgibt, dass man die Pendlerpauschale erhöht. (Abg. Ing. Scheuch: Wer kriegt es denn? Die Besserverdiener!) Natürlich ist das zu wenig! Natürlich ist es zu wenig! Ich hätte auch lieber gerne, dass es 20, 25 Prozent wären. (Abg. Ing. Scheuch: Wer kriegt es denn? Die Besserverdiener!) Ja, aber die Pendler, die Pendler gehören ja nicht unbedingt zu den Besserverdienenden! (Zwischenruf von Abg. Trettenbrein.) Ja schon, aber wenn ich heute auspendle und jeden Tag von Spittal nach Klagenfurt fahre und meine Arbeitsstelle in der Regierung habe, dann bin ich ja nicht unbedingt der Superreiche! (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der F-Fraktion.) Besserverdienende, okay! Ja, aber besser die 90 zurückkriegen als gar nichts, das ist schon auch klar. Es wird natürlich so sein, dass wir tatsächlich sparen werden müssen. Es ist zur Zeit so, dass noch keiner weniger fährt, das ist auch erwiesen. In jedem Haus und in jeder Familie sind zwei bis fünf Autos, das können wir sagen. Bei meiner Wohnung sehe ich, dass der Parkplatz zu klein ist. Die Leute fahren mit ihren Autos herum, was alles nicht notwendig wäre. Es könnte auch über Fahrgemeinschaften nachgedacht werden. Und das mit dem Ausdruck „20,-- Schilling für den Sprit“ ist keine Utopie mehr. In Italien kostet der Sprit an den Tankstellen übrigens schon 1,55 Euro, noch teurer als bei uns. Aber das ist eine Entwicklung, wo wir alle Möglichkeiten ausschöpfen sollten, um hier gemeinsam vorzugehen, weil unter dieser Last nicht nur die Wirtschaft stöhnt, sondern jeder einzelne Österreicher! Selbstverständlich werden wir die Zustimmung geben! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Ich komme jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit zu diesem Antrag. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so beschlossen.
Dr. Strutz

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer oder zwei Zuhörer auf der Tribüne! So komme ich wenigstens auch einmal bei Dringlichkeitsanträgen zu reden und muss nicht die Geschäftsordnung bemühen. Verehrte Damen und Herren! Der Treibstoffpreis, um das korrekt zu sagen, nähert sich den Anträgen der Grünen, mit gewaltigen Riesenschritten. Ich muss schon etwas sagen zu den Grünen. Die Wähler und Anhänger der Grünen werden wahrscheinlich nie die Programme dieser Partei lesen. Sie werden das alles wegschmeißen und dann wählen, denn wenn einer das liest, dann kann er eigentlich gar nicht grün wählen, solche Belastungen sind vorgesehen. Jetzt hat einmal euer Vorsitzender van der Bellen eben zu dieser Energiefrage gesprochen und was der vorhat, auf die Menschheit oder auf die Österreicher loszulassen, da brauchen wir über die paar Reichen nicht mehr zu diskutieren, weil dann werden wir alle arm! Was der sich vorstellt zu diesem Bereich! Es ist gar keine Frage, dass dem die Zustimmung zu geben ist, nur produzieren wir in diesem Hause bei jeder Sitzung massenhaft Dringlichkeitsanträge. Ich habe schon ganze Ordner voll davon zu Hause stehen, heute wieder 14 an der Zahl, und wenn man das so durchschaut, was wir so beschlossen haben und dann die Wirkungen und die Nachwirkungen dieser Anträge sich zu Gemüte führt, dann ist das nicht einmal mager, das ist fast nichts. Und das wissen wir alle! Wir tun uns da selber beschäftigen mit diesen Sachen und uns selber beruhigen. Unser Gewissen beruhigen, wir haben ja ohnehin einen Antrag gestellt, einen dringlichen, die anderen sagen, wir haben dem zugestimmt und wir wollen die Belastung von der Bevölkerung fernhalten und das gelingt uns aber nicht. Mit solchen Sachen wirklich nicht und mit Aufforderung der Bundesregierung, also bei diesen Schreiben ist es ja schade um die Marke, falls es per Post geschickt wird, und um das Blatt Papier, weil das wird meistens in der Rundablage – wenn es überhaupt dort landet – oder irgendwo beim Einlauf zum Altpapier kommen. Diesen Eindruck habe ich, weil wir in den seltensten Fällen eine brauchbare Antwort von Wien zurückbekommen haben.
Ich sage aber trotzdem, diesen Anträgen – und ich habe alle durchgelesen nach und nach – ist samt und sonders die Zustimmung zu geben und sie sind zu bejahen. Man muss das nur kühl überlegen und bei einem kann ich schon eine gewisse Zusage machen und das ist ein Antrag der Abgeordneten Klubobmann Scheuch, Dipl.-Ing. Gallo, Präsident Strutz und Abgeordneter Willegger, wo die Kärntner Nationalräte aufgefordert werden, gegen die Gesundheitsreform im Nationalrat zu stimmen. (Der Redner lacht.) Das ist eine lustige Geschichte, aber ich habe mit unseren das ja durchgesprochen diese Gesundheitsreform und die ist aus freiheitlicher Sicht wie vorgesehen in dieser Form nicht brauchbar und ich kann sagen, dass der FPÖ-Abgeordnete Klement, aber auch die anderen 20, die wir noch haben im Nationalrat, dagegen stimmen werden. Deshalb auch ja zu diesem Antrag!
Und dann habe ich noch einen gesehen, der hier erwähnenswert ist, weil – Herr Präsident, ich bitte, mir das zuzugestehen, weil ich ja dann zur Dringlichkeit keine Wortmeldung habe und mich auch nicht mehr zu Wort melden werde – das Kärntner Schulgesetz. Zur Abwechslung einmal ein Antrag der ÖVP, dass die Klassenschülerhöchstzahl maximal auf 20 zu begrenzen ist bei Abteilungsunterricht. Das ist auch in Ordnung und alle 14 finden meine Zustimmung. Das sind alles wichtige Anträge und ich bitte solche, die einflussreicher sind als ich und meine Partei, die ich vertrete, tatsächlich etwas zu bewegen, dass die Spritpreise nicht ins Uferlose steigen und auf der anderen Seite vor allem die armen Arbeitspendler aus dem Bereichen, die nicht in den Ballungszentren zu Hause sind, dass die Erleichterungen in diesem Bereich bekommen. Das wäre meine Bitte an jene Persönlichkeiten. Dankeschön!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Herren auf der Tribüne! Da werden immer zwei Sachen verwechselt: Nur weil die Grünen einmal gesagt haben, das Öl wird sehr teuer werden, weil es ausgeht, haben sie es nicht verursacht! Das Öl wäre jetzt auch ohne uns teurer geworden und würde auch ohne uns ausgehen. Nur weil man etwas gescheiter war und etwas langfristiger vorausgeschaut hat, (Abg. Rossmann: 20,-- Schilling der Liter Benzin!) ist man jetzt nicht schuld! Aber es ist immer der Überbringer der schlechten Nachricht, der dann gekreuzigt wird. Eins zu den Anträgen – ich werde mich dann nicht mehr melden – grundsätzlich sind für mich zwei Ansätze da. Ich finde die Dringlichkeitsanträge sehr populistisch und nicht besonders gescheit, weil ich nicht glaube, dass man von da aus den Ölpreis ändern wird, aber ich sehe das so ähnlich wie einen Lottoschein. Ich werde mir sicherlich nicht die Möglichkeit entgehen lassen, wenn ich jetzt da ein Kreuz mache und sage, bitte liebe Bundesregierung, ruf den „Ölscheich“ an, nicht den „Holzscheuch“, ruf den an und sage, ich will nicht mehr so ein teures Öl haben und der kann das wirklich machen. Ja bitte, dann soll der das machen und soll uns Österreicherinnen und Österreicher entlasten. Ich schaue es mir von da aus gelassen an, der Landtag hat seine Arbeit getan, er stellt einen Antrag und kann jetzt die Hände und Füße beiseite legen und sagen, wir brauchen nichts mehr zu machen. Das ist mir ein bisschen zuwenig! Wenn wir hier nicht anfangen werden, zu arbeiten und einfach per Antrag das Leben ändern wollen, das wir nicht ändern können, wird uns das nicht gelingen!
Das Gleiche mit dem Strompreis! Hätten wir die KELAG nicht verkauft, hätten wir einen Einfluss! Jetzt ist es aber nicht mehr so und jetzt können wir Anträge machen soviel wir wollen, wir können auch Anträge an den BILLA stellen, dass das Brot billiger wird. Wie gesagt, werde ich mir nicht die Chance des Lotto entgehen lassen und ich schaue mir das in den nächsten Monaten sehr gut an, ob die Bundesregierung die Möglichkeit hat oder die Lust oder nicht die Lust oder nicht die Möglichkeit, das zu ändern und deswegen werde ich sicherlich nicht dagegen sein, wenn alle den Ölpreis zumindest nicht teurer haben wollen und ein bisschen ein Geld zurück zu den Pendlern. Nur eines noch geschwind zum Absetzbetrag: Menschen, die keine Steuer zahlen, die können nichts absetzen. Und denen wird es auch nichts nutzen, wenn sie auf einmal keinen Absetzbetrag haben, (Abg. Ing. Scheuch: Habe ich gesagt!) – na eben! – also werden wir da eine andere Lösung finden müssen. Vielleicht gibt es da eine Negativ-MÖSt oder wir treffen uns im Lavanttal beim „MÖSt-Bauern“! Dankeschön! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak.)

Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Ich komme jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit dieses Antrages. (Es erfolgen Einwände aus den Abgeordnetenbänken.) Die Dringlichkeit haben wir schon, über den Inhalt stimmen wir jetzt ab. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so angenommen. Nächster Antrag, bitte, Herr Direktor!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

2.
Ldtgs.Zl. 151-23/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne​ten des SPÖ-Klubs betreffend sofor​tige Maßnahmen gegen die hohen Energiekosten mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

1. Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass die geplante Erhöhung der Mineralölsteuer nicht vorgenommen, eine behördliche Überprüfung der Mineralöl-Konzerne wegen möglicher Wettbewerbsverstöße und Absprache eingeleitet sowie das amtliche Kilometergeld als auch die Pendlerpauschale deutlich erhöht wird.
2. Weiters ist durch Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass Präventivmaßnahmen gegen die drohende Teuerung bei Gas gesetzt werden und ein preisregulierender Eingriff beim österreichischen Erdöl- und Erdgaskonzern OMV vorgenommen wird. Ebenso ist die geplante umfassende Steuerreform für kleine und mittlere Einkommen mit 1. Jänner 2009 umzusetzen.
3. Die Landesregierung wird aufgefordert, Einzelpersonen mit bis zu einem Nettoeinkommen von 1.500,-- Euro und Familien bis zu einem Nettoeinkommen von 2.500,-- Euro zusätzlich zur Heizkostenaktion durch eine Unterstützung von 200,-- Euro zu fördern.
4. Die Landesregierung wird aufgefordert, Maßnahmen zu ergreifen, dass Kärntner Haushalte mit niedrigen und mittleren Einkommen durch einen Strombonus in Höhe von 70,-- Euro entlastet werden. Nach dem Vorbild der Steiermark soll dies durch die Dividende der KELAG finanziert werden.
5. Die Landesregierung wird aufgefordert, die Wohnbeihilfe zu einem zeitgemäßen Instrument der Unterstützung auszubauen, damit niemand mehr als 30 Prozent seines Nettoeinkommens fürs Wohnen ausgeben muss.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit KO Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben einen Dringlichkeitsantrag gestellt, einen in dem wir versucht haben, mehrere Facetten zusammenzufassen. Und wenn heute schon in ungewohnter Einheitlichkeit selbstkritische Bemerkungen über Effizienz und Effektivität von Anträgen gekommen sind, so möchte ich auch meine Meinung dazu darstellen. Es stimmt, dass wir nicht sehr viel erreichen in Bereichen, wo wir an die Bundesregierung appellieren und das meine ich jetzt ganz offen – unterschiedlich, welcher Zusammensetzung sie auch immer ist – aber gleichzeitig haben wir als Landtag und damit als Vertretung der Kärntner Bevölkerung auch die Pflicht, in jenen Punkten, die sie betreffen, zumindest den Versuch zu unternehmen, diese politisch zu thematisieren. Ich denke, das ist der Bereich, der alle hier im Landtag vertretenen Fraktionen, Interessengemeinschaften und Personen eint. Wir haben versucht, die Dinge auch ein klein wenig zu differenzieren und doch ein wenig der Effizienz dort sicherzustellen, wo wir selbst Verantwortung tragen. Neben den bundespolitischen Forderungen, die sich ja auch in einzelnen Anträgen des BZÖ immer wieder finden, versuchen wir auch auf Kärntner Ebene, Dinge anzuregen, zur Diskussion zu stellen, die eine spürbare Verbesserung für Betroffene erreichen könnte, so beispielsweise in unserem Vorschlag, dass wir zusätzlich zu den Heizkostenzuschüssen aufgrund der nicht zu verhindernden Entwicklung der Bereiche „Teuerung Heizöl, Teuerung Benzin“, dass wir hier eine zusätzliche Unterstützung von 200,-- Euro geben im Rahmen einer entsprechenden Adaptierung der Kärntner Mindestsicherung oder anderer gesetzlicher Möglichkeiten. Jedenfalls aber solcher, bei denen sich die Leute nicht anstellen müssen, sondern das im entsprechenden Rechtsanspruch bekommen.
Ich sage auch, dass wir sehr wohl in der Frage differenzieren und ich sage ganz klar, was ich damit meine: Dass für uns der Bereich des Heizöls in gewissem Sinn auch anders zu betrachten ist als jener des Benzins, des Diesels für Fortbewegungsbereiche, wobei der essentiell und existenziell bei Pendlerinnen und Pendlern ist, im Heizungsbereich aber ein Primärbedürfnis, nämlich jenes nach Wärme, dann wenn es kalt ist, sicherstellt. Ich appelliere auch an das BZÖ, das ja vorweg bereits die Zustimmung signalisiert hat, auch seinen Klubeinfluss auf den Landeshauptmann in seiner Funktion als Eigentümervertreter bei der KELAG geltend zu machen. Er hat ja bereits angekündigt, hier auch hinsichtlich eventueller Entwicklungen bei Gaspreisen, bei Strompreisen, tätig zu werden im Interesse der Bevölkerung. Das ist etwas, worauf wir ihn auch im Rahmen eines Sonderlandtages bereits vor mehr als einem Jahr aufmerksam gemacht haben und ich gehe auch davon aus, dass wir durch positive Beispiele, die anderswo klappen, in der Steiermark, nämlich mit jenem Strompreisbonus von 70,-- Euro, positiverweise auch hier Akzente setzen, die den Menschen doch helfen, die stärker werdenden Belastungen zu ertragen.
Letzter Punkt und damit schließe ich bei dem, was ich auch beim Zukunftsfonds heute bereits gesagt habe: Mittel- und langfristig wird uns nur eines helfen – zu schauen, dass wir genügend Arbeit mit entsprechenden Einkommen haben, damit damit die Leute auch das Auskommen für den täglichen Lebensbedarf haben. Das war und ist sozialdemokratische Maxime, das heißt, der Bereich der Arbeit, der notwendigen Arbeit, ist so zu gestalten, dass damit auch der entsprechende Verdienst kommt. In all das eingebettet und auf all dem aufbauend, bitte ich Sie, unseren Dringlichkeitsantrag zu unterstützen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine (Abg. Strauß: Ich bin da!) – bitte? (Abg. Strauß: Ich bin da!) Ja, das weiß ich! Unübersehbar! Ich bedanke mich für deine Anwesenheit, Herr Abgeordneter! – sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Es ist schon eine lustige Diskussion, weil sie auch übergreifend ist und durchaus auch eine spannende. Es tut dem Landtag gut, wenn der Rudi Schober gerade eben hier heraußen steht und sagt: „Das ist eine populistische Vorgangsweise, die das BZÖ hier wählt. wenn es solche Anträge stellt!“ Und dann hat er, glaube ich, noch gesagt: „Weisen Sie mir nach, dass es einen Antrag von Ihnen gegeben hat, während Sie in der Regierung gewesen sind! Einen ähnlichen Antrag!“ Nur den – bitte es ihm auszurichten, lieber Peter Kaiser, kann ich Ihnen verhältnismäßig leicht nachweisen. Der freiheitliche BZÖ-Landtagsklub hat am 9. November 2006 einen Antrag gestellt mit dem Wortlaut: „Die Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der neuen Bundesregierung sicherzustellen, dass geeignete Maßnahmen gesetzt werden, damit es in Österreich zu spürbaren Treibstoff- und Heizölsenkungen kommt.“ Guten Morgen! Wir haben das sehr wohl gemacht!
Und jetzt zu Ihrem Antrag, weil der ist schon ein bisschen spannend. Das würde ja erstens einmal heißen, dass man wenig Vertrauen in die Parteivorsitzende hat, die ja angekündigt hat, beim Gusenbauer einen Termin zu machen, weil da beauftragt man gleich einmal die Landesregierung präventiv, den Dr. Haider. Das passt eh ganz gut, nämlich ganz gleich. Aber vielleicht sollte man dann der Frau Schaunig gleich den Brief mitschicken, den der Herr Gusenbauer uns geschickt hat, nämlich dem Kärntner Landtag. Und den werden wahrscheinlich wieder einmal die Mehreren nicht gelesen haben und aus dem Grund darf ich aus diesem Schreiben vom Herrn Gusenbauer zitieren. Das heißt, dazu hat nun Herr Bundeskanzler Dr. Alfred Gusenbauer folgendes mitgeteilt, zu unserem Antrag nämlich: „Selbstverständlich – sagt er – ist die Bereitstellung von kostengünstiger Energie für die Konsumenten und für die Wirtschaft durch die inländische Energieproduktion zu forcieren und der europäische Wettbewerb ist auch ein Ziel dessen. Und jetzt kommt es aber:
Das heißt, dieses Ziel hat er in seinem Regierungsprogramm, hat dieses Ziel aber dann anscheinend verfehlt. Weil in einem weiteren Satz sagt er: „Allerdings muss ich darauf hinweisen, dass wir im Rahmen der Anpassung der Klimastrategie zur Erreichung des Kyoto-Zieles beschlossen haben, die Mineralölsteuer auf Benzin um 3 Cent sowie bei Diesel um 5 Cent anzuheben.“ Somit wird das eine interessante Verhandlung! Das schreibt der Herr Gusenbauer höchstpersönlich, unterschrieben an uns, damit hier nichts Falsches aufkommt. Das heißt, nicht nur die böse ÖVP ist hier schuld, sondern da gibt es eine Mittäterschaft vom obersten Indianer in dem Fall.
Aber er meint ja, „als Ausgleichsmaßnahme wurde vereinbart“, das ist für mich genüsslich zum Zitieren, dass die Pendlerpauschale dafür um sage und schreibe 10 Prozent angehoben wird. Diejenige Pendlerpauschale, da sage ich dir schon, lieber Rolf Holub und an alle anderen Vorredner, vor allem auch dir, lieber Robert Lutschounig, die natürlich nur diejenigen bekommen, die einen Ausgleichsbetrag geltend machen können. Das heißt, natürlich die Besserverdienden, denn die hat unsere Bundesregierung von vielen Steuern befreit. Der Schlusssatz, das ist überhaupt das Beste: „diese Anpassung scheint mir“, nämlich dem Herrn Gusenbauer, „auf die zu erwartenden Kosten des Klimawandels, die insbesondere für die Alpenregion von Bedeutung sind, angemessen“. Das gibt er uns noch mit auf dem Weg, dass wir sozusagen eine angemessene Situation vorfinden.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein starkes Stück, aber wir werden Ihnen trotzdem die Möglichkeit geben, hier auch tätig zu werden, damit Sie hoffentlich einmal eine Beute in Wien für uns einfahren können. Zu den zwei anderen Anträgen, die mitverpackt sind, ist folgendes interessant. Sie fordern eine zusätzliche Einmalzahlung in Höhe von 200,-- Euro, in Wirklichkeit ein Teuerungsausgleich. Wir in Kärnten schaffen das aber, was der Gusenbauer und die Wiener nicht schaffen. Wir haben Billigtankstellen, wir haben mit riesigen Abstand die höchste Pendlerförderung und wir haben natürlich auch einen Teuerungsausgleich. Soll er ruhig erhöht werden, wir haben damit überhaupt kein Problem. Das heißt, wir werden wiederum unsere Wahlversprechen in diesem Bereich einfordern und natürlich auch einhalten. (Abg. Lutschounig: Einfordern!) Einfordern wäre bei euch gut, wir werden sehen, was ihr letztendlich zusammen gebracht habt. (Vorsitzender: Redezeit!) Die Redezeit geht zu Ende, ich habe aber heute noch mehrfach die Möglichkeit, zu diesem Thema Benzinpreis zu sprechen. Wir werden dem Antrag zustimmen, aber schauen wir einmal, was die Frau Schaunig zusammen bringt. Wir hoffen das Beste für Kärnten! Danke. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Ing. Scheuch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Antrag ist auch in zwei Teile zu teilen, der erste Teil, wo die Landesregierung beauftragt wird, in Verhandlungen sicherzustellen mit der Bundesregierung, bla bla bla, wobei einiges schon passiert ist, wie ich bereits erwähnt habe. Dann ist zu überprüfen, inwieweit eine Preisregulierung im Bereich der ÖMV umzusetzen wäre. Zum Punkt drei, die Landesregierung wird aufgefordert, Einzelpersonen mit einem Nettoeinkommen von 1.500,-- Euro, ganz so wenig ist das nicht! Wenn ich denke, das ist weit über dem Schnitt der „Durchschnittshackler“. Wenn ich heute einen im Handel Beschäftigen ansehe, dann hat er netto unter 1.000,-- Euro, also 1.500,-- Euro ist schon recht gut und 2.500,-- Euro für die Familie ist nicht so wenig. Das sind nicht jene, die schon unmittelbar am Hungertuch nagen.
Und zum anderen, okay. Wenn es möglich ist, dass man jeden, der es notwendig hat, einen Strombonus von 70,-- Euro geben kann, dann ist mir das recht, dann soll uns das recht sein. Wir werden dem auch die Zustimmung geben, wenngleich ich nicht mit allem hundertprozentig einverstanden bin. Aber der gute Wille soll bekundet werden, dass wir einmütig und einstimmig diese Sache mittragen. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer dem zustimmt, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so geschehen. Wer inhaltlich diesem Antrag zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen.
Herr Direktor, bitte den weiteren Einlauf!

Dr. Strutz

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


3.
Ldtgs.Zl. 151-25/29:

Dringlichkeitsantrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Aufstockung der Arbeitnehmerförderung um zumindest 2 Mio. €; Zweckwidmung für Fahrtkostenzuschuss; Änderung der Richtlinien für Fahrtkostenzuschüsse

mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert,


1.
die Arbeitnehmerförderung aufgrund der exorbitant gestiegenen Treibstoffkosten im Jahr 2008 um zumindest 2 Mio. € zu erhöhen. Diese zumindest 2 Mio. € sollen ausschließlich für den Fahrtkostenzuschuss für Pendler zweckgewidmet werden.


2.
den Arbeitnehmerförderungsbeirag zu beauftragen, die Förderungsrichtlinien für Fahrtkostenzuschüsse umgehend in folgenden Punkten abzuändern:

- Anhebung der Einkommensgrenzen auf 30.000,-- € brutto Jahresverdienst

- Einführung eines Familienbonuses von 15 % als zusätzlichen Fahrtkostenzuschuss für Familien mit zumindest einem Kind

- Berücksichtigung der Stärkung des ländlichen Raumes durch Erhöhung der Förderung für Pendler, welche weite Wegstrecken zurückzulegen haben.


3.
Verstärkte Förderung des öffentlichen Nahverkehrs, insbesondere in den Zentralräumen.

Mag. Weiß

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Herr Klubobmann Tauschitz gemeldet. Bitte!

Dr. Strutz

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Herzlichen Dank, Herr Präsident! Zur Begründung dieses Dringlichkeitsantrages. Ich glaube, wir brauchen nicht über die Erhöhung der Treibstoffpreise der letzten Wochen und Monate diskutieren. Erfreulicherweise hat die Bundesregierung sehr wohl reagiert, nämlich mit der Erhöhung der Pendlerpauschale und die Erhöhung des Kilometergeldes auf 42 Cent. Das ist immerhin schon etwas, dass etwas getan wird! 18.000 Pendler profitieren von dieser Entscheidung, weil wir uns überlegen werden, wie wir damit umgehen. Aber Kärnten kann auch etwas tun, und zwar rasch, einfach, unbürokratisch! Das können wir machen! Wir haben heute 15 Dringlichkeitsanträge, die meisten davon betreffen die Energie und den Treibstoff. Da können wir was tun und dahin zielt auch unser Dringlichkeitsantrag.
Wir wollen im Rahmen der Arbeitnehmerförderung die Fahrtkostenzuschüsse erhöhen, die Arbeitnehmerförderung um 2 Millionen Euro zu erhöhen und in die Fahrtkostenzuschüsse umwälzen. Jeder, der die Fahrtkostenzuschüsse und das System kennt, weiß, das ist in Wahrheit eine einzige Katastrophe. Als Beispiel: Jemand, der 50 Kilometer pendelt und 1.600,-- Euro brutto verdient, ist aus diesem Fahrtkostenzuschuss schon rausgeflogen. Das heißt, der gesamte Mittelstand ist bei diesem Fahrtkostenzuschuss nicht dabei. Wir müssen die Richtlinien ebenso ändern für den Fahrtkostenzuschuss. Das wäre einfach, denn der Arbeitnehmerförderungsbeirat könnte das tun, das ist auch unser Antrag.
Ein weiterer Punkt ist die Anhebung der Einkommensgrenze auf 30.000,-- Euro brutto Jahresverdienst, wir reden hier von 12 Monatsgehältern! Die Einführung des Familienbonus bei zumindest einem Kind. Denn jetzt ist es völlig unerheblich, ob man Kinder hat, ob man Familienvater oder Familienmutter ist und pendelt oder ob man keine Kinder hat. Die Berücksichtigung der Stärkung des ländlichen Raumes durch die Erhöhung der Förderung für die Pendler ist es ebenso, weil die weitere Wegstrecken zurücklegen müssen, als jene, die im Zentralraum wohnen.
Das wäre eine rasche, einfache Möglichkeit, hier in Kärnten etwas zu tun. Wir sollen nicht immer nur auf die Bundesregierung in Wien zu schimpfen, sondern mit der Bundesregierung in Verhandlungen zu treten. Mit dem Arbeitnehmerförderungsbeirat können wir das umsetzen, das geht rasch, wie müssen das nur wollen! In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung für diese einfache und unbürokratische Maßnahme für die Penderlinnen und Pendler Kärntens. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Trettenbrein das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

(Abg. DI Gallo: Jetzt wird es spannend!) Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kollegen von der ÖVP! Es ist ein recht interessanter Antrag, aber er ist im falschen Gremium. Ich frage mich, warum eure Mitglieder im ANF den Antrag nicht dort stellen auf Änderung der Richtlinien. (Abg. Tauschitz: Das können wir ja machen, aber die brauchen dafür ein Geld. Ihr habt damals schon dagegen gestimmt!) Nein, jetzt werde ich dir was sagen. Wir haben ja Geld, lieber Freund! Im Jahr 2005 sind die Mittel auch um 2 Millionen erhöht worden, 1,6 Millionen sind übrig geblieben, lieber Freund! (Abg. Ing. Scheuch: Hört, hört!) Wenn wir jetzt noch einmal 2 Millionen hinüber schieben, haben wir 3,6 Millionen, die uns übrig bleiben, lieber Freund! (Beifall von der F-Fraktion.) Ich weiß nicht, was du dort machen willst. Willst du im ANF einen Sparverein gründen? Rede einmal mit deinen Leuten, die im ANF sitzen. (Abg. Ing. Scheuch: Er kennt sich nicht aus!) Stell dort einen Antrag, dann werden wir das dort behandeln. Hier sind wir im Prinzip im falschen Gremium. (Abg. Ing. Scheuch: Wie viel hat er nicht verbraucht?) 1,6 Millionen sind übrig geblieben! (Abg. Ing. Scheuch: 1,6 Millionen, ein Wahnsinn!) Jetzt denkt noch einmal darüber nach, liebe Leute.
Wenn man den Antrag genau liest, ist er natürlich interessant, man kann darüber auch diskutieren. Das wollen wir auch tun und wenn der Kollege sagt, wir können in Kärnten schnell was machen über den ANF, dann stimmt das auch nicht. Denn man kann dem ANF nicht über die Landesregierung ausrichten, dass sie die Kriterien zu ändern hat. Das obliegt immer noch dem ANF. Lieber Freund! Selbst wenn wir diese Kriterien morgen ändern würden, sie könnten frühestens mit 1.1.09 in Kraft treten. Also von einer Geschwindigkeit und Schnelligkeit ist da überhaupt nicht die Rede, daher keine Zustimmung zur Dringlichkeit. (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Tauschitz: 1.1.2009 ist besser als nie!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Trettenbrein

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich werde es kurz und bündig machen. Kollege Trettenbrein, ich kenne dich völlig anders, heute bin ich ein wenig irritiert über die Abgeordneten des BZÖ. Zuerst vom Klubobmann Scheuch, dann von dir, ich höre deine Wortmeldungen in anderen Gremien eigentlich immer sehr positiv, ob jetzt Pendlerpauschale, Fahrtkostenzuschuss. (Abg. Ing. Scheuch: War positiv!) Na ja, 1,6 Millionen Euro werde ich mir morgen bei der Vollversammlung der Kammer am Tisch legen lassen. Solltest du Recht haben, werde ich dir das bei der nächsten Gelegenheit sagen. Ich kann es fast nicht glauben. (Abg. Ing. Scheuch: Aber vom Rednerpult bitte!) Vom Rednerpult, selbstverständlich! Kollege Scheuch, lassen wir es heute, wir sind schon so lange unterwegs! Wir werden selbstverständlich, nachdem es eine Notwendigkeit ist, die Dringlichkeit des Antrages zustimmen. Ich werde auch dort, wo wir gemeinsam sitzen lieber Freund, auch dementsprechend das betreiben. Ich hoffe auch dort auf die Unterstützung, wenn wir die Notwendigkeit auf den Tisch legen. Ich glaube daran. Das mit 1.1.09 glaube ich dir übrigens auch nicht, nein. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Arbeiter

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. Ich warte, bis alle ihre Plätze eingenommen haben und deutlich zu erkennen geben, ob sie dafür oder dagegen sind. – Das ist nicht die notwendige 2/3-Mehrheit. Der Antrag wird dem zuständigen Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Verkehr zugewiesen.
Somit haben wir die vorgezogenen Dringlichkeitsanträge abgehandelt und wir werden in der Debatte zum Tagesordnungspunkt 10 weiter fortfahren. Als nächstes zu Wort gemeldet ist der Kollege Ragger.

Dr. Strutz

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Roberto Benigni hat einmal den Begriff geprägt, "das Leben ist schön". Man müsste das ergänzen, "wenn man gesund, jung und agil ist". Wir haben eine Jetztsituation im letzten Jahr, wo wir eine Zuzahlungsverpflichtung hatten, sowohl für Behinderte als auch im Bereich des, ich sage einmal, normalen Altwerdens. Wobei aber klare Darlegungen immer und bei jedermann in der Bevölkerung aufgestoßen sind. Nämlich, wir haben erstens für diese Zuzahlung überhaupt keine Transparenz gehabt, das war eine Katastrophe. Es hat weder eine Überprüfung dieser Zuzahlung gegeben und es hat in keinster Weise aufgrund dieser Richtlinie eine Nachvollziehbarkeit dieser Zuzahlung gegeben.
Im Endeffekt, so wie es der Klubobmann heute richtig gesagt hat, ist es heute eine Flucht nach vorne und man muss es mit einem extrem weinenden Auge, es bleibt kein lachendes Auge, betrachten. Nämlich, wir haben auf der einen Seite von der Abteilung 4 heute in diesem Landtag eine Beschlussfassung, dass wir für die Gemeinden 6,86 Millionen ablegen.
Wir haben noch einmal 6,35 Millionen Euro, was wir allein durch diese Zuzahlungsverpflichtung aufgeben. Wir reden von 13,2 Millionen, auf die der Landtag heute verzichtet, die wir aus unserer Wirtschaftshoheit her- und weggeben! Das heißt, wir werden auch sehen, wie die Gemeinden dann in den nächsten Jahren damit umgehen, wenn es zu den BZ-Verhandlungen und zu den Sonder-BZ-Verhandlungen kommt, wo den Gemeinden diese 13 Millionen in der Verteilung dann abgehen werden, wenn sie solche jammernden Gemeinden sind, denen jedes Jahr um 1 Prozent heruntergenommen wird.
Die Kostenregelung und die Kosten: Dass der Wegfall der Kostenzuschüsse für die Behinderten und die Unterhaltsberechtigten erfolgen soll, das ist auch vom BZÖ uneingeschränkt, damit habe ich überhaupt kein Problem. Nur, die Kostenabschaffung selbst müssen Sie schon einmal zu Ende denken und das ist der wirkliche Kniefall, den Sie da heute betreiben wollen. Wie gesagt, Sie verzichten auf 13,2 Millionen für den Landeshaushalt. Das heißt, das Land wird in den nächsten Jahren mit 13,2 Millionen belastet werden. Jetzt werden wir diese ÖBIG-Studie für die Evaluierung der Heime fertig machen. Was in keiner bis dato festgelegten Regelung dieser Novelle heute herauskommt ist, dass wir natürlich mehr Plätze, mehr Betreuungsplätze in den Heimen brauchen werden. Denn wer ist heute noch bereit, seine Menschen daheim zu pflegen, wenn er sagt: Kostet mich nichts, ich gebe sie in ein Heim, tun wir sie hinein, es kostet ja nichts! Was nichts kostet, das kann man sagen, ist nichts wert. Das ist die Problematik, die Sie langfristig offensichtlich nicht verstehen wollen. Man probiert heute wirklich in einer polemischen Ausrichtung diese Entscheidung, diese Kostenregelung, weil es halt jetzt opportun ist, sechs Monate vor den Wahlen, wegzustreifen. Man wird halt klarerweise auch schauen müssen, was mit den Privaten passiert. Ich freue mich aus meiner beruflichen Profession heraus, wenn die ersten kommen werden, die privat versorgt werden und die dann sagen werden: Wir müssen heute Aufwendungen betreiben. Wenn ich meine Mutter oder meinen Vater ins Heim gebe, dann kostet es mich nichts, aber wenn ich sie daheim pflegen muss, dann werde ich dafür zahlen müssen. Das schaue ich mir verwaltungs- und verfassungsrechtlich an, das Gesetz wird nicht lange halten, das verspreche ich euch! Da wird unser Berufsstand schon dafür Sorge tragen, dass das bald aufgehoben ist. (Abg. Lutschounig: Was ist das für ein Berufsstand?) Das weitere ist, dass ich es für mich nicht nachvollziehe, dass man jetzt im Endeffekt eine Barriere schafft. Ich verstehe es bei den Sozialdemokraten. Für die Sozialdemokraten war die Altenheimausrichtung immer ein zentral geführter Punkt. Man muss eine zentrale Heimanlage schaffen. Das hat die Schaunig in ihrer eigenen Ideologie ein bisschen aufgeweicht, dass sie halt diese 50 Betten hat, aber klassisches Instrument der Sozialdemokratie war: Alles in ein Heim hineinpferchen! Das ist die absolute Nonplusultralösung. Privat zu pflegen ist nicht das Richtige, das ist vielleicht ideologisch nicht korrekt, deswegen pferchen wir alles hinein. Mit dieser Zuzahlungsverpflichtung schaffen sie einen neuen Schritt dazu nämlich, dass sie insgesamt viele, viele, viele Menschen, viele alte Menschen nicht freiwillig, sondern zwangsmäßig in dieses Heim stecken werden, weil sich die jüngere Generation nicht mehr darum kümmern wird. (Zwischenrufe von Abg. Strauß und von Abg. Schober.) Man muss es auch korrekt sehen. Wenn Sie sich heute die durchschnittliche Einkommenssituation der Kärntner betrachten: Was wird einer, der von 08.00 Uhr in der Früh bis 18.00 Uhr am Abend arbeitet und seine Frau auch mit älteren Menschen machen? Wer wird diese Versorgung aufrechterhalten? Wenn es mich im Heim nichts kostet, werde ich sie natürlich weggeben, natürlich werde ich sie weggeben! (Es erfolgen mehrere gleichzeitige Zwischenrufe von Abgeordneten aus der SPÖ-Fraktion.) Sie wollen sich nur nicht der Realität annähern, das ist der Unterschied. Im Endeffekt beißt sich die Katze in den Schwanz.
Als kleiner Ausflug komme ich zum Heimgesetz zurück. Auf der einen Seite wollen Sie alle ins Heim stecken, indem Sie jetzt die Zuzahlungsverpflichtung wegtun und auf der anderen Seite behalten wir die 50-Betten-Regelung. Schon vor einem Jahr sagte der Rechnungshof, diese 50 Betten sind das Dümmste, was die Republik jemals gesehen hat. (Abg. Tauschitz: Das stimmt! Das stimmt! Das stimmt!) Die einzige lapidare Antwort der Abteilung 13, der Sozialabteilung, heißt dann: Ja, wir werden es evaluieren. Der Abteilung 13 ist schon seit einem Jahr bekannt, dass diese 50-Betten.Regelung eine Katastrophe ist. Fragen Sie einmal die Privaten als auch die Sozialverbände, was los ist. Warum ist denn jeder unter Wasser? (Abg. Strauß lacht.) Der Jaki lacht zwar, aber der Sozialhilfeverband Völkermarkt ist so beieinander, dass man sich gar nicht mehr vorstellen kann, wie dieses nächste Jahr im Umlageverfahren finanziert werden soll, so schaut die Situation aus! Das ist der kleine Unterschied! (Unruhe in der SPÖ-Fraktion.) Ich? Wenn Sie wirklich Vernunft haben und wenn Sie heute wirklich Vernunft walten lassen wollen, dann reichen wir Ihnen die goldene Hand! Deswegen stelle ich auch den Antrag auf Rückverweisung in den Ausschuss, um eine soziale Staffelung einzuziehen. Wir sagen nicht, nicht ganz weg, aber wir sollten es doch sozial staffeln! Gehen Sie mit diesem Antrag mit, setzen wir uns noch einmal an einen Tisch, sowie es auch der Herr Abgeordnete Arbeiter gesagt hat, dann glaube ich, dass wir eine konstruktive, ordnungsgemäße und für das Land zielführende Regelung als auch für die Gemeinden eine zielführende Lösung als auch für die Heimpflegenden Personen erzielen können. Das ist, glaube ich, sinnvoll und das sollte man machen, danke! (Beifall von der F-Fraktion)
Mag. Ragger

(Der Vorsitzende erteilt 2. Präs. Ferlitsch das Wort.)

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):
Ferlitsch

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Herr Abgeordneter Ragger, ganz kurz nur einige Punkte. Du wirst es nicht bestreiten können, dass die 132 Kärntner Bürgermeister und Sozialreferenten fast tagtäglich mit diesen Problemen konfrontiert sind und dass wir dem einfach so nicht ganz folgen können, was du da gesagt hast. Ich bin überzeugt davon, dass es Menschen und Angehörige gibt, vor allem aber diejenigen, die einer Pflege bedürfen, die sich in vielen Bereichen nicht trauen ins Heim zu gehen, weil sie einfach die Angehörigen nicht finanziell belasten wollen. Ich glaube, das ist einmal grundsätzlich bei vielen Bereichen so zu sehen. Es ist ein zweiter Teil zu betrachten, dass es sicherlich zu einer vermehrten Ausnützung dieser Heime kommen wird. Warum? Weil es in vielen Bereichen gar keine andere Möglichkeit gibt, als dass der Mensch selbst gerne ins Heim geht, wenn er sieht und wenn er keine andere Möglichkeit hat, eine anständige Pflege zu bekommen. (Zwischenruf von Abg. Mag. Ragger.) Und zu den 50 Betten, die du angesprochen hast: Wir wissen alle, dass die Gemeinden tagtäglich versuchen, Heime zu bekommen. Es ist richtig so, dass der alte Mensch – wie ein alter Baum, den du nicht verpflanzen kannst – gerne in seiner gewohnten Umgebung ist. Auch ein 50-Betten-Heim kann wirtschaftlich geführt werden, auch das wissen wir. (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Es gibt Belege, dass wir in diesen Bereichen sicherlich nicht schlecht liegen. (Wiederum Zwischenruf von Abg. Mag. Ragger.) Aber da bin ich zu weit hineingegangen, nachdem es ja so ist, dass die Berichterstatterin einen ausführlichen Bericht gebracht hat und auch breit über viele Bereiche diskutiert worden ist, soweit es die Pflege und die Kosten … (Abg. Mag. Ragger: Die Gemeinden haben schon fünf Prozent Nachlass bekommen!) Darauf komme ich später noch zu reden. Ich wollte jetzt eigentlich auf etwas ganz anderes hinaus, nämlich auf die Tatsache, dass die Gemeinden Kärntens sehr wohl seit Jahren gemeinsam mit dem Gemeindebund und mit dem Städtebund versuchen, eine Kostengerechtigkeit in der Aufteilung der Sozialaufgaben zu erreichen. 50:50 ist der gerechte Schlüssel, glaube ich, im Bereich dieser Aufteilung. Es gibt in zahlreichen Bundesländern sogar ganz andere Aufteilungen, zum Beispiel mit 30:70 zugunsten der Gemeinden. Wir sind froh, und ich bin auch dankbar, dass das im Sozialausschuss eine Mehrheit gefunden hat. Ich darf dem Vorsitzenden und allen Abgeordneten, die im Sozialausschuss damit befasst waren, herzlich danken, dass dieser Weg beschritten wurde! Es hat sich die Sozialreferentin, Landeshauptmann-Stellvertreterin Schaunig stark gemacht. Ich bin froh, dass wir diesen Weg nunmehr beschreiten können. Vergessen wir eines nicht, und ich habe da eine Grafik mitgebracht, (2. Präs. Ferlitsch hält eine Grafik in die Höhe.) wenn Sie diese Grafik anschauen, dann heißt das: Im Rechnungsabschluss 2001 haben die Gemeinden bereits 70 Millionen Euro dazugezahlt. Im Voranschlag für 2008 sind es bereits 113 Millionen Euro. Wir sehen diese Steigerung. Wenn wir jetzt eine Kostengerechtigkeit mitbeschließen, dann glaube ich, werden die Gemeinden damit entlastet. Seien Sie versichert, dass die Gemeinden, die das Geld oder die Entlastung erfahren werden, dies sicherlich nicht auf die hohe Kante legen werden, sondern verantwortungsbewusst verwenden, sowie der Kärntner Landtag – und das hoffe ich im Sinne der sozialen Gerechtigkeit – die einzelnen Beschlüsse fasst. Ich wäre froh, auch als Präsident des Kärntner Gemeindebundes, nachdem es ja eine gewisse fraktionelle Aufteilung im Bereich der Kärntner Gemeinden gibt, dass es heute unter Umständen einen einstimmigen Beschluss in dieser Richtung gibt. All jene Abgeordneten, die heute mitstimmen, entlasten die Gemeinden im Sinne einer guten Budgetierung. Und dass damit Gelder für investive Maßnahmen frei werden ist, glaube ich, kein Zweifel. Gerade im ländlichen Bereich sind diese Maßnahmen besonders wichtig, auch im Sinne der zukünftigen Arbeitsplätze. 110 Millionen, wie ich schon sagte, macht das jährlich aus. Ich glaube, das ist ein wichtiger Bestandteil. Ich ersuche daher noch einmal alle Abgeordneten und vor allem die kommunalpolitisch tätigen Abgeordneten, dass sie vielleicht doch dem Herzen einen Ruck geben und heute einen einstimmigen Beschluss zustandebringen. Alle diejenigen, die dafür stimmen, werden sicherlich den Dank der Gemeinden erfahren. Ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, Beifall von Abg. Schwager und den Grünen, Beifall von Abg. Mag. Ragger.)
Ferlitsch

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke, Herr Präsident! Es liegt keine Wortmeldung vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort! – Der Rückverweisungsantrag wird am Beginn vor dem Schlusswort … Okay, es liegt ein Antrag auf Rückverweisung in den zuständigen Ausschuss vor. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Somit hat die Frau Berichterstatterin das Schlusswort!

Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Danke, Herr Präsident! Nach den doch sehr ausführlichen Exkursen im Rahmen der Generaldebatte möchte ich das Schlusswort benützen, um nochmals zum Inhalt des Gesetzes zurückzukehren und da eine kleine Begriffsverwirrung aufzuklären. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Lesen Sie das Ganze vor, dann kommen wir schon mit!) Das dauert sicher länger als die zwei Sätze, die ich jetzt zu sagen habe. In der Generaldebatte ist eine Verwirrung zwischen den beiden Begriffen „Einsatz der eigenen Mittel“ und der „Kostenersatzpflicht von Angehörigen“ deutlich geworden. „Einsatz der eigenen Mittel“, damit ist gemeint, dass selbstverständlich jeder Betroffene und jede Betroffene, also die pflegeabhängigen Personen genauso wie Menschen mit Behinderung dazu verpflichtet sind, ihr eigenes Einkommen zur Abdeckung der pflegebedingten Kosten zu verwenden. Die „Kostenersatzpflicht von Angehörigen“, es betrifft Eltern oder betraf Eltern und Kinder bedeutet, dass nahe Angehörige bis zum heutigen Tag verpflichtet waren, Zuzahlungen zu leisten. Und nur dieser eine Punkt wird abgeschafft, wobei der Einsatz der eigenen Mittel in diesem Gesetz nach wie vor verpflichtend ist.
In diesem Sinne ersuche ich um das Eingehen in die Spezialdebatte.
Mag. Trannacher

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Danke! Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist mehrheitlich so beschlossen.
Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Ich beantrage die artikel- und ziffernmäßige Aufrufung.
Mag. Trannacher

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Es ist der Antrag auf artikel- und ziffernmäßige Abstimmung verlangt. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls mehrheitlich mit Stimmen des Abgeordneten Stark vom BZÖ so beschlossen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion und von der ÖVP-Fraktion.) Ich bitte, zu berichten!

Dr. Strutz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Artikel I

Das Kärntner Mindestsicherungsgesetz – K-MSG, LGBl. Nr. 15/2007, in der Fassung LGBl. Nr. 84/2007 wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 4 a, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16, Ziffer 17, Ziffer 18, Ziffer 19, Ziffer 20, Ziffer 21, Ziffer 22, Ziffer 23, Ziffer 24, Ziffer 25, Ziffer 26, Ziffer 27, Ziffer 28, Ziffer 29, Ziffer 29 a, Ziffer 29 b, Ziffer 30.
Ich ersuche um Annahme.
Mag. Trannacher

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Die Annahme des Artikels I ist beantragt.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt mehrheitlich. – Berichterstatterin:)
Artikel II

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt ebenfalls mehrheitlich. – Vorsitzender: Kopf und Eingang!- Berichterstatterin:)
Gesetz vom 29.5.2008, mit dem das Kärntner Mindestsicherungsgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt ebenfalls mehrheitlich. – Vorsitzender: Wir kommen zur 3. Lesung. – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Mindestsicherungsgesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt ebenfalls mehrheitlich.)

Dr. Strutz

Vorsitzender Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt 11:

11.
Ldtgs.Zl. 376-1/29:

Debatte zur
schriftlichen Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Öl-Unfall Tankstelle, Völkermarkterstraße 242, Klagenfurt

In der Landtagssitzung vom 24.4. wurde diese Anfrage von Landesrat Rohr schriftlich beantwortet und wir haben mehrheitlich beschlossen, die Debatte zu dieser Anfrage in der heutigen Sitzung durchzuführen. Zu Wort gemeldet ist der Abgeordnete Holub. Bitte!

Dr. Strutz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Sehr geehrte Zuhörer! Wir haben es heute eh schon eine Zeitlang besprochen und uns gefragt, was da los war. Die Hauptkritikpunkte sind wirklich, dass die Mitarbeiter des Magistrates den Mitarbeitern der OMV geglaubt haben. Das ist, glaube ich, der Hauptknackpunkt, dass die hingekommen sind und sie gesagt haben, nein, es sind nur 2.000 Liter ausgelaufen. Eigentlich haben sie zuerst gar nichts gesagt und darin liegt meiner Meinung nach die kriminelle Energie und das wird auch wahrscheinlich nachher die Staatsanwaltschaft, die ja ermittelt, zu klären haben. Hier ist wirklich über Monate das Benzin in das Grundwasser ausgelaufen, so ungefähr 1.000 Liter pro Tag und abgesehen davon, dass es angeblich niemand bemerkt hat, hat sich der Geruch verschärft, es haben sich in diversen Kellerräumlichkeiten in Firmen in der Umgebung Gase gebildet. Die OMV hat auch schon abgesaugt, was ich weiß, die haben dort Geräte aufgestellt und haben trotzdem niemanden benachrichtigt. Sie haben wohl die Sanierungsfirma Geodata benachrichtigt, die hat nebenbei saniert. Die Frage, die das Gericht zu klären haben wird, wird dann sein, wie viel wusste die OMV schon, wie viel ist da ausgeronnen, sind die wirklich nur von den 2.000 Litern ausgegangen? Ich glaube es nicht, weil sie ja sukzessive seit dem 17., wo sie dann schon angefangen haben, zu sanieren, erst am 19. gemeldet haben und dann jeden Tag immer mehr dazu gekommen ist und schlussendlich – soweit ich mich noch erinnern kann – am 4.1., ich war selber in der Gegend, die Völkermarkterstraße gesperrt wurde. (Den Vorsitz übernimmt um 17.34 Uhr Zweiter Präsident Ferlitsch.)
Man stelle sich vor, dieser Unfall ist sicherlich der größte Unfall, den es mit Benzin in Kärnten je gegeben hat und man stelle sich wirklich vor, es wäre möglich gewesen, dass eine ganze Gegend in die Luft fliegt, nur deswegen, weil einfach jemand seine Pflicht nicht macht und die Sache nicht meldet. Wie gesagt, wir werden sicherlich davon hören, wie die Staatsanwaltschaft damit umgehen wird und ob Anklage erhoben wird. Ich denke schon, die Prüfungen sind bis zu mir gekommen und ich denke, das wird seine Konsequenzen haben. Was wir daraus lernen können, ist, vielleicht brauchen wir ein besseres Frühmeldesystem. Vielleicht sollten wir wirklich Sonden aufstellen, die bei Tankstellen melden, wenn es einen Benzingeruch gibt. Auf der anderen Seite: Auch wenn die keinen Mankomesser haben, müssten die irgendwie draufkommen, dass pro Tag ein paar tausend Liter fehlen. Also ich verstehe nicht, wie der seine Listen führt und wie auch die OMV das liefern kann, die muss ja auch merken, hallo, der zahlt weniger, als wir ihm geliefert haben. Das ist so wenig nicht, früher einmal waren das einige Zig-Millionen Schilling. Gut! Viel werden wir nicht gelernt haben und trotzdem wird es einen Antrag von uns geben in der Richtung, dass die Sicherheit zuerst kommt. Danke!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Holub

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Präsident! Hohes Haus! Umweltbombe! Öko-Desaster! Umweltdrama! Das waren so die Überschriften in den Medien, als dieser Fall öffentlich geworden ist. Vergleicht man die Berichte darüber mit der Antwort des Umweltlandesrates, dann drängt sich einem, was diese Anfragebeantwortung betrifft, der Vergleich mit den drei „A“, mit den drei Affen auf: Nichts sehen, nichts hören, nichts sprechen, aber keine seriöse Beantwortung. Das ist, gelinde gesagt, eine Frechheit! Und dort, wo die Stricke schon gerissen sind, wird auf andere Behörden verwiesen, dass diese sich darum kümmern sollten, die Stadt, die Gewerbebehörde, die Staatsanwaltschaft. Jetzt frage ich: Wie wird hier zusammengearbeitet, wo ist hier ein koordiniertes Vorgehen? Bei Genehmigungsverfahren haben wir dieses „One-Stop-Shop-Prinzip“, wo alles in einer Hand zusammenläuft. Hier, bei einem Krisenfall, wo es um Gesundheit geht, wo es um eine massive Verunreinigung des Trinkwassers geht, und zwar einer ganzen Gemeinde, nämlich der Marktgemeinde Ebental, wo Gefahr im Verzug ist, passiert nichts dergleichen. Denn immerhin sind hier zumindest – das ist nur das, was offiziell zugegeben worden ist – 100.000 Liter an Benzin ausgetreten.
Interessant ist auch, dass die untersuchende Behörde, die Umweltabteilung, nicht viel gefunden hat, und zwar in den Problembereichen, obwohl Liegenschaftsbesitzer, Bewohner dort in der auch weiteren Umgebung in ihren Häusern, in ihren Kellern Benzingeruch wahrgenommen und darüber geklagt haben. Die Frage nach einer möglichen Gesundheitsgefährdung wurde überhaupt nicht gestellt und auch von Krisenmanagement war keine Spur. Das ist ein erschütterndes Zeugnis, das sich hier der Umweltreferent selbst ausstellen hat lassen von seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Ich komme diesbezüglich auch auf das zurück, was ich am Vormittag in der Fragestunde wissen wollte, nämlich eine Zeitung – die Kronenzeitung – hat behauptet und interessanterweise auch bis heute unwidersprochen, dass sich die OMV aus diesem Desaster herausgekauft hat. Jetzt frage ich: Wer aller wurde hier gekauft? Und diese Frage stelle ich an den Schluss meiner Betrachtungen und ich stelle noch einmal fest, dass hier ein erschütterndes Vorgehen zu bemerken ist, das seinesgleichen sucht und das das Vertrauen sowohl in die Umweltabteilung wie auch in den Umweltreferenten des Landes nicht in einem besonderen Licht erscheinen lässt. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Lesjak das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordnete Dr. Lesjak (GRÜ):

Dr. Lesjak

Geschätzte Damen und Herren! Ich möchte nicht sehr lange bei dem Thema verbleiben, es ist ja in der heutigen Sitzung schon einige Male zur Sprache gekommen, aber es sind einige Punkte, die der Aufklärung bedürfen. Wenn man sich nämlich die Chronologie dieses Skandals, dieses Unfalls, anschaut und das genauer analysiert, dann kann man nicht sagen, dass die Behörden hier nicht koordiniert vorgegangen wären. Also die Behörden sind aus meiner Sicht rechtzeitig und kompetent aktiv geworden. Es gab eine Kooperation zwischen Stadt und Land und auch der Feuerwehr, aber das Problem war ein anderes. Zum Beispiel am 19.12. letzten Jahres hat die OMV überhaupt erst so einen Austritt gemeldet und am gleichen Tag gab es dann auch einen Ortsaugenschein mit faktischer Amtshandlung seitens der Feuerwehr und der Behörden. Zu diesem Zeitpunkt war die Firma Geodata bereits vor Ort und hat Probebohrungen durchgeführt, sie haben allerdings die Behörden nicht ausreichend informiert. Die Amtshandlungen sind in den nächsten Tagen weitergegangen, zwischen 17.12.2007 und 8.1.2008 haben viele Sanierungsmaßnahmen bereits begonnen. Am 20.12.2007 sind die Amtshandlungen fortgesetzt worden und zu diesem Zeitpunkt hat die Firma Geo-Data bereits fünf Bodensanierungen gemacht. Bis dahin hat die OMV mitgeteilt, dass es insgesamt nur 2.000 Liter waren, die ausgetreten sind. Das war der Informationsstand am 20.12. Am 3.1.2008 hat die Berufsfeuerwehr einen Gasaustritt bei der Firma OBI gemeldet, dann hat man sich das angeschaut und bei der Firma ÖAG ist auch ein leichter Benzingeruch wahrgenommen worden. Bei nochmaligem Nachfragen bei der OMV war dann die Auskunft, dass zwischen Oktober 2007 und dem 17.12.2007 plötzlich 50.000 Liter ausgetreten sein sollen. Vorher haben sie gesagt, es waren nur 2.000 Liter, auf einmal sagt die OMV 50.000 Liter.
Dann hat die Behörde ein bisschen Panik gekriegt, dann sind viele Amtshandlungen passiert. Am 9.1. zum Beispiel vor Ort gab es schon 15 Boden-Luft-Absaugungen, zusätzliche Sanierungsbrunnen; am 10.1. dann wieder einen Tag später sagt die OMV plötzlich, dass 98.406 Liter ausgetreten wären, also fast 100.000 Liter! Man kann da den Behörden wenig Vorwürfe machen, die waren am gleichen Tag vor Ort, die haben sich zusammentelefoniert und sich das angeschaut. Ein Vorwurf ist in diesem Fall der Firma OMV zu machen, weil sie zu spät gemeldet und weil sie falsche Informationen weitergetragen hat! Und das ist so ein Spiegel des Umweltbewusstseins in Kärnten, dass man denkt: Na ja, es wird schon keiner draufkommen, verschweigen wir es einfach! Derweil hat das aber Ausmaße angenommen, die dramatisch sind. Man musste zum Beispiel die Kellerräume der Firma OBI belüften, denn sonst hätte es dort eine ernsthafte Gefahr der Explosion gegeben und das ist nicht sehr erfreulich. In Zukunft würden wir appellieren, vielleicht stärker aufzutreten – besonders der Umweltlandesrat – als Land, weil es einfach wichtig ist, solche Dinge nicht verschwinden zu lassen und zu verschweigen. Es ist wichtig, dass das an die Öffentlichkeit kommt und auch eine Firma wie die OMV kann sich das nicht leisten, so einen Skandal zu vertuschen! Dankeschön! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Dr. Lesjak

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Das Thema mit dieser OMV-Tankstelle in der Völkermarkterstraße wurde medial natürlich extrem bearbeitet und vieles mehr. Zusammenfassend muss man schon auch etwas sagen: Ich halte nichts von dem Privatkrieg, der zwischen dem Abgeordneten Gallo und dem Referenten Reinhart Rohr bei jeder Landtagssitzung gehalten wird. Faktum ist, eine Firma betreibt eine Anlage. Die Firma hat gesetzliche Auflagen, sie hat Überprüfungsauflagen und dementsprechende technische Einrichtungen. Vieles hat dort scheinbar nicht funktioniert, ansonsten müsste ja jemandem schon aufgefallen sein, dass zwischen Tankinhalt und ständiger Nachfüllung große Differenzen vorhanden sind. Wenn ich 100.000 Liter Volumen habe, 50.000 verkaufe und wieder 100.000 nachschütte, dann fehlen mir irgendwo 50.000. Wenn das niemandem auffällt, dann weiß ich nicht, wie eigentlich Benzin, Diesel oder sonst welche Mineralmengen zwischen dem Lieferanten und der Filiale umgesetzt werden. Teil eins!
Teil zwei – dazu muss ich etwas sagen: Es gibt eine zuständige Behörde, das ist die Erstbehörde. Die Erstbehörde in diesem Zusammenhang ist die Bezirkshauptmannschaft und in Klagenfurt ist die Bezirkshauptmannschaft und der Bezirkshauptmann einer Statuarstadt der Bürgermeister. Die Behörde, in dem Fall, Bereich, hat die ersten Maßnahmen im Sinne des Wasserrechtes zu setzen. Das Land ist nur die Überbehörde und der Referent ist in dieser Kette einer der letzten! Er ist nur die Exekutive mit seinen Mitarbeitern in der Ausübung von Landesgesetzen. Die Umsetzung und Überprüfung von Landesgesetzen hat aber die Bezirkshauptmannschaft Klagenfurt und in dem Fall heißt das Magistrat. Das Magistrat kann aber auch nur in dem Fall aktiv werden, wenn die ersten Anzeigen erfolgen. Die ersten Anzeigen, die stattgefunden haben, waren die Meldungen der Firmen. Sie waren aber nicht mit dem ident, was wirklich los war, sondern man wollte diesen Unfall beziehungsweise dieses Gebrechen in Wirklichkeit eigentlich vertuschen.
Erst als die Anrainer aufgrund der Situation rund um den gesamten Parkplatz bis zum OBI-Gelände unter sämtlichen Kanal- und Lüftungsgittern massiv den Benzingeruch wahrgenommen haben, ist man aktiv geworden und hat die dementsprechenden Maßnahmen gesetzt. Wir machen die Gesetze im Landtag und die Exekutive, in diesem Fall die Regierung und Behörden, haben sie umzusetzen. In dem Fall war die erste Behörde vor Ort das Magistrat Klagenfurt als Bezirkshauptmannschaft. Der Bezirkshauptmann, der als erstes Organ zuständig ist, ist in diesem Falle einer Statutarstadt der Bürgermeister, wie ich bereits gesagt habe. Der Bürgermeister hat alle Wege einzuleiten, um es zu exekutieren. Später kommt irgendwann einmal die Politik dazu.
Ich glaube, es war ein Anlassfall, es hat aber insgesamt etwas Gutes an sich, dass das Gesetz exekutiert und Überprüfungen verschärft vorgenommen werden. Ich glaube schon, dass sich die Tankstellen in Kärnten insgesamt in einem sehr guten Allgemeinzustand befinden. Jene, die umgebaut wurden, sind am neuesten Stand. Ich glaube auch nicht, dass in Kärnten Tankstellen in Betrieb sind, die nicht doppelwandige Ausführungen haben. Vielleicht gibt es noch ein paar vereinzelte, die es haben. Deshalb noch einmal meine Bitte, wenn man diese Diskussion führt, sollte man sie auch sachlich führen und nicht von Schmiergeldern und anderen Sachen reden, wo es keinen Zusammenhang gibt, dass der Referent, Reinhart Rohr, irgend etwas damit zu tun hat.
Strauß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr zum Tagesordnungspunkt 11 vor. Damit ist dieser Punkt erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

12.
Ldtgs.Zl. 223-17/29:

Mündliche
Anfragebeantwortung von LH Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Holub betreffend Landesaufsicht und Eigentümervertreter bei der Hypo
Der Herr Landeshauptmann ist nicht anwesend, deshalb wird dieser Tagesordnungspunkt bei der nächsten Landtagssitzung behandelt. Wir kommen daher zum Tagesordnungspunkt

13.
Ldtgs.Zl. 223-20/29:

Mündliche
Anfragebeantwortung von LH Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Dr. Lesjak betreffend Birnbacher Vertrag
Herr Schriftführer, ich darf dich bitten!

Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt: Unter Bezugnahme auf Ihre schriftliche Stellungnahme gem. § 22 Kärntner Landtagsgeschäftsordnung vom 13.3.2008, Zahl. 223-20/29, betreffend Birnbacher-Vertrag darf ich Ihnen die folgende Stellungnahme zukommen lassen. Bekanntlich haben Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter Holub unter anderem gegen mich im Zusammenhang mit dem Birnbacher-Vertrag, also dem Gegenstand Ihrer Anfrage, eine Sachverhaltsdarstellung bei der Staatsanwaltschaft Klagenfurt eingereicht. Diesbezügliche Erhebungsschritte werden von der Staatsanwaltschaft zu Zahl 12St26/08 geführt. Es ist mir daher bereits aus diesem Grund nicht möglich, Ihre Anfrage inhaltlich zu beantworten, so lange nicht das eben angeführte Verfahren abgeschlossen ist. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Bitte zur Geschäftsordnung!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Herr Präsident! Ich beantrage die Behandlung von diesem Gegenstand über die Anfragebeantwortung, die schriftlich vorliegt, in der nächsten Sitzung. Ich bitte, darüber abstimmen zu lassen.

Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir stimmen über diesen Antrag ab. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen. – Das ist mit Mehrheit so beschlossen, die Debatte wird in der nächsten Landtagssitzung durchgeführt. Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt

14.
Ldtgs.Zl. 385-4/29:

Mündliche Anfragebeantwortung von LH Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Dr. Lesjak betreffend Auftritt des umstrittenen Sängers „THOMPSON“ in Kärnten

Da das Regierungsmitglied nicht anwesend ist, kommt dieser Punkt auf die Tagesordnung der nächsten Landtagssitzung. Wir kommen nunmehr zum Tagesordnungspunkt

15.
Ldtgs.Zl. 333-12/29:

Mündliche
Anfragebeantwortung von 1. LH-Stv. Dörfler zur schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Schober betreffend Schnellstraße S 37

Da das Regierungsmitglied ebenfalls nicht anwesend ist, kommt dieser Punkt auf die Tagesordnung der nächsten Landtagssitzung. Nachdem wir jetzt am Ende der Tagesordnungspunkte sind, ersuche ich den Direktor um den weiteren Einlauf. 
B) Dringlichkeitsanträge (Fortsetzung)
Ferlitsch

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


4.
Ldtgs.Zl. 236-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Mineralölsteuer mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung sicherzustellen, dass die im Vorjahr erhöhte Mineralölsteuer zurückgenommen wird und dass es zu keiner Erhöhung der Steuer für Heizöl kommt.

Mag. Weiß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Herr Abgeordneter Mag. Ragger gemeldet. Bitte!

Ferlitsch

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Wir haben es heute bereits ausführlich diskutiert, ich will es jetzt nicht mehr in die Länge ziehen. (Den Vorsitz übernimmt um 17.35 Uhr 1. Präs. Lobnig.) Im Endeffekt geht es um die Erhöhung der Mineralölsteuer, die durchgesetzt wurde. In diesem Antrag soll zum Ausdruck kommen, dass die Erhöhung der Mineralölsteuer zurückgenommen werden soll. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)

Mag. Ragger

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Präsident! Hohes Haus! Der Kollege Ragger hat hier zeitliche Vorgaben gemacht, danke dafür! Wir werden diesem Antrag ebenfalls die Zustimmung erteilen. Im übrigen möchte ich in Erinnerung rufen, was der Kollege Schober früher im Zusammenhang mit der alten Bundesregierung gesagt hat und die Aktivitäten des BZÖ, die damals nicht stattgefunden haben. In dem Sinne dem Kollegen Scheuch Danke für die Erinnerung. Der Kollege Scheuch hat einen Brief vorgelesen, datiert vom November 2006. Da hat es weder eine rot-schwarze, da hat es eine orange-schwarze Bundesregierung gegeben. Dieser Brief aus dem November 2006 war an die neue Bundesregierung gerichtet, damit ihr das endlich einmal korrigiert. Bitte, das dem Herrn Klubobmann auszurichten. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Zellot: Wir werden es ihm ausrichten!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Seiser

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Wir sind auch dafür, danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion. - Heiterkeit im Hause.)
Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit mehr vor. Ich lasse über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ein Handzeichen. – Das ist ohne die Stimmen der Grünen mehrheitlich so beschlossen. Es liegt mir auch zum Inhalt selbst keine Wortmeldung vor. Ich lasse nun auch über den Inhalt abstimmen. Wer dem Inhalt die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen. – Das ist wiederum mit den Stimmen mehrheitlich ohne die Grünen so beschlossen. Bitte um die Verlesung des nächsten Dringlichkeitsantrages.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


5.
Ldtgs.Zl. 151-21/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Entlastung für Pendler mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung zu erreichen, dass rasch eine Steuerreform beschlossen wird, mit welcher die volle steuerliche Absetzbarkeit der Fahrtkosten von und zum Arbeitsplatz ermöglicht wird.
(Zur Begründung der Dringlichkeit erteilt der Vorsitzende Abg. Trettenbrein das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! Die Intention dieses Antrages ist klar erkennbar. Es geht darum, die Pendler zu entlasten. Aber nicht nur die Pendler zu entlasten, sondern alle, die mit dem Fahrzeug unterwegs sind. Das geht am Besten, wenn man die Kosten, die für die Fahrt zur und von der Arbeit entstehen, steuerlich absetzbar macht. Die Lebenshaltungskosten sind, das wissen wir alle, um 30 Prozent gestiegen. Das heißt, wir müssen den Pendlern helfen und ich glaube, mit diesem Antrag können wir das am Besten tun. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Zur Begründung der Dringlichkeit erteilt der Vorsitzende Abg. Schober das Wort.)

Trettenbrein

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Auch von uns ein klares Ja, wenn es darum geht, den Pfusch der schwarz-blauen Bundesregierung aus dem Jahre 2000 zu beseitigen, wo nämlich der Allgemeine Absetzbetrag, das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen, eingeschliffen beziehungsweise halbiert wurde. De facto wurde er abgeschafft, das hat zwar der Regierung damals zwei Millionen Schilling gebracht, (Abg. Trettenbrein: Du musst den Antrag lesen!) deshalb Reparatur dieses Pfusches und Ja zum Antrag. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Zur Begründung der Dringlichkeit erteilt der Vorsitzende Abg. Tauschitz das Wort.)

Schober

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Herr Präsident! Hohes Haus! Ja! (Beifall von der ÖVP-Fraktion!)
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt nun keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich lasse nun über den Dringlichkeitsantrag abstimmen. Wer dem die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen. – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich habe keine Wortmeldung zum Inhalt selbst. Ich lasse nun auch über den Inhalt abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Handzeichen. – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Ich bitte den Landtagsdirektor um die Verlesung des weiteren Einlaufes.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


6.
Ldtgs.Zl. 393-1/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Sonderprüfung Kärntner Gebietskrankenkasse mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, durch ihre Aufsichts- und Kontrollorgane eine Sonderprüfung der Kärntner Gebietskrankenkasse zu veranlassen.
(Zur Begründung der Dringlichkeit erteilt der Vorsitzende 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)

Mag. Weiß

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich werde ebenfalls versuchen, es kurz zu machen. Die Gesundheitsreform, die Gesetzesnovellen, die jetzt von Seiten der Bundesregierung im Zusammenhang mit einer Sanierung der maroden Sozialversicherungskrankenkassen, vor allem in den Ländern, im Begutachtungsstadium ist, hat zurecht einen Aufschrei quer durch alle politischen Lager und Länder, vor allem durch zahlreiche Betroffene, ob es jetzt die Ärztekammer ist, ob es der Rechnungshof ist, bis hin zu den Interessenvertretungen gegeben. Grund dieser Gesundheitsreform ist das Faktum, dass zahlreiche Krankenkassen, so auch die Gebietskrankenkasse in Kärnten schwer defizitär wirtschaften.
Wenn man sich ein bisschen in die Materie vertieft, dann sieht man, dass es nicht die Patienten sind, die vielleicht zu viele Medikamente brauchen, sondern dass es ein sehr aufgeblähter Verwaltungsapparat ist. Dass es Misswirtschaft ist, das an einem Beispiel in Kärnten hier ganz kurz angeführt ist. Da wird ein Chefarzt mutwillig gekündigt. Beruft gegen seine Kündigung, bekommt vom Obersten Gericht Recht und muss wieder eingestellt werden. Aber nicht, dass man ihn jetzt nützt und einen Arbeitsplatz zuweist, sondern man sagt ihm, du bekommst jetzt zwar das Geld ausbezahlt, aber geh spazieren! (Abg. Trettenbrein: Ein Wahnsinn ist das! – Abg. Ing. Hueter: So wie beim Schachner!) Ähnlich! Der Unterschied ist vielleicht, dass hier durchaus eine kompetente Person zur Verfügung steht und sogar gesagt hat, er möchte arbeiten, möchte seine Arbeitskraft einbringen. Aber man sagt, geh spazieren, weil er nicht ins System passt. (Abg. Tauschitz: Das kann man vom Schachner nicht sagen!) Da geht es um viele Hunderttausend Euro, die alleine aus diesem einen Fall in Kärnten dokumentiert sind. Dann heißt es, wir müssen bei den Medikamenten sparen, es werden die Heilbehelfe gekürzt und ähnliches. Aus diesem Grund beantragen wir heute, dass wir, nachdem wir auch von Seiten des Landes die Möglichkeiten in den Kontrollgremien, dem Aufsichtsrat aber auch die Pflicht als Aufsichtskommissär in der Gebietskrankenkasse haben, hier nachzusehen, ob tatsächlich wirtschaftlich gearbeitet wird, ob Misswirtschaft betrieben wird, dass wir hier eine Sonderprüfung der Kärntner Gebietskrankenkasse veranlassen. Ich ersuche Sie, im Interesse der Patienten, die diese Suppe auslöffeln müssen, um Zustimmung zu diesem Antrag. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Herzlichen Dank, Herr Präsident! Hohes Haus! Von meinem Vorredner das Eingeständnis, dass es so ähnlich ist wie beim Schachner, den man auch mit 500.000,-- Euro spazieren gehen schickt, ist bezeichnend. (Abg. Trettenbrein: Ist aber kein Steuergeld!) Aber wir müssen hier schon ein wenig bei der Wahrheit bleiben und uns ansehen, warum es notwendig sein soll, eine Sonderprüfung der Gebietskrankenkasse zu machen. Das Aufsichtsorgan in der Gebietskrankenkasse ist der Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider beziehungsweise sein Vertreter in Form von Frau Magister Napetschnig oder von Dr. Stickler. (Abg. Arbeiter: Ein Versäumnis!) Diese sitzen in allen Gremien der Gebietskrankenkasse, haben volle Informationen bekommen, alle Protokolle, haben Einsicht in alle Unterlagen. Wenn eine Sonderprüfung erfolgen sollte, dann kann der Herr Landeshauptmann oder sein Vertreter das jederzeit tun. (Abg. DI Gallo: Das tun wir, wir werden es tun!)
In der Generalversammlung sitzt für das BZÖ als Dienstnehmervertreter die Frau Rosemarie Puntschart, ihr Stellvertreter ist Abgeordneter Harald Trettenbrein. Servus, Harald! (Heiterkeit von Seiten der SPÖ-Fraktion.) Als Dienstnehmervertreter sitzen von Seiten der BZÖ der Steuerberater Herbert Tiefling und der Steuerberater Dietmar Thuller. Also bitte, wenn ihr prüfen wollt, bitte machen! (Abg. Trettenbrein: Wir werden es tun und wollten nur wissen, ob du mitgehst!) Die Gebietskrankenkasse Kärnten wurde in der Vergangenheit einige Male kontrolliert, Bundesrechnungshof 2004, Bundesrechnungshof 2005 und durch die Ministerien für Gesundheit und durch das Finanzministerium. Vom Gesundheitsministerium hat es sogar vor zwei Jahren eine Sonderprüfung gegeben und weiters unterliegt die Gebietskrankenkasse auch der Kontrolle durch den Hauptverband der Sozialversicherungsträger.
Alle diese Kontrollen können vom Herrn Landeshauptmann, von Mag. Napetschnig, vom Dr. Stickler, vom Harald Trettenbrein – vielleicht bringst du diese Ergebnisse einmal in den Kärntner Landtag, zu deiner Fraktion, in eine Klubsitzung, dann kann man sich das alles ersparen, dann weiß man, was dort passiert.
Jetzt zum Fall des Fußballtrainers, Entschuldigung, zum Fall Trusnowitsch. Das ist der Doktor, von dem der Kollege Strutz gesprochen hat, der ehemalige Chef der Gebietskrankenkasse, der wurde in Pension geschickt, ja. Er hat dagegen bei Gericht geklagt und Recht bekommen! (Unruhe im Hause.) Die Pensionierung erfolgte aber nicht zuletzt aufgrund der Prüfung des Gesundheitsministeriums, in welcher unter anderem festgehalten wurde, dass Trusnowitsch gegen die Interessen der Kärntner Gebietskrankenkasse arbeitet. Das steht so im Prüfbericht! Wortwörtlich wurde von einer Zweifirmentheorie gesprochen. Da muss ich schon sagen: Moment, das ist nicht irgendjemand, der einfach ohne Grund in Pension geschickt worden ist. Da gibt es einen Prüfbericht und da steht drinnen: Moment, da arbeitet jemand nach der Zweifirmentheorie gegen die Gebietskrankenkasse. Ich meine, dann mag es wohl sein, dass man bei Gericht aus arbeitsrechtlichen Gründen durchkommt, aber fachlich ist es offensichtlich trotzdem passiert. Und diese ganze Geschichte passierte mit der expliziten Zustimmung des Landeshauptmannes Dr. Jörg Haider, seines Zeichens nicht geschäftsführender Parteiobmann des Bündnisses Zukunft Österreich hier in Kärnten – vielleicht fragt er seinen Geschäftsführer Stefan Petzner, der weiß das vielleicht noch – und auch mit Zustimmung der Vertreter des Betriebsrates der Gebietskrankenkasse. Ich habe mich diesbezüglich informiert, deswegen weiß ich das alles. Also werden wir diesem Antrag nicht die Zustimmung geben, weil das ist eine Blendgranate für den Wahlkampf und dafür ist dieser Landtag zu schade! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geschätzter Präsident! Hohes Haus! Ein klares Nein zu diesem Dringlichkeitsantrag. Die Begründung kann ich mir ersparen. Da hat mein Kollege Tauschitz wirklich perfekt, perfekt … (Abg. Tauschitz erhebt sich dankend.) sämtliche Prüfungen, die in den letzten Jahren, sowohl vom Bundesrechnungshof bis zum Gesundheitsministerium und, und, und durchgeführt wurden. Aber, zum ehemaligen Chef der Gebietskrankenkassa Trusnowitsch möchte ich nur ein paar Sätze sagen. Trusnowitsch war einer der sozialsten Ärzte, der sich seit vielen Jahren in Kontakten für Arbeitnehmer, die es im Sozialen notwendig gehabt haben, immer hier für die Ärmsten der Armen entschieden hat. Dadurch ist er, wie hier richtigerweise formuliert worden ist, in Ungnade gefallen. Aber Kollege Tauschitz – wo ist er denn? – man sollte sich genau informieren, die Gebietskrankenkasse wollte ihn in Pension schicken. Er war nie in Pension, weil es nicht notwendig gewesen wäre, in Pension zu gehen, weil er diesen Antrag nicht gemacht hat. Er ist zu Gericht gegangen und hat nach einem Kanossagang, der unbeschreiblich ist, gewonnen. Ich möchte aber heute nicht verlängern, man könnte noch darüber reden.
Zum Schluss möchte ich zu meinem klaren Nein doch auffordern – ich möchte jetzt keinen Namen nennen, weil hier ein Kontrollorgan sitzt – dass Sie das, was Sie kontrollieren wollen, zuerst einmal im eigenen Bereich machen sollten. Zum Schluss alles Gute der Kollegin Knicek für ihre neue Aufgabe. Sie weiß, dass ich das wirklich ehrlich meine und das wird sie auch dementsprechend positiv erledigen! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Arbeiter

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit mehr vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Rechts- und Verfassungsausschuss zu. Ich bitte den Landtagsamtsdirektor um die nächsten Verlesungen!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

5.
Ldtgs.Zl. 166-21/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Gesundheitsreform mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, hinsichtlich der geplanten Gesundheitsreform den Konsultationsmechanismus zu beantragen und gegen die in dieser Form vorliegende Reform zu stimmen. Weiters werden die Kärntner Nationalräte und die Kärntner Bundesräte aufgefordert, der geplanten Gesundheitsreform in der vorliegenden Form ebenfalls nicht zuzustimmen. Es ist auch sicherzustellen, dass es bei einer Gesundheitsreform zu keiner Schmälerung der Patientenrechte kommt und die ärztliche Versorgung in den ländlichen Regionen gesichert bleibt.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit 3. Präs. Dr. Strutz das Wort.)
Mag. Weiß

Dritter Präsident Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Herr Präsident! Hoher Landtag! Dieser Antrag zielt darauf ab, dass wir auf allen politischen Ebenen versuchen, den vorliegenden Gesetzesentwurf zur Gesundheitsreform in der vorliegenden Form nicht zu beschließen. Wir schließen uns in der Argumentation den kritischen Anmerkungen und Stellungnahmen der Ärztekammer, des Rechnungshofes aber auch der Länder an. Ich bin froh, dass auch das Land Kärnten hier angeführt hat, welche negativen Auswirkungen mit diesem Gesetzesentwurf verbunden sind. Nicht nur, dass bei den niedergelassenen Ärzten hier ein gravierender Eingriff in ihren Kompetenzbereich und in ihren Zuständigkeitsbereich vorgenommen wird, ist ein ganz entscheidender Punkt, dass bei dieser Reform nämlich die Krankenhäuser, die Landeskrankenhäuser oder die Krankenhäuser auf Landesebene ausgenommen werden und dass dem eigentlichen Sinn einer Reform, nämlich die Finanzströme zu bündeln und damit auch besser steuern zu können, nicht Rechnung getragen wird. Anstelle eine Reform der Krankenkassen vorzunehmen, wo man längst die Zusammenlegung dieses aufgeblähten Sozialversicherungsapparates machen sollte, hat man hier in diesen Reformpapieren in Wirklichkeit die Verpolitisierung, vor allem des Hauptverbandes festgeschrieben und den politischen Einflussbereich, vor allem der Sozialpartnerschaft zementiert. Das alles am Rücken der Patienten, die sowohl finanziell als auch im Rahmen der medizinischen Betreuung die Suppe auslöffeln werden müssen. Wen trifft es? Auch unser Bundesland wird es treffen, weil die Patientenströme entgegen dem, was wir eigentlich anstreben, nämlich vom ambulanten Bereich in den Krankenhäusern hinaus in den niedergelassenen Bereich jetzt genau wieder umgekehrt – und wir haben diese Tendenzen schon zu beobachten – vor sich gehen werden, dass man nämlich wieder verstärkt in die Krankenhäuser, in die Ambulatorien drängen wird. Das heißt, wir werden dort erhöhte Kosten haben und wir werden das Problem, der Gesundheitsreferent spätestens bei der nächsten Budgeterstellung, haben. Das ist eben eine Reform, die den Titel Reform nicht verdient. Dazu kommt, dass unter dem Vorwand, möchte ich einmal sagen, die maroden Krankenkassen zu finanzieren, ganz gravierende Einschnitte auf dem Rücken der Patienten gemacht werden. Ich spreche jetzt gar nicht so sehr die Problematik mit den Generikern, mit den Medikamenten an, die zukünftig nicht mehr vom Arzt verschrieben werden, sondern dass geradezu eine Vorgabe von Seiten des Gesundheitsministerium erfolgt, dass Medikamente, die jetzt genehmigt und von den Gebietskrankenkassen finanziert wurden zukünftig nicht mehr finanziert werden. Da gibt es eine so genannte schwarze Liste, da sind die Medikamente drauf, die zu teuer sind, die zu viel kosten, die dürfen von den Ärzten nicht mehr verschrieben werden bzw. gibt es keine finanzielle Rückerstattung. Das muss man sich einmal vorstellen! Da ist jemand gerade in einer Behandlung und wenn diese Reform so umgesetzt wird, wie sie jetzt geplant ist, dann wird der zukünftig, wenn das Medikament den jeweiligen Versicherungsträgern zu teuer erscheint, das selber zu begleichen haben. Wenn er Glück hat, kriegt er vielleicht ein anderes Medikament vom Arzt verschrieben, aber wenn dieser Arzt dann zuviel Medikamente verschreibt und über ein gewisses Pensum hinausgeht, (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) dann hat er die Konsequenzen zu tragen, weil ihm dann die Kündigung seines Vertrages mit der Sozialversicherung droht. Da frage ich mich, wo gibt es da noch eine gewisse freie Marktwirtschaft und eine Unterstützung auch der Selbstständigkeit? Denn das ist auf der einen Seite Kommunismus pur in Bezug auf die Ärzte, das sind Einschränkungen für die Patienten und das ist in Wirklichkeit eine Reform, die versucht das Pferd vom Schwanz aufzuzäumen, deshalb ersuche ich um Unterstützung dieses Dringlichkeitsantrages! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Tauschitz das Wort.)
Dr. Strutz

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Mit Verständnis reagiere ich auf den Dringlichkeitsantrag des BZÖ bezüglich der Gesundheitsreform, weil die BZÖ-Fraktion aufgrund ihres oppositionellen Status im Nationalrat immer gegen alles sein muss, okay! (Abg. Trettenbrein: Lass dir einmal etwas Neues einfallen, Bursche!) Ich glaube, dass die beiden koalitionären Fraktionen ÖVP und SPÖ sehr bemüht sind, hier eine Lösung zustandezubringen. Ich glaube, dass weder der Herr Bundeskanzler noch die Frau Gesundheitsministerin noch sonst jemand in der Bundesregierung gut beraten ist, auf irgendwelche Zurufe von Kärnten, die der BZÖ-Fraktion im Parlament helfen sollen, zu hören. Ich gehe davon aus, dass es der BZÖ gelingen wird, ihre vier Prozent im Parlament auch anderwertig zu vergrößern. Aus diesem Grund werden wir diesem Antrag nicht zustimmen, weil ich in diese Bundesregierung Vertrauen habe, die genau um die Probleme der Gesundheitsreform Bescheid weiß, großes Vertrauen, dass man hier eine gute Lösung zustandebringt. (Abg. Trettenbrein: Da merkt man, durchlesen und verstehen sind zwei verschiedene Dinge!) In diesem Sinne werden wir dem Dringlichkeitsantrag nicht zustimmen!
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Dr. Prettner das Wort.)
Tauschitz

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Hier spricht Ihr Hausarzt! – Heiterkeit und Lärm im Hause.) Nein, leider falsche Adresse, Kollege Gallo! Zum Dringlichkeitsantrag eurer Fraktion bezüglich der Gesundheitsreform muss ich in einigen Punkten dem Herrn Präsidenten Strutz recht geben und zwar insofern, dass noch viele, viele und sehr wichtige Problempunkte in eine Reform hineingehören, nämlich die Krankenhausfinanzierung, auf der anderen Seite auch das Versicherungswesen, das wir in ganz Österreich haben. Wir haben nämlich viel zu viele Versicherungen und hier geht sicherlich viel zu viel Geld in den Verwaltungsapparat. Tatsache ist jedoch, dass unsere Krankenkassen wirklich krank sind und momentan so circa bei einem Verschuldungsstand von 1 Milliarde Euro liegen. Das bedeutet für uns, wir haben zwei Möglichkeiten: Entweder wir lassen das ganze System an die Wand fahren oder wir mobilisieren alle Kräfte, die wie haben und versuchen dieses System zu sanieren, dieses System wieder fit zu machen. Eigentlich ist das unsere Aufgabe, weil das muss unser Ziel sein. Denn nach wie vor hat Österreich eines der besten Gesundheitssysteme weltweit, es schauen alle Länder auf uns, wie wir es machen. Warum haben wir so ein gutes System? Weil wir nämlich den Zugang zu diesem Gesundheitssystem, zu den Gesundheitsleistungen für alle schaffen. Würden wir uns blockieren und nicht weiterdenken, wie können wir diese Sache sanieren, dann würden wir auch dieses ganze System in Frage stellen. Dieses Papier, das da zur Gesundheitsreform vorliegt – es wurde ja in Begutachtung geschickt – hat nicht nur ausschließlich negative Konsequenzen. Es betrifft zu einem Großteil meinen Berufsstand, nämlich den Berufsstand der Ärzte, hier allerdings eine kleine Gruppe, das ist angeblich nur ein Fünftel oder ein Sechstel der Ärzte, nämlich die niedergelassenen Ärzte. Da sind zum Beispiel die Spitalsärzte komplett ausgeblendet. Ich möchte sagen, was das für eine Konsequenz für Kärnten hätte: Hätten wir nämlich den einen Punkt, wenn wir die Ärztekammer in den Verhandlungen bezüglich niedergelassener Stellen ausklinken und Einzelverträge abschließen könnten, dann behaupte ich, hätten wir die Lösung der Gynäkologin in Kärnten schon, die auf Kassenvertrag besucht werden könnte.
Und das wäre meiner Meinung nach eine Qualitätsverbesserung. Und da sind wir uns, glaube ich, alle Fraktionen einig – zumindest alle Frauen in den Fraktionen – dass wir das wollen. Und hier ist die Ärztekammer die einzige Institution, die das massiv blockiert! Ich sehe einen auch Vorteil, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Aber nur einen persönlichen!) nicht einen Vorteil für unser Land in dieser Weise. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Und dann muss ich noch etwas dazu sagen: Es wird ja auch angedacht, nach fünf Jahren eine Evaluierung zu starten, wie die Arbeit eines niedergelassenen Arztes funktioniert. Hätten wir dieses System der Kontrolle von Seiten der Kassen, dann wäre zum Beispiel der Fall Czeipek in Kärnten nicht aufgetreten! Da ist ein Arzt, der hat gearbeitet, wie er wollte. Der hat aber die Abstriche, die er gemacht hat, nie eingeschickt. Das ist ja praktisch eine Qualitätssicherung für unser Gesundheitssystem! Oberstes Ziel dieses Gesundheitsreformpapiers ist, dass es zu keiner Verschlechterung für den Patienten kommt. Das ist die oberste Prämisse dieses Papiers! Natürlich gibt es viele, viele Kritikpunkte oder diskussionswürdige Punkte, die bereits auch von Seiten der Landesregierung – es ist ja auch ein Begutachtungsentwurf ausgeschickt worden, auch schon eine Stellungnahme (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das war noch nie der Fall, dass jemand da draußen war und nur für seinen persönlichen Vorteil geredet hat!) nach Wien gesendet worden. Momentan werden ja diese Stellungnahmen evaluiert und geprüft, wie kann man sie einarbeiten und ich muss dazu sagen, der Antrag ist so formuliert, dass er der absoluten … (Vorsitzender: Noch eine halbe Minute Redezeit!) entspricht. Und das würde nicht dem System entsprechen, dass wir dieses System wieder gesund machen.
Der zweite Punkt: Wie kann ich einem Kärntner Nationalrat, egal welcher Fraktion, vorschreiben, wie er abstimmt? Das müsst ihr ja alle wissen, jeder Nationalrat (Abg. Ing. Scheuch: Nur auffordern, nicht vorschreiben!) hat das freie Mandat, kann entscheiden, wie er will. Das hat ja zum Beispiel auch euer Adi Stark gerade bewiesen, dass man nicht unbedingt einer Parteilinie unterliegt, also man kann selber entscheiden. Ich kann ja niemandem vorschreiben, wie er entscheidet! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Es steht ja nirgendwo „vorschreiben“! Hast du eine Leseschwäche?)
Dieser Dringlichkeit stimmen wir nicht zu! Wir sind für konstruktive Gespräche offen und das ist auch wichtig, konstruktive Gespräche zu führen, (Vorsitzender: Bitte zum Schluss zu kommen, wir sind schon über der Redezeit!) um eine sinnvolle Reform einzuleiten. Also nein zu dieser Dringlichkeit, konstruktive Gespräche, um unser gutes Gesundheitssystem zu sichern (Vorsitzender: Frau Abgeordnete! Wir sind …) und zu schützen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen und ersuche die Plätze einzunehmen. Wer der Dringlichkeit die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport-Ausschuss zu. Nun zum weiteren Einlauf.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

6.
Ldtgs.Zl. 188–13/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Einfrieren des Strompreises mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit es in Kärnten zu keiner weiteren Erhöhung des Strompreises kommt. Der Kärntner Stromanbieter KELAG ist aufzufordern, zu diesem Thema eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung einzuberufen.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Dieser Antrag zielt wie erwähnt auf eine Strompreiseinfrierung hin, denn die derzeitigen Strompreise und die anstehenden und im Raum stehenden Erhöhungen auch aufgrund der Treibstoffpreise sind unserer Meinung nach – und wir sind da nicht allein, wir wissen uns in Übereinstimmung mit der großen Mehrheit der Menschen in Kärnten – nicht gerechtfertigt. Insbesondere betrifft das auch unsere KELAG, unseren Kärntner Stromanbieter, denn angesichts der hohen Gewinne dieser Gesellschaft ist das nicht verständlich. Heuer werden es circa 23 Millionen sein, im Vorjahr waren es auch 9 Millionen, sodass es daher keine Strompreiserhöhung geben darf. Übrigens sollen ab April die Strombeschaffungskosten sinken, sodass dies miteinzukalkulieren ist. Die KELAG ist darüber hinaus als Stromhändler tätig, kann also Strom zukaufen. Der Strompreis, der derzeit in einigen Bereichen niedrig ist, macht das möglich und damit könnten beispielsweise die Speicher gefüllt werden. Das Beispiel der Länder Tirol und Vorarlberg darf ich diesbezüglich anführen. Ich ersuche daher um Zustimmung zur Dringlichkeit und zu diesem Antrag und ich bin mir sicher, dass diese Zustimmung auch deshalb kommen wird, weil wir bei einer Aktuellen Stunde – ist noch nicht so lange her – auch aufgefordert worden sind und wir liefern hier den Beweis, dass wir das von uns aus selbst machen! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Herr Präsident! Hohes Haus! Zwei Theorien als Zugang: Man zündet das Haus an und tritt dann am nächsten Tag als Feuerwehr auf und löscht es. (Abg. Ing. Scheuch: Sehr witzig!) Oder unter dem Motto „Haltet den Dieb“ oder sonst etwas! Am 24. April 2008 hat es im Kärntner Landtag einen Antrag gegeben, (Der Redner hält das angeführte Schriftstück in die Höhe.) einen Dringlichkeitsantrag nach § 19, „Strombonus für Kärntner Haushalte“, um den Teuerungsausgleich abzufedern (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Aber schlecht formuliert!) in Form von 70,-- Euro beziehungsweise mit den Begründungen, die der Abgeordnete Gallo auch jetzt selbst gebracht hat, dass man Gewinne nach Abzug aller Steuern in Höhe von 25 bis 30 Millionen jährlich ausbezahlt. Am 9. August 2007 gibt es einen Dringlichkeitsantrag der SPÖ, Betreff: Keine Strompreiserhöhung um 6,4 Prozent. Mit den Stimmen des BZÖ abgewürgt worden! Dem Ausschuss zugewiesen, still und heimlich beschlossen. Dann gibt es eine Strompreiserhöhung im Jahr 2006 und somit haben wir das schön erhöht. Dann hat man sich ein Geschäft ausgemacht mit dem Verbund, weil der Verbund ist ja auch dabei bei der KELAG in gewissen Bereichen und alle anderen. Dann hat man lang verhandelt über gewisse Fonds und ich gratuliere auch den Fondsgemeinden, aber der Preis dafür war, mindestens dreimal in Kärnten zu erhöhen, damit sie daraus was auszahlen. Dann haben wir einen Dringlichkeitsantrag gestellt sowohl von der ÖVP als auch von der SPÖ: Gleichbehandlung aller Talschaften und jener Gebiete, wo es auch Kraftwerke gibt und dadurch klimatische Veränderungen – vom BZÖ abgewürgt, weil scheinbar zu wenig BZÖ-Mandatare und Bürgerinnen und Bürger in diesen Talschaften wohnen oder keine Scheuchs oder andere. (Abg. Ing. Scheuch: Bist du echt noch immer gegen den Talschaftsvertrag?)
Und heute? Heute gibt es den Antrag auf Einfrieren des Strompreises. Ja, liebe Freunde! Das ist ja ein Etikettenschwindel, dass es höher nicht mehr geht! Ich stelle einen Abänderungsantrag (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du kannst ja dagegen sein!) an den Kärntner Landtag und zwar zur Senkung des Strompreises! Dass wir jenen Antrag, den ihr jetzt eingebracht habt als Dringlichkeitsantrag nicht mit dem Titel „Einfrieren des Strompreises“, sondern „Senkung des Strompreises“ stellen. (Abg. Seiser: Bravo! – Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Damit haben wir eine wichtige Maßnahme gemacht für die Entlastung sämtlicher Haushalte und dann brauchen wir nicht diskutieren über die soziale Belastbarkeit und Nichtbelastbarkeit, dann brauchen wir nicht diskutieren, wer hat das Anrecht oder nicht das Anrecht, dann hat es alle betroffen. Die Wirtschaft, die Unternehmungen, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Pensionisten, die Selbstständigen, die Freiberufler und alle anderen! Senkung des Strompreises ist der Antrag der SPÖ! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich darf dir den Antrag der SPÖ als Abänderungsantrag dieses Dringlichkeitsantrages der Freiheitlichen überreichen. Der Kärntner Landtag wird aufgefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit es in Kärnten zu einer Senkung des Strompreises kommt. Bitte sehr! (Abg. Ing. Scheuch: Das war aber gescheit!)

Strauß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Herr Abgeordneter und Herr Klubobmann der sozialdemokratischen Fraktion! Ich möchte schon darauf hinweisen, dass man die Geschäftsordnung kennen sollte und wenn ein Abänderungsantrag eingebracht wird, dann kann dieser erst in der inhaltlichen Behandlung stattfinden und dieser Antrag ist ebenfalls mit vier Unterschriften zu versehen und mit einem normalen Antrag einzubringen und nicht mit einem Schmierzettel! Bitte! (Abg. Ing Scheuch lautstark lachend: Hat er keinen Antrag zusammengebracht, der Jake! Ist das peinlich!) Als nächstes zur Begründung der Dringlichkeit hat sich der Abgeordnete Lutschounig gemeldet und ich erteile dir das Wort. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

(Es herrschen starker Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause.) Meine geschätzten Damen und Herren! Ich muss sagen, der Jake Strauß hat da keine Vogel-Strauß-Politik gemacht, sondern die Dinge auf den Punkt gebracht und sie durchaus auch beim Namen genannt. Also wenn man eines lernen kann von der Kolleginnen und Kollegen des BZÖ dann ist das dieses perfekte Hakenschlagen! Der Slalom, den ihr da hinlegt, der ist wirklich bewundernswert! Ich bewundere euch, wie ihr das zusammenbringt, das ist wirklich gigantisch! (Abg. Warmuth: Ihr nicht?) Nach dem Motto: Zuerst anzünden, dann die ersten Retter sein, jedes Mal Schlagzeilen haben, jedes mal ein gewisser Populismus, der an den Tag gelegt wird. Also das zu machen! Es ist ja nicht so lange her, ein paar Wochen, wo diese Debatte stattgefunden hat und da waren genau jene Argumente, die heute der Herr Dipl.-Ing. Gallo gebracht hat, für uns die Argumente, dass wir gesagt haben: Wenn satte Gewinne gemacht werden, dann brauchen wir den Strompreis nicht um 6 Prozent zu erhöhen! Aber das ist niedergeschmettert worden, weil offenbar Zugeständnisse schon gemacht worden sind, weil das Geld natürlich auch in Richtung SK Austria geflossen ist, weil andere Dinge bedient werden sollten. Das ist überhaupt keine Frage, aber ich halte den Vorschlag für wirklich ausgezeichnet, was die SPÖ da gebracht hat. Über das Prozedere werden wir uns schon einigen und das wissen wir schon, dass wir zuerst die Dringlichkeit geben werden müssen und dann erst die Möglichkeit besteht, einen Abänderungsantrag zu machen. Aber vom Inhalt her gefällt mir der ausgezeichnet und ich glaube, wenn jetzt noch die nötigen Unterschriften oben sein werden, dann besteht die Möglichkeit, dass natürlich auch wir darüber abstimmen können.
Eines ist klar: Es ist ein „Mordsgetummel“ um die Anträge da, aber wenn man tatsächlich den Strompreis einfrieren beziehungsweise senken will, dann hätte es der Landeshauptmann in der Hand, als Eigentümervertreter auf die KELAG einzuwirken. Er wirkt sonst auch auf die KELAG ein! Er nimmt die KELAG sowieso ein bisschen in den „Schwitzkasten“, um nicht zu sagen in den Würgegriff, wo sie dann ausgequetscht und ausgepresst wird. Also hätte er es sehr leicht, seinen Aufsichtsratsvorsitzenden, der ihm angeblich auch politisch sehr nahe steht, eine Order zu geben, das zu veranlassen. Die Show, die kauft euch keiner ab! Wir sind dafür, dass der Strompreis gesenkt beziehungsweise zumindest nicht erhöht wird! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Mir liegt keine weitere Wortmeldung über die Dringlichkeit mehr vor. Ich lasse nun über den Dringlichkeitsantrag abstimmen. Bitte die Plätze einzunehmen! Wer dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Zum Inhalt selbst hat sich Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo zu Wort gemeldet. Ich erteile dir das Wort. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Wer schnell hilft, hilft doppelt! (Es herrscht starke Heiterkeit im Hause. – Beifall von der F-Fraktion.) Wer das richtig macht, potenziert die Wirkung! Daher stelle ich den Abänderungsantrag in der richtigen Form, hier nicht nur das Einfrieren des Strompreises zu bewirken, sondern eine Senkung, wie der Kollege Strauß das vorgeschlagen hat und ich danke im Voraus für die Zustimmung! (Abg. Ing. Scheuch: Bravo, Joe! – Beifall von der SPÖ-, ÖVP- und F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zum Inhalt KO Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Danke, Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe geläuterte BZÖ-Fraktion! Es macht schon einen gewissen politischen Spaß – das verhehle ich nicht – wenn man die letzten Jahre Revue passieren lässt. Ich erinnere an den Sonderlandtag, als seitens eurer Fraktion mit Akribie versucht worden ist, den Herrn Landeshauptmann ja nur nicht in die Pflicht zu nehmen, in seiner Funktion als Eigentümervertreter gegen dreimalige Strompreiserhöhungen aufzutreten. Es ist daher, glaube ich, ein großer Erfolg der Bewusstseinsbildung hier im Hohen Haus, dass es nunmehr fast einen Wettbewerb darum gibt, dass man in einer sehr berechtigten Frage den Anliegen der Kärntner Bevölkerung insofern nachkommt, als dass man eine Strompreissenkung, die aufgrund der durchgeführten Erhöhung auch begründbar ist, in nächster Zeit die Zustimmung geben wird. Ich bin daher sehr froh und ich will mich gar nicht, Herr Klubobmann Scheuch, in irgendeinen Wettbewerb oder sonst was begeben, wenn es die Absicht des BZÖ ist, diese SPÖ-Initiative, die ihre geistige Urheberschaft ja hier im Haus gehabt hat, einzubringen, dann werden wir das sehr wohlwollend zur Kenntnis nehmen. Uns ist ja wurscht, wer was beschließt, wichtig ist uns, dass die Kärntner Bevölkerung was davon hat und das soll Sie alle dann beim Handaufheben gemeinsam einen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich finde, diese Idee total grandios, aber es ist nicht das BZÖ, das diesen Antrag richtig eingebracht hat, sondern ist sie aufmerksam worden durch die sozialdemokratische Fraktion. Nachdem Peter Kaiser dies vergessen hat, bringe ich auch eine Abänderung zum Dringlichkeitsantrag ein, und zwar die sofortige Preissenkung des Strompreises. Er wird sofort beim Landtagsdirektor mit vier Unterschriften einlangen. Danke! (Der Abgeordnete übergibt dem Vorsitzenden den Abänderungsantrag.)
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr zur Sache selbst vor. Ich lasse nun den Landtagsdirektor den ersten Abänderungsantrag verlesen.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Der Abänderungsantrag von Abgeordneten des freiheitlichen Landtagsklubs lautet:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit es in Kärnten zu einer Strompreissenkung kommt.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sie haben den Antrag gehört. Ich lasse nun über diesen Abänderungsantrag abstimmen. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen. – Dieser Antrag hat keine Mehrheit gefunden. Wir kommen nun zur Verlesung des Abänderungsantrages der SPÖ-Fraktion. Bitte!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

Der Abänderungsantrag lautet wie folgt:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, alle Maßnahmen zu ergreifen, damit es in Kärnten zu einer Strompreissenkung kommt.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich lasse nun über diesen Abänderungsantrag abstimmen. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen. – Das ist einstimmig so beschlossen. Somit ist der weitere Antrag obsolet, weil wir bereits eine Beschlusslage haben. Wir kommen nun zum nächsten Dringlichkeitsantrag und darf den Landtagsdirektor um die Verlesung bitten.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß


9.
Ldtgs.Zl. 293-17/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Teuerungs​ausgleich mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dass der im Vorjahr vom Land ausbezahlte Teuerungsausgleich auch heuer in vollem Umfang für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen gewährt wird.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Herr Abgeordneter Mag. Ragger gemeldet. Bitte!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Die aktuelle Situation ist eigentlich niederschmetternd, wenn man sich anschaut, das reale Einkommen ist um 1,7 Prozent beim durchschnittlichen Einkommen der Arbeiter gestiegen. Managergehälter sind bis zu 30 Prozent gestiegen. Im Endeffekt haben wir eine sehr starke Misere, weil das Realeinkommen real gesunken ist. Wir sollten bemüht sein um eine sozial ausgewogene Entwicklung. Kern​aufgabe der Politik ist letztendlich auch, hier zwischen den Generationen also auch zwischen der älteren und der jüngeren Generation einen Ausgleich zu schaffen, aber auch in der Bevölkerung zwischen jenen, die mehr und jenen, die weniger verdienen.
Daher ist es notwendig, dass man hier den Teuerungsausgleich, den wir voriges Jahr bereits initiiert haben, heuer wiederum zur Ausschüttung bringen. Dies schafft nicht nur einen positiven Effekt für die Wirtschaftsentwicklung, es ist auch auf den Gesamtwohlstand des Landes Kärnten Rücksicht zu nehmen. Ich glaube, mit diesem Teuerungsausgleich sollte letztendlich ein kleiner Bedarf gegeben werden, um hier diese wahnsinnige Teuerungswelle abzugelten. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Ragger

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Wir werden diesem Dringlichkeitsantrag nicht die Zustimmung erteilen, weil es schlicht und ergreifend an das falsche Gremium gerichtet ist, weil der Teuerungsausgleich nicht über die Landesregierung finanziert wird. Danke!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)

Tauschitz

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörer! Ich kann mich auch kurz halten mit drei Bemerkungen und einer Schlussfolgerung. Als letztes Jahr der Teuerungsausgleich für die Jahre 2007 und 2008 vom Landeshauptmann versprochen wurde, haben wir als Sozialdemokratie dagegen argumentiert, indem wir gesagt haben, wir wollen nichts haben, was eine Einmalzahlung ist und jedes Mal irgendwie wieder neu verhandelt werden muss. Sondern wir wollen einen echten Ausgleich für Menschen, die es benötigen in Form eines Rechtsanspruches. Heute bewahrheitet sich unser Bedenken dahingehend, dass das BZÖ an den Landeshauptmann, an den eigenen Landeshauptmann, einen Dringlichkeitsantrag diesbezüglich stellen muss. Es ist in Wahrheit offensichtlich das fortgesetzte Misstrauen gegenüber dem eigenen Landeshauptmann.
Deshalb unsere Schlussfolgerung: Wir stimmen diesem Dringlichkeitsantrag nicht zu, laden das BZÖ jedoch ein, mit uns ausführlich darüber zu beraten, wie wir die Menschen tatsächlich entlasten und unterstützen können. Machen wir Nägel mit Köpfen! Danke. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Begründung der Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über den Dringlichkeitsantrag abstimmen. Wer dem die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen. – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem RVE-Ausschuss zu.
Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


10.
Ldtgs.Zl. 330-13/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Unterflurtrasse beim Ausbau der S 37 zugunsten der Friesacher Bevölkerung mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Bundesregierung und der zuständige Verkehrsminister wird im Rahmen der ASFINAG aufgefordert, dass beim Ausbau der S 37 Klagenfurter Straße der bestmögliche Schutz für die Einwohner von Friesach gewährleistet wird und mit der Errichtung einer Einhausung in diesem Bereich die nachteiligen Auswirkungen des Verkehrs auf die Gesundheit und Lebensqualität durch Lärm, Abgas und Feinstaubbelastung verhindert werden.
Dieser Antrag ist an die Landesregierung zu richten, dies bitte bei allfälliger Mehrheit zu berichtigen!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Warmuth zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)
Mag. Weiß

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Seit Jahren ist der Ausbau der S 37 ein Megathema im Bezirk St. Veit aber auch in Mittelkärnten. Alle Bürgermeister Mittelkärntens stellen sich positiv zu diesem Thema. Besonders wichtig erscheint es uns aber, Maßnahmen zu treffen, damit der Anrainerschutz gewährleistet ist. Künftige Tatsache wird sein, dass der Verkehr auf der S 37 steigen wird, weil die Strecke Klagenfurt – Wien um 40 Kilometer geringer sein wird und weil es auch weniger Höhenunterschiede gegen Perchau und Packsattel geben wird, was insbesondere auf den Fernlasterverkehr Auswirkungen haben wird. Ziel muss es daher sein, Maßnahmen zu treffen, insbesondere im Raum Friesach, wo es darum geht, den Streckenabschnitt Olsa mit den 1000 Bewohnern durch Maßnahmen, durch eine Untertunnelung abzusichern und diese vor Staub, Lärm und Abgasbelastung zu bewahren. Beispiele bei der A 2 haben bewiesen, dass dies sehr zielführend sein kann.
Ziel muss es sein, die Gesundheit und die Lebensqualität der Anrainer, insbesondere im Raum Friesach, zu unterstützen. Hier unterstützen wir auch einen Beschluss der Stadtgemeinde und diverse Unterschriftenaktionen vor Ort. Die Regierung und der Verkehrsminister haben hier Handlungsbedarf, für eine Einhausung zu sorgen. Ich ersuche daher um Zustimmung zur Dringlichkeit. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Köchl zur Begründung der Dringlichkeit das Wort.)
Warmuth

Abgeordneter Köchl (SPÖ):

Köchl

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörer! Es freut mich, dass der Dringlichkeitsantrag vom BZÖ eingebracht worden ist. Wir haben heute auch einen Antrag eingebracht mit dem gleichen Wortlaut. Es ist ganz einfach für den Bezirk St. Veit einer der wichtigsten Dinge in naher Zukunft. Die S 37 wird von allen Gemeinden befürwortet, ist auszubauen. Es sollte ganz einfach so passieren, dass der Bezirk St. Veit, wenn schon die Koralmbahn gebaut wird, ganz einfach nicht abgeschnitten wird und an eine Randregion gedrängt wird. Wir sind uns hier einer Meinung, dass es bei der S 37 zu einem Ausbau kommen muss, aber nicht zu einer Autobahn, damit es keine Transitroute wird, sondern zum Ausbau einer Schnellstraße, die garantiert, dass hier nur der Quellverkehr fließt und nicht der gesamte Transitverkehr.
Es ist in Friesach auch anzudenken, denn das wäre wahrscheinlich die einzige Ortschaft in ganz Österreich, wo ein Ort von einer Autobahn durchschnitten wird. Das kann nicht sein! Hier muss unter größtem Schutz der Anrainer und der Natur eine Niederflurtrasse, wie es auch der Friesacher Gemeinderat beschlossen hat, genehmigt werden. Ich glaube auch, dass in Micheldorf dafür Sorge zu tragen ist, dass in Micheldorf die gleichen Maßnahmen gesetzt werden, wie auch in Maria Saal. Deshalb gefällt mir dieser Antrag und ich fordere den zuständigen Referenten in Kärnten auf, das auch zu erreichen und sich vehement bei den Verhandlungen dafür einzusetzen. Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall im Hause.)
Köchl
Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Das war sozusagen die erste Jungfernrede. Wenn es in dieser Tonart und in dieser Sprache weiter geht, dann werden wir sicher vieles weiter bringen. Mir liegt zur Begründung der Dringlichkeit noch eine Wortmeldung vor, Herr Abgeordneter Hueter, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Kurz und bündig wie meistens, dieser Antrag findet von uns selbstverständlich die Zustimmung. Logisch! Ich möchte nur einen Satz noch anbringen. Ihr wisst ja, was hat uns der Referent geprügelt, weil wir gesagt haben betreffend die Vignette, zuerst Ausbau, dann Vignette, da hat es immer geheißen, ihr braucht keine Sorgen zu haben. Die Bevölkerung beziehungsweise die Gemeinde hat berechtigte Sorgen, dass hier der Verkehr zunimmt. Zu einer Einhausung geben wir selbstverständlich die Zustimmung, aber natürlich auch an den Referenten die Adresse, zuerst diesen Antrag beziehungsweise das, was er vor drei Jahren beschlossen hat, mit dem damaligen Referenten in Wien und auch hier mit dem Landeshauptmann, dass wir die Vignette zuerst einführen. Das sollte noch einmal überlegt werden, wir sollten dies zurück nehmen. Die Maßnahmen Maria Saal, Friesach sind selbstverständlich zu bauen und dann bemauten wir. In diesem Sinne von unserer Seite selbstverständlich die Zustimmung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Ing. Hueter

Vorsitzender Erste Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse über die Dringlichkeit des Antrages abstimmen. Wer dem Antrag die Dringlichkeit zuerkennt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der Grünen mit Mehrheit so beschlossen. Es haben sich Wortmeldungen gefunden für den Inhalt. Als erster ein Zettel ohne Namen (Abg. Holub: Das war ich!), Herr Abgeordneter Holub, bitte! (Abg. Ing. Scheuch: Das war aber sehr großzügig, Herr Präsident!)
Lobnig

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Hohes Haus! Nur mit DNA-Test feststellbar am Zettel, danke sehr! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Wir machen eine ganz breite Straße und sagen nicht Autobahn dazu. Wir nehmen Maut ein und es wird keine Transitroute werden. Es ist einfach ein Fehler passiert, das werden wir uns eingestehen müssen. Wir haben vom Anfang an gesagt, nein, und haben auch dagegen gestimmt. Das wird sich nicht spielen, es wird sich nicht ausgehen! Wir können nicht eine breite Straße machen und dann wird sie keine Transitroute, das geht nicht, das funktioniert nicht. Wir werden eine breite Straße machen und dann wird sie zur Transitroute. Da kommen nicht 42000 oder 47000, da kommen noch mehr! Wenn jeder Ort eine Einhausung haben möchte, können wir gleich einen Tunnel machen. Dann müssten wir wieder zurück zum Anfang, das hat aber nicht funktioniert. Deswegen sollten wir uns zusammen setzen und darüber diskutieren, denn so wird es nicht gehen! Ganz ehrlich!
Es kann nicht gehen, wir sind mit den Steirern und dem Bund im Gespräch. Die werden sich alle wehren, die machen genau das Gleiche. Sie haben die A 2 fertig gebaut als Transitroute und jetzt kommen sie mit der nächsten Transitroute. Wir werden kein Öl mehr haben, aber drei Transitstrecken durch Kärnten werden wir haben. Das wird nicht gehen! Auch, wenn wir sie quer nehmen, werden wir sagen, das ist eine Schnellstraße. Das wird eine Autobahn werden. Wenn wir nichts dagegen machen, werden wir überrollt werden. Es wird stinken, die Leute werden krank werden! Da ist ein Fehler passiert und der gehört zurück genommen, danke! (Beifall von Abg. Dr. Lesjak.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)
Holub

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! So ganz kenne ich mich bei den Grünen nicht aus, weil wir haben bereits einmal diskutiert. Es gibt jetzt einen Dringlichkeitsantrag der ÖVP in diesem Haus und dem habt ihr auch zugestimmt, zu einem Ausbau dieser Straße. (Abg. Holub: Zu einem Sicherungsausbau!) Die einzigen, die sich klar gegen einen Ausbau deklariert haben, das ist die Partei des Kollegen Schwager, der nicht mehr da ist, der in Inseratenkampagnen diese Dinge kundgetan hat.
Ich tue mir jetzt ein bisschen schwer, denn ich habe mir heute eigentlich vom Herrn Verkehrsreferenten Dörfler die Anfragebeantwortung des Kollegen Köchl und mir erwartet, wo wir die Antworten auf die Fragen, die wir gestellt haben zum Ausbau, in welchem Standard usw. erhalten. Aber wie gesagt, das wird erst bei der nächsten Sitzung verlesen werden. Ich kann mir vielleicht ein bisschen darüber helfen, indem ich die Medien verfolgt habe und wo Dörfler von einem Ausbau mit Schnellstraßencharakter mit der Sicherheit einer Autobahn spricht. Okay, das nehme ich einmal so zur Kenntnis. Aus den Medien ist auch zu erfahren, dass es einen Schulterschluss mit den Bürgermeistern der Anrainergemeinden von Klagenfurt bis zur steirischen Grenze gibt, die sich für einen raschen Ausbau und vor allem für einen maximalen Schutz der Anrainer einsetzen. No na, genau das will man letztendlich auch haben! Wenn der Verkehrsreferent und die Vertreter der ASFINAG davon sprechen, dass 80 Prozent dieses Verkehrs auf diesem Straßenstück hausgemacht ist und nur der Rest, also 20 Prozent Durchzugsverkehr mit regionaler Funktion ist oder sein wird, dann kann ich dem ehrlich gesagt nicht viel abgewinnen. Es mag durchaus sein, dass es derzeit so ist. Nur, wenn die Straße ausgebaut wird, egal auf welche Art auch immer, dann ist diese Prognose sicherlich zu vergessen. Jetzt weiß ich natürlich schon, dass man mit Lenkungsmaßnahmen operieren kann insofern, dass man eben sagt, Verbote, Beschränkungen für LKWs oder wie auch immer. Das kann man schon tun, nur werden wir das bei einer gut ausgebauten Straße sicherlich nicht halten können. Deshalb ist es gescheit, diesen Antrag zu verabschieden, der größtmöglichsten Anrainerschutz bietet, aber nicht nur – selbstverständlich – für die Stadtgemeinde Friesach, für den Bezirk St. Veit, sondern auch für die Anrainergemeinden im Bezirk Klagenfurt/Land und auch für die Stadt Klagenfurt. Die hat auch ihre Bedenken angemeldet, dass der Anrainerschutz hier auf alle Fälle gewährt werden muss.
Und etwas finde ich natürlich schon lustig: Ihr wisst alle, dass es durch die neue Bundesregierung, durch Verkehrs- und Infrastrukturminister Faymann einen Ausbauplan gibt, aber nicht nur einen Ausbauplan, sondern auch die Finanzierung, das ist ein wesentlicher Unterschied. Der ist vorhanden, steht bereits fest, das ist keine Frage. Das ist okay! Aber, wegen früher: Kann man als Kärntner jetzt den National- und Bundesräten Aufforderungen, Aufträge wie auch immer geben? Ich finde nur eines lustig, der BZÖ-Verkehrssprecher und Kärntner Nationalratsabgeordnete Sigi Dolinschek, mein Freund aus dem Rosental, unser Freund aus dem Rosental, lieber Kollege Lutschounig, der hat sich in einer Pressesendung (Abg. Ing. Scheuch: Zur tatsächlichen Berichtigung.) vom 30. April folgendermaßen geäußert, er hat gesagt: Rascher Ausbau, sichere Schnellstraße, Mittetrennung und Pannenstreifen, Bahnenbuchten, okay. Aber dass der Sigi Dolinschek im Gegensatz zu den BZÖ-lern hier in Kärnten folgendes sagt: „ … sowie bis zum erfolgten Ausbau den Straßenabschnitt Klagenfurt/Nord bis St. Veit/Nord von der derzeit bestehenden Vignettenpflicht zu befreien.“ Das ist neu, da ist er eigentlich auf unserer Linie, die die ÖVP und die SPÖ schon immer verfolgt haben. (Abg. Lutschounig: Es gibt auch dort vernünftige Leute!) Der Sigi ist auf unserer Ebene und ihr werdet ihn halt zu einem Gespräch laden müssen, vielleicht lässt er sich von euch überzeugen oder doch von uns! Gescheit wäre es auf alle Fälle die Aufhebung dieser Vignettenpflicht bis zum erfolgten Ausbau dieses Autobahnstückes und (Abg. Ing. Scheuch: Rede mit deinem Minister! – Vorsitzender: Noch eine halbe Minute!) vor allem der Zu- und Abfahrten, die gesperrt sind, sinnlos gesperrt sind (Abg. Ing. Scheuch: Rede mit deinem Minister!) zu veranlassen! Der Sigi hat das gesagt, nicht ich! (Abg. Ing. Scheuch: Rede mit deinem Minister!) Auf alle Fälle ist die Zustimmung von unserer Seite bereits erfolgt. (Einsetzender Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zum Inhalt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Schober

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Herr Abgeordneter Schober! Hohes Haus! Deine Wortmeldung hat mich bewogen mich noch einmal an das Rednerpult zu stellen und einiges klarzustellen. Aber nachdem dein Lächeln mir sagt, dass du ja sowieso wider besseres Wissen hier am Rednerpult die – jetzt hätte ich beinahe gesagt – Unwahrheit gesagt hast, werde ich nicht auf deine Wortmeldung eingehen. Ich würde dir aber empfehlen, wenn es um Vignettenbefreiung geht, bitte gleich bei deinem zuständigen Freund und Verkehrsminister anzurufen, weil du bist in der Jetztzeit angekommen und ihr habt es letztendlich geschafft, in der Regierung zu sitzen und einen Gusenbauer zu haben und einen Minister zu haben und alles zu besitzen. Das heißt, du brauchst dich gar nicht mehr an den Dolinschek wenden! (Beifall von der F-Fraktion. – Zwischenruf von Abg. Schober.) Das ist, glaube ich, eine wichtige Geschichte, aber ich verstehe schon, dass du, sowie viele andere Menschen sich im Vergleich zur Vorregierung zur jetzigen zurücksehnst, deswegen lebst du ein bisschen in der Vergangenheit. (Abg. Seiser: Das ist ein Fiebertraum!) Das war aber in Wirklichkeit nicht die inhaltliche Geschichte. Das hast du in einer Zeitung gelesen. Auch da gibt es einen Unterschied, mein lieber Freund! (Abg. Schober, eine Zeitung in die Höhe haltend: Presseaussendung!) Das hast du in einer Zeitung gelesen. Ich würde dich dann wirklich – sozusagen wie zuerst – an deine zuständigen Herren verweisen. Ich hätte das ja gerne getan und das ist eigentlich der Grund dafür, warum ich hier heraußen stehe, ich hätte das sehr gerne getan. Ich hätte ja gerne die Bundesregierung aufgefordert. (Abg. Schober geht zum Rednerpult und zeigt dem Redner die Presseaussendung.) Da muss ich ja einen Ordner holen, das ist ja eine ganz üble Geschichte. Herr Präsident, beschütze mich bitte! (Abg. Schober: Das ist eine Presseaussendung vom Pressereferat vom Parlamentsklub des BZÖ! – Unruhe im Hause. – Der Vorsitzende betätigt das Glockenzeichen.)
Fakt ist, dass wir leider, meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann man durchaus so betonen, leider, die Bundesregierung eher nicht auffordern können, deswegen werde ich einen Abänderungsantrag zu diesem hier von uns gestellten Dringlichkeitsantrag stellen, nämlich dass nicht die Bundesregierung aufgefordert wird, sondern die Landesregierung in Verhandlung mit der Bundesregierung zu erzielen. Ich bitte diesen Abänderungsantrag zur Abstimmung zu bringen, um diesen Antrag formal richtig zu sehen. Wir können uns dann noch länger über den Inhalt auseinandersetzen, wenn du möchtest. Es gibt noch einiges an Möglichkeiten dazu, danke! (Beifall von der F-Fraktion.)

Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Herr Klubobmann, bitte den Antrag, das ist auch meiner! Herr Klubobmann würdest du mir bitte meinen Antrag retournieren! (Abg. Ing. Scheuch geht zum Vorsitzenden übergibt diesem den Antrag.) So! Hohes Haus! Dieser Abänderungsantrag hat nur die richtige Antragstellung zur Folge. Dieser erste Halbsatz müsste lauten: Die Landesregierung wird aufgefordert, nicht die Bundesregierung. Meine Damen und Herren! Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Ich lasse nun den Abänderungsantrag noch einmal verlesen und lasse dann darüber abstimmen, bitte!
Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


Abänderungsantrag von Abgeordneten des F-Klubs mit folgendem Wortlaut:
Der 1. Halbsatz soll lauten, die Landesregierung wird aufgefordert, bei der Bundesregierung und dem zuständigen Verkehrsminister zu erwirken, dass beim Ausbau der S 37 „Klagenfurter Straße“ der bestmögliche Schutz den Einwohnern von Friesach gewährleistet wird und mit der Errichtung einer Einhausung in diesen Bereichen die nachhaltigen Auswirkungen des Verkehrs auf die Gesundheit und Lebensqualität durch Lärm-, Abgas- und Feinstaubbelastung verhindert werden.
Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Ich lasse nun jetzt über den Abänderungsantrag abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist gegen die Stimmen der Grünen mehrheitlich so beschlossen. Jetzt lasse ich nun über den restlichen ursprünglichen Antrag abstimmen. Wer dem die Zustimmung erteilt, bitte ich nochmals um ein Handzeichen! – Das ist wiederum mit Mehrheit so beschlossen.
Wir kommen nun zur Verlesung des nächsten Dringlichkeitsantrages!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß

11.
Ldtgs.Zl. 281-20/29:

Dringlichkeitsantrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Kärntner Schulgesetz mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, dem Kärntner Landtag unverzüglich einen Entwurf über eine Änderung des Kärntner Schulgesetzes vorzulegen, welcher zum Inhalt hat, dass beim Abteilungsunterricht – unabhängig von der Anzahl der Schulstufen – die Klassenschülerhöchstzahl mit max. 20 begrenzt wird.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auftragsgemäß begründe ich unseren Dringlichkeitsantrag, der vom Inhalt her einer Debatte aus dem Vorjahr entspringt. Aber die Problematik, die dahinter steckt, hat sich nicht geändert. Wir haben in einzelnen Bereichen der Volksschulen tatsächlich Klassen mit zwei Abteilungen bzw. zwei Schulstufen. Dort ist es ein Problem, wenn wir die Ziffer 25 weiter behalten, dass tatsächlich von Seiten der Kollegenschaft her immer wieder der Wunsch herangetragen wird, diese Klassenschülerhöchstzahl bei Abteilungsunterricht zu senken. In diesem Sinne ist auch unser Dringlichkeitsantrag formuliert, auf Absenkung auf 20 und die Begrenzung damit. Ich hoffe, Sie können heuer, nach einjähriger Denkpause mit dem Antrag mitgehen und ich bitte um Zustimmung! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Präsident! Hoher Landtag! Die BZÖ-Fraktion wird dieser Dringlichkeit nicht die Zustimmung geben. Ich werde Ihnen erklären, warum. Wir haben rückläufige Schülerzahlen. (Lärm im Hause.) Bitte zuhören! Wir hatten eine Änderung des Schulgesetzes. Wir bekommen vom Bund die Ressourcen für die 25er-Regelung. Es herrscht zu 98 Prozent eine landesweite Zufriedenheit. Es handelt sich in dem Fall nur um zwei Prozent und in diesem konkreten Fall um eine einzige Schule. In dieser Schule ist der Direktor gleichzeitig der Bürgermeister und er hätte gerne eine Arbeitsteilung, wenn etwas Wichtiges anliegt, dass er dann leichter zusammenlegen kann. Wir wollen daher unsere Ressourcen für diese zwei Prozent nicht binden, denn wir bekommen im SPF-Bereich vom Bund nur 2,7 Prozent refundiert, genauer gesagt brauchen wir fünf Prozent. Wir setzen das auch mit unseren Personalreserven ein. Weiters haben wir Legasthenietrainer. Diese Legasthenietrainer kommen allen Kärntner Kindern zugute. Dann haben wir eine zusätzliche Sprachausbildung, wir haben das „Every day english,“ wo vermehrt Englisch-Unterricht angeboten wird. Dann haben wir bilinguale Klassen, die alle der Wirtschaft zugutekommen. Wir haben Beratungslehrer, wir haben Time-out-Klassen eingerichtet. Es ist ein problemloser Unterricht möglich. Falls Probleme auftreten, werden selbstverständlich vom Bezirk Ressourcen zugeteilt. Diese Ressourcen werden individuell angepasst zugeteilt. Wir möchten Ressourcen nicht binden, sondern flexibel damit umgehen können, darum wird das BZÖ diesem Antrag die Dringlichkeit nicht geben! (Abg. Ing. Scheuch: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind im Großen und Ganzen der Meinung, dass alle Maßnahmen im Schulbereich, die dazu dienen, die Situation dort zu entlasten und das Angebot für die Schülerinnen und Schüler in unseren Schulen zu verbessern, wichtig sind. Abteilungsunterricht ist eine zusätzliche Herausforderung, das ist gar keine Frage! Die Entwicklung der Kinder ist – das wissen wir auch alle – eine, die die Herausforderung in den Klassen für die Lehrerinnen und Lehrer immer größer macht. Daher ist gegen eine Reduktion der Höchstzahlen von Schülerinnen und Schülern beim Abteilungsunterricht überhaupt gar nichts einzuwenden. Die Klagen bezüglich der dazu notwendigen Landesmittel kann ich nicht nachvollziehen. Wir haben in verschiedenen Bereichen einen sehr lockeren Umgang mit Landesmitteln. Wenn ich allein den "Patriotenrabatt" hernehme, der würde schon sehr lange ausreichen, um diese notwendigen Mittel aufzubringen, um diese paar Teilungen bei einer niedrigen Klassenschülerhöchstzahl durchzuführen.
Dazu ist vielleicht als interessanter Aspekt auch noch zu sagen, dass der Abteilungsunterricht unter Umständen an verschiedenen Standorten in den nächsten Jahren zunehmen wird. Denn mit der sinkenden Schülerinnen- und Schülerzahl wird das ein Problem werden und es wird nicht nur eines des ländlichen Raumes werden, sondern es wird auch unter Umständen eines einzelner Standorte im städtischen Bereich werden. Das heißt also, diese Frage, wie wir uns dieser Variante Abteilungsunterricht nähern, das muss auch unter diesen neuen Aspekten einer neuen Betrachtung unterzogen werden.
Und hier in dem Zusammenhang ist diese Maßnahme sicher ein positiver Beitrag und dieser Dringlichkeitsantrag wird daher unsere Zustimmung finden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen und ersuche, die Plätze einzunehmen. Wer dem Antrag die Zustimmung gibt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise diesen Antrag dem Ausschuss, BKS-Ausschuss zu. Bitte um die Verlesung des weiteren Einlaufes!

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


12.
Ldtgs.Zl. 65-32/29:

Dringlichkeitsantrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Vorlage eines umfassenden Kinderbe​treuungsgesetzes mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:
Die Landesregierung wird aufgefordert – entsprechend dem Beispiel anderer Bundesländer wie Oberösterreich und Salzburg – dem Kärntner Landtag umgehend einen Entwurf über ein umfassendes Kinderbetreuungsgesetz vorzulegen.
In diesem Gesetz sollen mitunter grundsätzliche Bekenntnisse zur Kinderbetreuung und Zielsetzungen verankert werden, weiters Regelungen über Kindergärten und Horte, Regelungen über Krabbelstuben und Tagesmütter enthalten sein.
Im Rahmen dieses umfassenden Kinderbetreuungsgesetzes sollte auch eine wesentlich verbesserte Förderung der Städte und Gemeinden und anderen Trägern für die Führung von Kindergartengruppen verankert werden. Weiters sollte in das Gesetz im Bereich der Kindergärten Bestimmungen aufgenommen werden, wonach es zur Aufgabenstellung der Kindergärten gehört, in ausgewogener Weise die körperliche, geistige und seelische Entwicklung der Kinder zu fördern.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Lutschounig das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Danke, Herr Präsident! Entsprechend dem Beispiel von den Bundesländern Oberösterreich und Salzburg sollen wir eben einen Entwurf über ein umfassendes Kinderbetreuungsgesetz vorlegen und damit ist die Landesregierung aufgefordert, dies zu tun. Grundsätzliche Bekenntnisse zur Kinderbetreuung mit den Zielsetzungen, dass verankert werden, wo die Regelungen über die Kindergärten, Horte, Krabbelstuben und Tagesmüttern enthalten sind. Außerdem soll es nach Möglichkeit vom Land unterstützt werden, so wie es in der Steiermark ist, wo eine Kindergruppe nicht wie bei uns 26.000,-- Euro bekommt, sondern 60.000,--. Das wäre notwendig, vor allem im ländlichen Bereich, damit man hier eine Gleichstellung beziehungsweise einen Ausgleich schaffen könnte. Ich bitte, diesem Dringlichkeitsantrag die Zustimmung zu geben! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Lutschounig

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch vor allem von der ÖVP. Dieser Antrag, den Sie da stellen, der kommt wirklich so spät, dass er nicht mehr dringlich ist, weil es gibt eine – langjährige, muss ich schon sagen – massive Forderung der SPÖ, die auch schriftlich vorgelegt in Ausschüssen liegt, sodass wir glauben, dass dieser Dringlichkeitsantrag jetzt nicht dringlich ist, sondern wir glauben, dass es dringlich ist, dass diese Verhandlungen endlich aufgenommen werden über etwas, über das wir ohnehin schon eine einheitliche Meinung entwickelt haben, dass nämlich das derzeitige Kindergartengesetz des Landes Kärnten nicht mehr geeignet ist, die verschiedenen Anforderungen der Kinderbetreuung vom Kleinstkindalter bis zum Ende der Pflichtschulzeit in irgendeiner Weise zu bewältigen. Wir haben daher ganz klar gemacht, dass die Fragen der Parteienverhandlungen, die nunmehr folgen werden zur Novelle des alten Kindergartengesetzes – in der das verpflichtende Kindergartenjahr geregelt werden soll – auch verknüpft werden müssen, und das ist Teil unserer Forderung für eine Zustimmung zur Novelle des alten Gesetzes, mit den Eckpunkten für ein neues Kinderbetreuungsgesetz. Das heißt, wir brauchen hier nicht etwas dringlich beschließen, was eigentlich ohnehin schon im Laufen ist. Das wäre eher ein Akt des Scheins und ein Scheinmanöver ist wirklich nicht notwendig und nicht dringlich, weil wir uns intensiv darum bemühen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Dringlichkeit Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor allem lieber Robert Lutschounig! Du tust mir jetzt ein bisserl leid und zwar deshalb, weil dich dein Klubobmann – vom Bürgermeister „Schnösel“ genannt – da ins Feuer geschickt hat mit einer Geschichte, die an Skurrilität nicht mehr zu überbieten ist. Dein Klubobmann sitzt – jetzt zuletzt wieder – im Ausschuss gemütlich bei einer Büchse „Red Bull“, amüsiert sich königlich, wie wir mit der SPÖ über die weitere Vorgangsweise diskutieren, leistet inhaltlich null Beitrag, sagt dann, er braucht dazu nichts zu sagen, weil er eh dagegen ist und die ÖVP auch dagegen ist. Und jetzt kommt die ÖVP mit einem Dringlichkeitsantrag zu einem umfassenden Kindergartengesetz im Wissen, dass die SPÖ, (Abg. Tauschitz: Zu einem Kinderbetreuungsgesetz! Das ist ja ein Unterschied, mein Freund!) dass die SPÖ so einen Antrag – Schau! (Abg. Tauschitz: … ist ja unerträglich! – Abg. Zellot und Abg. Trettenbrein: Du bist derjenige, der unerträglich ist! – Es herrschen Lärm und Unaufmerksamkeit im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Ich habe das nicht gesagt, dass du eine Fehlbesetzung bist, das hat ja der Scheucher gesagt, da musst du dich bei ihm beschweren! Jedenfalls kommt ihr jetzt mit einem Antrag daher im Wissen, dass die SPÖ so einen Antrag bereits gestellt und genau dieses Ringen um die weitere Vorgangsweise uns beschäftigt hat. Offen gesagt, um das abzukürzen: Keine Dringlichkeit, ab in den Ausschuss! Die nächste Landtagswahl lässt grüßen! (Abg. Tauschitz: So ist es! – Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr zur Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Handzeichen! – Das ist nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit. Ich weise den Antrag dem BKS-Ausschuss zu. Bitte nun um die Verlesung des weiteren Einlaufs.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


13.
Ldtgs.Zl. 320-6/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klub betreffend mehrjährige Förderverträge mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, in Verhandlungen mit der Bundesregierung zu erreichen, dass analog dem erfolgreichen Kärntner Modell, alle über mehrere Jahre erfolgreich tätigen Kulturveranstalter auch von Bundesseite durch Förderverträge mit einer Mindestlaufzeit von drei Jahren abgesichert werden.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! In Kärnten gibt es, seit Dr. Jörg Haider Kulturreferent ist, für die wesentlichen Kulturveranstalter des Landes mehrjährige Förderverträge, und zwar mindestens dreijährige für die meisten. Dann gibt es solche über immerhin 20 Jahre, ich nenne den Verein Kulturarena Finkenstein und solche, die überhaupt unbefristet sind. Ich möchte das nicht ausführlicher behandeln in Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit. Dabei geht es im Wesentlichen um Veranstalter von Musikdarbietungen, Theateraufführungen. Aber auch im Bereich der bildenden Kunst ist das wichtig, um eine Planungs- und Finanzierungssicherheit durch mehrjährige Verträge zu bekommen. Die Rechtssicherheit darf ich auch erwähnen, denn beim Abschluss von Künstlerverträgen hängt man nicht gerne in der Luft. Auch für die Verwaltung ist das ein Vorteil. Auf Bundesebene gibt es das nicht. Es gibt eine Diskussion über zweijährige Verträge derzeit, wobei sich diese zweijährigen Verträge als nicht besonders glücklich erweisen, weil der Zeitraum zu kurz ist. Mir ist das jetzt passiert, und zwar anlässlich der Eröffnung des St. Pauler Kultursommers, dass da ein SPÖ-Abgeordneter einspringen musste, um überhaupt die Förderung zu erreichen. Die sollte von Bundesseite nämlich überhaupt abgelehnt werden, dabei ist dort ein engagiertes Team, das auch jungen Kräften in Kärnten große Chancen gibt. Ich sehe daher hier die Möglichkeit, von Kärnten aus in den Bund hineinzuwirken, wieder einmal eine Vorbildrolle zu übernehmen, den Kärntner Weg auf Bundesseite Platz greifen zu lassen. Daher denke ich, wird es nicht allzu schwer fallen, hier die Zustimmung zu geben, sowohl der Dringlichkeit als auch dem Inhalt nach. (Abg. Ing. Scheuch: Bravo, Joe! – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Tauschitz das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Lieber Joe Gallo! Das Niveau, auf dem du deinen letzten Antrag begründet hast, richtet sich von selbst, das muss man nicht kommentieren. Bezüglich des Dringlichkeitsantrages des BZÖ bezüglich der mehrjährigen Förderung werden wir der Dringlichkeit die Zustimmung erteilen und auch dem Inhalt die Zustimmung erteilen, weil es von der Idee her der richtige Weg ist. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Tauschitz

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist hinlänglich bekannt, dass wir massive Anhänger einer mehrjährigen Absicherung von kontinuierlich arbeitenden Kulturbetrieben oder ‑veranstaltungen sind, die sich bereits über mehrere Jahre etabliert haben. Hier teile ich auch die Meinung von Herrn Abgeordneten Gallo, dass Zweijahresverträge nicht zielführend sind, weil dann sozusagen bei Vertragsabschluss schon wieder verhandelt werden muss. Das heißt, auch wir werden diesem Dringlichkeitsantrag selbstverständlich die Zustimmung erteilen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Es liegt mir keine weitere Wortmeldung zur Begründung der Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über diesen Dringlichkeitsantrag abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist einstimmig so beschlossen. Es liegt mir auch zum Inhalt selbst keine Wortmeldung vor. Ich lasse auch über den Inhalt abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Bitte um die Verlesung des nächsten Antrages.

Lobnig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß


14.
Ldtgs.Zl. 285-5/29:

Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Milchstreik in Europa mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Agrarlandesrat Josef Martinz wird aufgefordert, den zuständigen Bundesminister Josef Pröll zu ersuchen, dass dieser Verhandlungen mit den Vertretern der milchverarbeitenden Betriebe und Handelsketten führt, um einen gerechten Erzeugermilchpreis für die Milchbauern zu sichern.
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Zellot das Wort.)

Mag. Weiß

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Sie haben ja heute in allen Zeitungen schon gelesen, dass nach den europäischen Mitgliedsstaaten wie Deutschland, Frankreich, England, Holland, Dänemark und auch im Nichtmitgliedsstaat Schweiz der Milchstreik jetzt auch Österreich erreicht hat. Das heißt, der Erzeugermilchpreis ist in Verhandlungen mit den Handelsketten so gesunken, dass es nicht mehr leistbar ist, eine kostendeckende Milchproduktion auch in Österreich durchzuführen. Deswegen ist es vor allem für uns in Kärnten sehr wichtig, dass sich dieser Streik nicht ausbreitet. Wir sind nicht für Streik und der Dringlichkeitsantrag beinhaltet auch, dass es nicht um die Unterstützung des Streikes geht, sondern dass der zuständige Agrarreferent und der Minister mit den Handelsketten und den milchverarbeitenden Betrieben verhandeln, dass es wieder zu einem Erzeugermilchpreis kommt, der kostendeckend ist, weil wir können es uns nicht leisten, dass wir bei der größten Sportveranstaltung hier in Kärnten – bei der Fußball-Europameisterschaft – leere Regale haben und keine Milch, die wesentlich zur Kraft zum Toreschießen beiträgt und das wollen wir mit diesem Dringlichkeitsantrag verhindern! (Abg. Trettenbrein und Abg. Ing. Scheuch: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Schlagholz das Wort.)

Zellot

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Ein klares Ja und volle Solidarität mit jenen Bauern, die sich an diesem Milchstreik beteiligen! Weil es anders wahrscheinlich nicht möglich ist, aufzuzeigen, welchem fürchterlichen Diktat diese Milchbauern, die ein hochwertiges Nahrungsmittel erzeugen, ausgesetzt sind und welches Spiel in den letzten Monaten eigentlich mit den Bauern getrieben wird. Einmal treibt man den Milchpreis ein bisschen hinauf, übernimmt von den Bauern deren Markenartikel, die Handelsketten verwenden Produkte von Biobauern, aus gentechnikfreier Landwirtschaft, von der glücklichen Kuh von der Almwiese. Alles das wird herangezogen und Monate später wird der Preis wieder hinuntergedrückt und wenn dieses Spiel so weitergeht und wenn hier nicht massiv entgegengewirkt wird, wird letzten Endes das übrig bleiben, was wir jetzt schon zum Beispiel bei den Schweinebauern haben. Dass die wenigen milchproduzierenden Bauern letztendlich das Diktat des Preises übernehmen werden und zu diesen Preisen liefern müssen, wie wir sie jetzt schon bei den Schweinen haben. Dass wir die Schweine in millionenfacher Auflage importieren, herinnen werden sie verarbeitet, kriegen den Stempel „AT“ für Österreich drauf und das selbe werden wir bei der Milch haben. Die wird quer durch Europa herumgeführt werden, letzten Endes in Österreich abgefüllt werden, es wird von der hochwertigen Almkuh nichts mehr dabei sein, aber der Stempel „AT“ wird draufkommen und der Etikettenschwindel geht weiter! Daher muss man volle Solidarität mit den Bauern haben, daher auch ein klares Ja zu diesem Antrag! (Bravorufe und Beifall von der SPÖ-Fraktion und der BZÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt zur Begründung der Dringlichkeit Abg. Ing. Hueter das Wort.)

Schlagholz

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP):

Ing. Hueter

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ja, Milchstreik in Europa! Sicherlich momentan ein Reizthema und ich bin ganz bei meinem Vorredner Schlagholz, wo ich sage, vollste Solidarität mit den Bauern. Nur wissen wir alle, die wir hier herinnen sitzen, den Preis gestaltet nicht die Genossenschaft, sondern der Handel.
Die OKM macht das sehr, sehr gut vor mit dieser gentechnikfreien Milch, die den höchsten Erzeugerpreis österreichweit gezahlt hat und nach wie vor zahlt. Aber ich glaube, jeder sollte sich bei der Nase nehmen, denn bei der Umsetzung entscheidet der Konsument. (Abg. DI Gallo: Ich glaube, der Spar entscheidet!) Der Konsument im Laden entscheidet letztendlich über die Preisgestaltung. Der Handel, das sage ich euch laut und deutlich, hat weder ein soziales noch ein regionales Gewissen! Sondern hier geht es nur um den Cash. Beim Geld wird nur auf Kosten der Nahrungsmittel, die jeder braucht, beinharte Politik gemacht, aber Preispolitik.
Ich sage noch einmal, ihr braucht nur einmal zum Geschäftsführer in den kleinen Lebensmittelläden gehen. Wenn der Konsument sagt, ich möchte zum Beispiel nur die Jauntal Milch haben oder ich möchte nur die OKM Milch haben, das sagen am Tag zehn Konsumenten, dann ist die holländische Milch, die von England oder woher kommt, übermorgen aus dem Regal weg! Ich glaube, dorthin müssen wir kommen, dass wir wenigstens im regionalen Bereich unsere Bauern und unsere Genossenschaften dahingehend stärken und sagen, wir kaufen ausschließlich unsere heimische Ware. Den Handel haben wir nicht im Griff, da können wir alle reden, so lange wir wollen. Wir können den Minister oder Agrarlandesrat peinigen, das geht nicht. Es sei denn, das ist eine andere Überlegung, dass wir in Zukunft sagen, wir geben 10 Cent den Milchbauern aus dem Zukunftsfonds. Wenn wir das schaffen würden, noch besser! (Zwischenrufe von der F-Fraktion.)
Zukunft heißt für mich auch Schaffung der Arbeitsplätze. Da sind wir natürlich auch dabei, aber der wesentlich effizientere Bereich wäre der, deshalb bin ich dabei, schauen wir, dass wir in den Regalen einheimische Ware kaufen. Das appelliere ich zumindest an die 36 Abgeordneten und noch den Präsidenten, dass sie nur noch Kärntner Ware kaufen! Wir sind natürlich dabei, danke! (Abg. Ing. Scheuch: Solidarnosce!)
Ing. Hueter

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Ich bin erfreut über die Sonderstellung, ich bin der 37. Abgeordnete. Es liegt mir nun keine weitere Wortmeldung mehr zur Begründung der Dringlichkeit vor. Ich lasse nun über die Dringlichkeit abstimmen. Wer dem zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so beschlossen. Es gibt eine Wortmeldung zum Inhalt selbst. Herr Abgeordneter Hans-Peter Schlagholz, bitte!

Lobnig

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

(Abg. Trettenbrein: Das musst du richtig stellen!) Das muss sein, weil in der Sache, wenn man sie anspricht, muss sie korrekt angesprochen werden. Heute in der Früh habe ich den Herrn Landesrat gefragt, ob er unserem Antrag aus dem Jahr 2006 Folge geleistet hat und er hat mit keiner Silbe darauf sagen können, Ja. Zu keinem Punkt und wir wissen, ich habe zitiert, dass es der Bauernbund war, der eine Studie in Auftrag gegeben hat, nach was sich der Konsument orientiert bei seinem Kaufverhalten. Er orientiert sich nach einem klaren Herkunftsnachweis. Je näher die Regionsbezeichnung stimmt, umso eher greift er zu. Es ist dann nämlich nicht der Preis, nach dem er sich orientiert. So lange Politiker solche Dinge nicht ernst nehmen und hier säumig sind, werden wir Probleme haben.
Das ist ein Weg, um den Bauern echt helfen zu können. Dieser ist, dass ein Herkunftsnachweis und Qualitätssicherung vorhanden ist. Das muss man sagen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Schlagholz

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Da muss ich natürlich dem Herrn Ober-Agrarier in der SPÖ schon einiges klarstellen. Eines ist klar, die Probleme, die in Deutschland, Holland und Italien sind, haben mit dem Landesrat Dr. Martinz wahrscheinlich nichts zu tun! (Abg. Trettenbrein: Ihr seid EU-Landesrat oder nicht?) Das ist einmal klar, dass er nicht verantwortlich ist für die Entwicklungen und für die Streiks in diesen Ländern. Dass das ganze ein Problem ist, das wissen wir. Dass die ganze Herkunftsbezeichnung mir auch nicht immer passt, in Richtung Etikettenschwindel, das ist überhaupt keine Frage! Nur, zu dem, was du heute Vormittag gesagt hast, bei den Schweinen, da muss man sagen, dass es um die Auslastung des Schlachthofes in Klagenfurt geht. Da muss der Betreiber, der Herr Marcher, auch schauen, dass er diesen Schlachthof ausgelastet hat. Dort wird zerlegt und in aller Herrenländer wieder exportiert. Das meiste geht wieder in den Export, was dort gebraucht wird.
Eines kommt noch dazu, nachdem wir um 50.000 Schweine in einem Jahr weniger haben, 200.000 haben wir im Schnitt immer gehabt und jetzt haben wir nur mehr 150.000. Die müssen wir irgendwoher bekommen, weil die Damen und Herren Kärntner haben deshalb nicht aufgehört, Schweinefleisch zu essen. Bei der Milch ist es ähnlich. Ich glaube, dass die Kärntner Milch eine gute Marke ist und dass sie es versteht, sich gut zu vermarkten, im Gegensatz zur Unterkärntner, da steht drauf Schärdinger, obwohl sie aus Klagenfurt kommt, weil sie von der Berglandmilch kommt. Die Leute sagen dann, nein, das ist Oberösterreich und greifen nicht zu, obwohl es auch unsere Milch ist! (Abg. Ing. Scheuch: Das passt jetzt!) Es ist nur der große Konzern Bergland und das macht die Problematik. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Es liegt keine weitere Wortmeldung zum Inhalt vor. – Der Vorsitzende lässt über den Antrag abstimmen. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)
B) Anträge von Abgeordneten

Lutschounig

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß


1.
Ldtgs.Zl. 325-11/26:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Umsetzung der Energieleitlinien Kärnten

Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

2.
Ldtgs.Zl. 257-4/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Gedenktafel für die jüdischen Opfer des Nationalsozialismus in Kärnten

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

3.
Ldtgs.Zl. 320-5/29:

Antrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Johannes Brahms Haus der Musik

Zuweisung: Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule

4.
Ldtgs.Zl. 331-9/29:
Antrag aller Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Kleines Glücksspiel

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

5.
Ldtgs.Zl. 330-15/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend S 37-Reali​sierung einer bestmöglichen Verkehrslösung

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

6.
Ldtgs.Zl. 126-8/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Österreich-Ausstieg aus dem EURATOM-Vertrag

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

7.
Ldtgs.Zl. 325-13/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Beimischung von Agro-Treibstoff

Zuweisung: Ausschuss für Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz, Raumplanung und Nationalparks

8.
Ldtgs.Zl. 392-1/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Gestaltungsbeirat

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

9.
Ldtgs.Zl. 236-7/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Verteilungsgerechtigkeit

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport
C) Schriftliche Anfragen


1.
Ldtgs.Zl. 273-19/29:

Schriftliche Anfrage des Abg. Holub an 1. LH-Stv. Dörfler betreffend Umsetzung der Kärntner Landesenergieleitlinien im Verkehrsbereich

2.
Ldtgs.Zl. 215-5/29:

Schriftliche Anfrage des Abg. Holub an LR DI Scheuch betreffend Umwandlung des Bischof-Kahn-Weg-Naturteichs in privaten Badeteich
D) Petitionen

1.
Ldtgs.Zl. 394-1/29:

Petition vom 29.5.2008 betreffend Beschlussfassung einer landesgesetzlichen Regelung ähnlich dem Steiermärkischen Aufsichtsorgangesetzes überreicht durch Abg. Tauschitz

Zuweisung: Ausschuss für Rechts-, Verfassungs-, Volksgruppen- und Immunitätsangelegenheiten, Europa

2.
Ldtgs.Zl. 87-23/29:
Mag. Weiß

Petition vom 29.5.2008 betreffend „Junges Wohnen muss leistbar werden“ überreicht durch Abg. Tauschitz (ÖVP):
Tauschitz


Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Lobnig (F):
Lobnig

Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Bevor ich nun diese Sitzung schließe, gestatten Sie mir, dass ich anlässlich des Ausscheidens der Frau Abgeordneten Mag. Knicek noch einige Worte an sie richte. Aus den mündlichen, mir übermittelten Informationen aber auch der heutigen Wortmeldung der Frau Abgeordneten Knicek wird sie demnächst das Mandat zurück legen und aus dem aktiven Leben eines Abgeordneten aus diesem Hause ausscheiden. Die Frau Abgeordnete Mag. Knicek wurde am 31.3.2004, mit Beginn dieser Legislaturperiode, hier als Abgeordnete zum Kärntner Landtag angelobt. Mit ihrer Ausbildung als Pädagogin für das Heilstättenwesen und ihrem Diplomstudium, auch für die Pädagogik, hat sie sich im besonderen Maße seit Beginn dieser Legislaturperiode im Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule wertvoll eingebracht. Sie war darüber hinaus aber auch Mitglied des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport bis zum Jahre 2005 und hat auch hier ihre Erfahrungen einbringen können, die letztendlich auch in vielen Bereichen der Gesetzgebung, Gesetzwerdung ihren Niederschlag gefunden haben.
Sie hat darüber hinaus im Untersuchungaus​schuss betreffend die Seebühne mitgewirkt, aber auch die Funktionen als Delegierte des Landes Kärnten in der bundesweiten Arbeitsgemeinschaft für Heilstättenlehrer auch dort ihre Erfahrungen sammeln können, aber auch austauschen können.
Frau Abgeordnete Mag. Knicek war von Beginn an eine sehr aufgeschlossene, aber auch sehr liebenswürdige und vor allem eine sehr nette, ich glaube allen Kolleginnen und Kollegen dieses Hauses sehr freundliche, Abgeordnete und eine sehr wertvolle Stütze für das Hohe Haus. Anlässlich des Ausscheidens darf ich dir, Frau Abgeordnete Helga Knicek im Namen aller Damen und Herren Abgeordneten dieses Hauses alles Gute wünschen für den weiteren beruflichen Werdegang, familären Lebensweg aber auch im Namen aller Abgeordneten herzlichst danken für die Arbeit, die du fast eine ganze Legislaturperiode, sie dauert nicht mehr sehr lange, zum Wohle aller Kärntnerinnen und Kärntner erbracht hast. Ich wünsche noch einmal alles Gute, danke vielmals! (Beifall im Hause.)
Mit dieser Beifallskundgebung schließe ich die Sitzung. Danke! 
Ende der Sitzung: 19.13 Uhr
Lobnig

